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Antrag*) 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern (2. BesVNG) 

— Drucksache 7/1906 — 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
(ErgG 2. BesVNG) 

— Drucksache 7/2442 — 

zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuordnung des Beamten- und Besoldungsrechts im Hochschulbereich 

— Drucksache 7/612 — 

A. Problem 

In den vergangenen Jahren hat sich das Besoldungsrecht in 
Bund, Ländern und Gemeinden in weiten Bereichen erheblich 
auseinanderentwickelt. Der 1971 in das Grundgesetz eingefügte 
Artikel 74 a hat dem Bund deshalb die konkurrierende Gesetz- 
gebungszuständigkeit für die Besoldung und Versorgung auch 
in den Ländern zugewiesen. Auf dieser Grundlage ist zunächst 
das Erste Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern (1. BesVNG) vom 
18. März 1971 ergangen, das aber nur Teilbereiche regeln 
konnte und im übrigen das bestehende Recht festgeschrieben 
hat. 

') Bericht der Abgeordneten Berger, Liedtke, Dr. Wendig, Dr. h. c. 

Wagner (Günzburg), Schäler (Appenweier) und Dr. Wernitz lolgt. 
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Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 26. Juli 
1972 zum Ersten Hessischen Besoldungsanpassungsgesetz be- 
steht diese Sperre gemäß Artikel 72 GG nur fort, wenn der 
Bund von seinem Gesetzgebungsrecht weiter Gebrauch macht; 
anderenfalls wären die Länder frei, das Besoldungsrecht könnte 
sich dann erneut auseinanderentwickeln. Dies würde zum Nach- 
teil der Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dienstes erneut zu 
Spannungen führen; angesichts der immer größer werdenden 
Bedeutung des Personalkostenanteils in den öffentlichen Haus- 
halten würde eine ungeordnete Entwicklung aber auch den Sta- 
bilisierungsbemühungen der Bundesregierung diametral ent- 
gegenlaufen. 

Ein weiterer, umfassender Schritt zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund, Ländern und Ge- 
meinden ist daher in der gegenwärtigen Situation und nach 
dem Verfassungsauftrag des Artikels 74 a GG zwingend ge- 
boten. 


B. Lösung 

Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
(2. BesVNG) enthält dementsprechend u. a. eine vollständige 
Neufassung des Bundesbesoldungsgesetzes, des Sonderzuwen- 
dungsgesetzes und des Gesetzes über vermögenswirksame Lei- 
tungen für Beamte, Richter und Soldaten: 

— diese Gesetze sollen erstmals einheitlich und unmittelbar 
für den Gesamtbereich gelten; besoldungsrechtliche Rege- 
lungen durch die Länder sind nur noch zulässig, wenn dies 
ausdrücklich durch Bundesgesetz geregelt ist; 

— die Vereinheitlichung erfolgt im wesentlichen kostenneutral 
nach dem geltenden Stand des Besoldungsrechts in den ver- 
schiedenen Bereichen; eine Harmonisierung auf einem höhe- 
ren oder dem jeweils höchsten Stand der Besoldung in Teil- 
bereichen hätte Kosten bis in Milliardenhöhe verursacht. 
Vor allem aber wäre sie als undifferenzierte Anhebung auch 
in sich nicht gerechtfertigt; 

— das Besoldungsrecht soll vielmehr von dem einmal erreich- 
ten, vereinheitlichten Stand ausgehend nach dem besonders 
betonten Grundsatz der funktionsgerechten Bewertung fort- 
entwickelt werden; der Entwurf enthält insoweit die ent- 
scheidende Weichenstellung in Richtung auf ein modernes, 
transparenteres, leistungs- und funktionsgerechteres Bezah- 
lungssystem. 

Der Gesetzentwurf enthält ferner u. a. folgende Neuregelungen: 

- — neues System der Anpassung der Versorgungsbezüge; Ver- 
besserung des Ruhegehaltes bei sogenannter Frühpensio- 
nierung, Verbesserung der Mindestversorgung, 

— Neuordnung der Besoldung der Richter und Staatsanwälte 
nach den vom Bundesverfassungsgericht entwickelten An- 
forderungen an eine eigenständige Richterbesoldung, 
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— Neuordnung der Besoldung der Hochschullehrer entspre- 
chend dem Gesetzentwurf des Bundesrates zum 1. Januar 
1977, 

— Zusammenführung der Lehrerbesoldung entsprechend den 
Bestrebungen in den Bundesländern, 

— Neuordnung der Auslandsbesoldung, 

— Neubewertung der Unterhaltszuschüsse als Anwärterbezüge. 

Durch die Neufassung der Bundesbesoldungsordnung B werden 
die Einstufungen wichtiger Eckämter im Verhältnis Bund/Län- 
der und im Verhältnis der Länder untereinander harmonisiert. 
Neueinstufungen werden ferner bei Ämtern vorgenommen, 
denen erhebliche zusätzliche Aufgaben übertragen worden sind, 
bei denen dies wegen organisatorischer Änderungen geboten 
oder bei denen eine Aufgabenminderung eingetreten ist. Im 
übrigen bleiben die Einstufungen unverändert. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Gegenüber den in den Gesetzentwürfen — Drucksachen 7/1906, 
7/2442 — veranschlagten Kosten werden durch die Beschlüsse 
des Innenausschusses Einsparungen bei Bund, Ländern und Ge- 
meinden in Höhe von 113,1 Millionen DM erzielt (vgl. auch 
Gemeinsame Erklärung der Bundesregierung und der Länder 
vom 19. Dezember 1974, Bulletin vom 29. Januar 1975, Seiten 
134, 135). 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 7/1906, 7/2442, 7/612 — in der sich aus der 
nachstehenden Gegenüberstellung ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu den Gesetzentwürfen — Drucksachen 7/1906, 7/2442, 7/612 — eingegan- 
genen Petitionen und Eingaben für erledigt zu erklären; 

3. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Vorarbeiten für eine Ämter- und Dienstpostenbewertung mit Nach- 
druck fortzuführen und damit bundeseinheitlich die Grundlagen für eine 
funktionsorientierte Bezahlung der Beamten im Sinne des in Artikel I § 18 
2. BesVNG aufgestellten Grundsatzes zu schaffen, 

2. dem Bundestag noch in dieser Wahlperiode einen Arbeitsbericht vorzu- 
legen. 


Bonn, den 29. Januar 1975 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 

Berger Liedtke Dr. Wendig 

Dr. h. c. Wagner (Günzburg) Schäfer (Appenweier) Dr. Wernitz 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neuregeiung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern (2. BesVNG) 

— Drucksache 7/1906 — 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
(ErgG 2. BesVNG) 

— Drucksache 7/2442 — 

des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung des Beamten- und Besoldungsrechts im Hochschulbereich 

— Drucksache 7/612 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


Entwurf Drucksache 7/1906 Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsredits in Bund und Ländern 

(2. BesVNG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 

rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Neufassung des 
Bundesbesoldungsgesetzes 

1. ABSCHNITT 
Allgemeine Vorsdiriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung der 

1. Beamten des Bundes, der Länder, der Gemein- 
den, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen 
der Aufsicht des Bundes oder eines Landes unter- 
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts; ausgenommen 
sind die Ehrenbeamten und die Beamten auf 
Widerruf, die nebenbei verwendet werden, 

2. Richter des Bundes und der Länder; ausgenom- 
men sind die ehrenamtlichen Richter, 

3. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit. 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 

(2. BesVNG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Neufassung des 
Bundesbesoldungsgesetzes 

1. ABSCHNITT 
Allgemeine Vorsdiriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Besoldung der 

1. Bundesbeamten, der Beamten der Länder, der Ge- 
meinden, der Gemeindeverbände sowie der son- 
stigen der Aufsicht eines Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts; ausgenommen sind die Eh- 
renbeamten und die Beamten auf Widerruf, die 
nebenbei verwendet werden, 

2. unverändert 

3. unverändert 
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(2) Zur Besoldung gehören folgende Dienst- 
bezüge ; 

1. Grundgehalt, 

2. Zuschüsse zum Grundgehalt für Professoren an 
Hochschulen, 

3. Ortszuschlag, 

4. Kinderzuschlag, 

5. Zulagen, 

6. Vergütungen, 

7. Auslandsdienstbezüge. 

(3) Zur Besoldung gehören ferner folgende son- 
stige Bezüge: 

1 . Anwärterbezüge, 

2. jährliche Sonderzuwendungen, 

3. Vermögens wirksame Leistungen. 

(4) Die Länder können besoldungsrechtliche Vor- 
schriften im Sinne der Absätze 1 bis 3 nur erlassen, 
soweit dies bundesgesetzlich ausdrücklich geregelt 
ist 

(5) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-recht- 
lichen Religionsgesellschaften und ihre Verbände. 

§ 2 

Regelung durch Gesetz 

(1) Die Besoldung der Beamten, Richter und Sol- 
daten wird durch Gesetz geregelt. 

(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Ver- 
gleiche, die dem Beamten, Richter oder Soldaten 
eine höhere als die ihm gesetzlich zustehende Be- 
soldung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das 
gleiche gilt für Versicherungsverträge, die zu die- 
sem Zweck abgeschlossen werden. 

(3) Der Beamte, Richter oder Soldat kann auf die 
ihm gesetzlich zustehende Besoldung weder ganz 
noch teilweise verzichten; ausgenommen sind die 
vermögenswirksamen Leistungen. 

§ 3 

Ansprudi auf Besoldung 

(1) Die Beamten, Richter und Soldaten haben An- 
spruch auf Besoldung. Der Anspruch entsteht mit 
dem Tag, an dem ihre Ernennung, Versetzung, Über- 
nahme oder ihr Übertritt in den Dienst eines der in 
§ 1 Abs. 1 genannten Dienstherren wirksam wird. Be- 
darf es zur Verleihung eines Amtes mit anderem 
Endgrundgehalt (Grundgehalt) keiner Ernennung 
oder wird der Beamte, Richter oder Soldat rück- 
wirkend in eine Planstelle eingewiesen, so entseht 
der Anspruch mit dem Tag, der in der Einweisungs- 
verfügung bestimmt ist. Wird ein Amt auf Grund 
einer Regelung nach § 21 Abs. 2 Nr. 1 zweiter 
Halbsatz, § 22 Abs. 1 eingestuft, so entsteht der An- 
spruch mit der Maßnahme, die der Einweisungsver- 
fügung entspricht. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Zur Besoldung gehören folgende Dienst- 
bezüge: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. entfällt 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

Anspruch auf Besoldung 

(1) unverändert 
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(2) Bei Soldaten, die sich nicht für eine Dienstzeit 
von mindestens einundzwanzig Monaten verpflich- 
tet haben, entsteht der Anspruch auf Besoldung 
frühestens mit dem Tag nach Ableistung des Grund- 
wehrdienstes. 

(3) Der Anspruch auf Besoldung endet mit Ablauf 
des Tages, an dem der Beamte, Richter oder Soldat 
aus dem Dienstverhältnis ausscheidet, soweit gesetz- 
lich nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Besteht der Anspruch auf Besoldung nicht für 
einen vollen Kalendermonat, so wird nur der Teil 
der Bezüge gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum 
entfällt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist. 

(5) Die Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 
und 7 werden monatlich im voraus gezahlt. Die 
anderen Bezüge werden monatlich im voraus ge- 
zahlt, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(6) Werden Bezüge nach dem Tag der Fälligkeit 
gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugs- 
zinsen. 

§ 4 

Weiterge Währung der Besoldung 
bei Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
oder bei Abwahl von Wahlbeamten auf Zeit 

(1) Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte, Richter oder Soldat erhält für den Monat, in 
dem ihm die Versetzung in den einstweiligen Ruhe- 
stand mitgeteilt worden ist, und für die folgenden 
drei Monate noch die Bezüge nach dem ihm ver- 
liehenen Amt. Aufwandsentschädigungen werden 
nur bis zum Beginn des einstweiligen Ruhestandes 
gezahlt. 

(2) Bezieht der in den einstweiligen Ruhestand 
versetzte Beamte, Richter oder Soldat Einkünfte aus 
einer Verwendung im Dienst eines öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn (§ 29 Abs. 1) oder eines Verban- 
des, dessen Mitglieder öffentlich-rechtliche Dienst- 
herren sind, so werden die Bezüge um den Betrag 
dieser Einkünfte verringert. § 43 Abs. 4 ist anzu- 
wenden. 


(3) Wird ein Wahlbeamter auf Zeit abgewählt, so 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend; an die 
Stelle der Mitteilung über die Versetzung in den 
einstweiligen Ruhestand tritt die Mitteilung über die 
Abwahl oder der sonst bestimmte Beendigungszeit- 
punkt für das Beamtenverhältnis auf Zeit. Satz 1 
gilt entsprechend für die Fälle des Eintritts in den 
einstweiligen Ruhestand kraft Gesetzes. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 
und 7 werden monatlich im voraus gezahlt. Die 
anderen Bezüge werden monatlich im voraus ge- 
zahlt, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(6) unverändert 


§ 4 

Weitergewährung der Besoldung 
bei Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
oder bei Abwahl von Wahlbeamten auf Zeit 

(1) unverändert 


(2) Bezieht der in den einstweiligen Ruhestand 
versetzte Beamte, Richter oder Soldat Einkünfte aus 
einer Verwendung im Dienst eines öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn (§ 29 Abs. 1) oder eines Verban- 
des, dessen Mitglieder öffentlich-rechtliche Dienst- 
herren sind, so werden die Bezüge um den Betrag 
dieser Einkünfte verringert. Dem Dienst bei einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn steht gleich die 
Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, an der ein öffentlich- 
rechtlicher Dienstherr oder ein Verband, dessen Mit- 
glieder öffentlich-rechtliche Dienstherren sind, durch 
Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in 
anderer Weise beteiligt ist. Die Entscheidung, ob die 
Voraussetzungen erfüllt sind, trifft der für das Be- 
soldungsrecht zuständige Minister oder die von ihm 
bestimmte Stelle. 

(3) u n V e r ä n d e r t 
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§ 5 

Besoldung bei mehreren Hauptämtern 

Hat der Beamte, Richter oder Soldat mit Geneh- 
migung der obersten Dienstbehörde gleichzeitig 
mehrere besoldete Hauptämter inne, so wird die 
Besoldung aus dem Amt mit den höheren Dienst- 
bezügen gewährt, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. Sind für die Ämter Dienstbezüge in 
gleicher Höhe vorgesehen, so werden die Dienst- 
bezüge aus dem ihm zuerst übertragenen Amt ge- 
zahlt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

§ 6 

Besoldung für teilzeitbesdiäftigte Beamte 
und Richter 

(1) Ein Beamter, dessen regelmäßige Arbeitszeit 
nach § 79 a Abs. 1 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
oder entsprechendem Landesrecht ermäßigt worden 
ist, erhält im gleichen Verhältnis verringerte 
Dienstbezüge. Dies gilt auch für einen Richter, des- 
sen Dienst nach § 48 a Abs, 1 Nr. 1 des Deutschen 
Richtergesetzes oder entsprechendem Landesrecht 
ermäßigt worden ist. 

(2) Erreicht die Summe des insgesamt zu gewäh- 
renden Kinderzuschlages und des nach der Zahl der 
Kinder bemessenen Teiles des Ortszuschlages nicht 
das Kindergeld, das dem Beamten oder Richter im 
Falle der Anwendung des Bundeskindergeldgesetzes 
zustehen würde, so erhält er eine Zulage in Höhe 
des Unterschiedsbetrages. 

§ 7 

Kaufkraftausgleich 

Hat der Beamte, Richter oder Soldat seinen 
dienstlichen Wohnsitz in einem fremden Währungs- 
gebiet und muß er über die Bezüge in der Währung 
dieses Gebietes verfügen, so ist eine geringere 
Kaufkraft der Deutschen Mark gegenüber der Kauf- 
kraft der fremden Währung durch einen Zuschlag 
auszugleichen; eine höhere Kaufkraft der Deutschen 
Mark gegenüber der Kaufkraft der fremden Wäh- 
rung kann durch einen Abschlag ausgeglichen wer- 
den. Der Kaufkraftausgleich wird vom Bundesmini- 
ster des Innern im Benehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen geregelt. 

§ 8 

Kürzung der Besoldung bei Gewährung 

einer Versorgung durch eine zwischenstaatliche 
oder überstaatliche Einrichtung 

(1) Erhält ein Beamter, Richter oder Soldat aus 
der Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
eine Versorgung, werden seine Dienstbezüge ge- 
kürzt. Die Kürzung beträgt 2,14 vom Hundert für 
jedes im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

Besoldung für teilzeitbeschäftigte Beamte 
und Richter 

Ein Beamter, dessen regelmäßige Arbeitszeit nach 
§ 79 a Abs. 1 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
oder entsprechendem Landesrecht ermäßigt worden 
ist, erhält im gleichen Verhältnis verringerte 
Dienstbezüge. Dies gilt auch für einen Richter, des- 
sen Dienst nach § 48 a Abs. 1 Nr. 1 des Deutschen 
Richtergesetzes oder entsprechendem Landesrecht 
ermäßigt worden ist. 

(2) entfällt 


§ 7 

Kaufkraftausgleich 

Hat der Beamte, Richter oder Soldat seinen 
dienstlichen Wohnsitz in einem fremden Währungs- 
gebiet und muß er über die Bezüge in der Währung 
dieses Gebietes verfügen, so ist ein Unterschied zwi- 
schen der Kaufkraft der fremden Währung und der 
Kaufkraft der Deutschen Mark durch Zu- oder Ab- 
schläge auszugleichen (Kaufkraftausgleich). Der 
Kaufkraftausgleich wird vom Bundesminister des 
Innern im Benehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen geregelt, 

§ 8 

unverändert 
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Dienst vollendete Jahr; ihm verbleiben jedoch min- 
destens vierzig vom Hundert seiner Dienstbezüge. 

Erhält er als Invaliditätspension die Höchstversor- 
gung aus seinem Amt bei der zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung, werden die Dienst- 
bezüge um sechzig vom Hundert gekürzt. Der Kür- 
zungsbetrag darf die von der zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung gewährte Versor- 
gung nicht übersteigen. 

(2) Als Zeit im zwischenstaatlichen oder über- 
staatlichen Dienst wird auch die Zeit gerechnet, in 
welcher der Beamte, Richter oder Soldat ohne Aus- 
übung eines Amtes bei einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung einen Anspruch auf 
Vergütung oder sonstige Entschädigung hat und 
Ruhegehaltsansprüche erwirbt. Entsprechendes gilt 
für Zeiten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung, die dort bei der Berechnung des Ruhe- 
gehalts wie Dienstzeiten berücksichtigt werden. 

(3) Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 1 sind 
Grundgehalt, Ortszuschlag, Amtszulagen, ruhe- 
gehaltfähige Stellenzulagen und ruhegehaltfähige 
Zuschüsse zum Grundgehalt für Professoren an 
Hochschulen. 


§ 9 

unverändert 

Bleibt der Beamte, Richter oder Soldat ohne Ge- 
nehmigung schuldhaft dem Dienst fern, so verliert 
er für die Zeit des Fernbleibens seine Bezüge. Der 
Verlust der Bezüge ist festzustellen und dem Beam- 
ten, Richter oder Soldaten mitzuteilen. 


§ 9 

Verlust der Besoldung 
bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst 


§ 10 § 10 
Anrechnung von Sachbezügen auf die Besoldung unverändert 

Erhält ein Beamter, Richter oder Soldat Sach- 
bezüge, so werden diese unter Berücksichtigung ihres 
wirtschaftlichen Wertes mit einem angemessenen 
Betrag auf die Besoldung angerechnet, soweit nichts 
anderes bestimmt ist. 


§ 11 § 11 

Abtretung von Bezügen, Verpfändung, unverändert 

Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht 

(1) Der Beamte, Richter oder Soldat kann, wenn 
bundesgesetzlich nichts anderes bestimmt ist, An- 
sprüche auf Bezüge nur abtreten oder verpfänden, 
soweit sie der Pfändung unterliegen. 

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Bezüge kann der 
Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurückbehal- 
tungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der 
Bezüge geltend machen. Dies gilt nicht, soweit gegen 
den Beamten, Richter oder Soldaten ein Anspruch 
auf Schadenersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter 
Handlung besteht. 
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§ 12 § 12 
Rückforderung von Bezügen unverändert 

(1) Wird ein Beamter, Richter oder Soldat durch 
eine gesetzliche Änderung seiner Bezüge einschließ- 
lich der Einreihung seines Amtes in die Besoldungs- 
gruppen der Besoldungsordnungen mit rückwirken- 
der Kraft schlechter gestellt, so sind die Unter- 
schiedsbeträge nicht zu erstatten. 

(2) Im übrigen regelt sich die Rückforderung zu- 
viel gezahlter Bezüge nach den Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit ge- 
setzlich nichts anderes bestimmt ist. Der Kenntnis 
des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung 
steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich 
war, daß der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. 

Von der Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen 
mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder 
der von ihr bestimmten Stelle ganz oder teilweise 
abgesehen werden. 


§ 13 § 13 

Wahrung des Besitzstandes unverändert 

(1) Ein Beamter, der in ein anderes Amt mit ge- 
ringerem Endgrundgehalt (Grundgehalt) Übertritt, 
übernommen oder versetzt wird, weil seine Körper- 
schaft oder Behörde ganz oder teilweise aufgelöst, 
umgebildet oder mit einer anderen Körperschaft 
oder Behörde verschmolzen oder in eine andere 
Körperschaft oder Behörde eingegliedert wird (§§ 19, 

128 des Beamtenrechtsrahmengesetzes, § 26 Abs. 2 
des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechende 
landes rechtliche Vorschriften), erhält eine ruhe- 
gehaltfähige Ausgleichszulage. Sie wird in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem jeweiligen 
Grundgehalt und Ortszuschlag des Beamten und dem 
jeweiligen Grundgehalt und Ortszuschlag, die ihm 
in seinem bisherigen Amt zugestanden hätten, ge- 
währt; Änderungen der besoldungsmäßigen Zuord- 
nung des bisherigen Amtes bleiben unberücksichtigt. 

Die Ausgleichszulage wird bei Beamten auf Zeit nur 
für die Dauer der restlichen Amtszeit gewährt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Beamter 
zur Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand 
in ein anderes Amt mit geringerem Endgrundgehalt 
versetzt wird, weil 

a) für seine Laufbahn oder sein Amt durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften besondere gesund- 
heitliche Anforderungen festgesetzt sind und 

b) er nach Feststellung eines Amtsarztes, eines be- 
amteten Arztes oder eines Vertrauensarztes 
diese besonderen gesundheitlichen Anforderun- 
gen nicht mehr erfüllt, ohne daß er dies zu ver- 
treten hat. 

(3) Scheidet ein Beamter in anderen Fällen aus 
einem Amt aus, um ein anderes Amt zu überneh- 
men, und verringert sich durch den Übertritt sein 
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Grundgehalt, so erhält er eine ruhegehaltfähige 
Ausgleichszulage in Höhe des Untersdiiedsbetrages 
zwischen seinem jeweiligen Grundgehalt und dem 
Grundgehalt, das ihm in seinem bisherigen Amt 
zuletzt zustand. Der Gesamtbetrag von Grundgehalt 
und Ausgleichszulage darf das Endgrundgehalt sei- 
nes jeweiligen Amtes nicht übersteigen. Die Aus- 
gleichszulage wird nicht gewährt, wenn die Ver- 
ringerung des Grundgehalts auf einer Disziplinar- 
maßnahme in einem disziplinargerichtlichen Verfah- 
ren beruht. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für Richter und Sol- 
daten und wenn ein Ruhegehaltsempfänger erneut 
in ein Beamten-, Richter- oder Soldatenverhältnis 
berufen wird und sein neues Grundgehalt geringer 
ist als das Grundgehalt, nach dem das zuletzt be- 
zogene Ruhegehalt bemessen war. 

(5) Zum Endgrundgehalt und Grundgehalt gehö- 
ren außer Amtszulagen auch ruhegehaltfähige Stel- 
lenzulagen sowie ruhegehaltfähige Zuschüsse zum 
Grundgehalt für Professoren an Hochschulen. Nicht- 
ruhegehaltfähige Stellenzulagen, die in dem neuen 
Amt zustehen, werden auf die Ausgleichszulage an- 
gerechnet. 

§ 14 

Anpassung der Besoldung 

Die Besoldung wird entsprechend der Entwicklung 
der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhältnisse und unter Berücksichtigung der mit den 
Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung durch 
Bundesgesetz regelmäßig angepaßt. 

§ 15 

Dienstlicher Wohnsitz 

(1) Dienstlicher Wohnsitz des Beamten oder Rich- 
ters ist der Ort, an dem die Behörde oder ständige 
Dienststelle ihren Sitz hat. Dienstlicher Wohnsitz 
des Soldaten ist sein Standort. 

(2) Die oberste Dienstbehörde kann als dienst- 
lichen Wohnsitz anweisen: 

1. den Ort, der Mittelpunkt der dienstlichen Tätig- 
keit des Beamten, Richters oder Soldaten ist, 

2. den Ort, in dem der Beamte, Richter oder Soldat 
mit Zustimmung der Vorgesetzten Dienststelle 
wohnt, 

3. einen Ort im Inland, wenn der Beamte oder Soldat 
im Ausland an der deutschen Grenze beschäftigt 
ist. 

Sie kann diese Befugnis auf nachgeordnete Stellen 
übertragen. 


§ 14 
u n V e r ä n 


§ 15 
u n V e r ä n 


§ 16 § 16 
Amt, Dienstgrad u n v e r ä n 

Soweit in Vorschriften dieses Gesetzes auf das 
Amt verwiesen wird, steht dem Amt der Dienstgrad 
des Soldaten gleich. 


Ausschusses 


d e r t 


d e r t 


d e r t 
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Aufwandsentschädigungen 

Aufwandsentschädigungen dürfen nur gewährt 
werden, wenn aus dienstlicher Veranlassung Auf- 
wendungen entstehen, deren Übernahme dem Be- 
amten, Richter oder Soldaten nicht zugemutet wer- 
den kann, und der Haushaltsplan Mittel dafür zur 
Verfügung stellt. 


2. ABSCHNITT 

Grundgehalt; Zuschüsse zum Grundgehalt 
für Professoren an Hochschulen 


1. UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Grundsätze 

§ 18 

Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung 

Pie Funktionen der Beamten, Richter und Solda- 
ten sind nach den mit ihnen verbundenen Anforde- 
rungen sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzu- 
ordnen. Die Ämter sind nach ihrer Wertigkeit unter 
Berücksichtigung der gemeinsamen Belange aller 
Dienstherren den Besoldungsgruppen zuzuordnen. 

§ 19 

Bestimmung des Grundgehaltes nach dem Amt 

(1) Das Grundgehalt des Beamten, Richters oder 
Soldaten bestimmt sich nach der Besoldungsgruppe 
des ihm verliehenen Amtes. Ist ein Amt noch nicht 
in einer Besoldungsordnung enthalten oder ist es 
mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet, bestimmt 
sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe, 
die in der Einweisungsverfügung bestimmt ist. Ist 
dem Beamten oder Richter noch kein Amt verliehen 
worden, so bestimmt sich das Grundgehalt des Be- 
amten nach der Besoldungsgruppe seines Eingangs- 
amtes, das Grundgehalt des Richters und des Staats- 
anwalts nach der Besoldungsgruppe R 1 ; soweit die 
Einstellung in einem anderen als dem Eingangs amt 
erfolgt ist, bestimmt sich das Grundgehalt nach der 
entsprechenden Besoldungsgruppe. 


(2) Ist einem Amt gesetzlich eine Funktion zu- 
geordnet oder richtet sich die Zuordnung eines Am- 
tes zu einer Besoldungsgruppe einschließlich der Ge- 
währung von Amtszulagen nach einem gesetzlich 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 17 

unverändert 


2. ABSCHNITT 

Grundgehalt; Zuschüsse zum Grundgehalt 
für Professoren an Hochschulen 

1. UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Grundsätze 

§ 18 

unverändert 


§ 19 

Bestimmung des Grundgehaltes nach dem Amt 

(1) Das Grundgehalt des Beamten, Richters oder 
Soldaten bestimmt sich nach der Besoldungsgruppe 
des ihm verliehenen Amtes. Ist ein Amt noch nicht 
in einer Besoldungsordnung enthalten oder ist es 
mehreren Besoldungsgruppen zugeordnet, bestimmt 
sich das Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe, 
die in der Einweisungs Verfügung bestimmt ist; die 
Einweisung bedarf bei Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts in den Fällen, 
in denen das Amt in einer Besoldungsordnung noch 
nicht enthalten ist, der Zustimmung der obersten 
Rechtsaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem 
für das Besoldungsrecht zuständigen Minister. Ist 
dem Beamten oder Richter noch kein Amt verliehen 
worden, so bestimmt sich das Grundgehalt des Be- 
amten nach der Besoldungsgruppe seines Eingangs- 
amtes, das Grundgehalt des Richters und des Staats- 
anwalts nach der Besoldungsgruppe R 1; soweit die 
Einstellung in einem anderen als dem Eingangsamt 
erfolgt ist, bestimmt sich das Grundgehalt nach der 
entsprechenden Besoldungsgruppe. 

(2) unverändert 
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festgelegten Bewertungsrriaßstab, insbesondere nach 
der Zahl der Planstellen, nach der Einwohnerzahl 
einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder 
nach der Schülerzahl einer Schule, so gibt die Erfül- 
lung dieser Voraussetzungen allein keinen Anspruch 
auf die Besoldung aus diesem Amt. 


2. UNTERABSCHNITT 
Vorschriften für Beamte und Soldaten 

§ 20 

Besoldungsordnungen A und B 

(1) Die Ämter der Beamten und Soldaten und ihre 
Besoldungsgruppen werden in Bundesbesoldungs- 
ordnungen oder in Landesbesoldungsordnungen ge- 
regelt. Die §§21 und 22 bleiben unberührt. 

(2) Die Bundesbesoldungsordnung A — aufstei- 
gende Gehälter — und die Bundesbesoldungsord- 
nung B — feste Gehälter — sind Anlage I. Die Grund- 
gehaltssätze der Besoldungsgruppen sind in der An- 
lage IV ausgewiesen. Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Funktionen den Ämtern in den Bun- 
desbesoldungsordnungen zuzuordnen. 

(3) In Landesbesoldungsordnungen dürfen Ämter 
nur aufgenommen werden, soweit dies in diesem 
Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist oder wenn sie 
sich von den Ämtern in den Bundesbesoldungsord- 
nungen nach dem Inhalt der zugeordneten Funk- 
tionen wesentlich unterscheiden. Die Landesbesol- 
dungsordnungen müssen im Aufbau der Besoldungs- 
gruppen den Bundesbesoldungsordnungen entspre- 
chen. Die Grundgehaltssätze der Anlage IV gelten 
unmittelbar auch für die Landesbesoldungsordnun- 
gen. 

§ 21 

Hauptamtliche Wahlbeamte auf Zeit der Gemeinden, 
Samtgemeinden, Verbandsgemeinden, Ämter und 
Kreise 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
für die Zuordnung der Ämter der hauptamtlichen 
Wahlbeamten auf Zeit der Gemeinden, Samtgemein- 
den, Verbandsgemeinden, Ämter und Kreise zu den 
Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A 
und B der Länder Höchstgrenzen festzulegen. Die 
Höchstgrenzen sind unter Berücksichtigung der Zahl 
der Einwohner zu bestimmen. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 

1. die Ämter der in Absatz 1 aufgeführten Beamten 
den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnun- 
gen A und B der Länder nach Maßgabe der 
Rechtsverordnung der Bundesregierung nach Ab- 
satz 1 zuzuordnen; dabei können bei den in Ab- 
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2. UNTERABSCHNITT 
Vorschriften für Beamte und Soldaten 

§ 20 

unverändert 


§ 21 

Hauptamtliche Wahlbeamte auf Zeit der Gemeinden, 
Samtgemeinden, Verbandsgemeinden, Ämter und 
Kreise 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
für die Zuordnung der Ämter der hauptamtlichen 
Wahlbeamten auf Zeit der Gemeinden, Samtgemein- 
den, Verbandsgemeinden, Ämter und Kreise zu den 
Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A 
und B der Länder Höchstgrenzen festzulegen. Die 
Höchstgrenzen sind insbesondere unter Berücksich- 
tigung der Zahl der Einwohner zu bestimmen. 

(2) unverändert 
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satz 1 genannten Körperschaften einer Größen- 
klasse höchstens zwei Besoldungsgruppen für ein 
Amt vorgesehen werden, 

2. für die in Absatz 1 aufgeführten Beamten das 
Aufsteigen in den Dienstaltersstufen und die 
Festsetzung des Besoldungsdienstalters abwei- 
chend von § 27 Abs. 1 und § 28 Abs. 2 zu regeln. 

Die Ermächtigung zum Erlaß der Rechtsverordnung 
kann auf den zuständigen Minister übertragen wer- 
den. 


§ 22 

Vorstandsmitglieder öffentlich-rechtlicher Sparkassen 
und Leiter kommunaler Versorgungs- und Verkehrs- 
betriebe 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Ämter der hauptamtlichen Vorstandsmitglieder 
öffentlich-rechtlicher Sparkassen und der Leiter der 
kommunalen Versorgungs- und Verkehrsbetriebe 
(Werkleiter) den Besoldungsgruppen der Bundes- 
besoldungsordnungen A und B zuzuordnen. 

(2) Bemessungsgrundlage für die Zuordnung der 
Ämter der hauptamtlichen Vorstandsmitglieder 
öffentlich-rechtlicher Sparkassen ist die Summe aus 
der Bilanzsumme der Sparkasse, dem Kreditvolumen 
und dem Kurswert der Kundenwertpapiere nach 
einem bestimmten Stichtag. Grundlage für die Ein- 
stufung der Werkleiter ist bei Versorgungsbetrieben 
die nutzbare Abgabe, bei Verkehrsbetrieben die 
Zahl der beförderten Personen in einem bestimmten 
Wirtschaftsjahr. 

§ 23 

Eingangsämter für Beamte 

(1) Die Eingangsämter für Beamte sind folgen- 
den Besoldungsgruppen zuzuweisen: 

1. in Laufbahnen des einfachen Dienstes 
der Besoldungsgruppe A 1 oder A 2, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Ämter der hauptamt- 
lichen Wahlbeamten auf Zeit der regionalen Kom- 
munalverbände und anderer überörtlicher kommu- 
naler Einrichtungen unter Berücksichtigung des be- 
grenzten Aufgabeninhalts im Vergleich zur Einstu- 
fung der entsprechenden Ämter der beteiligten Kör- 
perschaften im Sinne des Absatzes 1 den Besoldungs- 
ordnungen A und B der Länder zuzuordnen. Die Er- 
mächtigung zum Erlaß der Rechtsverordnung kann 
auf den zuständigen Minister übertragen werden. 

§ 22 

unverändert 


§ 23 

unverändert 


2. in Laufbahnen des mittleren Dienstes 
der Besoldungsgruppe A 5, 

3. in Laufbahnen des gehobenen Dienstes, 
der Besoldungsgruppe A 9, 

4. in Laufbahnen des höheren Dienstes 
der Besoldungsgruppe A 13. 
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(2) In Laufbahnen des gehobenen Dienstes, in 
denen für die Befähigung der Abschluß einer Fach- 
hochschule gefordert wird, ist das Eingangsamt für 
Beamte, die für die Befähigung den Fachhochs diul- 
abschluß nachweisen, der Besoldungsgruppe A 10 
zuzuweisen. 

§ 24 § 24 

Eingangsamt für Beamte in besonderen Laufbahnen unverändert 

(1) Das Eingangsamt in Sonderlaufbahnen, bei 
denen 

1. die Ausbildung mit einer gegenüber dem nicht- 
technischen oder technischen Verwaltungsdienst 
besonders gestalteten Prüfung abgeschlossen 
wird oder die Ablegung einer zusätzlichen Prü- 
fung vorgeschrieben ist und 

2. im Eingangsamt Anforderungen gestellt werden, 
die bei sachgerechter Bewertung zwingend die 
Zuweisung des Eingangsamtes zu einer anderen 
Besoldungsgruppe als nach § 23 erfordern, 

kann der höheren Besoldungsgruppe zugewiesen 
werden, in die gleichwertige Ämter eingereiht sind. 

Die Festlegung als Eingangsamt ist in den Besol- 
dungsordnungen zu kennzeichnen. 

(2) Das Eingangsamt in Laufbahnen des einfachen 
Dienstes kann, wenn die Voraussetzung des Absat- 
zes 1 Satz 1 Nr. 2 erfüllt ist, der höheren Besoldungs- 
gruppe zugewiesen werden, in die gleichwertige 
Ämter eingereiht sind. 

§ 25 

Beförderungsämter 

(1) Beförderungsämter dürfen, soweit bundesge- (1) unverändert 
setzlich nichts anderes bestimmt ist, nur eingerichtet 
werden, wenn sie sich von den Ämtern der niedri- 
geren Besoldungsgruppe nach der Wertigkeit der 
zugeordneten Funktionen wesentlich abheben. 

(2) Ist (2) u n V e r ä n d e r t 

1. in Laufbahnen des einfachen Dienstes das erste 
Beförderungsamt in der Besoldungsgruppe A 2 
und das zweite Beförderungsamt in der Besol- 
dungsgruppe A 3, 

2. in Laufbahnen des einfachen Dienstes, deren Ein- 
gangsamt nach § 24 Abs. 2 den Besoldungsgrup- 
pen A 2, A 3 oder A 4 zugeordnet ist, das erste 
Beförderungsamt in der jeweils nächsthöheren 
Besoldungsgruppe, 

3. in Laufbahnen des mittleren Dienstes das erste 
Beförderungsamt in der Besoldungsgruppe A 6, 

4. in Laufbahnen des gehobenen Dienste das erste 
Beförderungsamt in der Besoldungsgruppe A 10, 

5. in Laufbahnen des höheren Dienstes das erste 
Beförderungsamt in der Besoldungsgruppe A 14 

ausgebracht, können Beamten, die nach erfolgrei- 
cher Tätigkeit im Eingangsamt besondere Fachkenn t- 


§ 25 

Beförderungsämter 
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nisse und Erfahrung besitzen, die in den Nummern 
1 bis 5 aufgeführten Beförderungsämter abweichend 
von Absatz 1 verliehen werden. 

(3) In den Laufbahnen des mittleren, des geho- 
benen und des höheren Dienstes setzt eine Beförde- 
rung in ein Amt nach Absatz 2 in der Regel eine von 
der Anstellung, frühestens jedoch von der Beendi- 
gung der Probezeit bis zur Verleihung des ersten 
Beförderungsamtes verbrachte Tätigkeit 

1. in der Besoldungsgruppe A 5 
von einem Jahr, 

2. in der Besoldungsgruppe A 9 
von zwei Jahren, 

3. in der Besoldungsgruppe A 13 
von drei Jahren 

voraus. 

§ 26 

Obergrenzen für Beförderungsämter 

(1) Die Anteile der Beförderungsämter dürfen 
nach Maßgabe sachgerechter Bewertung folgende 


Obergrenzen nicht überschreiten; 
im mittleren Dienst 

in der Besoldungsgruppe A 7 40 v. H., 

in der Besoldungsgruppe A 8 30 v. H., 

in der Besoldungsgruppe A 9 8 v. H., 

im gehobenen Dienst 

in der Besoldungsgruppe A 11 30 v. H., 

in der Besoldungsgruppe A 12 12 v. H,, 

in der Besoldungsgruppe A 13 4 v. H., 

im höheren Dienst 


in den Besoldungsgruppen A 15, 

A 16 und B 2 nach Einzelbewer- 
tung zusammen 40 v. H., 

in den Besoldungsgruppen A 16 

und B 2 zusammen 10 v. H. 

Die Vomhundertsätze beziehen sich auf die Gesamt- 
zahl aller Planstellen bei einem Dienstherrn in der 
jeweiligen Laufbahngruppe, im höheren Dienst auf 
die Gesamtzahl der Planstellen in den Besoldungs- 
gruppen A 13 bis A 16 und B 2. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. für die obersten Bundes- und Landesbehörden, 
die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn, 
das Direktorium und die Hauptverwaltungen der 
Deutschen Bundesbank, 

2. für Lehrer an öffentlichen Schulen, 

3. für Laufbahnen, in denen auf Grund des § 24 
Abs. 1 das Eingangsamt einer höheren Besol- 
dungsgruppe zugewiesen worden ist. 
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(3) In den Laufbahnen des mittleren, des geho- 
benen und des höheren Dienstes setzt eine Beförde- 
rung in ein Amt nach Absatz 2 in der Regel eine von 
der Anstellung, frühestens jedoch von der Beendi- 
gung der Probezeit bis zur Verleihung des ersten 
Beförderungsamtes verbrachte Tätigkeit 

1. in der Besoldungsgruppe A 5 von zwei Jahren, 

2. in der Besoldungsgruppe A 9 von drei Jahren, 

3. in der Besoldungsgruppe A 13 von fünf Jahren 
voraus. 

§ 26 

Obergrenzen für Beförderungsämter 

(1) unverändert 


(2) Absatz 1 gilt nicht 
1. unverändert 


2. für Lehrer und pädagogisches Hilfspersonal an 

öffentlichen Schulen und Hochschulen, 

3. für Lehrkräfte an verwaltungsintemen Fachhoch- 
schulen, 
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(3) Bei Oberbehörden, wissenschaftlichen Anstal- 
ten und entsprechenden Einrichtungen des Bundes 
und der Länder sowie bei den Hauptstellen der Deut- 
schen Bundesbank können die Obergrenzen des Ab- 
satzes 1 überschritten werden, soweit dies wegen der 
mit den Funktionen verbundenen Anforderungen er- 
forderlich ist. Dies gilt auch bei einem Rechnungs- 
hof unmittelbar nachgeordneten Rechnungsprüfungs- 
ämtern. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zur sachgerechten Bewertung der Funktionen 

1. für Laufbahnen, in denen auf Grund des § 24 
Abs. 1 das Eingangsamt einer höheren Besol- 
dungsgruppe zugewiesen worden ist, Obergren- 
zen festzusetzen, 

2. für bestimmte Funktionsgruppen höhere Ober- 
grenzen als nach Absatz 1 zuzulassen, 

3. zu bestimmen, daß bei der Anwendung der 
Obergrenzen nach Absatz 1 Funktionen in fol- 
genden Fällen unberücksichtigt bleiben: 

a) Funktionen, für die nach Nummer 2 höhere 
Obergrenzen zugelassen sind, 

b) Funktionen, die nach § 20 Abs. 2 Satz 3 
Ämtern zugeordnet sind, 

4. besondere Funktionen zu bestimmen, die in Ge- 
meinden, Gemeindeverbänden und sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sowie in den Stadtstaaten bei der Anwen- 
dung der Obergrenzen nach Absatz 1 unberück- 
sichtigt bleiben können. 

(5) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zur sachgerechten Bewer- 
tung der Funktionen für die in Absatz 4 Nr. 4 auf- 
geführten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts 

1. abweichend von Absatz 1 und Absatz 4 Nr. 2 
andere Obergrenzen festzusetzen; für Gemein- 
den, Samtgemeinden, Verbandsgemeinden und 
Ämter dürfen höhere Obergrenzen nur fest- 
gesetzt werden, wenn sie weniger als 80 000 Ein- 
wohner haben, 

2. innerhalb der nach Absatz 1 in Verbindung mit 
Absatz 4 Nr. 2 oder der nach Nummer 1 dieses 
Absatzes festgesetzten Obergrenzen Vorschriften 
über die höchstzulässigen Ämter sowie über die 
Zahl und das Verhältnis der Beförderungsämter 
zueinander zu erlassen, 

3. nach Maßgabe der Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung zu Absatz 4 Nr. 4 zu bestimmen, 
welche besonderen Funktionen unberücksichtigt 
bleiben. 


4. für Laufbahnen, in denen auf Grund des § 24 
Abs. 1 das Eingangsamt einer höheren Besol- 
dungsgruppe zugewiesen worden ist. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zur sachgerechten Bewer- 
tung der Funktionen für die in Absatz 4 Nr. 4 auf- 
geführten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts 

1. abweichend von Absatz 1 und Absatz 4 Nr. 2 
andere Obergrenzen festzusetzen; für Gemein- 
den, Samtgemeinden, Verbandsgemeinden und 
Ämter dürfen höhere Obergrenzen nur fest- 
gesetzt werden, wenn sie weniger als 100 000 
Einwohner haben, 

2. unverändert 


3. unverändert 
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Die Ermächtigung zum Erlaß der Rechtsverordnung 
kann auf den zuständigen Minister übertragen wer- 
den. 

§ 27 

Bemessung des Grundgehaltes 

(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Besol- 
dungsordnungen nicht feste Gehälter vorsehen, 
nach Dienstaltersstufen bemessen. Es steigt von zwei 
zu zwei Jahren um die Dienstalterszulage bis zum 
Endgrundgehalt. Der Tag, von dem für das Auf stei- 
gen in den Dienstaltersstufen auszugehen ist, be- 
stimmt sich nach dem Besoldungsdienstalter. 

(2) Die Berechnung und die Festsetzung des Be- 
soldungsdienstalters sind dem Beamten oder Sol- 
daten schriftlich mitzuteilen. 

(3) Der Anspruch auf das Aufsteigen in den 
Dienstaltersstufen ruht, solange der Beamte oder 
Soldat vorläufig des Dienstes enthoben ist. Führt 
ein Disziplinarverfahren zur Entfernung aus dem 
Dienst oder endet das Dienstverhältnis durch Ent- 
lassung auf Antrag des Beamten oder Soldaten oder 
infolge straf gerichtlicher Verurteilung, so erlischt 
der Anspruch auch für die Zeit des Rühens. 

§ 28 

Besoldungsdienstalter im Regelfall 

(1) Das Besoldungsdienstalter beginnt am Ersten 
des Monats, in dem der Beamte oder Soldat das ein- 
undzwanzigste Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Hat der Beamte oder Soldat an dem Tage, von 
dem an er nach § 3 Dienstbezüge zu erhalten hat, 
das einundzwanzigste Lebensjahr überschritten, so 
wird der Beginn seines Besoldungsdienstalters um 
die Hälfte der Zeit hinausgeschoben, um die er 
älter ist. 

(3) Von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der 
Beginn des Besoldungsdienstalters nach Absatz 2 
hinauszuschieben ist, werden abgesetzt, soweit § 30 
nichts anderes bestimmt, 

1. die nach Vollendung des siebzehnten Lebensjah- 
res verbrachte Mindestzeit der außer der allge- 
meinen Schulbildung vorgeschriebenen Ausbil- 
dung (Fachschul-, Hochschul- und praktische Aus- 
bildung, Vorbereitungsdienst, übliche Prüfungs- 
zeit) ; wird die allgemeine Schulbildung durch 
eine andere Art der Ausbildung ersetzt, so steht 
diese der Schulbildung gleich; 

2. die nach Vollendung des siebzehnten Lebensjah- 
res verbrachte Mindestzeit einer praktischen 
hauptberuflichen Tätigkeit, die für die Über- 
nahme in das Beamten- oder Soldatenverhältnis 
vorgeschrieben ist; 

3. nach Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres 
liegende Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit 
im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
im Reichsgebiet; 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Die Ermächtigung zum Erlaß der Reditsverordnung 
kann auf den zuständigen Minister übertragen wer- 
den. 

§ 27 

unverändert 


§ 28 

unverändert 
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4. nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
verbrachte Zeiten 

a) eines Kriegsdienstes, einer Kriegsgefangen- 
schaft, eines kriegsbedingten Notdienstes 
ohne Begründung eines einem Arbeitsvertrag 
entsprechenden Beschäftigungsverhältnisses, 
eines nichtberufsmäßigen Reichsarbeits- oder 
Wehrdienstes, eines dem nichtberufsmäßigen 
Wehrdienst gleichstehenden Grenzschutz- 
oder Zivildienstes sowie einer Tätigkeit als 
Entwicklungshelfer, soweit diese vom Wehr- 
oder Zivildienst befreit, 

b) einer Internierung oder eines Gewahrsams 
der nach § 9 a des Heimkehrergesetzes oder 
§ 9 Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes berech- 
tigten Personen, 

c) eines vor dem 9. Mai 1945 abgeleisteten be- 
rufsmäßigen Reichsarbeits- oder Wehrdien- 
stes, soweit er die Zeit der gesetzlichen Reichs- 
arbeits- und Wehrdienstpflicht umfaßt, 

d) im Dienst der Bundeswehr als Berufssoldat 
oder Soldat auf Zeit oder im Polizeivollzugs- 
dienst, soweit der Dienst die Zeit des auf 
Grund der Wehrpflicht zu leistenden Wehr- 
dienstes umfaßt und die Wehrpflicht dadurch 
als erfüllt gilt, 

e) einer Heilbehandlung, die auf Grund einer 
Krankheit oder Verwundung als Folge eines 
Dienstes, einer Kriegsgefangenschaft, einer 
Internierung oder eines Gewahrsams im Sinne 
der Buchstaben a bis d durchgeführt wurde 
und während der der Kranke oder Verwun- 
dete arbeitsunfähig war; 

5. Zeiten, die auf Grund gewährter Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts oder 
nach dem Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes ohne förm- 
liches Wiedergutmachungsverfahren anzurechnen 
sind. 

Derselbe Zeitraum darf nur nach einer der Vor- 
schriften unter Satz 1 Nr. 1 bis 5 abgesetzt werden. 

(4) Die Zeit, um die der Beginn des Besoldungs- 
dienstalters nach Absatz 2 in Verbindung mit Ab- 
satz 3 hinauszuschieben ist, wird auf volle Monate 
abgerundet. 

(5) Hat der Beamte oder Soldat an dem Tage, 
von dem an er nach § 3 Dienstbezüge zu erhalten 
hat, das einundzwanzigste Lebensjahr noch nicht 
vollendet, so erhält er das Anfangsgehalt seiner Be- 
soldungsgruppe. 

(6) Hat die tatsächliche Studiendauer die vorge- 
schriebene Mindestzeit überschritten, so kann das 
Studium nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 auch insoweit 
berücksichtigt werden, als es die vorgeschriebene 
Mindeststudienzeit um nicht mehr als zwei Jahre 
überschreitet. Hat der Beamte oder Soldat sein Stu- 
dium nach der Festsetzung von Regelstudienzeiten 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
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in dem jeweiligen Studiengang begonnen, kann die 
tatsächliche Studiendauer nur insoweit berücksich- 
tigt werden, als die Regelstudienzeit einschließlich 
der Prüfungszeit nicht überschritten ist. 

(7) Bei anderen als Laufbahnbewerbern werden 
von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der Beginn 
des Besoldungsdienstalters nach Absatz 2 hinauszu- 
schieben ist, Zeiten nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 
abgesetzt, wenn und soweit sie für Laufbahnbewer- 
ber vorgeschrieben sind. Ist eine Laufbahn der Fach- 
richtung des Beamten bei einem Dienstherrn noch 
nicht gestaltet, so gilt das gleiche für solche Zeiten, 
die bei Gestaltung der Laufbahn mindestens vorge- 
schrieben werden müssen. 

§ 29 

öffentlidi-reditliche Dienstherren 

(1) öffentlich-rechtliche Dienstherren im Sinne 
des § 28 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 sind das Reich, der Bund, 
die Länder, die Gemeinden (Gemeindeverbände) und 
andere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts mit Ausnahme der öffentlich- 
rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer Ver- 
bände. 

(2) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn steht gleich 

1. für Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder 
Volkszugehörigkeit die bis zum 8. Mai 1945 aus- 
geübte gleichartige Tätigkeit im Dienst eines 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn in den Gebie- 
ten, die nach dem 31. Dezember 1937 dem Reich 
angegliedert waren? 

2. für Volksdeutsche Vertriebene und Umsiedler die 
gleichartige Tätigkeit im Dienst eines öffentlich- 
rechtlichen Dienstherm im Herkunftsland, 

(3) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn können, wenn sie für die Ein- 
stellung ursächlich oder mitbestimmend waren, fol- 
gende Tätigkeiten gleichgestellt werden: 

1. im ausländischen öffentlichen Dienst oder im 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaat- 
lichen Einrichtung, 

2. im Dienst der Fraktionen des Bundestages oder 
der Landtage, 

3. im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden 
oder ihren Landesverbänden, 

4. im Dienst von öffentlich-rechtlichen Religionsge- 
sellschaften und ihren Verbänden, 

5. im Dienst bei nichtöffentlichen Kraftverkehrs- 
oder Fernmeldeunternehmen, die ganz oder teil- 
weise von der Bundes- (Reichs-) post oder von der 
Bundes- (Reichs-) bahn übernommen worden sind, 
sowie im nichtöffentlichen Eisenbahndienst, 

6. im nichtöffentlichen in- und ausländischen Schul- 
und Hochschuldienst, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 29 

öffentlich-rechtliche Dienstherren 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rest- 
lichen Dienstherrn können, wenn sie für die Ein- 
stellung ursächlich oder mitbestimmend waren, fol- 
gende Tätigkeiten gleichgestellt werden: 

1. unverändert 


2. im Dienst der Fraktionen des Bundestages, der 
Landtage oder kommunaler Vertretungskörper- 
schaften, 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 


6. unverändert 
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7. als wissenschaftlicher Mitarbeiter im Dienst von 
inländischen wissenschaftlichen Forschungsein- 
richtungen, an denen die öffentliche Hand durch 
Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in 
anderer Weise wesentlich beteiligt ist; das 
gleiche gilt, wenn die Tätigkeit in einem Dienst- 
verhältnis zu Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes, die Forschungsaufgaben wahrnehmen, oder 
zu wissenschaftlichen Angestellten bei den ge- 
nannten Forschungseinriditungen ausgeübt und 
aus Mitteln der öffentlichen Hand vergütet wor- 
den ist, 

8. im Dienst von Einrichtungen, die von mehreren 
der in Absatz 1 bezeichneten Dienstherren durdi 
Staatsvertrag oder Verwaltungsabkommen zur 
Erfüllung oder Koordinierung ihnen obliegender 
hoheitsrechtlidier Aufgaben geschaffen worden 
sind. 

Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle im Einvernehmen 
mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Mini- 
ster oder der von ihm bestimmten Stelle. 


§ 30 

Nicht zu berücksichtigende Dienstzeiten 

Bei Anwendung des § 28 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 3 

werden nicht berücksichtigt 

1. Zeiten einer Tätigkeit als Beamter, der ohne 
Ruhegehaltsberechtigung nur Gebühren bezieht, 

2. Dienstzeiten, für die eine Abfindung aus öffent- 
lichen Mitteln gewährt worden ist, es sei denn, 
daß die Abfindung aus der Verwendung im 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung gewährt worden 
ist, 

3. Dienstzeiten in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis, das durch eine Entscheidung 
der in § 48 des Bundesbeamtengesetzes bezeich- 
neten Art oder durch Disziplinarurteil beendet 
worden ist, 

4. Dienstzeiten in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis, das durch Entlassung auf An- 
trag des Bediensteten beendet worden ist, wenn 
ihm zur Zeit der Antragstellung ein Verfahren 
mit der Folge des Verlustes der Rechte aus dem 
Dienstverhältnis oder der Entfernung aus dem 
Dienst drohte, 

5. Dienstzeiten in einem Beamtenverhältnis auf 
Probe oder auf Widerruf, wenn der Beamte im 
Hinblick auf ein Dienstvergehen entlassen wor- 
den ist, auch wenn er seine Entlassung selbst 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
7. unverändert 


8. unverändert 


Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle im Einvernehmen 
mit dem für das Besoldungsrecht zuständigen Mini- 
ster oder der von ihm bestimmten Stelle. Für die 

Beamten der Gemeinden, Gemeindeverbände und 
der sonstigen der Aufsicht eines Landes unterstehen- 
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts entscheidet die oberste Aufsichts- 
behörde im Einvernehmen mit dem für das Besol- 
dungsrecht zuständigen Minister; die Entscheidungs- 
befugnisse kann auf nachgeordnete Behörden über- 
tragen werden, 

§ 30 

unverändert 
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beantragt hatte, um den drohenden Widerruf 
seines Beamtenverhältnisses oder die Entlassung 
durch den Dienstherrn zu vermeiden, 

6. Dienstzeiten in einem privatreditlidien Arbeits- 
verhältnis, das aus einem vom Bediensteten zu 
vertretenden Grunde mit sofortiger Wirkung 
gekündigt worden ist. 

Die oberste Dienstbehörde kann Ausnahmen von 
den Vorschriften des Satzes 1 Nr. 3 bis 6 zulassen. 

§ 31 

Besoldungsdienstalter in besonderen Fällen 

(1) Wird ein Beamter oder Soldat, der auf seinen 
Antrag aus dem Dienstverhältnis ausgesdiieden war, 
um im dienstlichen Interesse eine andere Tätigkeit 
auszuüben, wieder eingestellt, so gilt auch die zwi- 
schen dem Ausscheiden und der Wiedereinstellung 
liegende Zeit als Dienstzeit im Sinne des § 28 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3, wenn die oberste Dienstbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle das dienstliche Inter- 
esse vor dem Ausscheiden schriftlich anerkannt hat 

(2) Wird ein Beamter oder Soldat ohne Dienstbe- 
züge beurlaubt, so wird sein Besoldungsdienstalter 
um die Hälfte der Zeit des Urlaubs hinausgeschoben. 
Dies gilt nicht, wenn die oberste Dienstbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle vor Antritt des 
Urlaubs schriftlich anerkannt hat, daß dieser 
dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen 
dient. In den Fällen des Satzes 1 ist das Besoldungs- 
dienstalter, wenn dies für den Beamten oder Sol- 
daten günstiger ist, so festzusetzen, als wäre er nach 
Beendigung des Urlaubs neu eingestellt worden. 

(3) Hat ein Beamter oder Soldat den Anspruch 
auf Besoldung dadurch verloren, daß er dem Dienst 
schuldhaft ferngeblieben ist, so wird sein Besol- 
dungsdienstalter um die Zeit des Fernbleibens hin- 
ausgeschoben. 

(4) Für die Bemessung der in den Absätzen 2 
und 3 genannten Zeiten gilt § 28 Abs. 4 entspre- 
chend. 


3. UNTERABSCHNITT 

Vorschriften für Professoren und 
Assistenzprofessoren an Hochschulen 

§ 32 

Geltung der Vorsdiriften 

Die Vorschriften der §§28 Abs. 6 Satz 2, 33 bis 35 
und 46 sowie die Nummern 1 bis 4 der Vorbemer- 
kungen zu der Bundesbesoldungsordnung C gelten 
für die durch das Hochschulrahmengesetz erfaßten 
Professoren und Assistenzprofessoren. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 31 

Besoldungsdienstalter in besonderen Fällen 

(1) unverändert 


(2) Wird ein Beamter oder Soldat ohne Dienstbe- 
züge beurlaubt, so wird sein Besoldungsdienstalter 
um die Hälfte der Zeit des Urlaubs hinausgeschoben. 
Dies gilt nicht, wenn die oberste Dienstbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle spätestens bei Beendi- 
gung des Urlaubs schriftlich anerkannt hat, daß die- 
ser dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belan- 
gen dient. In den Fällen des Satzes 1 ist das Besol- 
dungsdienstalter, wenn dies für den Beamten oder 
Soldaten günstiger ist, so festzusetzen, als wäre er 
nach Beendigung des Urlaubs neu eingestellt wor- 
den. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


3. UNTERABSCHNITT 

Vorschriften für Professoren an Hochschulen 

und Hochschuldozenten 

§ 32 

Geltung der Vorschriften 

Die Vorschriften des § 33 mit Ausnahme der Num- 
mern 4 bis 6 der Vorbemerkungen zu der Bundes- 
besoldungsordnung C (Anlage II) sowie die Vor- 
schriften der §§ 34 bis 36 gelten mit Wirkung vom 
1. Januar 1977 für die durch das Hochschulrahmen- 
gesetz vom ... (Bundesgesetzbl. I S. . . .) erfaßten 
Professoren und Hochschuldozenten. 
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§33 

Bundesbesoldungsordnung C 

Die Ämter der Professoren und Assistenzprofes- 
soren an Hochschulen und ihre Besoldungsgruppen 
sind in der Bundesbesoldungsordnung C (Anlage II) 
geregelt. Die Grundgehaltssätze der Besoldungs- 
gruppen sind in der Anlage IV ausgewiesen. 

§ 34 

Zuschüsse zum Grundgehalt 

Professoren an Hochschulen können nach Maßgabe 
der Vorbemerkungen Nummern 1 und 2 zur Bundes- 
besoldungsordnung C Zuschüsse zum Grundgehalt 
erhalten. 

§35 

Obergrenzen 

(1) Die Planstellen der Professoren an wissen- 
schaftlichen Hochschulen sind nach Maßgabe sach- 
gerechter Bewertung in den Besoldungsgruppen C 2, 
C 3 und C 4 auszubringen. Bei einem Dienstherrn 
darf die Zahl der Planstellen für Professoren an wis- 
senschaftlichen Hochschulen 

in den Besoldungsgruppen C 3 und C 4 

zusammen 85 v. H. 

in der Besoldungsgruppe C 4 45 v. H. 

der Gesamtzahl der Planstellen für Professoren an 
wissenschaftlichen Hochschulen nicht überschreiten. 

(2) Die Planstellen der Professoren an Fachhoch- 
schulen sind nach Maßgabe sachgerechter Bewer- 
tung in den Besoldungsgruppen C 2 und C 3 auszu- 
bringen. Bei einem Dienstherrn darf die Zahl der 
Planstellen für Professoren an Fachhochschulen 

in der Besoldungsgruppe C 3 60 v. H. 

der Gesamtzahl der Planstellen für Professoren an 
Fachhochschulen nicht überschreiten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Gesamthoch- 
schulen entsprechend. 

§36 

Bemessung des Grundgehaltes, 
Besoldungsdienstalter 

Für die Bemessung des Grundgehaltes und das 
Besoldungsdienstalter gelten die §§ 27 bis 31. 

4. UNTERABSCHNITT 

Vorschriften für Richter und Staatsanwälte 

§ 37 

Besoldungsordnungen R 

(1) Die Ämter der Richter und Staatsanwälte, mit 
Ausnahme der Ämter der Vertreter des öffentlichen 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 33 

Bundesbesoldungsordnung C 

Die Ämter der Professoren an Hochschulen und 
Hochschuldozenten und ihre Besoldungsgruppen sind 
in der Bundesbesoldungsordnung C (Anlage II) ge- 
regelt. Die Grundgehaltssätze der Besoldungsgrup- 
pen sind in der Anlage IV ausgewiesen. 

§ 34 

unverändert 


§ 35 

Obergrenzen 

(1) Die Planstellen der Professoren an wissen- 
schaftlichen Hochschulen sind nach Maßgabe sach- 
gerechter Bewertung in den Besoldungsgruppen C 2, 
C 3 und C 4 auszubringen. Bei einem Dienstherrn 
darf die Zahl der Planstellen für Professoren an wis- 
senschaftlichen Hochschulen 

in den Besoldungsgruppen C 3 und C 4 
zusammen 80 v. H. 

in der Besoldungsgruppe C 4 45 v. H. 

der Gesamtzahl der Planstellen für Professoren an 
wissenschaftlichen Hochschulen nicht überschreiten. 

(2) Die Planstellen der Professoren an Fachhoch- 
schulen sind nach Maßgabe sachgerechter Bewer- 
tung in den Besoldungsgruppen C 2 und C 3 auszu- 
bringen. Bei einem Dienstherrn darf die Zahl der 
Planstellen für Professoren an Fachhochschulen 

in der Besoldungsgruppe C 3 50 v. H. 

der Gesamtzahl der Planstellen für Professoren an 
Fachhochschulen nicht überschreiten. 

(3) unverändert 

§ 36 

unverändert 


4. UNTERABSCHNITT 

Vorschriften für Richter und Staatsanwälte 
§ 37 

unverändert 
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Interesses bei den Gerichten der Verwaltungsge- 
riditsbarkeit, und ihre Besoldungsgruppen sind in 
der Bundesbesoldungsordnung R (Anlage III) ge- 
regelt. Die Grundgehaltssätze der Besoldungsgrup- 
pen sind in der Anlage IV ausgewiesen. 

(2) In Landesbesoldungsordnungen R können ge- 
regelt werden: 

1. die Ämter der Richter und Staatsanwälte am 
Bayerischen Obersten Landesgeridit einsdiließ- 
lidi des Präsidenten und seines ständigen Ver- 
treters, 

2. die Ämter der badischen Amtsnotare. 

Der Aufbau der Besoldungsgruppen in den Landes- 
besoldungsordnungen R muß dem der Bundesbesol- 
dungsordnung R entsprechen. Die Grundgehaltssätze 
der Anlage IV gelten auch für diese Landesbesol- 
dungsordnungen. 


§ 38 § 38 

Bemessung des Grundgehaltes unverändert 

(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Besoldungs- 
ordnung nicht feste Gehälter vorsieht, nach Lebens- 
altersstufen bemessen. Der in der Lebensaltersstufe 
ausgewiesene Grundgehaltssatz steht vom Ersten 
des Monats an zu, in dem das maßgebende Lebens- 
jahr vollendet wird. 

(2) Wird der Richter oder Staatsanwalt nach Voll- 
endung des fünfunddreißigsten Lebensjahres ein- 
gestellt, wird für die Berechnung des Grundgehaltes 
ein Lebensalter zugrunde gelegt, das um die Hälfte 
der vollen Lebensjahre vermindert ist, die der Rich- 
ter oder Staatsanwalt seit Vollendung des fünfund- 
dreißigsten Lebensjahres bis zu dem bei der Einstel- 
lung vollendeten Lebensjahr zurückgelegt hat. Bei 
einer Einstellung, die sich ohne erhebliche Unter- 
brechung an eine Tätigkeit im Sinne des § 10 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 bis 5 des Deutschen Richtergesetzes an- 
schließt, gilt als Tag der Einstellung der Tag, von 
dem an der Richter oder Staatsanwalt Tätigkeiten 
der genannten Art ununterbrochen ausgeübt hat. 

(3) Richter und Staatsanwälte, die das einund- 
dreißigste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
erhalten das Anfangsgrundgehalt ihrer Besoldungs- 
gruppe so lange, bis sie das für das Aufsteigen in 
den Lebensaltersstufen vorgesehene Lebensalter 
vollendet haben. 

(4) § 27 Abs. 3 und § 31 gelten entsprechend. 


3. ABSCHNITT 

Ortszusdilag 

§ 39 

Grundlage des Ortszuschlages 

(1) Der Ortszuschlag wird nach der Anlage V ge- 
währt. Seine Höhe richtet sich nach der Tarifklasse, 


3. ABSCHNITT 
Ortszuschlag 

§ 39 

Grundlage des Orts Zuschlages 
(1) unverändert 
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der die Besoldungsgruppe des Beamten, Richters 
oder Soldaten zugeteilt ist, und nach der Stufe, die 
den Familienverhältnissen des Beamten, Richters 
oder Soldaten entspricht. 

(2) Ledige Beamte oder Soldaten, die auf Grund 
dienstlicher Verpflichtung in Gemeinschaftsunter- 
kunft wohnen und denen der Ortszuschlag der 
Stufe 1 zustehen würde, erhalten in der Tarif- 
klasse I c einen Ortszuschlag von 270 Deutsche 
Mark und in der Tarifklasse II von 251 Deutsche 
Mark. Steht ihnen Kind erzusc/i/ag zu oder würde 
er ihnen ohne Berücksichtigung des § 43 zustehen, 
so erhalten sie zusätzlich den Unterschiedsbetrag 
zwischen der Stufe 2 und der Stufe, die der Anzahl 
der Kinder entspricht. 

§ 40 

Stufen des Ortszuschlages 

(1) Zur Stufe 1 gehören die ledigen Beamten, 
Richter und Soldaten. 

(2) Zur Stufe 2 gehören 

1. verheiratete Beamte, Richter und Soldaten, 

2. verwitwete und geschiedene Beamte, Richter und 
Soldaten sowie Beamte, Richter und Soldaten, 
deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt ist, 

3. ledige Beamte, Richter und Soldaten, die das 
vierzigste Lebensjahr vollendet haben, 

4. andere ledige Beamte, Richter und Soldaten, die 
eine andere Person nicht nur vorübergehend in 
ihre Wohnung aufgenommen haben und ihr 
Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich oder 
sittlich dazu verpflichtet sind oder aus beruf- 
lichen oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe 
bedürfen. Als in die Wohnung aufgenommen 
gelten Kinder auch dann, wenn der Beamte, Rich- 
ter oder Soldat sie auf seine Kosten anderweit 
untergebracht hat, ohne daß dadurch die häus- 
liche Verbindung mit ihm aufgehoben werden 
soll. 

(3) Zur Stufe 3 und den folgenden Stufen gehören 
die Beamten, Richter und Soldaten der Stufe 2, de- 
nen Kinderzusc/i/ag zusteht oder ohne Berücksich- 
tigung des § 43 zustehen würde. Die Stufe richtet 
sich nach der Anzahl der kinderzuschlagsberech- 
tigenden Kinder. Zu berücksichtigen sind auch Kin- 
der, für die der Kindeizuschlag weggefallen ist, weil 
sie Grundwehrdienst, Wehrübungen, entsprechen- 
den Grenzschutzdienst oder Zivildienst ableisten. 

(4) Beamte, Richter und Soldaten der Stufe t, de- 
nen Kindeizuschlag zusteht oder ohne Berücksich- 
tigung des § 43 zustehen würde, erhalten zusätzlich 
zum Ortszuschlag der Stufe 1 den Unterschieds- 
betrag zwischen der Stufe 2 und der Stufe, die der 
Anzahl der Kinder entspricht. 
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(2) Ledige Beamte oder Soldaten, die auf Grund 
dienstlicher Verpflichtungen in Gemeinschaftsunter- 
kunft wohnen und denen der Ortszuschlag der 
Stufe 1 zustehen würde, erhalten in der Tarif- 
klasse Ic einen Ortszuschlag von 311 Deutsche 
Mark und in der Tarifklasse II von 290 Deutsche 
Mark. Steht ihnen Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz zu oder würde es ihnen ohne Be- 
rücksichtigung der §§ 3 oder 8 des Bundeskinder- 
geldgesetzes zustehen, so erhalten sie zusätzlich den 
Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 2 und der 
Stufe, die der Anzahl der Kinder entspricht. 

§ 40 

Stufen des Ortszuschlages 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Zur Stufe 3 und den folgenden Stufen gehören 
die Beamten, Richter und Soldaten der Stufe 2, de- 
nen Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
zusteht oder ohne Berücksichtigung der §§ 3 oder 8 
des Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde. Die 
Stufe richtet sich nach der Anzahl der berücksichti- 
gungsfähigen Kinder. Zu berücksichtigen sind auch 
Kinder, für die das Kindergeld weggefallen ist, weil 
sie Wehrdienst oder Zivildienst ableisten. 

(4) Beamte, Richter und Soldaten der Stufe 1, de- 
nen Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
zusteht oder ohne Berücksichtigung der §§ 3 oder 8 
des Bundeskindergeldgesetzes zustehen würde, er- 
halten zusätzlich zum Ortszuschlag der Stufe 1 den 
Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 2 und der 
Stufe, die der Anzahl der berücksichtigungsfähigen 
Kinder entspricht. 
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§ 41 

Änderung des Ortszuschlages 

(1) Der Ortszuschlag einer anderen Tarifklasse 
wird von demselben Tage an gezahlt wie das Grund- 
gehalt der neuen Besoldungsgruppe. 

(2) Der Ortszusdilag einer höheren Stufe wird 
vom Ersten des Monats an gezahlt, in den das für 
die Erhöhung maßgebende Ereignis fällt. 


(3) Der Ortszuschlag einer niedrigeren Stufe wird 
vom Ersten des übernächsten Monats nach dem 
Monat gezahlt, in den das maßgebende Ereignis 
fällt. Ist der Übergang in eine niedrigere Stufe 
durch den Wegfall eines Kinder Zuschlag es begrün- 
det, so wird der Ortszuschlag der niedrigeren Stufe 
von dem Tage an gezahlt, an dem der Kinder- 
zuschlag weg fällt (§44 Abs. 1 Satz 2). 


4. ABSCHNITT 
Kinder Zuschlag 

§ 42 

Grundlage und Höhe 

(1) Kinder Zuschlag in Höhe von monatlich 

50 Deutsche Mark wird gewährt für 

1. eheliche Kinder, 

2. für ehelich erklärte Kinder, 

3. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

4. Stiefkinder, wenn der Beamte, Richter oder 
Soldat sie in seine Wohnung auf genommen hat, 

5. Pflegekinder, wenn der Beamte, Richter oder 
Soldat sie in seine Wohnung aufgenommen hat 
und für ihren Unterhalt und ihre Erziehung nicht 
von anderer Seite laufend ein höherer Betrag als 
das Vierfache des Kinderzuschlages monatlich ge- 
zahlt wird, 

6. Enkel, wenn der Beamte, Richter oder Soldat sie 
in seine Wohnung aufgenommen hat und keine 
anderen Personen vorrangig zum Unterhalt des 
Kindes gesetzlich verpflichtet sind, 

7. nichteheliche Kinder. 

§ 40 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Kinderzuschlag wird gewährt, bis das Kind 

das siebenundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat. 

Hat das Kind das achtzehnte Lebensjahr vollendet, 

so besteht der Anspruch nur für die Zeit, in der das 

Kind 

1. an einem freiwilligen sozialen Jahr nach dem 
Gesetz zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres teil nimmt oder 


Beschlüsse deg 4. Ausschusses 
§ 41 

Änderung des Ortszuschlages 

(1) unverändert 

(2) Der Ortszuschlag einer höheren Stufe wird 
vom Ersten des Monats an gezahlt, in den das für 
die Erhöhung maßgebende Ereignis fällt. Der Orts- 
zuschlag einer niedrigeren Stufe wird vom Ersten 
des übernächsten Monats nach dem Monat gezahlt, 
in den das maßgebende Ereignis fällt. 

Absatz 3 entfällt 


4. ABSCHNITT 
entfällt 
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2. in einer Schul- oder Berufsausbildung steht, die 
seine Arbeitskraft überwiegend in Anspruch 
nimmt. 

In den Fällen des Satzes 2 Nr. 2 ist der Anspruch 
auf Kinder Zuschlag ausgeschlossen, wenn das Kind 
im Zusamemnhang mit seiner Ausbildung Dienst- 
bezüge, Arbeitsentgelt oder sonstige Zuwendungen 
in entsprechender Höhe erhält. 

(3) Für ein Kind, das wegen körperlicher oder 
geistiger Gebrechen dauernd erwerbsunfähig ist, 
wird Kinder Zuschlag ohne Rücksicht auf das Lebens- 
alter gewährt, wenn die dauernde Erwerbsunfähig- 
keit vor Vollendung des siebenundzwanzigsten Le- 
bensjahres eingetreten ist. über das achtzehnte Le- 
bensjahr hinaus wird der Kinderzuschlag jedoch nur 
weitergewährt, wenn das Kind nicht ein eigenes 
Einkommen von mehr als dem Vierfachen des Kin- 
derzuschlages monatlich hat. Waisengeld und Wai- 
senrente gelten nicht als Einkommen des Kindes. 

(4) Verzögert sich die Schul- oder Berufsausbil- 
dung aus einem Grunde, der weder in der Person 
des Beamten, Richters oder Soldaten noch des 
Kindes liegt, über das siebenundzwanzigste Lebens- 
jahr hinaus, so wird der Kinder Zuschlag entspre- 
chend dem Zeitraum der nochgewiesenen Verzöge- 
rung länger gewährt. Das gilt entsprechend für 

1. den Wehrdienst, den ein Soldat auf Zeit auf 
Grund freiwilliger Verpflichtung für eine Dienst- 
zeit von nicht mehr als drei Jahren geleistet hat, 

2. einen dem freiwilligen Wehrdienst entsprechen- 
den Vollzugsdienst der Polizei, wenn das Dienst- 
verhältnis auf nicht mehr als drei Jahre einge- 
gangen worden ist, 

3. die vom Wehr- und Zivildienst befreiende Tätig- 
keit als Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes 

für einen der Dauer des Grundwehrdienstes entspre- 
chenden Zeitraum. 

(5) Kinderzuschlag wird nicht gewährt 

1. den natürlichen Eltern, wenn das Kind von einer 
anderen Person als dem Ehegatten des Beamten, 
Richters oder Soldaten an Kindes Statt angenom- 
men worden ist, 

2. der Mutter eines nichtehelichen Kindes, das auf 
Antrag des Vaters für ehelich erklärt worden ist, 

3. einem Beamten, Richter oder Soldaten für Kinder, 
die nach beamtenrechtlichen Vorschriften neben 
Waisengeld Kinder Zuschlag erhalten, 

4. einem Beamten, Richter oder Soldaten, der einen 
gleichartigen Zuschlag mit der Versorgung aus 
der Verwendung im öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich- 
tung erhält. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
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§ 43 

Mehrere Anspruchsberechtigte 

(!) Für jedes Kind wird nur ein Kinderzuschlag 
gewährt. 

(2) Haben mehrere Personen, die im Dienst eines 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn stehen (§29 Abs. 1) 
oder auf Grund einer Tätigkeit bei einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn nach beamtenrechtlicheh 
Vorschriften oder Grundsätzen versorgungsberech- 
tigt sind, für dasselbe Kind Anspruch auf Kinderzu- 
schlag nach § 42 oder nach entsprechenden Vor- 
schriften, so gilt für den Beamten, Richter oder Sol- 
daten folgendes: 

1. Sind der Vater und die Mutter eines ehelichen 
oder eines gemeinsam an Kindes Statt angenom- 
menen Kindes für dieses Kind anspruchsberech- 
tigt, so wird der Kinderzuschlag dem Vater allein, 
auf Antrag eines Anspruchsberechtigten jedem 
von ihnen zur Hälfte gewährt. Das gleiche gilt, 
wenn ein Ehegatte das Kind des anderen an Kin- 
des Statt angenommen hat. Satz 1 gilt entspre- 
chend für Pflege- und Großeltern. 

2. Sind Pflege- oder Großeltern neben natürlichen 
Eltern für dasselbe Kind anspruchsberechtigt, so 
wird der Kinder Zuschlag nur den Pflege- oder 
Großeltern gewährt. 

3. Sind Stiefeltern neben natürlichen Eltern für das- 
selbe Kind anspruchsberechtigt, so wird der Kin- 
derzuschlag nur den natürlichen Eltern gewährt. 

4. Ist neben der Mu^^er eines nichte he liehen Kindes 
auch der Vater für jedes Kind anspruchsberech- 
tigt, so wird der Kinder Zuschlag dem Vater und 
der Mutter je zur Hälfte gewährt. 

5. Sind Vater und Mutter für dasselbe Kind an- 
spruchsberechtigt und steht einem von ihnen die 
Sorge für die Person des Kindes allein zu, so 
wird abweichend von Nummer 1 oder Nummer 4 
der Kinderzuschlag auf Antrag des Sorgeberech- 
tigten diesem allein gewährt. 

Dies gilt auch für Personen, die im Dienst eines 
Verbandes stehen, dessen Mitglieder öffentlich- 
rechtliche Dienstherren sind, oder die auf Grund 
einer Tätigkeit bei einem solchen Verband nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberech- 
tigt sind. 

(3) Erhält ein Anspruchsberechtigter, dem nach 
Absatz 2 der Kinder Zuschlag zu gewähren ist, nach 
§ 6 nur einen Teil des Kinderzuschlages, so erhält 
der andere Anspruchsberechtigte den restlichen Teil 
bis zu dem Betrage, der ihm zustehen würde, wenn 
er allein anspruchsberechtigt wäre. In den Fällen des 
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 4 wird die Hälfte 
des Kinderzuschlages auch dann einem Anspruchs- 
berechtigten gezahlt, wenn seine Dienstbezüge nach 
§ 6 herabgesetzt sind. 

(4) Dem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn steht gleich die Tätigkeit im Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, 
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an der ein öffentUch-reditUcher Dienstherr oder ein 
Verband, dessen Mitglieder öffentlidi-rechtliche 
Dienstherren sind, durch Zahlung von Beiträgen oder 
Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Die 
Entscheidung, ob die Voraussetzungen erfüllt sind, 
trifft der für das Besoldungsrecht zuständige Mini- 
ster oder die von ihm bestimmte Stelle. 


§ 44 

Zahlung des Kinderzuschlages 

(1) Der Kinderzuschlag wird vom Ersten des 
Monats an gezahlt, in den das für die Gewährung 
maßgebende Ereignis fällt. Entfällt der Grund für die 
Gewährung des Kinderzuschlages, so wird die Zah- 
lung mit dem Ablauf des nächsten Monats einge- 
stellt. 

(2) Im Falle des Zusammentreffens mehrerer An- 
sprüche auf Kinderzuschlag oder des Übergangs des 
Anspruchs auf eine andere Person gilt für die Zah- 
lung folgendes: 

1. Der Eintritt, Wechsel oder Wegfall der in § 42 
Abs. 5 oder in § 43 genannten Voraussetzungen 
wird vom Ersten des übernächsten Monats nach 
dem Mona^ in den das maßgebende Ereignis 
fällt, berücksichtigt. 

2. Endet das Dienstverhältnis eines der Anspruchs- 
berechtigten mit Ablauf eines Monats, so wird 
dies bereits vom Ersten des nächsten Monats an 
berücksichtigt. Endet das Dienstverhältnis wäh- 
rend eines Monats, so erhält der Anspruchsbe- 
rechtigte, dessen Dienstverhältnis nicht beendet 
worden ist, den vollen Kinderzuschlag abzüglich 
des dem anderen bereits gezahlten Teiles des 
Kinderzuschlages. 

(3) Ist für ein Kind ein Vormund oder ein Pfleger 
bestellt, so kann die Vorgesetzte Behörde des Be- 
amten, Richters oder Soldaten auf Antrag des Vor- 
mundsdhaftsgerichtes bestimmen, daß der Kinder- 
zuschlag an den Vormund, den Pfleger oder das 
Vormundschaftsgericht gezahlt wird. 


5 . ABSCHNITT 


5. ABSCHNITT 


Zulagen, Vergütungen 


Zulagen, Vergütungen 


§ 45 § 45 

Amtszulagen und Stellenzulagen unverändert 

(1) Für herausgehobene Funktionen können 
Amtszulagen und Stellenzulagen vorgesehen wer- 
den. Sie dürfen 75 vom Hundert des Untersdiiedsbe- 
trages zwisdien dem Endgrundgehalt der Besol- 
dungsgruppe des Beamten, Richters oder Soldaten 
und dem Endgrundgehalt der nächsthöheren Besol- 
dungsgruppe nicht übersteigen, soweit bundesge- 
setzlich nichts anderes bestimmt ist 
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(2) Die Amtszulagen sind unwiderruflich und 
ruhegehaltfähig. Sie gelten als Bestandteil des 
Grundgehaltes. 

(3) Die Stellenzulagen dürfen nur für die Dauer 
der Wahrnehmung der herausgehobenen Funktionen 
gewährt werden. Sie sind widerruflich und nur ruhe- 
gehaltfähig, wenn dies gesetzlich bestimmt ist. 

(4) Für Ämter, die in den Bundesbesoldungsord- 
nungen oder in der Rechtsverordnung nach § 21 
Abs. 1 aufgeführt sind, dürfen die Länder Amtszu- 
lagen und Stellenzulagen nur vorsehen, wenn dies 
bundesgesetzlich bestimmt ist. 

§ 46 

Stellenzulagen für Beamter Richter und Soldaten 
in der Hochschulleitung 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Gewährung einer Stellenzulage für Be- 
amte, Richter und Soldaten zu regeln, die zusätzlich 
zu ihren sonstigen Aufgaben im Bereich einer Hoch- 
schule folgende Funktionen wahrnehmen: 

1. Leiter von Hochschulen oder, wenn die Hoch- 
schule regional oder örtlich in Abteilungen ge- 
gliedert ist, von Abteilungen von Hochschulen 
sowie ständige Vertreter, 

2. Vorsitzende von Hochschulleitungsgremien und 
ständige Vertreter, 

3. Mitglieder von Hochschulleitungsgremien, 

4. Leiter von zentralen Kollegialorganen, 

5. Leiter von gemeinsamen Kommissionen, 

6. Leiter von Fachbereichen. 

Es kann bestimmt werden, inwieweit mit der Stellen- 
zulage ein besonderer Aufwand des Beamten, Rich- 
ters oder Soldaten mit abgegolten ist. 

§ 47 

Stellenzulage für hauptamtliche Lehrkräfte 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Gewährung einer Stellenzulage für Beamte des 
Verwaltungs- und Vollzugsdienstes sowie Richter 
und Staatsanwälte, die in ihrem Hauptamt aus- 
schließlich im Rahmen der Ausbildung und Fortbil- 
dung tätig sind, zu regeln. Die Stellenzulage darf 
nur vorgesehen werden, soweit die Wahrnehmung 
dieser Funktion nicht bei der Einstufung berücksich- 
tigt worden ist. Sie darf den Betrag von 150 Deut- 
sche Mark monatlich nicht überschreiten. Mit der 
Stellenzulage sind die mit der Tätigkeit verbunde- 
nen Erschwernisse und ein Aufwand mit abgegol- 
ten. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung entsprechend Absatz 1 die 
Stellenzulage jeweils für den Bereich ihres Landes 
zu regeln. 
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§ 46 

unverändert 


§ 47 

Stellenzulage für hauptamtliche Lehrkräfte 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Gewährung einer Stellenzulage für Beamte des 
Verwaltungs- und Vollzugsdienstes sowie Richter 
und Staatsanwälte, die in ihrem Hauptamt über- 
wiegend im Rahmen der Ausbildung und Fortbil- 
dung tätig sind, zu regeln. Die Stellenzulage darf 
nur vorgesehen werden, soweit die Wahrnehmung 
dieser Funktion nicht bei der Einstufung berücksich- 
tigt worden ist. Sie darf den Betrag von 150 Deut- 
sche Mark monatlich nicht überschreiten. Mit der 
Stellenzulage sind die mit der Tätigkeit verbunde- 
nen Erschwernisse und ein Aufwand mit abgegol- 
ten. 

(2) unverändert 
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§ 48 § 48 

Zulage für Beamte in der Ständigen Vertretung der unverändert 

Bundesrepublik Deutschland bei der Deutschen 
Demokratischen Republik 

(1) Die Beamten in der Ständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland bei der Deutschen De- 
mokratischen Republik erhalten neben den Dienst- 
bezügen nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 eine nichtruhe- 
gehaltfähige Zulage, wenn sie ihren Wohnsitz im 
Amtsbereich der Ständigen Vertretung haben. 

(2) Die Zulage wird nach der Aufstellung in An- 
lage VII Stufe 1 und 2 gewährt. Ihre Höhe richtet 
sich nach der Besoldungsgruppe des Beamten. 


§ 49 § 49 

Zulage für die Wahrnehmung eines höherwertigen unverändert 

Amtes 

(1) Ein Beamter, dem auf Grund besonderer lan- 
desrechtlicher Rechtsvorschrift ein höherwertiges 
Amt mit zeitlicher Begrenzung übertragen worden 
ist, erhält für die Dauer der Wahrnehmung eine Zu- 
lage, wenn er das höherwertige Amt auf dem über- 
tragenen Dienstposten wegen der besonderen 
Rechtsvorschrift nicht im Wege der Beförderung er- 
reichen kann. 

(2) Die Zulage wird in Höhe des Unterschiedsbe- 
trages zwischen dem Grundgehalt und dem Ortszu- 
schlag seiner Besoldungsgruppe und dem Grundge- 
halt und dem Ortszuschlag der Besoldungsgruppe 
gewährt, der das höherwertige Amt zugeordnet ist. 

Auf die Zulage ist eine dem Beamten nach Artikel II 
§ 6 des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Län- 
dern zustehende Stellenzulage anzurechnen. 

(3) Die Zulage gehört zu den ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen, wenn 

1. sie länger als zehn Jahre ununterbrochen gewährt 
worden ist; hat der Beamte beim Eintritt in den 
Ruhestand ein Amt mit einem höheren Endgrund- 
gehalt als bei Beendigung der zulageberechtigen- 
den Verwendung inne, so wird die Zulage ent- 
sprechend verringert oder 

2. das Dienstverhältnis während der zulageberech- 
tigenden Verwendung durch Eintritt in den Ruhe- 
stand wegen Dienstunfähigkeit oder durch Tod 
beendet worden ist. 

§ 50 

Zulagen für besondere Erschwernisse 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Gewährung von Zulagen zur Abgeltung beson- 
derer, bei der Bewertung des Amtes oder bei der 
Regelung der Anwärterbezüge nicht berücksichtigter 
Erschwernisse (Erschwerniszulagen) zu regeln. Die 
Zulagen sind widerruflich und nichtruhegehaltfähig. 


§ 50 

unverändert 
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Es kann bestimmt werden, inwieweit mit der Gewäh- 
rung von Erschwerniszulagen ein besonderer Auf- 
wand des Beamten, Richters oder Soldaten mit ab- 
gegolten ist. 

§ 51 

Mehrarbeitsvergütung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Gewährung einer Mehrarbeitsvergütung (§ 72 
des Bundesbeamtengesetzes, § 44 des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes und entsprechende landesrechtliche 
Vorschriften) für Beamte zu regeln, soweit die Mehr- 
arbeit nicht durch Dienstbefreiung ausgeglichen 
wird. Die Vergütung darf nur für Beamte in Berei- 
chen vorgesehen werden, in denen nach Art der 
Dienstverrichtung eine Mehrarbeit meßbar ist. Die 
Höhe der Vergütung ist nach dem Umfang der tat- 
sächlich geleisteten Mehrarbeit festzusetzen und 
unter Zusammenfassung von Besoldungsgruppen zu 
staffeln. 

§ 52 

Vergütung für Beamte im Vollstreckungsdienst 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Gewährung einer Vergütung für Gerichtsvoll- 
zieher und andere im Vollstrecfcungsdienst tätige 
Beamte zu regeln. Maßstab für die Festsetzung der 
Vergütung sind die vereinnahmten Gebühren oder 
Beträge. 

(2) Für die Vergütung können Höchstsätze für die 
einzelnen Vollstrecfcungsaufträge sowie für das Ka- 
lenderjahr festgesetzt werden. Ein Teil der Vergü- 
tung kann für ruhegehaltfähig erklärt werden. Es 
kann bestimmt werden, inwieweit mit der Vergütung 
ein besonderer Aufwand des Beamten mit abgegol- 
ten ist. 

§ 53 

Lehrvergütung für Professoren 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Regellehrverpflich- 
tung und die Gewährung einer Lehrvergütung für 
Professoren an Hochschulen zu regeln. Die Lehrver- 
gütung darf nur vorgesehen werden, soweit auf 
Grund der Studien- und Prüfungsordnung der Lehr- 
bedarf in einem Fach des Professors eine weitere 
Lehrtätigkeit erfordert, die die Regellehrverpflich- 
tung seines Amtes überschreitet. Die weitere Lehr- 
tätigkeit darf ein Drittel der Regellehrverpflichtung 
nicht überschreiten. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


§ 51 

unverändert 


§ 52 

unverändert 


§ 53 

Lehrvergütung für Professoren 

Soweit auf Grund der Prüfungs- und Studienord- 
nungen der Lehrbedarf für ein Fach eine Lehrtätig- 
keit eines Professors erfordert, die die Regellehrver- 
pflichtung seines Amtes überschreitet, wird dem Pro- 
fessor für die weitere Lehrtätigkeit eine Lehrvergü- 
tung gewährt. Die Regellehrverpflichtung und die 
Höhe der Lehrvergütung werden durch Rechtsver- 
ordnung des Bundesministers für Bildung und Wis- 
senschaft bestimmt; die Rechts Verordnung bedarf 
des Einvernehmens des Bundesministers des Innern 
und der Zustimmung des Bundesrates. 
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§ 54 

Andere Zulagen und Vergütungen 

Andere als die in diesem Abschnitt geregelten Zu- 
lagen und Vergütungen dürfen nur gewährt werden, 
soweit dies bundesgesetzlich bestimmt ist. Ver- 
gütungen für Nebentätigkeiten im öffentlichen 
Dienst bleiben unberührt. 


6. ABSCHNITT 

Auslandsdienstbezüge 

§ 55 

Auslandsdienstbezüge 

(1) Beamte, Richter und Soldaten mit dienstlichem 
Wohnsitz im Ausland erhalten die Dienstbezüge, 
die ihnen bei einer Verwendung im Inland zustehen; 
Zulagen und Vergütungen werden jedoch nur ge- 
währt, soweit die jeweiligen besonderen Voraus- 
setzungen auch bei Verwendung im Ausland vor- 
liegen. Sie erhalten daneben folgende Auslands- 
dienstbezüge: 

1. Auslandszuschlag 

2. Auslandskinderzuschlag 

3. Mietzuschuß. 

(2) Beamte, Richter und Soldaten, denen für ihre 
Person das Grundgehalt einer höheren Besoldungs- 
gruppe als der für ihr Amt im Ausland vorgesehe- 
nen zusteht, erhalten die Auslandsdienstbezüge nur 
nach der niedrigeren Besoldungsgruppe. Das Grund- 
gehalt der niedrigeren Besoldungsgruppe und der 
entsprechende Ortszuschlag werden auch dem Kauf- 
kraftausgleich zugrunde gelegt. 

(3) Beamte, die wegen ihrer Tätigkeit im Grenz- 
verkehr ihren dienstlichen Wohnsitz in einem aus- 
ländischen Ort in Grenznähe haben, erhalten zusätz- 
lich zu ihren Inlandsdienstbezügen als Auslands- 
dienstbezüge zehn vom Hundert des Auslandszu- 
schlages der Stufe 1 und den Mietzuschuß. Satz 1 
gilt für Beamte an bayerischen Forstämtern in 
Österreich entsprechend. 


§ 56 

Zahlung der Auslandsdienstbezüge 

Die Auslandsdienstbezüge werden bei Versetzung 
zwischen dem Inland und dem Ausland vom Tage 
nach dem Eintreffen am ausländischen Dienstort bis 
zum Tage vor der Abreise aus diesem Ort gezahlt; 
§61 Abs. 1 bleibt unberührt. Bei Versetzungen im 
Ausland werden sie bis zum Tage des Eintreffens 
am neuen Dienstort nach den für den bisherigen 
Dienstort maßgebenden Sätzen gezahlt. Bei Abord- 
nungen vom Ausland in das Inland gilt Satz 1 ent- 
sprechend. 


eschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 54 

unverändert 


6. ABSCHNITT 

Auslandsdienstbezüge 

§ 55 

unverändert 


§ 56 

unverändert 
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§ 57 

Kaufkraftausgleich 

§ 7 gilt mit der Maßgabe, daß der Kaufkraftaus- 
gleich vom Bundesminister des Innern im Benehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen und dem Aus- 
wärtigen Amt geregelt wird. Dem Kaufkraftaus- 
gleich werden sechzig vom Hundert der Dienstbe- 
züge nach § 55 zugrunde gelegt; § 59 Abs. 2 Satz 2 
bleibt unberührt. Beim Mietzuschuß wird ein Kauf- 
kraftausgleich nicht vorgenommen. 

§ 58 

Auslandszuschlag 

(1) Der Auslandszuschlag wird nach den Aufstel- 
lungen in den Anlagen VI a bis e gewährt. Seine 
Höhe richtet sich nach den Voraussetzungen der Ab- 
sätze 2 bis 4, der Besoldungsgruppe des Beamten, 
Richters oder Soldaten und nach der für den aus- 
ländischen Dienstort maßgebenden Stufe, 

(2) Nach der Anlage VI a erhalten den Auslands- 
zuschlaa verheiratete Beamte, Richter und Soldaten, 
die mit ihrem Ehegatten am ausländischen Dienstort 
eine gemeinsame Wohnung haben. Stirbt der Ehe- 
gatte, so verbleibt es bei dieser Regelung bis zur 
Versetzung an einen anderen Dienstort. 


(3) Nach der Anlage VI b erhalten den Auslands- 
zuschlag 

1. Beamte, Richter und Soldaten, die auf Grund 
ihrer dienstlichen Stellung verpflichtet sind, am 
ausländischen Dienstort einen eigenen Hausstand 
zu führen, 

2. Beamte, Richter und Soldaten, die das vierzigste 
Lebensjahr vollendet haben, 

3. Beamte, Richter und Soldaten, die in ihrer Woh- 
nung am ausländischen Dienstort einer anderen 
Person nicht nur vorübergehend Unterkunft und 
Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich oder sitt- 
lich dazu verpflichtet sind oder aus beruflichen 
oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe be- 
dürfen, 

4. verheiratete Beamte, Richter und Soldaten mit 
eigenem Hausstand, deren Ehegatten am auslän- 
dischen Dienstort noch keinen Wohnsitz begrün- 
det oder diesen wieder aufgegeben haben. 

(4) Nach der Anlage VI c erhalten den Auslands- 

zusdilag die übrigen Beamten, Richter und Soldaten. 

Bei dienstlicher Verpflichtung zum Wohnen in einer 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 57 

unverändert 


§ 58 

Auslandszuschlag 

(1) unverändert 


(2) Nach der Anlage VI a erhalten den Auslands- 
zuschlag verheiratete Beamte, Richter und Soldaten, 
die mit ihrem Ehegatten am ausländischen Dienstort 
eine gemeinsame Wohnung haben. Stirbt der Ehe- 
gatte, so verbleibt es bei dieser Regelung bis zur 
Versetzung an einen anderen Dienstort. Stehen 
beide Ehegatten im Dienst eines öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn (§ 29 Abs. 1) oder eines Verban- 
des, dessen Mitglieder öffentlich-rechtliche Dienst- 
herren sind, so erhält ein Ehegatte den Auslandszu- 
schlag nach Tabelle VI a und der andere nach Ta- 
belle VI c ; den Auslandszuschlag nach Tabelle VI a 
erhält der Ehegatte, der Anspruch auf den höheren 
Auslandszuschlag hat. § 4 Abs. 2 Sätze 2 und 3 ist 
anzuwenden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Gemeinschaftsunterkunft und zur Teilnahme an der 
Gemeinschaftsverpflegung wird der Auslandszu- 
schlag nach der Anlage VI d, wenn nur eine der 
beiden Voraussetzungen gegeben ist, nach der An- 
lage VI e gewährt. 

(5) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Auswärtigen und dem Bun- 
desminister der Finanzen die Dienstorte den Stufen 
des Auslandszuschlages zuzuteilen; dabei sind die 
aus den Besonderheiten des Dienstes und den Le- 
bensbedingungen im Ausland folgenden besonderen 
materiellen und immateriellen Belastungen in der 
Lebensführung zu berücksichtigen. Die Rechtsverord- 
nung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrats. 

(6) Bei vorübergehenden außergewöhnlichen ma- 
teriellen oder immateriellen Belastungen in der Le- 
bensführung setzt das Auswärtige Amt im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister des Innern und dem 
Bundesminister der Finanzen im Verwaltungswege 
einen zeitlich befristeten Zuschlag bis zur Höhe von 
450 Deutsche Mark monatlich fest. 

§ 59 

Auslandskinderzuschlag 

(1) Der Auslandskinderzuschlag wird unter den 
Voraussetzungen des § 42 Abs. 1 bis 4 für Kinder, 
die sich nicht nur vorübergehend 

1. im Ausland aufhalten, nach der für den Beamten 
maßgebenden Stufe des Auslandszuschlages (An- 
lage VI f), 

2. im Inland aufhalten, wenn im Inland kein Haus- 
stand eines sorgeberechtigten Elternteils des 
Kindes besteht, in Höhe des doppelten Betrages 
nach § 42 Abs. 1 

gewährt. 

(2) Auf den Auslandskinderzuschlag finden die 
§§ 43 und 44 entsprechende Anwendung. Im Falle 
des Absatzes 1 Nr. 2 wird ein Kaufkraftausgleich 
nicht vorgenommen. 


§ 60 

Mietzuschuß 

(1) Der Mietzuschuß wird gewährt, wenn die 
Miete für den als notwendig anerkannten leeren 
Wohnraum achtzehn vom Hundert der Summe aus 
Grundgehalt, Ortszuschlag, Amts- und Stellenzula- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 59 

Auslandskinderzuschlag 

(1) Der Auslandskinderzuschlag wird für Kinder, 

die nach § 2 des Bundeskindergeldgesetzes bei dem 
Beamten zu berücksichtigen wären und die sich nicht 
nur vorübergehend 

1. im Ausland aufhalten, nach der für den Beamten 
maßgebenden Stufe des Auslandszuschlages (An- 
lage VI f), 

2. im Inland aufhalten, wenn im Inland kein Haus- 
stand eines sorgeberechtigten Elternteils des 
Kindes besteht, in Höhe von 180 Deutsche Mark, 

3. im Inland aufhalten und ein Haushalt eines sor- 
geberechtigten Elternteils besteht, in Höhe des 
nach dem Bundeskindergeldgesetz zustehenden 
Betrages 

gewährt. § 3 des Bundeskindergeldgesetzes findet 

entsprechende Anwendung. Im Falle der Nummern 
2 und 3 wird ein Kaufkraftausgleich nicht vorgenom- 
men. 

(2) Der Auslandskinderzuschlag wird vom Be- 
ginn des Monats an gewährt, in dem die Ansprudis- 
voraussetzungen erfüllt sind; er wird bis zum Ende 
des Monats gewährt, in dem die Ansprudisvoraus- 
setzungen wegfallen; § 56 bleibt unberührt. 

§ 60 

Mietzuschuß 

(1) Der Mietzuschuß wird gewährt, wenn die 
Miete für den als notwendig anerkannten leeren 
Wohnraum achtzehn vom Hundert der Summe aus 
Grundgehalt, Ortszuschlag der Stufe 1 oder 2, Amts- 
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gen mit Ausnahme des Kaufkraftausgleichs über- 
steigt. Der Mietzusdiuß beträgt neunzig vom Hun- 
dert des Mehrbetrages. 

(2) Hat der Beamte, Richter oder Soldat mit sei- 
nem Ehegatten am ausländischen Dienstort eine ge- 
meinsame Wohnung inne und erhält der Ehegatte 
ebenfalls Auslandsdienstbezüge nach § 55 Abs. 1 
oder 3 oder Arbeitsentgelt in entsprechender An- 
wendung des § 55 Abs. 1 oder 3, so wird nur ein 
Mietzusdiuß gewährt. Der Berechnung des Vom- 
hundertsatzes nach Absatz 1 Satz 1 sind die Dienst- 
bezüge und das entsprechende Arbeitsentgelt beider 
Ehegatten zugrunde zu legen. Der Mietzuschuß wird 
nur dem Ehemann, auf Antrag eines Ehegatten 
jedem zur Hälfte gewährt. 

(3) Inhaber von Dienstwohnungen im Ausland er- 
halten keinen Mietzuschuß. 

§ 61 

Auslandsdienstbezüge während eines 
Heimaturlaubs 

(1) Während eines Heimaturlaubs und eines sich 
anschließenden Inlandsaufenthaltes aus in ihrer 
Person liegenden Gründen erhalten Beamte, Richter 
oder Soldaten den Auslandszuschlag und den Aus- 
lansdkinderzuschlag einheitlich nach Stufe 5 der An- 
lage VI a bis c und f. Stand dem Beamten, Richter 
oder Soldaten an seinem Auslandsdienstort der Aus- 
landszuschlag nach einer niedrigeren Stufe als der 
Stufe 5 zu, so wird der Auslandszuschlag weiterhin 
nach der niedrigeren Stufe gezahlt. Mietzuschuß 
wird nicht gewährt. Ein Kaufkraftausgleich wird 
nicht vorgenommen. § 59 Abs. 1 Nr. 2 bleib! unbe- 
rührt. Die nachgewiesenen, am Auslandsdienstort 
weiterlaufenden notwendigen Aufwendungen für die 
Wohnung und das Hauspersonal werden gesondert 
erstattet. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Beamte, 
Richter oder Soldaten sich unter Beibehaltung ihres 
dienstlichen Wohnsitzes im Ausland aus in ihrer 
Person liegenden Gründen länger als zwei Ka- 
lendermonate mit ihrer Familie im Inland aufhalten. 
Die sich danach ergebenden Dienstbezüge stehen 
vom Ersten des dritten Kalendermonats an zu. Ist die 
Familie des Beamten, Richters oder Soldaten am 
Auslandsdienstort geblieben, so erhält er Dienst- 
bezüge wie ein in das Inland abgeordneter Beam- 
ter, Richter oder Soldat. 


7. ABSCHNITT 

Anwärterbezüge 

§ 62 

Anwärterbezüge 

(1) Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
(Anwärter) erhalten Anwärterbezüge. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

und Stellenzulagen mit Ausnahme des Kaufkraft- 
ausgleichs übersteigt. Der Mietzuschuß beträgt neun- 
zig vom Hundert des Mehrbetrages. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§ 61 

Auslandsdienstbezüge während eines 
Heimaturlaubs 

(1) während eines Heimaturlaubs und eines sich 
anschließenden Inlandsaufenthaltes aus in ihrer 
Person liegenden Gründen erhalten Beamte, Richter 
oder Soldaten den Auslandszuschlag und den Aus- 
landskinderzuschlag einheitlich nach Stufe 4 der An- 
lage VI a bis c und f. Stand dem Beamten, Richter 
oder Soldaten an seinem Auslandsdienstort der Aus- 
landszuschlag nach einer niedrigeren Stufe als der 
Stufe 4 zu, so wird der Auslandszuschlag weiterhin 
nach der niedrigeren Stufe gezahlt. Mietzuschuß 
wird nicht gewährt. Ein Kaufkraftausgleich wird 
nicht vorgenommen. § 59 Abs. 1 Nr. 2 und 3 bleiben 
unberührt. Die nachgewiesenen, am Auslandsdienst- 
ort weiterlaufenden notwendigen Aufwendungen für 
die Wohnung und das Hauspersonal werden geson- 
dert erstattet. 

(2) unverändert 


7. ABSCHNITT 

Anwärterbezüge 

§ 62 

Anwärterbezüge 

(1) unverändert 
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(2) Zu den Anwärterbezügen gehören der An- 
wärtergrundbetrag, der Anwärterverheiratetenzu- 
schlag und die Anwärtersonderzuschläge. Daneben 
werden der Kinder Zuschlag, die jährliche Sonderzu- 
wendung und die vermögenswirksamen Leistungen 
gewährt. Zulagen und Vergütungen werden nur ge- 
währt, wenn dies bundesgesetzlich besonders be- 
stimmt ist. 

(3) Anwärter mit dienstlichem Wohnsitz im Aus- 
land erhalten zusätzlich Bezüge entsprechend den 
Auslandsdienstbezügen. Der Berechnung des Miet- 
zuschusses sind der Anwärtergrundbetrag, der An- 
wärterverheiratetenzusdilag und der Anwärterson- 
derzuschlag zugrunde zu legen. 

(4) Absatz 3 gilt nicht für Anwärter, die bei einer 
von ihnen selbst gewählten Stelle im Ausland aus- 
gebildet werden. Ihnen wird Kaufkraftausgleidi nach 
§ 7 gewährt. 

(5) Für Anwärter, die im Rahmen ihres Vorberei- 
tungsdienstes ein Studium ableisten, kann die Ge- 
währung der Anwärterbezüge von der Erfüllung von 
Auflagen abhängig gemacht werden. 

§ 63 

Anwärterbezüge nach Ablegung der 
Laufbahnprüfung 

Endet das Beamtenverhältnis eines Anwärters 
kraft Rechtsvorschrift oder allgemeiner Verwaltungs- 
anordnung mit dem Bestehen oder endgültigen 
Nichtbestehen der Laufbahnprüfung, werden die 
Anwärterbezüge für die Zeit nach Ablegung der Prü- 
fung bis zum Ende des laufenden Monats weiterge- 
währt. Wird bereits vor diesem Zeitpunkt ein An- 
spruch auf Bezüge aus einer hauptberuflichen Tätig- 
keit bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
(§ 29 Abs. 1) oder bei einer Ersatzschule erworben, 
so werden die Anwärterbezüge nur bis zum Tage 
vor Beginn dieses Anspruchs belassen. 

§ 64 

Anwärtergrundbetrag 

Der Anwärtergrundbetrag bemißt sich nach der 
Anlage VIII. 

§ 65 

Anwärterverheiratetenzuschlag 

(1) Den Anwärterverheiratetenzuschlag nach der 
Anlage VIII erhalten 

1. verheiratete Anwärter, 

2. verwitwete Anwärter und Anwärter, deren Ehe 
geschieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt 
worden ist, 

3. ledige Anwärter, 

a) denen nach §41 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Kinder Zu- 
schlag gewährt wird, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Zu den Anwärterbezügen gehören der An- 
wärtergrundbetrag, der Anwärterverheiratetenzu- 
schlag und die Anwärtersonderzuschläge. Daneben 
werden die jährliche Sonderzuwendung und die ver- 
mögenswirksamen Leistungen gewährt. Zulagen und 
Vergütungen werden nur gewährt, wenn dies bun- 
desgesetzlich besonders bestimmt ist. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 63 

unverändert 


§ 64 

unverändert 


§ 65 

Anwärterverheiratetenzuflchlag 

(1) Den Anwärterverheiratetenzuschlag nach der 
Anlage VIII erhalten 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. ledige Anwärter, 

a) denen Kindergeld nach dem Bundeskinder- 
geldgesetz zusteht oder ohne Berücksiditi- 
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b) die in ihrer Wohnung einer anderen Person 
nicht nur vorübergehend Unterkunft und Un- 
terhalt gewähren, weil sie gesetzlich oder sitt- 
lich dazu verpflichtet sind oder aus gesund- 
heitlichen Gründen ihrer Hilfe bedürfen. 

(2) Erfüllt ein lediger Anwärter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe a nicht außerdem die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe b, 
so erhält er für jedes Kind, für das ihm Kinderzu- 
schlag gewährt wird, einen Anwärterverheirateten- 
zusdilag in Hohe von monatlich 47 Deutsche Mark, 
jedoch insgesamt nicht mehr als den Betrag nach Ab- 
satz 1. 


(3) Anwärter, deren Ehegatte ebenfalls Anwärter 
ist oder als Beamter, Richter oder Soldat mit Dienst- 
bezügen oder als Angestellter oder Arbeiter mit 
mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
(§ 29 Abs. 1) steht oder auf Grund einer Tätigkeit 
bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn nach be- 
amtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen ver- 
sorgungsberechtigt ist, erhalten die Hälfte des An- 
wärterverheiratetenzuschlages. Dies gilt nicht für 
die Zeit, in der 

1. der Ehegatte des Anwärters für mindestens 
einen Monat keine Bezüge erhält, 

2. der Ehegatte des Anwärters Krankengeld nach 
der Reichsversicherungsordnung erhält, 

3. die als Angestellte oder Arbeiterin im Dienst 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn stehende 
Ehefrau des Anwärters Mutterschaftsgeld nach 
dem Mutterschutzgesetz erhält. 

Die Sätze 1 und 2 gelten für Anwärter, deren Ehe 
geschieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt wor- 
den ist, sowie für ledige Anwärter, denen nach § 42 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Kinderzuschlag gewährt wird, 
entsprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Ehegatten des Anwärters der frühere Ehegatte oder 
der andere Elternteil des Kindes tritt. 


(4) Der Anwärterverheiratetenzuschlag wird vom 
Ersten des Monats an gezahlt, in den das für die 
Gewährung maßgebende Ereignis fällt. Entfällt der 
Grund für seine Gewährung, so wird die Zahlung 
erst mit Ablauf des nächsten Monats eingestellt. Ist 
der volle Anwärterverheiratetenzuschlag auf die 
Hälfte zu kürzen, weil die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 3 Satz 1 während des Vorbereitungsdienstes 
eintreten, so wird der gekürzte Anwärterverheirate- 
tenzuschlag vom Ersten des folgenden Monats an 
gezahlt. Fallen die Voraussetzungen des Absatzes 3 
Satz 1 weg, so wird der volle Anwärterverheirate- 
tenzuschlag vom Ersten des Monats an gezahlt, in 
dessen Verlauf die Voraussetzungen wegfallen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

gung der §§ 3 oder 8 des Bundeskindergeld- 
gesetzes zustehen würde, 

b) unverändert 


(2) Erfüllt ein lediger Anwärter in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe a nicht außerdem die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe b, 
so erhält er für jedes Kind, für das ihm Kindergeld 
nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne 
Berücksichtigung der §§ 3 oder 8 des Bundeskinder- 
geldgesetzes zustehen würde, einen Anwärterver- 
heiratetenzuschlag in Höhe von monatlich zweiund- 
fünfzig Deutsche Mark, jedoch insgesamt nicht mehr 
als den Betrag nach Absatz 1. 

(3) Anwärter, deren Ehegatte ebenfalls Anwärter 
ist oder als Beamter, Richter oder Soldat mit Dienst- 
bezügen oder als Angestellter oder Arbeiter mit 
mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
(§ 29 Abs. 1) steht oder auf Grund einer Tätigkeit 
bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn nach be- 
amtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen ver- 
sorgungsberechtigt ist, erhalten die Hälfte des An- 
wärterverheiratetenzuschlages. Dies gilt nicht für 
die Zeit, in der 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


Die Sätze 1 und 2 gelten für Anwärter, deren Ehe 
geschieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt wor- 
den ist, sowie für ledige Anwärter, denen Kinder- 
geld nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder 
ohne Berücksichtigung der §§ 3 oder 8 des Bundes- 
kindergeldgesetzes zustehen würde, entsprechend 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Ehegatten 
des Anwärters der frühere Ehegatte oder der andere 
Elternteil des Kindes tritt. 

(4) unverändert 
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§ 66 

Anwärtersonderzuschläge 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Gewährung von Anwärtersonderzu- 
schlägen zu regeln. Anwärtersonderzuschläge dürfen 
nur vorgesehen werden für Anwärter solcher Lauf- 
bahnen, in denen außer der für die Laufbahngruppe 
allgemein vorgeschriebenen Vorbildung eine abge- 
schlossene Berufsausbildung oder eine berufsförder- 
liche Ausbildung oder Tätigkeit oder sonstige be- 
sondere Einstellungsvoraussetzungen gefordert wer- 
den. Anwärtersonderzuschläge können auch dann 
gewährt werden, wenn neben einem durch Prüfung 
abgeschlossenen Vorbereitungsdienst ein zusätz- 
licher Vorbereitungsdienst gefordert wird. 

(2) In der Rechtsverordnung kann die Gewährung 
der Anwärtersonderzuschläge von der Erfüllung von 
Auflagen abhängig gemacht werden. 

(3) Die Anwärtersonderzuschläge dürfen zusam- 
men mit dem Anwärtergrundbetrag und dem Anwär- 
terverheiratetenzuschlag das Anfangsgehalt (Grund- 
gehalt der ersten Dienstaltersstufe und Ortszuschlag) 
des Amtes nicht übersteigen, das dem Anwärter nach 
erfolgreichem Abschluß des Vorbereitungsdienstes 
und bestandener Prüfung auf Probe übertragen wer- 
den soll. 

§ 67 

Unterrichts Vergütung für Lehramtsanwärter 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Gewährung einer Unterrichtsvergütung 
für Lehramtsanwärter zu regeln. Die Unterrichtsver- 
gütung darf nur vorgesehen werden, soweit der An- 
wärter über zwölf Wochenstunden Ausbildungs- 
unterricht oder selbständigen Unterricht hinaus selb- 
ständig Unterricht erteilt. Die Unterrichtsvergütung 
darf zusammen mit dem Anwärtergrundbetrag und 
dem Anwärterverheiratetenzuschlag das Anfangsge- 
halt (Grundgehalt der ersten Dienstaltersstufe und 
Ortszuschlag) des Amtes nicht übersteigen, das dem 
Lehramtsanwärter nach erfolgreichem Abschluß des 
Vorbereitungsdienstes und bestandener Prüfung auf 
Probe übertragen werden soll. 

§ 68 

Anrechnung anderer Einkünfte 

(1) Erhalten Anwärter ein Entgelt für eine Neben- 
tätigkeit innerhalb oder für eine genehmigungs- 
pflichtige Nebentätigkeit außerhalb des öffentlichen 
Dienstes, so wird das Entgelt auf die Anwärterbe- 
züge angerechnet, soweit es diese übersteigt. Als 
Anwärter grundbetrag werden jedoch mindestens 
dreißig vom Hundert des Anfangsgrundgehalts der 
Eingangsbesoldungsgruppe der Laufbahn gewährt. 

(2) Hat der Anwärter einen arbeitsrechtlichen 
Anspruch auf ein Entgelt für eine in den Ausbil- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 66 

Anwärtersonderzuschläge 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Gewährung von Anwärtersonderzu- 
schlägen zu regeln. Anwärtersonderzuschläge dürfen 
grundsätzlich nur vorgesehen werden für Anwärter 
solcher Laufbahnen, in denen außer der für die Lauf- 
bahngruppe allgemein vorgeschriebenen Vorbildung 
eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine be- 
rufsförderliche Ausbildung oder Tätigkeit oder son- 
stige besondere Einstellungsvoraussetzungen gefor- 
dert werden. Anwärtersonderzuschläge können auch 
dann gewährt werden, wenn neben einem durch 
Prüfung abgeschlossenen Vorbereitungsdienst ein 
zusätzlicher Vorbereitungsdienst gefordert wird. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


§ 67 

Unterrichtsvergütung für Lehramtsanwärter 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Gewährung einer Unterrichtsvergütung 
für Lehramtsanwärter zu regeln. Die Unterrichtsver- 
gütung darf nur vorgesehen werden, soweit der An- 
wärter über zehn Wochenstunden Ausbildungs- 
unterricht oder selbständigen Unterricht hinaus selb- 
ständig Unterricht erteilt. Die Unterrichtsvergütung 
darf zusammen mit dem Anwärtergrundbetrag und 
dem Anwärterverheiratetenzuschlag das Anfangsge- 
halt (Grundgehalt der ersten Dienstaltersstufe und 
Ortszuschlag) des Amtes nicht übersteigen, das dem 
Lehramtsanwärter nach erfolgreichem Abschluß des 
Vorbereitungsdienstes und bestandener Prüfung auf 
Probe übertragen werden soll. 

§ 68 

Anrechnung anderer Einkünfte 

(1) unverändert 


(2) Hat der Anwärter einen arbeitsrechtlichen 
Anspruch auf ein Entgelt für eine in den Ausbil- 
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dungsrichtlinien vorgeschriebene Tätigkeit außer- 
halb des öffentlichen Dienstes, so wird das Entgelt 
auf die Anwärterbezüge angerechnet, soweit die 
Summe von Entgelt und Anwärterbezügen die 
Summe von Grundgehalt und Ortszuschlag über- 
steigt, die einem Beamten mit gleichem Familien- 
stand im Eingangsamt der entsprechenden Laufbahn 
in der ersten Dienstaltersstufe zusteht, übt ein An- 
wärter gleidizeitig eine hauptberufliche Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst aus, gilt § 5 entsprechend. 


§ 69 

Kürzung der Anwärterbezüge 

Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr be- 
stimmte Stelle kann den Anwärtergrundbetrag bis 
auf dreißig vom Hundert des Grundgehaltes, das 
einem Beamten der entsprechenden Laufbahn in der 
ersten Dienstaltersstufe zusteht, herabsetzen, wenn 
der Anwärter die vorgeschriebene Laufbahnprüfung 
nicht bestanden hat oder sich die Ausbildung aus 
einem vom Anwärter zu vertretenden Grunde ver- 
zögert 


8. ABSCHNITT 

Jährliche Sonderzuwendung und 
vermögenswirksame Leistungen 

§ 70 

Jährliche Sonderzuwendung 

Die Beamten, Richter und Soldaten erhalten eine 
Sonderzuwendung nach besonderer bundesgesetz- 
licher Regelung. 


dungsrichtlinien vorgeschriebene Tätigkeit außer- 
halb des öffentlichen Dienstes, so wird das Entgelt 
auf die Anwärterbezüge angerechnet, soweit die 
Summe von Entgelt und Anwärterbezügen die 
Summe von Grundgehalt und Ortszuschlag über- 
steigt, die einem Beamten mit gleichem Familien- 
stand im Eingangsamt der entsprechenden Laufbahn 
in der ersten Dienstaltersstufe zusteht. 


(3) übt ein Anwärter gleichzeitig eine hauptbe- 
rufliche Tätigkeit im öffentlichen Dienst aus, gilt § 5 
entsprechend. 

§ 69 

Kürzung der Anwärterbezüge 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr be- 
stimmte Stelle kann den Anwärtergrundbetrag bis 
auf dreißig vom Hundert des Grundgehaltes, das 
einem Beamten der entsprechenden Laufbahn in der 
ersten Dienstaltersstufe zusteht, herabsetzen, wenn 
der Anwärter die vorgeschriebene Laufbahnprüfung 
nicht bestanden hat oder sich die Ausbildung aus 
einem vom Anwärter zu vertretenden Grunde ver- 
zögert. 

(2) Von der Kürzung ist abzusehen 

1. bei erstmaligem Nichtbestehen der Laufbahnprü- 
fung für die Dauer des verlängerten Vorberei- 
tungsdienstes, es sei denn, daß der Anwärter die 
Laufbahnprüfung nicht bestanden hat, weil er 
ohne Genehmigung der Prüfung ferngeblieben 
oder von dieser zurückgetreten oder wegen eines 
Täuschungs Versuches oder Ordnungs verstoß es 
von der Prüfung ausgeschlossen worden ist, 

2. bei Verlängerung des Vorbereitungsdienstes in- 
folge genehmigtem Fernbleibens oder Rücktritts 
von der Prüfung, 

3. in besonderen Härtefällen. 

(3) Wird eine Zwischenprüfung nicht bestanden 
oder ein sonstiger Leistungsnachweis nicht erbracht, 
so ist die Kürzung auf den sich daraus ergebenden 
Zeitraum der Verlängerung des Vorbereitungsdien- 
stes zu beschränken. 


8. ABSCHNITT 

unverändert 
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§ 71 

Vermögens wirksame Leistungen 

Die Beamten, Richter und Soldaten erhalten ver- 
mögenswirksame Leistungen nach besonderer bun- 
desgesetzlicher Regelung. 


9. ABSCHNITT 9. ABSCHNITT 

Dienstbekleidung, Heilfürsorge, Unterkunft unverändert 

für Soldaten und Polizeivollzugsbeamte 
im Bundesgrenzschutz 

§ 72 

Dienstbekleidung, Heilfürsorge, Unterkunft 
für Soldaten 

(1) Für Mannschaften und Unteroffiziere werden 
die Ausrüstung und die Dienstbekleidung, für Offi- 
ziere die Ausrüstung und die Dienstbekleidung, so- 
weit sie zur Einsatz- und Arbeitsausstattung gehö- 
ren, unentgeltlich bereitgestellt. Den Offizieren wird 
für die von ihnen zu beschaffende Dienstbekleidung 
ein einmaliger Bekleidungszuschuß und für deren 
besondere Abnutzung eine Entschädigung gewährt. 

Abweichend hiervon wird Offizieren auf Zeit mit 
einer Gesamtdienstzeit als Soldat von weniger als 
vier Jahren auf Antrag die Dienstbekleidung unent- 
geltlich zur Verfügung gestellt. Berufsunteroffiziere 
und Unteroffiziere auf Zeit mit einer Verpflichtung 
auf mindestens acht Jahre, die noch mindestens vier 
Jahre im Dienst verbleiben, erhalten auf Antrag 
einen Zuschuß für die Beschaffung der Ausgehuni- 
form; nach Ablauf von fünf Jahren kann der Zuschuß 
erneut gewährt werden. 

(2) Den Soldaten wird unentgeltliche truppenärzt- 
liche Versorgung gewährt. Hierbei erhalten Solda- 
ten, die eine Wehrdienstbeschädigung erlitten ha- 
ben, Leistungen im Rahmen der Heilbehandlung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz, wenn diese 
günstiger sind. 

(3) Für Soldaten, die auf Grund dienstlicher Ver- 
pflichtung in Gemeinschaftsunterkunft wohnen, wird 
die Unterkunft unentgeltlich bereitgestellt. 

(4) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu 
den Absätzen 1 bis 3 erläßt der Bundesminister der 
Verteidigung im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern. In diesen Verwaltungsvorschrif- 
ten soll bestimmt werden, daß die Zahlungen nach 
Absatz 1 Satz 2 an eine vom Bundesminister der 
Verteidigung errichtete Kleiderkasse geleistet wer- 
den. 


§ 73 

Dienstkleidung, Heilfürsorge, Unterkunft für 
Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz 


(1) Für Grenzjäger und Unterführer im Bundes- 
grenzschutz werden die Ausrüstung und die Dienst- 
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kleidung, für Offiziere im Bundesgrenzschutz die 
Ausrüstung und die Dienstkleidung, soweit sie zur 
Einsatz- und Arbeitsausstattung gehören, unentgelt- 
lich bereitgestellt. Den Offizieren im Bundesgrenz- 
schutz wird für die von ihnen zu beschaffende 
Dienstkleidung ein einmaliger Bekleidungszuschuß 
und für deren besondere Abnutzung eine Entschä- 
digung gewährt. Die Sätze 1 und 2 gelten für Ver- 
waltungsbeamte im Bundesgrenzschutz, soweit sie 
zum Tragen von Dienstkleidung verpflichtet wer- 
den können, entsprechend. Die Zahlungen nach den 
Sätzen 2 und 3 sollen an eine vom Bundesminister 
des Innern bestimmte Kleiderkasse geleistet wer- 
den. 

(2) Den Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenz- 
schutz, mit Ausnahme der Beamten des Grenz- 
schutzeinzeldienstes, wird unentgeltliche grenz- 
schutzärztliche Versorgung gewährt. 

(3) Für Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenz- 
schutz, die auf Grund dienstlicher Verpflichtung in 
Gemeinschaftsunterkunft wohnen, wird die Unter- 
kunft unentgeltlich bereitgestellt. 


10. ABSCHNITT 


10. ABSCHNITT 


Übergangs- und Schlußvorschriften Übergangs- und Schlußvorschriften 


§ 74 

Allgemeine V erwaltungs Vorschriften 

(1) Die allgemeinen Verwaltungs vor Schriften zu 
diesem Gesetz erläßt der Bundesminister des Innern 
mit Zustimmung des Bundesrates. Nummer 2 Abs. 3 
der Vorbemerkungen zur Bundesbesoldungsord- 
nung C bleibt unberührt. 

(2) Allgemeine Verwaltungsvorschriften, die sich 
nur auf den Bereich des Bundes erstrecken, erläßt der 
Bundesminister des Innern. Soweit die Besoldung der 
Richter und Staatsanwälte oder der Soldaten berührt 
wird, erläßt sie der Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Justiz 
oder dem Bundesminister der Verteidigung. § 72 
Abs. 4 sowie die Vorbemerkungen Nummer 5 Abs. 3, 
Nummer 6 Abs. 6 und Nummer 7 Abs. 4 zu den Bun- 
desbesoldungsordnungen A und B bleiben unbe- 
rührt. 


§ 75 

Berücksichtigung amtloser Zeiten beim Besoldungs- 
dienstalter für Personen nach dem G 131 

§ 42 und § 43 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas- 
sung gelten mit der Maßgabe weiter, daß bei den 
Verweisungen auf Vorschriften des Bundesbesol- 
dungsgesetzes an die Stelle des § 6 der § 28 und an 
die Stelle des § 7 der § 29 tritt. 


§ 74 

unverändert 


§ 75 

unverändert 
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§ 76 § 76 

Sondervorschrift für das Besoldungsdienstalter 
für Soldaten und Polizeivollzugsbeamte 
im Bundesgrenzschutz 

Für Soldaten und Polizeivollzugsbeamte im Bun- 
desgrenzschutz, die zwischen dem 31. Dezember 1923 
und dem 1. Juli 1937 geboren sind und bis zum 
31. Dezember 1975 eingestellt werden, wird das Be- 
soldungsdienstalter auf den Ersten des Monats fest- 
gesetzt, in dem sie das einundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet haben. 

§ 77 

örtlicher Sonderzuschlag 

(1) Empfänger von Dienstbezügen mit dienst- 
lichem Wohnsitz in Berlin erhalten als Dienstbezug 
einen örtlichen Sonderzuschlag in Höhe von drei 
vom Hundert des Grundgehaltes. 

(2) Der örtliche Sonderzuschlag wird auch einem 
Empfänger von Dienstbezügen gewährt, 

1. der von Berlin an einen anderen Dienstort ver- 
setzt oder abgeordnet ist, 

2. der in den öffentlichen Dienst eingestellt worden 
ist und einen anderen Dienstort als Berlin hat, 

solange er seine Wohnung in Berlin beibehält. Liegt 
eine schriftliche Zusage der Umzugskostenvergütung 
vor, so gilt dies nur, solange Trennungsgeld gewährt 
wird. 

(3) Für die Berechnung des örtlichen Sonderzu- 
schlages gelten auch als Bestandteil des Grundge- 
haltes: 

1. Zuschüsse zum Grundgehalt der Professoren, 

2. Ausgleichszulagen nach § 13, soweit diese wegen 
einer Verringerung des Grundgehaltes gewährt 
werden, 

3. Zulagen für die Wahrnehmung eines höherwerti- 
gen Amtes nach § 49 in Höhe des Unterschieds- 
betrages zwischen den Grundgehältern. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für Empfänger von 
Anwärterbezügen entsprechend; der örtliche Sonder- 
zuschlag wird vom Anwärtergrundbetrag berechnet. 


unverändert 


§ 77 

unverändert 


§ 78 § 78 

Ubergangszahlung Übergangszahlung 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- (1) unverändert 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Gewährung einer Übergangszahlung 
für Beamte des einfachen und mittleren Dienstes zu 
regeln, die im Dienst eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn (§ 29 Abs. 1) vom Arbeitnehmerverhält- 
nis in das Beamtenverhältnis übernommen worden 
sind und deren Nettobezüge nach der Übernahme 
in das Beamtenverhältnis geringer sind als die 
Nettobezüge, die zuletzt im Arbeitnehmerverhältnis 
gewährt worden sind. Eine Übergangszahlung darf 
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nur für Beamte in Laufbahnen vorgesehen werden, 
in denen der Nachwuchs ausschließlich oder über- 
wiegend aus dem Arbeitnehmerverhältnis gewon- 
nen wird. Die Laufbahnen werden in der Rechtsver- 
ordnung festgelegt. 

(2) Die Höhe der Übergangszahlung ist das Drei- 
zehnfache des Betrages, um den die Nettobezüge 
nach der Übernahme in das Beamtenverhältnis ge- 
ringer sind als die Nettobezüge, die zuletzt im 
Arbeitnehmerverhältnis gewährt worden sind, 
höchstens jedoch 3000 Deutsche Mark. Beträgt die 
Verringerung monatlicii bis 20 Deutsche Mark, 
wird eine Übergangszahlung nicht gewährt. Es wird 
bestimmt, wie die Verringerung der Nettobezüge zu 
ermitteln ist, insbesondere in welchem Umfang 
Lohn- und Besoldungsbestandteile in den einzelnen 
Bereichen bei der Vergleichsberechnung zu berück- 
sichtigen sind. Die Übergangszahlung ist zurückzu- 
zahlen, wenn der Beamte vor Ablauf eines Jahres 
aus dem Beamtenverhältnis ausscheidet und er dies 
zu vertreten hat. 

§ 79 

Verpflichtungsprämie für Soldaten auf Zeit 

(1) Unteroffiziere und Mannschaften (ausgenom- 
men Offizieranwärter), die sich in der Zeit vom 

1. Januar 1972 bis zum 31. Dezember 1976 verpflich- 
ten und deren Dienstzeit auf mindestens zwei, vier, 
acht .oder zwölf Jahre festgesetzt wird, erhalten eine 
Verpflichtungsprämie. 

(2) Die Verpflichtungsprämie beträgt: 

1. bei erstmaliger Verpflichtung oder Weiterver- 
pflichtung vor Beginn des zweiten Dienstjahres 
auf mindestens 

zwei Jahre 1 000 Deutsche Mark, 

vier Jahre 5 000 Deutsche Mark, 

acht Jahre 7 000 Deutsche Mark, 

zwölf Jahre 9 000 Deutsche Mark, 

2. bei erstmaliger Verpflichtung oder Weiterver- 
pflichtung vor Beginn des dritten Dienstjahres 
auf mindestens 

vier Jahre 4 000 Deutsche Mark, 

acht Jahre 6 000 Deutsche Mark, 

zwölf Jahre 8 000 Deutsche Mark, 

3. bei Weiterverpflichtung vor Beginn des fünften 
Dienstjahres auf mindestens 

acht Jahre 2 000 Deutsche Mark, 

zwölf Jahre 4 000 Deutsche Mark, 

4. bei Weiterverpflichtung vor Beginn des neunten 
Dienstjahres auf mindestens 

zwölf Jahre 2 000 Deutsche Mark. 

Die Verpflichtungsprämie darf bei mehreren aufein- 
anderfolgenden Verpflichtungen insgesamt nicht 


(2) Die Höhe der Übergangszahlung ist das Drei- 
zehnfache des Betrages, um den die Nettobezüge 
nach der Übernahme in das Beamtenverhältnis ge- 
ringer sind als die Nettobezüge, die zuletzt im 
Arbeitnehmerverhältnis gewährt worden sind, 
höchstens jedoch 3000 Deutsche Mark. Beträgt die 
Verringerung monatlich bis 10 Deutsche Mark, 
wird eine Übergangszahlung nicht gewährt. Es wird 
bestimmt, wie die Verringerung der Nettobezüge zu 
ermitteln ist, insbesondere in welchem Umfang 
Lohn- und Besoldungsbestandteile in den einzelnen 
Bereichen bei der Vergleichsberechnung zu berück- 
sichtigen sind. Die Übergangszahlung ist zurückzu- 
zahlen, wenn der Beamte vor Ablauf eines Jahres 
aus dem Beamtenverhältnis ausscheidet und er dies 
zu vertreten hat. 

§ 79 

unverändert 
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mehr betragen als bei einer Erstverpflichtung vor 
Beginn des zweiten Dienstjaihres auf den zuletzt 
erreichten Verpflichtungszeitraum. Bei einem Wie- 
dereintritt wird die Verpflichtung wie eine Weiter- 
verpflichtung im Anschluß an die frühere Dienstzeit 
behandelt. 

(3) Der Anspruch auf die Verpflichtungsprämie 
entsteht mit der Festsetzung der Dienstzeit, frühe- 
stens nach einer Dienstzeit von sechs Monaten. Bei 
einer Weiterverpflichtung darf die Verpflichtungs- 
prämie nicht früher als eine auf Grund der erst- 
maligen Verpflichtung zustehende Prämie gezahlt 
werden. 

(4) Die Verpflichtungsprämie ist zurückzuzahlen, 
wenn das Dienstveihältnis vor Ablauf des für den 
Anspruch auf die Prämie maßgebenden Zeitraumes 
nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 oder § 55 Abs. 1, 3 
oder 5 des Soldatengesetzes oder durch Entlassung 
wegen Dienstunfähigkeit endet, die der Soldat ab- 
sichtlich herbei geführt hat. Hat der Soldat bereits 
eine Dienstzeit abgeleistet, die nach Absatz 2 bei 
entsprechender Verpflichtung einen Anspruch auf 
eine Verpflichtungsprämie begründet hätte, so ist 
ihm der Betrag zu belassen, der ihm bei einer sol- 
chen Verpflichtung als Prämie gewährt worden 
wäre. 

(5) Wird vor Zahlung der Verpflichtungsprämie 
ein Verfahren eingeleitet, das voraussichtlich zur 
Beendigung des Dienstverhältnisses aus einem der 
in Absatz 4 Satz 1 aufgeführten Gründe führen wird, 
so wird die Zahlung bis zum Abschluß dieses Ver- 
fahrens auisgesetzt. 


§ 80 § 80 

Dienstzeitprämie für Polizeivollzugsbeamte unverändert 

im Bundesgrenzschutz 

(1) Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf der 
Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn, die seit dem 

1. Oktober 1971 eingestellt worden sind oder bis 
zum 31. Dezember 1976 eingestellt werden oder 
deren Dienstzeit gemäß § 8 Abs. 4 Satz 2, Abs. 3 
Satz 2 oder Abs. 1 Satz 2 des Bundespolizeibeamten- 
gesetzes iseit dem 1. Januar 1972 verlängert worden 
ist oder bis zum 31. Dezember 1976 verlängert wird, 
erhalten eine Dienstzeitprämie. 

(2) Die Dienstzeitprämie beträgt: 

1. bei einer Dienstzeit von acht Jahren (§ 8 Abs. 1 
Satz 1 des Bundespolizeibeamtengesetzes) 

7 000 Deutsche Mark, 

2. bei einer Dienstzeit von vier Jahren (§ 8 Abs. 3 
Satz 1 des Bundespolizei beamtengesetzes) 

5 000 Deutsche Mark, 

3. bei einer Dienstzeit von zwei Jahren (§ 8 Abs. 4 
Satz 1 des Bundespolizeibeamtengesetzes) 

1 000 Deutsche Mark, 
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4. bei einer Verlängerung der Dienstzeit von zwei 
Jahren auf vier Jahre {§ 8 Abs. 4 Satz 2 des 
Bundespolizeibeamtengesetzes) 

4 000 Deutsche Mark, 

5. bei einer Verlängerung der Dienstzeit von zwei 
Jahren auf acht Jahre (§ 8 Abs. 4 Satz 2 des 
Bundespolizeibeamtengesetzes) 

6 000 Deutsche Mark, 

6. bei einer Verlängerung der Dienstzeit von vier 
Jahren auf acht Jahre (§ 8 Abs. 3 Satz 2 des 
Bundespolizeibeamtengesetzes) 

2 000 Deutsche Mark, 

und 

7. bei einer Verlängerung der Dienstzeit von acht 
Jahren auf zwölf Jähre (§ 8 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundespolizeibeamtengesetzes) 

2 000 Deutsche Mark. 

(3) Der Anspruch auf die Dienstzeitprämie ent- 
steht frühestens nach einer Dienstzeit von zwölf 
Monaten. Die Dienstzeitprämie darf bei mehreren 
aufeinanderfolgenden Verlängerungen der Dienst- 
zeit nicht mehr betragen, als sich bei einer Dienst- 
zeit von acht Jahren ergeben würde. Die Dienstzeit- 
prämie bei einer Verlängerung der Dienstzeit von 
acht Jahren auf zwölf Jahre (Absatz 2 Nr. 7) bleibt 
unberührt. Bei einem Wiedereintritt wird die neue 
Dienstzeit wie eine Verlängerung der früher abge- 
leisteten Dienstzeit behandelt. 

(4) Die Dienstzeitprämie ist zurückzuzahlen, wenn 

das Dienstverhältnis vor Ablauf des ihrer Berech- 
nung zugrunde gelegten Zeitraumes nach §§ 2 und 9 
des Bundespolizeibeamtengesetzes in Verbindung 
mit den §§ 11, 12, 29, 30, 31 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 
oder § 48 des Bundesbeamtengesetzes oder durch 
Entlassung wegen Polizeidienstunfähigkeit (§ 4 

Abs. 1 des Bundespolizeibeamtengesetzes) endet, die 
der Beamte absichtlich herbeigeführt hat. Hat der Be- 
amte bereits eine Dienstzeit zurücfcgelegt, die nach 
Absatz 2 einen Anspruch auf eine niedrigere Dienst- 
zeitprämie begründet hätte, so ist ihm der Betrag zu 
belassen, der ihm als Dienstzeitprämie gewährt 
worden wäre, wenn er nach § 8 des Bundespolizei- 
beamtengesetzes erklärt hätte, die für die niedrigere 
Dienstzeitprämie maßgebende Dienstzeit ableisten 
zu wollen. In dem sich aus den Sätzen 1 und 2 er- 
gebenden Umfang erlischt der Anspruch auf die 
Dienstzeitprämie, die noch nicht gezahlt ist. 

(5) Wird vor Zahlung der Dienstzeitprämie ein 
Verfahren eingeleitet, das voraussichtlich zur Be- 
endigung des Dienstverhältnisses aus einem der in 
Absatz 4 Satz 1 aufgeführten Gründen führen wird, 
so wird die Zahlung bis zum Abschluß dieses Ver- 
fahrens aus gesetzt. 
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§ 81 

Zulage für Lehrkräfte mit besonderen Funktionen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Reditsverordnung zu regeln, daß Lehrkräfte, deren 
Tätigkeit isich aus den ihrer Ausbildung entsprechen- 
den Aufgaben durch eine der folgenden ständigen 
Funktionen heraushebt, eine Stellenzulage bis zu 
150 Deutsche Mark erhalten: 

1. Ausschließlicher Unterricht an Sonderschulen, so- 
weit es sich um Lehrkräfte der Besoldungsgruppe 
A 12 handelt, 

2. Leitung eines Schülerheimes, 

3. fachliche Koordinierung bei Schul- oder Modell- 
versuchen oder neuen Schulformen, 

4. Aufgaben im Rahmen der Lehrerausbildung oder 
-fortbildung, 

5. Unterricht im Strafvollzugsdienst, 

6. Verwendung als Fachberater für Hör- und 
Sprachgeschädigte bei Gesundheitsämtern, 

7. Verwendung an staatlichen Berufsförderungs- 
werken. 

Eine Stellenzulage darf nur vorgesehen werden, 
wenn die Wahrnehmung der ständigen Funktionen 
nicht schon durch die Einstufung berücksichtigt ist. 

§ 82 

Einstufung besonderer Lehrämter 

(1) In Ländern, in denen eine Realschule mit einer 
Grundschule, einer Grund- und Hauptschule oder 
einer Hauptschule verbunden ist, können die Rekto- 
ren, Konrektoren und Zweiten Konrektoren dieser 
Schulen durch Landesgesetz höchstens in die für 
Realschulrektoren, Realschulkonrektoren und Zweite 
Realschulkonrektoren maßgebenden Besoldungs- 
gruppen eingestuft werden. 

(2) Rektoren, Konrektoren und Zweite Konrekto- 
ren von Grund- und Hauptschulen sowie Hauptschu- 
len — in Berlin auch Grundschulen — können in den 
Ländern Berlin und Hessen durch Landesgesetz in 
die für Rektoren, Konrektoren und Zweiten Konrek- 
toren von Realschulen maßgebenden Besoldungs- 
gruppen eingestuft werden; die Grundsätze sachge- 
rechter Bewertung sind zu beachten. Die höchste 
Einstufung muß eine halbe Besoldungsgruppe unter- 
halb der Einstufung des Realschulrektors einer gro- 
ßen Schule liegen. 
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§ 81 

Zulage für Lehrkräfte mit besonderen Funktionen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu regeln, daß Lehrkräfte, deren 
Tätigkeit sich aus den ihrer Ausbildung entsprechen- 
den Aufgaben durch eine der folgenden ständigen 
Funktionen heraushebt, eine Stellenzulage bis zu 
150 Deutsche Mark erhalten: 

1. Ausschließlicher Unterricht an Sonderschulen, so- 
weit es sich um Lehrkräfte der Besoldungsgruppe 
A 1 2 oder niedriger handelt, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

Eine Stellenzulage darf nur vorgesehen werden, 
wenn die Wahrnehmung der ständigen Funktionen 
nicht schon durch die Einstufung berücksichtigt ist. 

§ 82 

Einstufung besonderer Lehrämter 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Soweit Schulleiter und deren Vertreter durch 
ein Land einzustufen sind, entfallen bei den in der 
Anlage 1 festgesetzten Amtsbezeichnungen die in 
den Funktionszusätzen enthaltenen Hinweise auf 
die in den Absätzen 1 und 2 genannten Schulformen. 
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§ 83 

Besondere Regelung für Lehrer 
in Bremen und Hamburg 

Regelungen der Bremischen Besoldungsordnung 
A, die die Einreihung des Amtes „Lehrer" nach Be- 
soldungsgruppe A 12 a betreffen, und Regelungen 
der Hamburgischen Besoldungsordnung A, die die 
Einreihung der Studienräte an Volks- und Realschu- 
len nach Besoldungsgruppe A 13 betreffen, bleiben 
einschließlich der jeweiligen Fußnoten und in den 
Vorbemerkungen enthaltenen Zulagenregelungen 
unverändert in der am 1, August 1973 vorhandenen 
Fassung weiterbestehen. Wird für diesen Perso- 
nenkreis auf Grund des § 81 eine Landesregelung 
getroffen, darf die Zulage unter Hinzurechnung des 
Grundgehaltes den Betrag, der nach den allgemein 
für Lehrer geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
zulässig wäre, nicht überschreiten. 

§ 84 

Reichsgebiet 

Als Reichsgebiet im Sinne dieses Gesetzes gilt 
das Gebiet des Deutschen Reiches bis zum 31. De- 
zember 1937 in seinen jeweiligen Grenzen, nach die- 
sem Zeitpunkt in den Grenzen vom 31. Dezember 
1937. 
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§ 83 

Besondere Regelung für Lehrer 
in Bremen und Hamburg 

Regelungen der Bremischen Besoldungsordnung 
A, die die Einreihung des Amtes „Lehrer" nach Be- 
soldungsgruppe A 12 a betreffen, und Regelungen 
der Hamburgischen Besoldungsordnung A, die die 
Einreihung der Studienräte an Volks- und Realschu- 
len nach Besoldungsgruppe A 13 betreffen, bleiben 
einschließlich der jeweiligen Fußnoten und in den 
Vorbemerkungen enthaltenen Zulagenregelungen 
unverändert in der am 1. August 1973 vorhandenen 
Fassung weiterbestehen. Wird für diesen Perso- 
nenkreis auf Grund des § 81 eine Landesregelung 
getroffen, darf die Zulage unter Hinzurechnung des 
Grundgehaltes den Betrag, der nach den allgemein 
für Lehrer geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
zulässig wäre, nicht überschreiten. Satz 1 gilt für 
Lehrer im Vorbereitungsdienst entsprechend. 

§ 84 

unverändert 


§ 85 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 
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Anlage I 

Bundesbesoldungsordnungen A und B 

Vorbemerkungen 

1. Allgemeine Vorbemerkungen 

1. Amtsbezeichnungen 

(1) Weibliche Beamte führen die Amtsbezeich- 
nung soweit möglich in der weiblichen Form. 

(2) Die in der Bundesbesoldungsordnung A ge- 
sperrt gedruckten Amtsbezeichnungen sind Grund- 
amtsbezeichnungen, Den Grundamtsbezeichnungen 
können Zusätze, die 

1. auf den Dienstherrn oder den Verwaltungs- 
bereich, 

2. auf die Laufbahn, 

3. auf die Fachrichtung 

hinweisen, beigefügt werden. Die Grundamtsbezeich- 
nungen „Rat“, „Oberrat", „Direktor" und „Leitender 
Direktor" dürfen nur in Verbindung mit einem Zu- 
satz nach Satz 1 verliehen werden. 

(3) über die Beifügung der Zusätze zu den Grund- 
amtsbezeichnungen entscheidet für den Bundesbe- 
reich der Bundesminister des Innern. 


2. „Direktor und Professor"' und „Leitender Direk- 
tor und Professor" in den Besoldungsgruppen 
Bl,B2undB3 

Die Ämter „Direktor und Professor" und „Leiten- 
der Direktor und Professor" in den Besoldungsgrup- 
pen B 1, B 2 und B 3 dürfen nur Beamten, denen bei 
wissenschaftlichen Borsdiungsanstalten oder sonsti- 
gen Behörden und Einrichtungen mit eigener For- 
schung überwiegend wissenschaftliche Forschungs- 
aufgaben obliegen, verliehen werden. 
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Anlage I 

Bundesbesoldungsordnungen A und B 

Vorbemerkungen 

L Allgemeine Vorbemerkungen 

1. Amtsbezeichnungen 

(1) unverändert 

(2) Die in der Bundesbesoldungsordnung A ge- 
sperrt gedruckten Amtsbezeichnungen sind Grund- 
amtsbezeichnungen. Den Grundamtsbezeichnungen 
können Zusätze, die 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

hinweisen, beigefügt werden. Die Grundamtsbezeich- 
nungen „Rat", „Oberrat", „Direktor" und „Leitender 
Direktor" dürfen nur in Verbindung mit einem Zu- 
satz nach Satz 2 verliehen werden. 

(3) unverändert 


2. „Direktor und Professor" in den Besoldungsgrup- 
pen B 1, B 2 und B 3 

(1) Die Ämter „Direktor und Professor" in den Be- 
soldungsgruppen B 1, B 2 und B 3 dürfen nur an 
Beamte verliehen werden, denen in wissenschaft- 
lichen Forschungseinrichtungen oder in Dienststellen 
und Einrichtungen mit eigenen wissenschaftlichen 
Forschungsbereichen überwiegend wissenschaftliche 
Forschungsaufgaben obliegen. Dienststellen und Ein- 
richtungen des Bundes mit eigenen wissenschaftli- 
chen Forschungsbereichen sind: 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirt- 
schaft 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 
Bundesanstalt für Bodenforschung 
Bundesanstalt für Materialprüfung 
Bundesanstalt für Straßenwesen 
Bundesbahn-Zentralämter Minden und München 
Bundesgesundheitsamt 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft 
Bundeskriminalamt 


Deutscher Wetterdienst 
Deutsches Hydrographisches Institut 
Fernmeldetechnisches Zentralamt 
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3. Zuordnung von Funktionen zu den Ämtern 

Den Grundamtsbezeichnungen beigefügte Zusätze 
bezeichnen die Funktionen, die diesen Ämtern zu- 
geordnet werden können, nicht abschließend. 

II. Zulagen 
(Monatsbeträge) 

4. Zulage für Soldaten als Führer oder Ausbilder im 
Außen- und Geländedienst 

(1) Soldaten erhalten, wenn sie überwiegend als 
Führer oder Ausbilder im Außen- und Gelände- 
dienst verwendet werden, eine Stellenzulage von 
50 Deutsche Mark. Die Stellenzulage wird frühe- 
stens nach Ablauf von 15 Monaten seit der Ein- 
stellung des Soldaten gewährt. Die Zulage wird 
nicht neben einer Stellenzulage nach Artikel II § 2 
Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern gewährt. 

(2) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften er- 
läßt der Bundesminister der Verteidigung im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister des Innern. 


5. Zulage für Soldaten in technischer Verwendung 
in Strahlflugzeugverbänden und -schulen 

(1) Mannschaften und Unteroffiziere in techni- 
scher Verwendung in Strahlflugzeugverbänden und 
-schulen erhalten eine Stellenzulage 

1. als Elektronik-Fachpersonal für Strahlflugzeuge 
bis zur Höhe von 80 Deutsche Mark oder 
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Forscbungsanstalt der Bundeswehr für Wassersdiall 
und Geophysik 

Institut für angewandte Geodäsie 

Institut für chemisch-technische Untersuchungen 

Paul-Ehrlich-Institut — Bundesamt für Sera und 
Impfstoffe 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
Umweltbundesamt. 

Im Landesbereich werden Dienststellen und Einrich- 
tungen mit eigenen wissenschaftlichen Forschungs- 
bereichen im Sinne des Satzes 1 im Landesbesol- 
dungsgesetz bestimmt. 

(2) Ist in einer kollegial organisierten Forschungs- 
einrichtung einem „Direktor und Professor"' in den 
Besoldungsgruppen B 2 oder B 3 zusätzlich zu seinen 
sonstigen Funktionen die Leitung der Forschungs- 
einrichtung mit zeitlicher Begrenzung übertragen, so 
erhält er für die Dauer d^r Wahrnehmung dieser 
Funktionen eine Stellenzulage von 250 Deutsche 
Mark. 

3. unverändert 


II. Zulagen 
(Monatsbeträge) 

4. unverändert 


5. unverändert 
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2. als Wartungs- und Instandsetzungs-Fachpersonal 
für Strahlflugzeuge bis zur Höhe von 50 Deutsche 
Mark. 

(2) Die Stellenzulage wird Soldaten gewährt, die 
besonderer Beanspruchung unterliegen und die nach 
der Ausbildungs- und Tätigkeitsbeschreibung im 
Sinne von Absatz 1 als erster Spezialist oder in 
höherwertigen Funktionen verwendet werden. 

(3) Die allgemeinen Verwaltungs Vorschriften er- 
läßt der Bundesminister der Verteidigung im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister des Innern. 


6. Zulage für Soldaten und Beamte als fliegendes 6, unverändert 
Personal 

(1) Soldaten und Beamte der Besoldungsgruppen 
A5 bis A 16 erhalten eine Stellenzulage, wenn sie 
verwendet werden 

1. als Luftfahrzeugführer mit der Erlaubnis zum 
Führen von Strahlflugzeugen oder als Kampf- 
beobachter mit der Erlaubnis zum Einsatz auf 
Strahlflugzeugen, von 250 Deutsche Mark, 

2. als Luftfahrzeugführer mit der Erlaubnis zum 
Führen von sonstigen Luftfahrzeugen oder als 
Luftfahrzeugoperationsoffizier, von 200 Deutsche 
Mark, 

3. als sonstige ständige Luftfahrzeugbesatzungsan- 
gehörige, von 125 Deutsche Mark. 

(2) Die zuletzt gewährte Stellenzulage wird nach 
Beendigung der Verwendung, auch über die Besol- 
dungsgruppe A 16 hinaus, für fünf Jahre weiter- 
gewährt, wenn der Soldat oder Beamte 

1. mindestens fünf Jahre in einer Tätigkeit nach 
Absatz 1 verwendet worden ist oder 

2. bei der Verwendung nach Absatz 1 einen Dienst- 
unfall im Flugdienst oder eine durch die Beson- 
derheiten dieser Verwendung bedingte gesund- 
heitliche Schädigung erlitten hat, die die weitere 
Verwendung nach Absatz 1 ausschließen. 

Danach verringert sich die Stellenzulage auf 50 vom 
Hundert. 

(3) Hat der Beamte oder Soldat einen Anspruch 
auf eine Stellenzulage nach Absatz 2 und wechselt 
er in eine weitere Verwendung über, mit der ein 
Anspruch auf eine geringere Stellenzulage nach Ab- 
satz 1 verbunden ist, so erhält er zusätzlich zu der 
geringeren Stellenzulage den Unterschiedsbetrag zu 
der Stellenzulage nach Absatz 2. Nach Beendigung 
der weiteren Verwendung wird die Stellenzulage 
nach Absatz 2 Satz 1 nur weite rge währt, soweit sie 
noch nicht vor der weiteren Verwendung bezogen 
und auch nicht während der weiteren Verwendung 
durch den Unterschiedsbetrag zwischen der geringe- 
ren Stellenzulage und der Stellenzulage nach Ab- 
satz 2 abgegolten worden ist. Der Berechnung der 
Stellenzulage nach Absatz 2 Satz 2 wird die höhere 
Stellenzulage zugrunde gelegt. 
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(4) Die Stellenzulage gehört zu den ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezügen, wenn 

1. der Soldat oder Beamte mindestens fünf Jahre in 
einer Tätigkeit nach Absatz 1 verwendet worden 
ist, 

2. das Dienstverhältnis durch Tod oder Dienst- 
unfähigkeit infolge eines durch die Verwendung 
erlittenen Dienstunfalls oder einer durch die Be- 
sonderheiten dieser Verwendung bedingten ge- 
sundheitlichen Schädigung beendet worden ist. 

(5) Die Stellenzulage wird neben einer Stellen- 
zulage nach Nummer 8 nur gewährt, soweit sie diese 
übersteigt. 

(6) Die allgemeinen Verwaltungs vor Schriften er- 
läßt, soweit es sich um Soldaten handelt, der Bundes- 
minister der Verteidigung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Innern. 


7. Zulage für Beamte und Soldaten im Flugsiche- Nummer 7 entfällt 
rungsbetriebsdienst und für Soldaten im Radar- 
führungsdienst 

(1) Beamte des gehobenen Dienstes und Soldaten 
im Flugverkehrskontrolidienst erhalten eine ruhe- 
gehaltfähige Stellenzulage. Sie beträgt 

q) in Flugsicherungsleitstellen und in zentralen 
Stellen der Bundesanstalt für Flugsicherung so- 
wie in entsprechenden Stellen des militärischen 
Flug Sicherung sdi ens tes 

in den Besoldungsgruppen 
A 5 bis A 9 

(Unteroffiziere) 200 Deutsche Mark 

A 9 bis A 11 245 Deutsche Mark 

A 12 bis A 13 200 Deutsche Mark, 


b) in Flugsicherungsstellen der Bundesanstalt für 
Flugsicherung und in entsprechenden Stellen des 
militärischen Flugsicherungsdienstes 

in den Besoldungsgruppen 


A 5 bis A 9 
(Unteroffiziere) 

A 9 bis All 
A 12 
A 13 


160 Deutsche Mark 
205 Deutsche Mark 
160 Deutsche Mark 
200 Deutsche Mark, 


(2) Beamte des mittleren Dienstes, die als Flug- 
datenbearbeiter im Flugsicherungsbetriebsdienst der 
Bundesanstalt für Flugsicherung verwendet werden 
und Soldaten der Besoldungsgruppen A 5 bis A 11, 
die im militärischen Flugsicherungsdienst entspre- 
chende Funktionen ausüben, erhalten eine ruhe- 
gehaltfähige Stellenzulage von 125 Deutsche Mark. 

(3) Soldaten, die im militärischen Radar führungs- 
dienst verwendet werden, erhalten eine ruhegehalt- 
fähige Stellenzulage. Sie beträgt 
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a) für das lizenzierte Radarleitpersonal 
mit Radarleit- Jagdlizenz 

in den Besoldungsgruppen 
A 7 bis A 13 200 Deutsche Mark, 

b) für das lizenzierte Radarleitpersonal 
ohne Radar leit- Jagdlizenz 

in den Besoldungsgruppen 

A9 bis All 160 Deutsche Mark, 

c) für das Radarflugmelde- und Radartiefflugmelde- 
personal im Einsatzdienst in den Luftverteidi- 
gungsanlagen 

in den Besoldungsgruppen 

A5 bis All 125 Deutsche Mark. 

(4) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu 
den Absätzen 1 und 2 erläßt, soweit es sich um Be- 
amte der Bundesanstalt für Flugsicherung handelt, 
der Bundesminister für Verkehr im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern, Die Verwal- 
tung svor Schriften zu den Absätzen 1 bis 3 erläßt, 
soweit es sich um Soldaten handelt, der Bundes- 
minister der Verteidigung im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Innern. 


8. Zulage für Beamte und Soldaten bei obersten 8. unverändert 
Behörden sowie bei obersten Gerichtshöfen des 
Bundes 

(1) Beamte und Soldaten erhalten, wenn sie 
bei obersten Bundesbehörden, der Hauptverwaltung 
der Deutschen Bundesbahn oder bei obersten Ge- 
richtshöfen des Bundes verwendet werden, eine 
Stellenzulage. 


(2) Die Stellenzulage beträgt zwölfeinhalb vom 
Hundert des Endgrundgehalts oder, bei festen Ge- 
hältern, des Grundgehalts der für die Beamten und 
Soldaten maßgebenden Besoldungsgruppen. Maßge- 
bend ist für Beamte und Soldaten 


der Besoldungsgruppen 
A 1 bis A 5 
A 6 bis A 9 
A 10 bis A 13 
A 14, A 15, B 1 
A 16, B 2 bis B 4 
B 5 bis B 7 
B 8 bis B 10 
B 11 


die Besoldungsgruppe A 5 
die Besoldungsgruppe A 9 
die Besoldungsgruppe A 13 
die Besoldungsgruppe A 15 
die Besoldungsgruppe B 3 
die Besoldungsgruppe B 6 
die Besoldungsgruppe B 9 
die Besoldungsgruppe B 11. 


(3) Die Stellenzulage wird nicht neben der bei der 
Deutschen Bundesbank gewährten Bankzulage ge- 
währt. 


(4) Die Länder können bestimmen, daß Beamte, 
wenn sie bei obersten Landesbehörden verwendet 
werden, eine Stellenzulage erhalten. Die Absätze 2 


53 



Drucksache 7/3213 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf Drucksache 7/1906 Beschlüsse des 4. Ausschusses 

und 3 gelten entsprechend; der in Absatz 2 Satz 1 
festgelegte Vomhundertsatz darf nicht überschritten 
werden. 

(5) Beamte und Soldaten erhalten während der 
Verwendung bei obersten Behörden eines Landes, 
das für die Beamten bei seinen obersten Behörden 
eine Regelung nach Absatz 4 getroffen hat, die 
Stellenzulage in der nach dem Besoldungsrecht die- 
ses Landes bestimmten Höhe. 


9. Zulage für Beamte und Soldaten bei Sicherheits- 
diensten 


9. Zulage für Beamte und Soldaten bei Sicherheits- 
diensten 


(1) Beamte und Soldaten erhalten, wenn sie bei 
den Sicherheitsdiensten des Bundes oder der Länder 
verwendet werden, eine Stellenzulage (Sidierheits- 
zulage). 


(2) Sicherheitsdienste sind der Bundesnachrich- 
tendienst, der Miltärische Abschirmdienst, das Bun- 
desamt für Verfassungsschutz, das Bundeskriminal- 
amt sowie die Einrichtungen für Verfassungsschutz 
der Länder. 


(3) Die Stellenzulage beträgt bei Beamten und 
Soldaten der Besoldungsgruppen 

A 1 bis A 5 200 Deutsche Mark 


A 6 bis A 9 
A 10 bis A 13 
A 14 und höher 


275 Deutsche Mark 
350 Deutsche Mark 
425 Deutsche Mark. 


(4) Durch die Sicherheitszulage werden die mit 
dem Dienst bei Sicherheitsbehörden allgemein ver- 
bundenen Erschwernisse und Aufwendungen mit ab- 
gegolten. 

(5) Die Stellenzulage wird neben einer Stellen- 
zulage nach Nummer 8 sowie nach Nummer 3 der 
Vorbemerkungen zu der Bundesbesoldungsordnung 
C oder nach Nummer 2 der Vorbemerkungen zu der 
Bundesbesoldungsordnung R nur gewährt, soweit sie 
diese übersteigt. 


(1) Beamte und Soldaten erhalten, wenn sie bei 
den Sicherheitsdiensten des Bundes oder der Länder 
verwendet werden, eine Stellenzulage (Sicherheits- 
zulage). Die Zulage erhalten unter den gleichen 
Voraussetzungen auch Beamte auf Widerruf, die 
Vorbereitungsdienst leisten. 

(2) Sicherheitsdienste sind der Bundesnachrichten- 
dienst, der Militärische Abschirmdienst, das Bundes- 
amt für Verfassungsschutz sowie die Einrichtungen 
für Verfassungsschutz der Länder. 


(3) Die Stellenzulage beträgt bei Beamten und 
Soldaten der Besoldungsgruppen 

A 1 bis A 5 200 Deutsche Mark 


A 6 bis A 9 
A 10 bis A 13 
A 14 und höher 


275 Deutsche Mark 
350 Deutsche Mark 
425 Deutsche Mark. 


Bei Beamten auf Widerruf, die Vorbereitungsdienst 
leisten, beträgt die Stellenzulage für die Anwärter 
der Laufbahngruppe 


des mittleren Dienstes 
des gehobenen Dienstes 
des höheren Dienstes 


150 Deutsche Mark 
200 Deutsche Mark 
250 Deutsche Mark. 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


10. Zulage für Polizeivollzugsbeamte 

(1) Polizeivollzugsbeamte, hauptamtliche Beamte 
der Bahnpolizei sowie Beamte des Grenzaufsichts- 
dienstes und des Grenzabfertigungsdienstes der Zoll- 
verwaltung, soweit diesen Beamten Dienstbezüge 
nach der Bundesbesoldungsordnung A zustehen, er- 


10. Zulage für Polizeivollzugsbeamte 

(1) Die Polizeivollzugsbeamten des Bundesgrenz- 
schutzes und der Länder, die hauptamtlichen Bahn- 
polizeibeamten sowie die Beamten des Grenzauf- 
sichtsdienstes und des Grenzabfertigungsdienstes der 
Zollverwaltung, soweit diesen Beamten Dienstbe- 
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halten nach einer Dienstzeit von einem Jahr eine 
Stellenzulage (Polizeizulage) von 60 Deutsche Mark, 
nach einer Dienstzeit von zwei Jahren eine Stellen- 
zulage von 120 Deutsche Mark. Die Zulage erhalten 
unter den gleichen Voraussetzungen auch Beamte 
auf Widerruf, die Vorbereitungsdienst leisten. 


(2) Die Polizeizulage wird nicht neben Stellen- 
zulagen nach den Nummern 8 und 9 gewährt. 

(3) Durch die Stellenzulagen werden die Beson- 
derheiten des Vollzugsdienstes und des Zollgrenz- 
dienstes, insbesondere der mit dem Posten- und 
Streifendienst sowie dem Nachtdienst verbundene 
Aufwand sowie der Aufwand für Verzehr mit abge- 
golten. 

11. Zulage für Beamte der Feuerwehr 

(1) Beamte der Bundesbesoldungsordnung A im 
Einsatzdienst der Feuerwehr in den Ländern erhalten 
nach einer Dienstzeit von einem Jahr eine Stellenzu- 
lage von 60 Deutsche Mark, nach einer Dienstzeit 
von zwei Jahren eine Stellenzulage von 120 Deutsche 
Mark. Die Zulage erhalten unter den gleichen Vor- 
aussetzungen auch Vollzugsbeamte im Beamt enver- 
hältnis auf Widerruf, die Vorbereitungsdienst lei- 
sten. 

(2) Die Stellenzulage wird nicht neben einer Stel- 
lenzulage nach Nummer 8 gewährt. 

(3) Durch die Stellenzulage werden die Besonder- 
heiten des Einsatzdienstes der Feuerwehr, insbeson- 
dere der mit dem Nachtdienst verbundene Aufwand 
sowie der Aufwand für Verzehr mit abgegolten. 


12. Zulage für Beamte bei öffentlich-rechtlichen 
Sparkassen 

Beamte an öffentlich-rechtlichen Sparkassen er- 
halten eine widerrufliche nichtruhegehaltfähige Zu- 
lage in Höhe eines Zwölftels des Grundgehalts und 
des Ortszuschlages. 

Durch die Zulage werden die mit dem Dienst bei 
öffentlich-rechtlichen Sparkassen allgemein verbun- 
denen Erschwernisse und die mit dem Dienst ver- 
bundene Mehrarbeit mit abgegolten. 

13. Zulage für Beamte bei Justizvollzugsanstalten 
und Psychiatrischen Krankenanstalten 

Beamte des einfachen^ mittleren und gehobenen 
Dienstes bei Justizvollzugsanstalten sowie in ge- 
schlossenen Abteilungen bei Psychiatrischen Kran- 
kenanstalten, die ausschließlich dem Vollzug von 
Maßregeln der Sicherung und Besserung dienen, er- 
halten nach Abschluß ihrer Ausbildung eine Stellen- 
zulage von 70 Deutsche Mark. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Züge nach der Bundesbesoldungsordnung A zustehen, 
erhalten nach einer Dienstzeit von einem Jahr eine 
Stellenzulage (Polizeizulage) von 60 Deutsche Mark, 
nach einer Dienstzeit von zwei Jahren eine Stellen- 
zulage von 120 Deutsche Mark. Die Zulage erhal- 
ten unter den gleichen Voraussetzungen auch Be- 
amte auf Widerruf, die Vorbereitungsdienst leisten. 

(2) u n V er ä n d e r t 

(3) unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. Zulage für Beamte bei Justizvollzugsanstalten 
und Psychiatrischen Krankenanstalten 

Beamte in Ämtern der Bundesbesoidungsord- 
nung A bei Justizvollzugsanstalten sowie in ge- 
schlossenen Abteilungen bei Psychiatrischen Kran- 
kenanstalten, die ausschließlich dem Vollzug von 
Maßregeln der Sicherung und Besserung dienen, er- 
halten eine Stellenzulage von 70 Deutsche Mark. 
Die Zulage erhalten unter den gleichen Vorausset- 
zungen Beamte auf Widerruf, die Vorbereitungs- 
dienst leisten. 
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14. Zulage für Beamte als Mitglieder von Verlas- 14. unverändert 
sungsgerichtshöfen 

Die Länder können bestimmen, daß Beamte, die 
Mitglieder von Verfassungsgerichtshöfen (Staats- 
gerichtshöfen) der Länder sind, eine Zulage erhalten. 

§ 45 Abs. 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 


III. Einstufung von Ämtern 

15. Einstufung der Ämter der Landräte in Rhein- 
land-Pfalz und im Saarland 

Die Ämter der Landräte in Rheinland-Pfalz und 
im Saarland dürfen höchstens in die Besoldungs- 
gruppe eingestuft werden, in die nach der Rechts- 
verordnung der Bundesregierung nach § 21 Landräte 
(Oberkreisdirektoren) als kommunale Wahlbeamte 
auf Zeit, die nach der Einwohnerzahl des Kreises 
vergleichbar sind, höchstens eingestuft werden dür- 
fen. 


IIL Einstufung von Ämtern 

15. Landräte in Rheinland- Pfalz und im Saarland 

Die Ämter der Landräte in Rheinland-Pfalz und 
im Saarland dürfen höchstens in die Besoldungs- 
gruppe eingestuft werden, in die nach der Rechts- 
verordnung der Bundesregierung nach § 21 Landräte 
(Oberkreisdirektoren) als kommunale Wahlbeamte 
auf Zeit, die nach der Einwohnerzahl des Kreises 
vergleichbar sind, höchstens eingestuft werden dür- 
fen. 


16. Einstufung der Ämter der Fachlehrer ohne 
Ingenieurprüfung oder Fachhochschulab Schluß 

Die nicht durch die Einstufung in die Besoldungs- 
gruppen All und A 12 erfaßten Fachlehrer werden 
landesrechtlich nach Maßgabe sachgerechter Bewer- 
tung auf Grund eines Vergleichs mit den Anforde- 
rungen an die in den Besoldungsgruppen All und 
A 12 ausgewiesenen Fachlehrer mit Ingenieurprü- 
fung oder Fachhochschulabschluß eingestuft. Dies 
gilt entsprechend für Lehrpersonal mit vergleich- 
baren Aufgaben. 


17. Einstufung der Ämter des Schulaufsichtsdienstes 
in Stadtstaaten und in anderen Ländern ohne 
Mittelinstanz 

Die Ämter des Schulaufsichtsdienstes in den Stadt- 
staaten und in den anderen Ländern ohne Mittel- 
instanz sind landesrechtlich nach Maßgabe sach- 
gerechter Bewertung auf Grund eines Vergleichs mit 
den Anforderungen an die in den Besoldungsgrup- 
pen A 14, A 15 und A 16 ausgewiesenen Schulauf- 
sichtsbeamten auf Kreis- und Bezirksebene einzu- 
stufen. 


18. Einstufung der Ämter der Leiter von Gesamt- 
schulen 

Die Ämter der Leiter von Gesamtschulen sind 
landesrechtlich nach Maßgabe sachgerechter Bewer- 
tung auf Grund eines Vergleichs mit den Anforde- 
rungen an die in den Besoldungsgruppen A 15 und 
A 16 ausgewiesenen Leiter von Gymnasien einzu- 
stufen. Der Leiter einer Gesamtschule mit Oberstufe 
oder mit mehr als 1000 Schülern darf höchstens in 
die Besoldungsgruppe A 16 eingestuft werden. 


16. Fachlehrer ohne Ingenieurprüfung oder Fach- 
hochschulabschluß 

Die nicht durch die Einstufung in die Besoldungs- 
gruppen All und A 12 erfaßten Fachlehrer werden 
landesrechtlich nach Maßgabe sachgerechter Bewer- 
tung auf Grund eines Vergleichs mit den Anforde- 
rungen an die in den Besoldungsgruppen A 11 und 
A 12 ausgewiesenen Fachlehrer mit Ingenieurprü- 
fung oder Fachhochschulabschluß eingestuft. Dies 
gilt entsprechend für Lehrpersonal mit vergleich- 
baren Aufgaben. 


17. Schulaufsichtsdienst in Stadtstaaten und in an- 
deren Ländern ohne Mittelinstanz 


Die Ämter des Schulaufsichtsdienstes in den Stadt- 
staaten und in den anderen Ländern ohne Mittel- 
instanz sind landesrechtlich nach Maßgabe sach- 
gerechter Bewertung auf Grund eines Vergleichs mit 
den Anforderungen an die in den Besoldungsgrup- 
pen A 14, A 15 und A 16 ausgewiesenen Schulauf- 
sichtsbeamten auf Kreis- und Bezirksebene einzu- 
stufen. 


18. Leiter von Gesamtschulen 


Die Ämter der Leiter von Gesamtschulen sind 
landesrechtlich nach Maßgabe sachgerechter Bewer- 
tung auf Grund eines Vergleichs mit den Anforde- 
rungen an die in den Besoldungsgruppen A 15 und 
A 16 ausgewiesenen Leiter von Gymnasien einzu- 
stufen. Der Leiter einer Gesamtschule mit Oberstufe 
oder mit mehr als 1000 Schülern darf höchstens in 
die Besoldungsgruppe A 16 eingestuft werden. Die 
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19. Gruppenleiter und Prüfer beim Deutschen 
Patentamt 

Gruppenleiter beim Deutschen Patentamt erhalten 
in der Besoldungsgruppe A 15 eine Amtszulage von 
monatlidi 200 Deutsche Mark. 

Für bis zu einem Drittel der Gesamtzahl der übri- 
gen Prüfer beim Deutschen Patentamt können Plan- 
stellen der Besoldungsgruppe A 15 ausgebracht wer- 
den. 

20. Einstufung der Ämter der Leiter von Hoch- 
schulen und der Mitglieder der Leitungsgremien 
von Hochschulen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Recht sver Ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
für die Zuordnung der Ämter der hauptberuflichen 
Leiter von Hochschulen und der hauptberuflichen 
Mitglieder der Leitungsgremien von Hochschulen zu 
den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen A 
und B Höchstgrenzen festzulegen. Die Höchstgrenzen 
sind unter Berücksichtigung der für die Hochschule 
im Haushaltsplan des jeweiligen Kalenderjahres 
oder in den Erläuterungen des Haushaltsplans aus- 
gewiesenen Stellen für vollzeitbeschäftigte Bedien- 
stete und der Zahl der im vorangegangenen Sommer- 
semester vollimmatrikulierten Studenten zu bestim- 
men. Bei im Aufbau befindlichen Hochschulen kann 
die staatliche Planung für die nächsten acht Jahre 
zugrunde gelegt werden. Für die Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften Speyer ist nach Maß- 
gabe sachgerechter Bewertung eine besondere Rege- 
lung zu treffen. Die Kanzler von Hochschulen dürfen 
höchstens wie die weiteren hauptberuflichen Mit- 
glieder des Leitungsgremiums einer Hochschule ein- 
gestuft werden. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
die in Absatz 1 aufgeführten Ämter den Besoldungs- 
gruppen der Besoldungsordnungen A und B nach 
Maßgabe der Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung nach Absatz 1 zuzuordnen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

anderen Ämter mit besonderen Funktionen an Ge- 
samtschulen sind landesrechtlich nach Maßgabe sach- 
gerechter Bewertung auf Grund eines Vergleichs mit 
den Anforderungen an die in der Bundesbesoldungs- 
ordnung A ausgewiesenen Lehrkräfte mit entspre- 
chenden Aufgaben einzustufen. 

18 a. Lehrämter an Sonderschulen 

Die Lehrämter an Sonderschulen und an entspre- 
chenden Einrichtungen sind landesrechtlich nach 
Maßgabe sachgerechter Bewertung auf Grund eines 
Vergleichs mit den Anforderungen an die in der Bun- 
desbesoldungsordnung A ausgebrachten Lehrämter 
einzustufen. 

19. unverändert 


20. Leiter von Hochschulen und Mitglieder der 
Leitungsgremien von Hochschulen 

(1) Die hauptberuflichen Leiter von Hochschulen 
und die hauptberuflichen Mitglieder der Leitungs- 
gremien von Hochschulen dürfen nach Maßgabe 
sachgerechter Bewertung höchstens in die aus der 
nachstehenden Übersicht für die jeweilige Meßzahl 
sich ergebende Besoldungsgruppe eingestuft wer- 
den. Meßzahl ist die Gesamtzahl der für die Hoch- 
schule im Haushaltsplan des jeweiligen Kalender- 
jahres oder in den Erläuterungen des Haushalts- 
plans ausgewiesenen Stellen für vollzeitbeschäftigte 
Bedienstete zuzüglich eines Drittels der Zahl der im 
vorangegangenen Sommersemester vollimmatriku- 
lierten Studenten; bei im Aufbau befindlichen Hoch- 
schulen kann die staatliche Planung für die nächsten 
acht Jahre zugrunde gelegt werden. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 


An Hochschulen 
mit einer Meßzahl 
von 

Leiter einer 
Hochschule 
oder haupt- 
berufliches 
Vorsitzen- 
des Mit- 
glied des 
Leitungs- 
gremiums 
einer Hoch- 
schule 
in BesGr. 

Weitere 
hauptberuf- 
liche Mit- 
glieder 
eines Lei- 
tungsgre- 
miums einer 
Hochschule 
in BesGr. 

bis 1 000 1 

B3 

A15 

1 001 bis 2 000 

B4 

A16 

2 001 bis 4 000| 

B5 

B2 

4 001 bis 6 000 

B6 

B3 

6 001 bis 10 000 

B7 

B4 

von mehr als 10 000 

B8 

B5 


Für die Hochschule für Verwaltungs Wissenschaf- 
ten Speyer gilt die Meßzahl 1001 bis 2000. Die 

Kanzler von Hochschulen dürfen höchstens wie die 
weiteren hauptberuflichen Mitglieder des Leitungs- 
gremiums einer Hochschule eingestuft werden. 

(2) Für Beamte, die bis zu ihrer Wahl zum Leiter 
oder hauptberuflichen Mitglied eines Leitungsgre- 
miums einer Hochschule als Professor der Besol- 
dungsgruppe C 4 ein höheres Grundgehalt zuzüg- 
lich der Zuschüsse im Sinne der Nummern 1 und 2 
der Vorbemerkungen zu der Bundesbesoldungsord- 
nung C bezogen haben, kann eine Ausgleichszulage 
in Höhe des Unterschiedsbetrages vorgesehen wer- 
den, die ruhegehaltfähig ist, soweit sie zum Aus- 
gleich des Grundgehalts oder eines ruhegehaltfähi- 
gen Zuschusses dient. 


21. Leiter von unteren Verwaltungsbehör^ 
den und Leiter von ailgemeinbildenden 
oder beruilichen Schuten 

Die Ämter der Leiter von unteren Verwaltungsbe- 
hörden mit einem beim jeweiligen Dienstherrn 
örtlidi begrenzten Zuständigkeitsbereich mit Aus- 
nahme der Ämter der Polizeipräsidenten sowie die 
Ämter der Leiter von allgemeinbildenden oder be- 
ruflichen Schulen dürfen nur in Besoldungsgruppen 
der Besoldungsordnungen A eingestuft werden. 


22. Prüiungsgebietsieiter von Landesrecht 
nungshöien 

Die Ämter der Prüfungsgebietsleiter von Landes- 
rechnungshöfen sind nadi Maßgabe sachgerechter 
Bewertung auf Grund eines Vergleichs mit den An- 
forderungen an die in die Besoldungsgruppe B 3 
oder B 4 eingestuften Beamten der obersten Behör- 
den des jeweiligen Landes in der Landesbesoldungs- 
ordnung auszubringen. 
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Bundesbesoldungsordnung A 

Besoldungsgruppe A 1 

Amtsgehilfe 

Betriebsgehilfe 

Grenzjäger 

Matrose im Bundesgrenzschutz 
Grenadier, Flieger, Matrose 


In diese Besoldungsgruppe gehören auch alle Soldaten 
des untersten Mannschaftsdienstgrades, für die der 
Bundespräsident besondere Dienstgradbezeichnungen 
festgesetzt hat. 


Besoldungsgruppe A2 

Aufseher 1) 2) 
Oberamtsgehilfe 2) 

Oberbetriebsgehilfe 
Schaffner!) 2) 

Wachtmeister!) 

Grenztruppjäger 

Vormatrose im Bundesgrenzschutz 
Gefreiter 


!) Erhält eine Amtszulage von monatlich 28,89 DM. 

2) Erhält als Führer von Kraftwagen eine Stellenzulage 
von monatlich 34,67 DM. 

2) Nach langjähriger Bewährung im Dienst öffentlich- 
rechtlicher Dienstherren auch als Eingangsamt. 


Besoldungsgruppe A3 

Hauptamtsgehilfe!) 
Hauptbetriebsgehilfe 
Oberaufseher 2) 
Oberschaffner 2) 
Oberwachtmeister 2 ) 8 j 
W a r 1 2) 

Grenzoberjäger 

Obermatrose im Bundesgrenzschutz 
Obergefreiter 


^) Im Landesbereich auch als Eingangs amt, wenn der 
Amts Inhaber im Sitzungsdienst der Gerichte eingesetzt 
ist. Dieser Amtsinhaber erhält eine Amtszulage von 
monatlich 28,89 DM. 

2) Erhält eine Amtszulage von monatlich 28,89 DM. 

2) Im Justizdienst der Länder auch als Eingangsamt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Bundesbesoldungsordnung A 
Besoldungsgruppe A 1 

unverändert 


Besoldungsgruppe A 2 

unverändert 


Besoldungsgruppe A 3 

unverändert 



Drucksache 7/3213 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf Drucksache 7/1906 B 

Besoldungsgruppe A4 

Amtsmeister 
ßetriebsmeister 
Hauptaufseher 2) 

Hauptschaffner 2) 

Hauptwachtmeister 2) 

Oberwart 

Triebwagenführer 

Grenzhauptj äger 

Hauptmatrose im Bundesgrenzschutz 
Hauptgefreiter 


Erhält im Landesbereidi eine Amtszulage von monat- 
lich 28,89 DM, wenn er im Sitzungsdienst der Gerichte 
eingesetzt ist. 

2) Erhält eine Amtszulage von monatlich 28,89 DM. 


Besoldungsgruppe A5 


Assistent 

Betriebsassistent 

Erster H a u p t w a c h t m e i s t e r 

Feuerwehrmann 

Hauptwart 

Justizvollstreckungsassistent 

Krankenpfleger 

Krankenschwester 

Kriminaloberwachtmeister 

Kriminalwaditmeister 

Oberamtsmeister 

Oberbetriebsmeister 

Obertriebwagenführer 

Polizeioberwachtmeister 

Polizeiwachtmeister 

Reservelokomotivführer 

Werkführer 

Oberwachtmeister im Bundesgrenzschutz 
Maat im Bundesgrenzschutz 
Fahnenjunker im Bundesgrenzschutz 
Seekadett im Bundesgrenzschutz 

Unteroffizier 

Maat 

Fahnenjunker 

Seekadett 


Während der Ausbildung. 

2) Erhält das Grundgehalt der 1. Dienstaltersstufe der 
Besoldungsgruppe A 4. 


eschlüsse des 4. Ausschusses 

Besoldungsgruppe A 4 

unverändert 


Besoldungsgruppe A 5 

unverändert 


60 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3213 


Entwurf Drucksache 7/1906 Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Besoldungsgruppe A6 

Hauptwachtmeister in der Hausinspektion des Deut- 
schen Bundestages 
J US tizvollstreckungssekretär 
Kriminalhauptwachtmeister 
Lokomotivführer 
Oberfeuerwehrmann 
Polizeihauptwaditmeister 
Sekretär 2) 

Stationspfleger 
Stationsschwester 
Werkmeister 2) 

Hauptwachtmeister im Bundesgrenzschutz 
Obermaat im Bundesgrenzschutz 

Stabsunteroffizier 

Obermaat 


Besoldungsgruppe A 6 

Hauptwachtmeister in der Hausinspektion des Deut- 
schen Bundestages 
Justizvollstreckungssekretär 
Kriminalhauptwachtmeister 
Lokomotivführer 
Oberfeuerwehrmann 
Polizeihauptwachtmeister 
Sekretär 
Stationspfleger 
Stationsschwester 
Werkmeister 

Hauptwachtmeister im Bundesgrenzschutz 
Obermaat im Bundesgrenzschutz 

Stabsunteroffizier 

Obermaat 


Als Eingangsamt. i) Als Eingangsamt. 

Auch als Eingangsamt für Laufbahnen, in denen die 
Meisterprüfung zwingend vorgeschrieben ist, wenn 
der Beamte die Prüfung bestanden hat. 


Besoldungsgruppe A 7 Besoldungsgruppe A 7 

Abteilungspfleger unverändert 

Abteilungsschwester 

Brandmeister 

J US tizvolls treckungsobersekretär 
Kriminalmeister 

Meister in der Hausinspektion des Deutschen Bun- 
destages 

Oberlokomotivführer 

Obersekretär 

Oberwerkmeister 

Polizeimeister 

Meister im Bundesgrenzschutz 2) 

Bootsmann im Bundesgrenzschutz 2) 

Fähnrich im Bundesgrenzschutz 
Fähnrich zur See im Bundesgrenzschutz 
Obermeister im Bundesgrenzschutz 2) 3) 

Oberbootsmann im Bundesgrenzschutz 2) 3) 

Feldwebel 2) 

Bootsmann 2) 

Fähnrich 

Fähnrich zur See 
Oberfeldwebel 2) 3) 

Oberbootsmann 2) 3) 


Auch als Eingangsamt. 

Erhält als Kompaniefeldwebel eine Stellenzulage von 
monatlich 50 DM. 

Erhält eine Amtszulage von monatlich 35,85 DM. 
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Besoldungsgruppe A 8 

Gerichtsvollzieher i) 

Hauptlokomotivführer 

Hauptsekretär 

Hauptwerkmeister 

Kriminalobermeister 

Oberbrandmeister 

Obermeister in der Hausinspektion des Deutschen 
Bundestages 
Oberpfleger 
Oberschwester 
Polizeiobermeister 

Hauptmeister im Bundesgrenzschutz 
Hauptbootsmann im Bundesgrenzschutz 
Oberfähnrich im Bundesgrenzschutz 
Oberfähnrich zur See im Bundesgrenzschutz 

Hauptfeldwebel 
Hauptbootsmann 
Oberfähnrich 
Oberfähnrich zur See 


Als Eingangsamt. 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 9. 

®) Erhält eine Amtszulage von monatlich 46,23 DM. 

Erhält als Kompaniefeldwebel eine Stellenzulage von 
monatlich 50 DM. 


Besoldungsgruppe A9 

Amtsinspektor 

Betriebsinspektor 

Hauptbrandmeister 

Hauptmeister in der Hausinspektion des Deutschen 
Bundestages 
Inspektor 
Kapitän i) 

Kommissar in der Hausinspektion des Deutschen 
Bundestages 
Konsulatssekretär 
Kriminalhauptmeister 
Kriminalkommissar 
Obergerichtsvollzieher 
Oberin 

Pf legevor Steher 

Polizeihauptmeister 

Polizeikommissar 

Hauptmeister im Bundesgrenzschutz 
Hauptbootsmann im Bundesgrenzschutz 
Stabsmeister im Bundesgrenzschutz 
Stabsbootsmann im Bundesgrenzschutz 
Leutnant im Bundesgrenzschutz 
Leutnant zur See im Bundesgrenzschutz 

Hauptfeldwebel 

Hauptbootsmann 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Besoldungsgruppe A 8 

unverändert 


Besoldungsgruppe A 9 

Amtsinspektor 

Betriebsinspektor 

Hauptbrandmeister 

Hauptmeister in der Hausinspektion des Deutschen 
Bundestages 
Inspektor 
Kapitän 

Kommissar in der Hausinspektion des Deutschen 
Bundestages 
Konsulatssekretär 
Kriminalhauptmeister 
Kriminalkommissar 
Obergerichtsvollzieher 
Oberin 

Pf lege Vorsteher 

Polizeihauptmeister 

Polizeikommissar 

Hauptmeister im Bundesgrenzschutz 
Hauptbootsmann im Bundesgrenzschutz 
Stabsmeister im Bundesgrenzschutz 
Stabsbootsmann im Bundesgrenzschutz 
Leutnant im Bundesgrenzschutz 
Leutnant zur See im Bundesgrenzschutz 

Hauptfeldwebel 

Hauptbootsmann 
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Stabsfeldwebel 
Stabsbootsmann 
Leutnant 
Leutnant zur See 


Im Bundesbereich. 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 8. 

Für bis zu 25 v. H. der Gesamtzahl der für diese Ämter 
ausgebrachten Planstellen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Stabsfeldwebel 
Stabsbootsmann 
Leutnant 
Leutnant zur See 


Im Bundesbereich. 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 8. 

Für bis zu 15 v. H. der Gesamtzahl der für diese Ämter 
ausgebrachten Planstellen. 


Besoldungsgruppe A 10 Besoldungsgruppe A 10 

Konsulatssekretär Erster Klasse unverändert 

Kriminaloberkommissar 

Oberinspektor 

Oberkommissar in der Hausinspektion des Deut- 
schen Bundestages 
Polizeioberkommissar 
Seekapitän 

Oberstabsmeister im Bundesgrenzschutz 
Oberstabsbootsmann im Bundesgrenzschutz 
Oberleutnant im Bundesgrenzschutz 
Oberleutnant zur See im Bundesgrenzschutz 

Oberstabsfeldwebel 
Oberstabsbootsmann 
Oberleutnant 
Oberleutnant zur See 


Als Eingangsbesoldungsgruppe für Laufbahnen, in 
denen für die Befähigung der Abschluß einer Fach- 
hochschule gefordert wird, wenn der Beamte für die 
Befähigung einen Fachhochschulabschluß nachweist. 

2) Im Bundesbereich. 


Besoldungsgruppe All Besoldungsgruppe All 

Amtmann unverändert 

Hauptkommissar in der Hausinspektion des Deut- 
schen Bundestages 
Kanzler 

Kriminalhauptkommissar 

Polizeihauptkommissar 

Seeoberkapitän 

Fachlehrer 

— mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhoch- 
schulausbildung, wenn sie vorgeschrieben ist 
oder, beim Fehlen laufbahnrechtlicher Vor- 
schriften, gefordert wird — 

Hauptmann im Bundesgrenzschutz 
Kapitänleutnant im Bundesgrenzschutz 

Hauptmann 

Kapitänleutnant 


Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12. 
2) Im Auswärtigen Dienst. 

Im Bundesbereich. 
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Besoldungsgruppe A 12 

Amtsanwalt 
A m t s r a t 

Hauptkommissar in der Hausinspektion des Deut- 
schen Bundestages 
Kanzler Erster Klasse 
Kriminalhauptkommissar 
Polizeihauptkommissar 2) 

Rechnungsrat 

— als Prüfungsbeamter bei einem Rechnungs- 
hof — 

Seehauptkapitän 

Fachlehrer 

— mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhoch- 
schulausbildung, wenn sie vorgeschrieben ist 
oder, beim Fehlen laufbahnrechtlicher Vor- 
schriften, gefordert wird — ®) 

Konrektor 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Grundschule, Hauptschule oder Grund- und 
Hauptschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schü- 
lern — 

Lehrer 

— als Leiter einer Grundschule, Hauptschule oder 
Grund- und Hauptschule mit bis zu 80 Schü- 
lern — 

— soweit nicht anderweitig eingereiht — 

Zweiter Konrektor 

— einer Grundschule, Hauptschule oder Grund- 
und Hauptschule mit mehr als 540 Schülern — '^) 

Hauptmann im Bundesgrenzschutz 2) 

Kapitänleutnant im Bundesgrenzschutz 

Hauptmann 

Kapitänleutnant 


Als Eingangsamt. 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe All. 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13. 

Im Auswärtigen Dienst. 

5) Im Bundesbereich. 

®) In diese Besoldungsgruppe können nur Beamte einge- 
stuft werden, die nach Abschluß der Ingenieur- oder 
Fachhochschulausbildung eine achtjährige Lehrtätigkeit 
oder eine dreijährige Dienstzeit als Fachlehrer in der 
Besoldungsgruppe A 11 verbracht haben. 

’^) Erhält eine Amtszulage von monatlich 125 DM. 

®) Erhält eine Amtszulage von monatlich 125 DM; diese 
wird nach zehnjährigem Bezug beim Verbleiben in 
dieser Besoldungsgruppe auch nach Beendigung der 
zulageberechtigenden Verwendung gewährt. 

®) Für bis zu 10 v. H. der Gesamtzahl der für diese Ämter 
ausgebrachten Planstellen. 


Besoldungsgruppe A 12 

Amtsanwalt 
A m t s r a t 

Hauptkommissar in der Hausinspektion des Deut- 
schen Bundestages 2) 

Kanzler Erster Klasse 
Kriminalhauptkommissar 
Polizeihauptkommissar 
Rechnungsrat 

— als Prüfungsbeamter bei einem Rechnungs- 
hof— 

Seehauptkapitän 

Fachlehrer 

— mit abgeschlossener Ingenieur- oder Fachhoch- 
schulausbildung, wenn sie vorgeschrieben ist 
oder, beim Fehlen laufbahnrechtlicher Vor- 
schriften, gefordert wird — 

Konrektor 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Grundschule, Hauptschule oder Grund- und 
Hauptschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schü- 
lern — 

Lehrer 

— als Leiter einer Grundschule, Hauptschule oder 
Grund- und Hauptschule mit bis zu 80 Schü- 
lern — ®) 

— an allgemeinbildenden Schulen, soweit nicht 
anderweitig eingereiht — 

Zweiter Konrektor 

— einer Grundschule, Hauptschule oder Grund- 
und Hauptschule mit mehr als 540 Schülern — 

Hauptmann im Bundesgrenzschutz 2) 

Kapitänleutnant im Bundesgrenzschutz 

Hauptmann 

Kapitänleutnant 


Als Eingangsamt. 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe All. 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13. 

4) Im Auswärtigen Dienst. 

5) Im Bundesbereich. 

®) In diese Besoldungsgruppe können nur Beamte einge- 
stuft werden, die nach Abschluß der Ingenieur- oder 
Fachhochschulausbildung eine achtjährige Lehrtätigkeit 
oder eine dreijährige Dienstzeit seit Anstellung als 
Fachlehrer in der Besoldungsgruppe A 11 verbracht 
haben. 

'^) Erhält eine Amtszulage von monatlich 125 DM. 

®) Erhält eine Amtszulage von monatlich 125 DM; diese 
wird nach zehnjährigem Bezug beim Verbleiben in 
dieser Besoldungsgruppe auch nach Beendigung der 
zulageberechtigenden Verwendung gewährt. 

®) Für bis zu 10 V. H. der Gesamtzahl der für diese Ämter 
ausgebrachten Planstellen. 
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Besoldungsgruppe A 13 
Akademischer Rat 

— als wissenschaftlicher oder künstlerischer Mit- 
arbeiter an einer Hochschule — 

A r z t 

Erster Hauptkommissar in der Hausinspektion des 

Deutschen Bimdestages 
Erster Kriminalhauptkommissar 
Erster Polizeihauptkommissar 
Kanzler Erster Klasse^) 

Konservator 

Konsul 

Kustos 

Landesanwalt 

Legationsrat 

Oberamtsanwalt 

Oberamtsrat 

Oberrechnungsrat 

— als Prüfungsbeamter bei einem Rechnimgs- 
hof — 

Pfarrer^) 

Rat 

Seehauptkapitän 

Fachschuloberlehrer im Bundesdienst ®) 
Hauptlehrer 

— als Leiter einer Grundschule, Hauptschule oder 
Grund- und Hauptschule mit mehr als 80 bis 
zu 180 Schülern — 

Konrektor 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Grundschule, Hauptschule oder Grund- und 
Hauptschule mit mehr als 360 Schülern — 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Hauptschule mit Realschul- oder Aufbauzug 
oder mit einer schulformunabhängigen Orien- 
tierungsstufe mit mehr als 180 Schülern — '^) 

Lehrer 

— mit der Befähigung für das Lehramt an Real- 
schulen bei einer dieser Befähigung entspre- 
chenden Verwendung — 

— mit fachwissenschaftlicher Ausbildung in zwei 
Fächern, wenn sich die Lehrbefähigung auf 
Haupt- und Realschulen erstreckt, bei einer 
dieser Befähigung entsprechenden Verwen- 
dung — 

— mit fachwissenschaftlicher Ausbildung von 
mindestens acht Semestern Dauer in zwei 
Fächern, wenn sich die Lehrbefähigung auf 
Grund-, Haupt- und Realschulen erstreckt, bei 
einer dieser Befähigung entsprechenden Ver- 
wendung — 


Beschlüsse des 4, Ausschusses 

Besoldungsgruppe A 13 

Akademischer Rat 

— als wissenschaftlicher oder künstlerischer Mit- 
arbeiter an einer Hochschule — 

A r z t 

Erster Hauptkommissar in der Hausinspektion des 

Deutschen Bundestages 
Erster Kriminalhauptkommissar 
Erster Polizeihauptkommissar 
Kanzler Erster Klasse 
Konservator 
Konsul 
Kustos 

Landesanwalt 

Legationsrat 

Oberamtsanwalt 

Oberamtsrat 

Oberrechnungsrat 

— als Prüfungsbeamter bei einem Rechnxmgs- 
hof — 

Pfarrer^) 

Rat 

Seehauptkapitän 

Fachschuloberlehrer — im Bundesgebiet — ®) 

Hauptlehrer 

— als Leiter einer Grundschule, Hauptschule oder 
Grund- und Hauptschule mit mehr als 80 bis zu 
180 Schülern — 

Konrektor 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Grundschule, Hauptschule oder Grund- und 
Hauptschule mit mehr als 360 Schülern — 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Hauptschule mit Realschul- oder Aufbauzug 
oder 

mit einer schulformunabhängigen Orientie- 
rungsstufe mit mehr als 180 Schülern — 

Lehrer 

— mit fachwissenschaftlicher Ausbildung in zwei 
Fächern, wenn sich die Lehrbefähigung auf 
Haupt- und Realschulen oder Gymnasien er- 
streikt, bei einer dieser Befähigung entspre- 
chenden Verwendung — 

— mit fachwissenschaftlicher Ausbildung von 
mindestens acht Semestern Dauer in zwei 
Fächern, wenn sich die Lehrbefähigung auf 
Grund-, Haupt- und Realschulen erstreckt» bei 
einer dieser Befähigung entsprechenden Ver- 
wendung — 

Realschullehrer 

— mit der Befähigung für das Lehramt an Rea.\- 

ih- schulen bei einer dieser Befähigung entspre- 
chenden Verwendung — 
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Rektor 

— ■ einer Grundschule, Hauptschule oder Grund- 
und Hauptschule mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern — '^) 

Studienrat 

— im höheren Dienst des Bundes — 

— mit der Befähigung für das Lehramt an Gym- 
nasien oder an beruisb ildenden Schulen bei 
einer der jeweiligen Befähigung entsprechen- 
den Verwendung — 

Major im Bundesgrenzschutz 
Korvettenkapitän im Bundesgrenzschutz 
Stabsarzt im Bundesgrenzschutz 

Major 

Korvettenkapitän 

Stabsapotheker 

Stabsarzt 

Stabsveterinär 


Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14. 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12. 

®) Im Auswärtigen Dienst. 

Im Bundesbereich. 

Mit der Befähigung für das Lehramt an Realschulen. 

®) Erhält als der ständige Vertreter eines Fachschuldirek- 
tors oder als Fachvorsteher eine ruhegehaltfähige Stel- 
lenzulage von monatlich 100 DM. 

’^) Erhält eine Amtszulage von monatlich 150 DM. 

Mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien 
oder beruflichen Schulen. 


Besoldungsgruppe A 14 

Akademischer Oberrat 

— als wissenschaftlicher oder künstlerischer Mit- 
arbeiter an einer Hodischule — 

A r z 1 1) 

Chefarzt 

Konsul Erster Klasse 
Landesanwalt 

Legationsrat Erster Klasse®) 

Oberarzt 
Oberkonservator 
Oberkustos 
O b e r r a t 
Pfarrer 1) 

Fachsdiuldirektor 

— • als Leiter einer Bundeswehrfachschule mit Lehr- 
gängen, die zu einem Abschluß führen, der 
dem der Realschule entspricht — 
Fachschuloberlehrer im Bundesdienst 

— als der ständige Vertreter des Direktors einer 
Fadischule des Bundes mit beruflichem Unter- 
richt mit bis zu 360 Unterrichtsteilneh- 
mern — ®) 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
Rektor 

— ■ einer Grundschule, Hauptschule oder Grund- 
und Hauptschule mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern — '^) 

Studienrat 

— im höheren Dienst des Bundes — 

— mit der Befähigung für das Lehramt an Gym- 
nasien oder an beruflichen Schulen bei einer 
der jeweiligen Befähigung entsprechenden 
Verwendung — 

Major im Bundesgrenzschutz 
Korvettenkapitän im Bundesgrenzschutz 
Stabsarzt im Bundesgrenzschutz 

Major 

Korvettenkapitän 

Stabsapotheker 

Stabsarzt 

Stabsveterinär 


Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14. 

2) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 12. 

Im Auswärtigen Dienst. 

Im Bundesbereich. 

Mit der Befähigung für das Lehramt an Realschulen. 

®) Erhält als der ständige Vertreter eines Fachschuldirek- 
tors oder als Fachvorsteher eine Amtszulage von mo- 
natlich 100 DM. 

Erhält eine Amtszulage von monatlich 150 DM. 

®) Gilt nur für Lehrer, deren Ausbildung vor dem 1. Au- 
gust 1973 geregelt war. 

®) Mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien 
oder beruflichen Schulen. 


Besoldungsgruppe A 14 

Akademischer Oberrat 

— als wissenschaftlicher oder künstlerischer Mit- 
arbeiter an einer Hochschule — 

A r z t 
Chefarzt 

Konsul Erster Klasse 
Landesanwalt 

Legationsrat Erster Klasse ®) 

Oberarzt 
Oberkonservator 
Oberkustos 
O b e r r a t 
Pfarrer^) 

Fachschuldirektor 

— • als Leiter einer Bundeswehrfachschule mit 
Lehrgängen, die zu einem Abschluß führen, der 
dem der Realschule entspricht — 
Fachschuloberlehrer 

— • als der ständige Vertreter des Direktors einer 
Fachschule als Leiter einer Fachschule des Bun- 
des mit beruflichem Unterricht mit bis zu 360 
Unterrichtsteilnehmern — 
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Konrektor 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
selbständigen schulformunabhängigen Orien- 
tierungsstufe mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern — 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
selbständigen schulformunabhängigen Orien- 
tierungsstufe mit mehr als 360 Schülern — 

Oberstudienrat 

— im höheren Dienst des Bundes — ®) 

— mit der Befähigung für das Lehramt an Gym- 
nasien oder an berufsbildenden Schulen bei 
einer der jeweiligen Befähigung entsprechen- 
den Verwendung — 

Realschulkonrektor 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Realschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schü- 
lern — 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Realschule mit mehr als 360 Schülern — 

Realschulrektor 

— einer Realschule mit bis zu 180 Schülern — • 

— einer Realschule mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern — 

Regierungssdiulrat 

— im Schulaufsichtsdienst — 

Rektor 

— einer Grundschule, Hauptschule oder Grund- 
und Hauptschule mit mehr als 360 Schülern — 

— einer Hauptschule mit Realsdiul- oder Aufbau- 
zug oder mit einer schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 180 Schü- 
lern — 

— einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit bis zu 180 Schülern — 

— einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern — ®) 

Schulrat 

— als Schulaufsichtsbeamter auf Kreisebene — s) 
Zweiter Konrektor 

— einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 540 Schü- 
lern — 

Zweiter Realschulkonrektor 

— einer Realschule mit mehr als 540 Schülern — 

Oberstleutnant im Bundesgrenzschutz 
Fregattenkapitän im Bundesgrenzschutz 
Oberstabsarzt im Bundesgrenzschutz 

Oberstleutnant 

Fregattenkapitän 

Oberstabsapotheker 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
Konrektor 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
selbständigen schulformunabhängigen Orien- 
tierungsstufe mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern — 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
selbständigen schulformunabhängigen Orien- 
tierungsstufe mit mehr als 360 Schülern — 

Oberstudienrat 

— im höheren Dienst des Bundes — 

— mit der Befähigung für das Lehramt an Gym- 
nasien oder an beruflichen Schulen bei einer 
der jeweiligen Befähigung entsprechenden 
Verwendung — 

Realschulkonrektor 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Realschule mit mehr als 180 bis zu 360 Schü- 
lern — 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Realschule mit mehr als 360 Schülern — 

Realschulrektor 

— einer Realschule mit bis zu 180 Schülern — 

— einer Realschule mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern — 

Regierungsschulrat 

— im Schulaufsichtsdienst — 

Rektor 

— einer Grundschule, Hauptschule oder Grund- 
und Hauptschule mit mehr als 360 Schülern — 

— einer Hauptschule 

mit Realschul- oder Aufbauzug 
oder 

mit einer schulformunabhängigen Orientie- 
rungsstufe mit mehr als 180 Schülern — 

— einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit bis zu 180 Schülern — 

— einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 180 bis zu 360 
Schülern — 

Schulrat 

— als Schulaufsichtsbeamter auf Kreisebene — ®) 
Zweiter Konrektor 

— einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 540 Schü- 
lern — 

Zweiter Realschulkonrektor 

— einer Realschule mit mehr als 540 Schülern — 

Oberstleutnant im Bundesgrenzschutz 
Fregattenkapitän im Bundesgrenzschutz *) 
Oberstabsarzt im Bundesgrenzschutz 

Oberstleutnant 

Fregattenkapitän 

Oberstabsapotheker 
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Oberstabsarzt 

Oberstabsveterinär 


Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13. 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16. 
Führt während der Verwendung als Leiter einer Bot- 
schaft oder Gesandtschaft die Amtsbezeichnung „Bot- 
schafter" oder „Gesandter". 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15. 

Erhält eine Amtszulage von monatlich 150 DM. 

«) Mit der Befähigung für das Lehramt an Realschulen. 

7) Bei Schulen, an denen nicht täglich Unterricht erteilt 
wird, rechnen 2,5 Unterrichtsteilnehmer als einer. 

®) Mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien 
oder beruflichen Schulen. 


Besoldungsgruppe A 15 

Akademischer Direktor 

— als wissenschaftlicher oder künstlerischer Mit- 
arbeiter an einer Hochschule — 

Botschaftsrat 

Bundesbankdirektor 

Chefarzt 

D e k a n 

Direktor 

Generalkonsul 

Hauptkonservator 

Hauptkustos 

Museumsdirektor und Professor 
Oberarzt 

Oberlandesanwalt 
Vortragender Legationsrat 

Zweiter Direktor beim Deutschen Archäologischen 
Institut 

Zweiter Direktor der Römisch-Germanischen Kom- 
mission in Frankfurt am Main 

Direktor 

— einer Fachschule des Bundes mit beruflichem 
Unterricht mit bis zu 360 Unterrichtsteilneh- 
mern — '^) ®) 

Realschulrektor 

— einer Realschule mit mehr als 360 Schülern — 
Regierungsschuldirektor 

— als Dezernent (Referent) in der Schulaufsicht 
auf Bezirksebene — 

— als Dezernent (Referent) im Schulaufsichts- 
dienst des Bundes — 

Rektor 

— einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 360 Schü- 
lern — 

Schulamtsdirektor 

— als Schulaufsichtsbeamter auf Kreisebene — 
Studiendirektor 

— als Fachberater in der Schulaufsicht, als Fach- 
leiter oder Seminarlehrer an Studienseminaren 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Oberstabsarzt 

Oberstabsveterinär 


^) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 13. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16. 

®) Führt während der Verwendung als Leiter einer Bot- 
schaft oder Gesandtschaft die Amtsbezeichnung „Bot- 
schafter" oder „Gesandter". 

"*) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15. 

Erhält eine Amtszulage von monatlich 150 DM. 

®) Mit der Befähigung für das Lehramt an Realschulen. 

'^) Bei Schulen mit Teilzeitunterridit rechnen 2,5 Unter- 
richtsteilnehmer mit Teilzeitunterricht als einer. 

®) Mit der Befähigung für das Lehramt an Gymnasien 
oder beruflichen Schulen. 


Besoldungsgruppe A 15 

Akademischer Direktor 

— als wissenschaftlicher oder künstlerischer Mit- 
arbeiter an einer Hochschule — 

Botschaftsrat ^) 

Bundesbankdirektor ^) 

Chefarzt ^) 

D e k a n ^) 

Direktor 
Generalkonsul ^) 

Hauptkonservator 

Hauptkustos 

Museumsdirektor und Professor 
Oberarzt ®) 

Oberlandesanwalt ^) 

Vortragender Legationsrat 


Direktor einer Fachschule 

— als Leiter einer Fachschule des Bundes mit be- 
ruflichem Unterricht mit bis zu 360 Unterrichts- 
teilnehmern — ’) ®) 

Realschulrektor 

— einer Realschule mit mehr als 360 Schülern — 

Regierungsschuldirektor 

— als Dezernent (Referent) in der Schulaufsicht 
auf Bezirksebene — 

— als Dezernent (Referent) im Schulaufsichts- 
dienst des Bundes — 

Rektor 

— einer selbständigen schulformunabhängigen 
Orientierungsstufe mit mehr als 360 Schü- 
lern — 

Schulamtsdirektor 

— als Schulaufsichtsbeamter auf Kreisebene — 

Studiendirektor 

— als Fachberater in der Schulaufsicht, als Fach- 
leiter oder Seminarlehrer an Studienseminaren 
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oder Seminarsdiulen oder zur Koordinierung 
schulfachlicher Aufgaben — 

— als der ständige Vertreter des Leiters 

einer bemisbildenden Schule mit mehr als 80 
bis zu 360 Schülern, 

einer berufsbildenden Schule mit mehr als 360 
Schülern, 

eines Gymnasiums im Aufbau mit 
mehr als 540 Schülern, wenn die oberste 
Jahrgangsstufe fehlt, 

mehr als 670 Schülern, wenn die zwei oberen 
Jahrgangsstufen fehlen, 

mehr als 800 Schülern, wenn die drei oberen 
Jahrgangsstufen fehlen, 

— als der ständige Vertreter des Leiters 
eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums, 
eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis 
zu 360 Schülern, 

eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr 
als 360 Schülern, 

eines Voll ausgebauten Oberstufengymnasiums, 
eines zweizügig voll ausgebauten Oberstufen- 
gymnasiums oder eines Oberstufengymnasiums 
mit mindestens zwei Schultypen — '^) 

— als Leiter 

einer berufsbildenden Schule mit bis zu 80 
Schülern, 

einer berufsbildenden Schule mit mehr als 80 
bis zu 360 Schülern, 

eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums, 
eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis zu 
360 Schülern, 

eines voll ausgebauten Oberstufengymna- 
siums — ■^) 

— im höheren Dienst des Bundes 

als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Fachschule mit beruflichem Unterricht mit mehr 
als 360 Unterrichtsteilnehmern, '^) ®) 
als Leiter einer Zivildienstschule, 

zur Koordinierung sdiulfachlicher Aufga- 
ben — ®) 

Oberstleutnant im Bundesgrenzschutz ®) 
Fregattenkapitän im Bundesgrenzschutz ®) 
Oberfeldarzt im Bundesgrenzschutz 

Oberstleunant 

Fregattenkapitän 

Oberfeldapotheker 

Flottillenapotheker 

Oberfeldarzt 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

oder Seminarschulen oder zur Koordinierung 
schulfachlicher Aufgaben — ®) 

■ — als der ständige Vertreter des Leiters 

einer beruflichen Schule mit mehr als 80 bis zu 
360 Schülern, ®) 

einer beruflichen Schule mit mehr als 360 
Schülern, ®) 

eines Gymnasiums im Aufbau mit 
mehr als 540 Schülern, wenn die oberste 
Jahrgangsstufe fehlt, ') 

mehr als 670 Schülern, wenn die zwei oberen 
Jahrgangsstufen fehlen, 

mehr als 800 Schülern, wenn die drei oberen 
Jahrgangsstufen fehlen, 

— als der ständige Vertreter des Leiters 
eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums, 
eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis 
zu 360 Schülern, 

eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr 
als 360 Schülern, 

eines voll ausgebauten Oberstufengymnasiums, 
eines zweizügig voll ausgebauten Oberstufen- 
gymnasiums oder eines Oberstufengymnasiums 
mit mindestens zwei Schultypen — 

— als Leiter 

einer beruflichen Schule mit bis zu 80 Schü- 
lern, 

einer beruflichen Schule mit mehr als 80 bis zu 
360 Schülern, ®) 

eines nicht voll ausgebauten Gymnasiums, 
eines voll ausgebauten Gymnasiums mit bis zu 
360 Schülern, 

eines voll ausgebauten Oberstufengymna- 
siums — '^) 

— im höheren Dienst des Bundes 

als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Fachschule mit beruflichem Unterricht mit mehr 
als 360 Unterrichtsteilnehmern, 
als Leiter einer Zivildienstschule, 

zur Koordinierung schülfachlicher Aufga- 
ben — ®) 

Oberstleutnant im Bundesgrenzschutz ®) 
Fregattenkapitän im Bundesgrenzschutz ®) 
Oberfeldarzt im Bundesgrenzschutz 

Oberstleutnant ®) 

Fregattenkapitän 

Oberfeldapotheker 

Flottillenapotheker 

Oberfeldarzt 
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Flottillenarzt 

Oberfeldveterinär 


Führt während der Verwendung als Leiter einer Bot- 
schaft oder Gesandtschaft die Amtsbezeichnung „Bot- 
schafter" oder „Gesandter". 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 5, 
B 6, B 9. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 16. 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16. 

5) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 6. 
®) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14. 

Erhält eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von monat- 
lich 150 DM. 

®) Bei Schulen, an denen nicht täglich Unterricht erteilt 
wird, rechnen 2,5 Unterrichtsteilnehmer als einer. 

®) Höchstens 30 v. H. der Gesamtzahl der planmäßigen 
Beamten in der Laufbahn der Studienräte. 

Bei Schulen, an denen nicht täglich Unterricht erteilt 
wird, rechnen 2,5 Schüler als einer. 

Auf herausgehobenen Dienstposten. 


Besoldungsgruppe A 16 

Abteilungsdirektor 

Abteilungspräsident 

Botschafter 

Botschaftsrat Erster Klasse 
Bundesbankdirektor 
Chefarzt ®) 

Dekan ®) 

Direktor des Geheimen Staatsarchivs der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz 

Direktor des Ibero- Amerikanischen Instituts der Stif- 
tung Preußischer Kulturbesitz 
Direktor des Staatlichen Instituts für Musikforschung 
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
Direktor einer Erprobungsstelle ®) 

Finanzpräsident 

— als Abteilungsleiter bei einer Oberfinanzdirek- 
tion — ’) 

Generalkonsul ®) 

Gesandter ®) 

Landeskonservator 

Leitender Akademischer Direktor 

— als wissenschaftlicher oder künstlerischer Mit- 
arbeiter an einer Hochschule — 

Leitender Direktor 
Ministerialrat 

— bei einer obersten Bundesbehörde und bei 
der Hauptverwaltung der Deutschen Bundes- 
bahn — '^) 


— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenom- 
men Stadtstaaten) — 

Leitender Museumsdirektor und Professor 
Oberlandesanwalt 

Oberstaatsanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 
Senatsrat 

— in Berlin bei einer obersten Landesbehör- 
de — 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Flottillenarzt 

Oberfeldveterinär 


*) Führt während der Verwendung als Leiter einer Bot- 
schaft oder Gesandtschaft die Amtsbezeichnung „Bot- 
schafter" oder „Gesandter". 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 5, 
B 6, B 9. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 16. 
Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 6. 
Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 14. 

'^) Erhält eine Amtszulage von monatlich 150 DM. 

®) Bei Schulen mit Teilzeitunterridit rechnen 2,5 Unter- 
richtsteilnehmer mit Teilzeitunterricht als einer. 

®) Höchstens 30 v. H. der Gesamtzahl der planmäßigen 
Beamten in der Laufbahn der Studienräte. 

Auf herausgehobenen Dienstposten. 


Besoldungsgruppe A 16 

Abteilungsdirektor 

Abteilungspräsident 

Botschafter 

Botschaftsrat Erster Klasse 

Bundesbankdirektor 

Chefarzt 

D e k a n V) 

Direktor des Geheimen Staatsarchivs der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz 

Direktor des Ibero- Amerikanischen Instituts der Stif- 
tung Preußischer Kulturbesitz 
Direktor des Staatlichen Instituts für Musikforschung 
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
Direktor einer Erprobungsstelle 
Finanzpräsident 

— als Abteilungsleiter bei einer Oberfinanzdirek- 
tion — '^) 

Generalkonsul 

Gesandter 

Landeskonservator 

Leitender Akademischer Direktor 

— als wissenschaftlicher oder künstlerischer Mit- 
arbeiter an einer Hochschule — 

Leitender Direktor 
Ministerialrat 

— bei einer obersten Bundesbehörde, bei der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 

und bei der Ständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland bei der Deutschen Demo- 
kratischen Republik — 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenom- 
men Stadtstaaten) — ^^) 

Museumsdirektor und Professor 
Oberlandesanwalt ^) 

Oberstaatsanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 
Senatsrat 

— in Berlin und Bremen bei einer obersten Lan- 
desbehörde — ^^) 
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Vortragender Legationsrat Erster Klasse ’) 

Kanzler einer Hochschule der Bundeswehr 
Leitender Regierungsschuldirektor 

— als Dezernent (Referent) in der Schulaufsidit 
auf Bezirksebene — 

— als Dezernent (Referent) im Schulaufsichts- 
dienst des Bundes — 

Leitender Schulamtsdirektor 

— als leitender Schulaufsichtsbeamter auf Kreis- 
ebene, dem mindestens sechs weitere Sdiulauf- 
sichtsbeamte unterstellt sind — 

— als Schulaufsichtsbeamter auf Kreisebene, dem 
ausschließlich die Aufsicht über Gymnasien 
oder berufsbildende Schulen obliegt — 

Oberstudiendirektor 

— als Leiter 

einer berufsbildenden Schule mit mehr als 360 
Schülern, ^2) 

eines Gymnasiums im Aufbau mit 
mehr als 540 Schülern, wenn die oberste 
Jahrgangsstufe fehlt, 

mehr als 670 Schülern, wenn die zwei oberen 
Jahrgangsstufen fehlen, 
mehr als 800 Schülern, wenn die drei oberen 
Jahrgangsstufen fehlen, 

eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr 
als 360 Schülern, 

eines zweizügig voll ausgebauten Oberstufen- 
gymnasiums oder eines Oberstufengymnasi- 
ums mit mindestens zwei Schultypen — 

— im höheren Dienst des Bundes 

als Leiter einer Fachschule mit beruflichem 
Unterricht mit mehr als 360 Unterrichtsteil- 
nehmern — 

Oberst im Bundesgrenzschutz ^) 

Oberstarzt im Bundesgrenzschutz ^) 

Oberst ’) 

Kapitän zur See ^) 

Oberstapotheker ^) 

Flottenapotheker ^) 

Oberstarzt ’) 

Flottenarzt ’) 

Oberstveterinär ’) 


^) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 6, B 9. 
2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, B 3, B 5, 
B 6, B 9. 

^) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15. 

^) Im Bundesbereich. 

®) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 4. 

’) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 3. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, B 3, B 6. 
®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 6. 

Nur in Stellen von besonderer Bedeutung. 

^^) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 3. 

Bei Schulen, an denen nicht täglich Unterricht erteilt 
wird, rechnen 2,5 Schüler als einer. 

Bei Schulen, an denen nicht täglich Unterricht erteilt 
wird, rechnen 2,5 Unterrichtsteilnehmer als einer. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Vortragender Legationsrat Erster Klasse ’) 

Kanzler einer Hochschule der Bundeswehr 
Leitender Regierungsschuldirektor 

— als Dezernent (Referent) in der Schulaufsicht 
auf Bezirksebene — 

— als Dezernent (Referent) im Schulaufsichts- 
dienst des Bundes — 

Leitender Schulamtsdirektor 

— als leitender Schulaufsichtsbeamter auf Kreis- 
ebene, dem mindestens sechs weitere Schulauf- 
sichtsbeamte unterstellt sind — 

— als Schulaufsichtsbeamter auf Kreisebene, dem 
ausschließlich die Aufsicht über Gymnasien, 
Gesamtschulen mit Oberstufe oder berufliche 
Schulen obliegt — 

Oberstudiendirektor 

— als Leiter 

einer beruflichen Schule mit mehr als 360 Schü- 
lern ^^) 

eines Gymnasiums im Aufbau mit 

mehr als 540 Schülern, wenn die oberste 
Jahrgangsstufe fehlt, 

mehr als 670 Schülern, wenn die zwei oberen 
Jahrgangsstufen fehlen, 

mehr als 800 Schülern, wenn die drei oberen 
Jahrgangsstufen fehlen, 

eines voll ausgebauten Gymnasiums mit mehr 
als 360 Schülern, 

eines zweizügig voll ausgebauten Oberstufen- 
gymnasiums oder eines Oberstufengymnasi- 
ums mit mindestens zwei Schultypen — 

— im höheren Dienst des Bundes 

als Leiter einer Fachschule mit beruflichem 
Unterricht mit mehr als 360 Unterrichtsteil- 
nehmern — 

Oberst im Bundesgrenzschutz ’) 

Oberstarzt im Bundesgrenzschutz '^) 

Oberst ’) 

Kapitän zur See ’) 

Oberstapotheker ^) 

Flottenapotheker ’) 

Oberstarzt ^) 

Flottenarzt '^) 

Oberstveterinär '^) 


Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 6, B 9. 
Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, B 3, B 5, 
B 6, B 9. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15. 

Im Bundesbereich. 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 15. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 4. 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 3. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, B 3, B 6. 
Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 6. 

Nur in Stellen von besonderer Bedeutung. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 3. 

^2) Bei Schulen mit Teilzeitunterricht rechnen 2,5 Unter- 
richtsteilnehmer mit Teilzeitunterricht als einer. 


71 



Drucksache 7/3213 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf aus Drucksache 7/2442 


Bundesbesoldungsordnung B 


Besoldungsgruppe B 1 

Direktor und Professor 


Besoldungsgruppe B 2 

Abteilungsdirektor, Abteilungspräsident 

— als Leiter einer großen und bedeutenden Abteilung 

bei einer Mittel- oder Oberbehörde des Bundes oder eines Landes, 
bei einer sonstigen Dienststelle oder Einrichtung, wenn deren Leiter 
mindestens in Besoldungsgruppe B 5 eingestuft ist — 

— als Leiter einer großen und bedeutenden Gruppe bei einer Oberfinanz- 
direktion, soweit er Vertreter des Finanzpräsidenten ist — 

— beim Bundes ins titut für Berufsbildungsforschung 

als der ständige Vertreter eines Hauptabteilungsleiters und Leiter 
einer Abteilung, 

als Leiter einer großen und bedeutenden Abteilung, soweit nicht in 
eine Hauptabteilung eingegliedert — 

Direktor bei der Deutschen Bibliothek 

— als der ständige Vertreter des Generaldirektors — 

Direktor bei der Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit 

— als Leiter einer großen und bedeutenden Unterabteilung — 

Direktor bei der Staatsbibliothek der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

— als der ständige Vertreter des Generaldirektors und Leiter einer Abtei- 
lung- 

Direktor bei einer Landesversicherungsanstalt 

— als Mitglied der Geschäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsgruppe B 3 eingestuft ist — 

Direktor beim Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 

— als Leiter einer großen und bedeutenden Unterabteilung — 

Direktor beim Marinearsenal 

— als Leiter eines Arsenalbetriebes — 

Direktor der Bundesausführimgsbehörde für Unfallversicherung 

Direktor der Grenzschutzdirektion 

Direktor der Materialprüfstelle der Bundeswehr 

Direktor des Bundesinstituts für Bauforschung 

Direktor und Professor 

— als Leiter einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung — 

— bei einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung oder in einem 
wissenschaftlichen Forschungsbereich 

als Leiter einer Abteilung, eines Fachbereichs, eines Instituts sowie 
einer großen oder bedeutenden Gruppe (Unterabteilung) oder eines 
großen oder bedeutenden Laboratoriums, soweit sein Leiter nicht 
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Bundesbesoldungsordnung B 

Besoldungsgruppe B 1 

unverändert 

Besoldungsgruppe B 2 

unverändert 
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einem Unterabteilungsleiter oder Gruppenleiter unmittelbar unter- 
stellt ist — 

Leitender Regierungsdirektor 3) 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fadibehörde — 
Ministerialrat 2) 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten) — 
Präsident einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion 

Senatsrat 2) ®) 

— in Berlin und Bremen bei einer obersten Landesbehörde — 
Vizepräsident^) ®) 

— als der ständige Vertreter eines durch Bundesrecht in Besoldungsgruppe 
B 5 eingestuften Leiters einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung — 


^) Soweit die Funktion nicht einem in eine höhere oder niedrigere Besoldungsgruppe 
eingestuften Amt zugeordnet ist. 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3. 

®) In Hamburg darf bei den genannten Behörden die Zahl der Planstellen für Leitende 
Regierungsdirektoren in den Besoldungsgruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der 
Gesamtzahl der bei diesen Behörden für Leitende Regierungsdirektoren ausgebrachten 
Planstellen nicht überschreiten. 

^) In einem Land darf die Zahl der Planstellen für Ministerialräte in den Besoldungs- 
gruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der Gesamtzahl der für Ministerialräte aus- 
gebrachten Planstellen nicht überschreiten. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 5. 

®) In Berlin und Bremen darf die Zahl der Planstellen für Senatsräte in den Besoldungs- 
gruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der Gesamtzahl der für Senatsräte ausgebrach- 
ten Planstellen nicht überschreiten. 

’) Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefügt werden, der auf die Dienststelle oder 
sonstige Einrichtung hin weist, der der Amtsinhaber angehört. Der Zusatz „und Pro- 
fessor" darf beigefügt werden, wenn der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Ein- 
richtung diesen Zusatz in der Amtsbezeichnung führt. 

®) Der am 31. Dezember 1970 im Amt befindliche Vizepräsident der Bundesanstalt für 
gesamtdeutsche Aufgaben erhält für seine Person das Grundgehalt der Besoldungs- 
gruppe B 3. 


Besoldungsgruppe B 3 

Abteilungsdirektor bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

— als Leiter einer besonders großen und besonders bedeutenden Abtei- 
lung — 

Botschafter ^) 

Bundesbankdirektor 2) 

Direktor bei der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 

— als Leiter einer Lehrgruppe — 

Direktor bei der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

— als Leiter des Bundesmonopolamtes für Branntwein — 

— als Leiter der Verwertungsstelle der Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein — 

Direktor bei der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

— als der Stellvertreter des Kurators — 

Direktor bei einer Landesversicherungsanstalt 

— als Mitglied der Geschäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsgruppe B 4 eingestuft ist — 

Direktor beim/bei der . . . ®) 

— als Leiter einer Hauptabteilung oder einer gleichzubewertenden, beson- 
ders großen und besonders bedeutenden Abteilung bei einer Bundes- 
oberbehörde, wenn der Leiter mindestens in Besoldungsgruppe B 8 
eingestuft ist — 
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Besoldungsgruppe B 3 

Abteilungsdirektor bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

— als Leiter einer besonders großen und besonders bedeutenden Abtei- 
lung- 

Botschafter 

Bundesbankdirektor 

Direktor bei der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 

— als Leiter einer Lehrgruppe — 

Direktor bei der Bun'desmonopolverwaltung für Branntwein 

— als Leiter des Bundesmonopolamtes für Branntwein — 

— als Leiter der Verwertungsstelle der Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein — 

Direktor bei der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

— als der Stellvertreter des Kurators — 

Direktor bei einer Landesversicherungsanstalt 

— als Mitglied der Geschäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsgruppe B 4 eingestuft ist — 

Direktor beim/bei der . . . 

— als Leiter einer Hauptabteilung oder einer gleichzubewertenden, beson- 
ders großen und besonders bedeutenden Abteilung bei einer Bundes- 
oberbehörde, wenn der Leiter mindestens in Besoldungsgruppe B 8 
eingestuft ist — 
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Direktor beim Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 

— als Leiter einer Hauptabteilung — 

Direktor beim Bundesnachrichtendienst 

Direktor der Bundesstelle für Außenhandelsinformation 

Direktor der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

Direktor der Musterprüfstelle der Bundeswehr für Luftfahrtgerät 

Direktor der Zentralstelle für den Werkstättendienst der Deutschen Bundesbahn 

Direktor des Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung in Sigmaringen 

Direktor des Bundesamtes für den Zivildienst 

Direktor des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 

Direktor des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien 

— als Geschäftsführender Direktor — 

Direktor des Deutschen Instituts für medizinische Dokumentation und Information 

Direktor des Instituts für angewandte Geodäsie 

Direktor des Luftfahrt-Bundesamtes 

Direktor einer Erprobungsstelle 

Direktor und Professor 

— als Leiter einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung — 

— bei einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung oder in einem wis- 
senschaftlichen Forschungsbereich 

als Leiter einer großen Abteilung, eines großen Fachbereichs oder 
eines großen Instituts — 

Direktor und Professor der Bundesanstalt für Gewässerkunde 
Direktor und Professor der Bundesanstalt für Wasserbau 

Direktor und Professor der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raum- 
ordnung 

Direktor und Professor der Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall 
und Geophysik 

Direktor und Professor der Wehrwissenschaftlichen Dienststelle der Bundeswehr 
für ABC-Schutz 

Direktor und Professor des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung 

— als Geschäftsführender Direktor — 

Direktor und Professor des Bundesinstituts für chemisch-technische Untersuchun- 
gen 

Direktor und Professor des Deutschen Historischen Instituts in Paris 
Direktor und Professor des Kunsthistorischen Instituts in Florenz 

Erster Direktor einer Landesversicherungsanstalt 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung der Landesversicherungsanstalt 
Braunschweig, Niederbayern-Oberpfalz, Oldenburg-Bremen, Saarland, 
Schwaben, Unterfranken — 

Finanzpräsident 

— als Abteilungsleiter bei einer Oberfinanzdirektion — 

Generalkonsul ®) 

Gesandter 

Leitender Regierungsdirektör 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fachbehörde — 
Ministerialrat 

— bei einer obersten Bundesbehörde, bei der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn und bei der Ständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland bei der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik — 7) 12) 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten), soweit 
nicht einem in Besoldungsgruppe B 3 oder B 4 eingestuften Gruppen- 
leiter unterstellt — i®) 
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Direktor beim Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 

— als Leiter einer Hauptabteilung — 

Direktor beim Bundesnachrichtendienst 

Direktor der Bundesstelle für Außenhandelsinformation 

Direktor der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

Direktor der Musterprüfstelle der Bundeswehr für Luftfahrtgerät 

Direktor der Zentralstelle für den Werkstättendienst der Deutschen Bundesbahn 

Direktor des Bildungszentrums der Bundesfinanzverwaltung in Sigmaringen 

Direktor des Bundesamtes für den Zivildienst 

Direktor des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 

Direktor des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Studien 

— als Geschäftsführender Direktor — 

Direktor des Deutschen Instituts für medizinische Dokumentation und Information 

Direktor des Institus für angewandte Geodäsie 

Direktor des Luftfahrt-Bundesamtes 

Direktor einer Erprobungsstelle 

Direktor und Professor 

— als Leiter einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung — 

— bei einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung oder in einem wis- 
senschaftlichen Forschungsbereich 

als Leiter einer großen Abteilung, eines großen Fachbereichs oder 
eines großen Instituts — 

Direktor und Professor der Bundesanstalt für Gewässerkunde 
Direktor und Professor der Bundesanstalt für Wasserbau 

Direktor und Professor der Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raum- 
ordnung 

Direktor und Professor der Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall 
und Geophysik 

Direktor und Professor der Wehrwissenschaftlichen Dienststelle der Bundeswehr 
für ABC-Schutz 

Direktor und Professor des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung 

— als Geschäftsführender Direktor — 

Direktor und Professor des Bundesinstituts für chemisch-technische Untersuchun- 
gen 

Direktor und Professor des Deutschen Historischen Instituts in Paris 
Direktor und Professor des Kunsthistorischen Instituts in Florenz 

Erster Direktor einer Landesversicherungsanstalt 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung der Landesversicherungs anstatt 
Braunschweig, Niederbayern-Oberpfalz, Oldenburg-Bremen, Saarland, 
Schwaben, Unterfranken — 

Finanzpräsident 

— als Abteilungsleiter bei einer Oberfinanzdirektion — 

Generalkonsul 

Gesandter ®) 

Leitender Regierungsdirektor 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fachbehörde — 
Ministerialrat 

— bei einer obersten Bundesbehörde, bei der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn und bei der Ständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland bei der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik — 7) 12) 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten), soweit 
nicht einem in Besoldungsgruppe B 3 oder B 4 eingestuften Gruppen- 
leiter unterstellt — i®) i^) 
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Präsident einer Oberpostdirektion 

Präsident einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion 

Präsident eines Landesversorgungsamtes 

— als Leiter eines Landesversorgungsamtes mit mehr als 100 000 bis 
250 000 Versorgungsberechtigten — 

Regierungsvizepräsident 

— als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 7 eingestuften 
Regierungspräsidenten — 

Senatsrat i«) i«) 

— in Berlin und Bremen bei einer obersten Landesbehörde, soweit nicht 
einem in Besoldungsgruppe B 3 oder B 4 eingestuften Gruppenleiter 
unterstellt — 

Vizepräsident 

— als der ständige Vertreter eines durch Bundesrecht in Besoldungsgruppe 
B 6 oder B 7 eingestuften Leiters einer Dienststelle oder sonstigen 
Einrichtung — 

Vortragender Legationsrat Erster Klasse 

Oberst im Bundesgrenzschutz '^) 

Oberstarzt im Bundesgrenzschutz '^) 

Oberst 7) i») 

Kapitän zur See 
Oberstapotheker 
Flottenapotheker 
Oberstarzt^) 

Flottenarzt 

Oberstveterinär 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 6, B 9. 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 5, B 6, B 9. 

®) Der Amtsbezeichnung ist ein Zusatz beizufügen, der auf die Dienststelle oder sonstige 
Einrichtung hinweist, der der Amtsinhaber angehört; die Amtsinhaber beim Bundes- 
amt für Verfassungsschutz sind berechtigt, die Amtsbezeichnung „Direktor" zu führen. 
Die Amtsinhaber sind berechtigt, die Amtsbezeichnung „Direktor" zu führen. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 4. 

®) Soweit die Funktion nicht einem in eine niedrigere Besoldungsgruppe eingestuften Amt 
zugeordnet ist. 

'^) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 6, 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 6. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 2. 

In Hamburg darf bei den genannten Behörden die Zahl der Planstellen für Leitende 
Regierungsdirektoren in den Besoldungsgruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der 
Gesamtzahl der bei diesen Behörden für Leitende Regierungsdirektoren ausgebrachten 
Planstellen nicht überschreiten. 

^2) Beim Bund darf die Zahl der Planstellen 75 v. H. der Gesamtzahl der für Ministerial- 
räte ausgebrachten Planstellen nicht überschreiten. 

^3) In einem Land darf die Zahl der Planstellen für Ministerialräte in den Besoldungs- 
gruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der Gesamtzahl der für Ministerialräte aus- 
gebrachten Planstellen nicht überschreiten. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 6, B 7: 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 5. 

1®) In Berlin und Bremen darf die Zahl der Planstellen für Senatsräte in den Besoldungs- 
gruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der Gesamtzahl der für Senatsräte ausgebrach- 
ten Planstellen nicht überschreiten. 

Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefügt werden, der auf die Dienststelle oder 
sonstige Einrichtung hinweist, der der Amtsinhaber angehört. Der Zusatz „und Pro- 
fessor" darf beigefügt werden, wenn der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Ein- 
richtung diesen Zusatz in der Amtsbezeichnung führt. 

^®) Höchstens 75 v. H. der Gesamtzahl der bei einer obersten Bundesbehörde für diese 
Ämter ausgebrachten Planstellen. 

1®) a) Im Ministerium höchstens 75 v. H. der Gesamtzahl der für diese Ämter ausgebrach- 
ten Planstellen, 

b) außerhalb des Ministeriums höchstens 21 v. H. der Gesamtzahl der für diese 
Dienstgrade ausgebrachten Planstellen. 


78 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3213 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Ministerialrat als Mitglied des Bundesrechnungshofes 

Präsident einer Oberpostdirektion 

Präsident einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion 

Präsident eines Landesversorgungsamtes 

— als Leiter eines Landesversorgungsamtes mit mehr als 100 000 bis 
250 000 Versorgungsberechtigten — 

Regierungsvizepräsident 

— als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 7 eingestuften 
Regierungspräsidenten — 

Senatsrat i®) 

— in Berlin und Bremen bei einer obersten Landesbehörde, soweit nicht 
einem in Besoldungsgruppe B 3 oder B 4 eingestuften Gruppenleiter 
unterstellt — 

Vizepräsident 

— als der ständige Vertreter eines durch Bundesrecht in Besoldungsgruppe 
B 6 oder B 7 eingestuften Leiters einer Dienststelle oder sonstigen 
Einrichtung — 

Vortragender Legationsrat Erster Klasse 

Oberst im Bundesgrenzschutz 
Oberstarzt im Bundesgrenzschutz 

Oberst 

Kapitän zur See 
Oberstapotheker ’) 

Flottenapotheker 

Oberstarzt 

Flottenarzt 

Oberstveterinär 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 6, B 9. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 5, B 6, B 9. 

Der Amtsbezeichnung ist ein Zusatz beizufügen, der auf die Dienststelle oder sonstige 
Einrichtung hinweist, der der Amtsinhaber angehört; die Amtsinhaber beim Bundes- 
amt für Verfassungsschutz sind berechtigt, die Amtsbezeichnung „Direktor" zu führen. 
Die Amtsinhaber sind berechtigt, die Amtsbezeichnung „Direktor" zu führen. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 4. 

Soweit die Funktion nicht einem in eine niedrigere Besoldungsgruppe eingestuften Amt 
zugeordnet ist. 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 16. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 6. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 6. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 2. 

“) In Hamburg darf bei den genannten Behörden die Zahl der Planstellen für Leitende 
Regierungsdirektoren in den Besoldungsgruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der 
Gesamtzahl der bei diesen Behörden für Leitende Regierungsdirektoren ausgebrachten 
Planstellen nicht überschreiten. 

^2) Beim Bund darf die Zahl der Planstellen 75 v. H. der Gesamtzahl der für Ministerial- 
räte ausgebrachten Planstellen nicht überschreiten. 

In einem Land darf die Zahl der Planstellen für Ministerialräte in den Besoldungs- 
gruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der Gesamtzahl der für Ministerialräte aus- 
gebrachten Planstellen nicht überschreiten. 

1^) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 6, B 7. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 5. 

1®) In Berlin und Bremen darf die Zahl der Planstellen für Senatsräte in den Besoldungs- 
gruppen B 2 und B 3 zusammen 60 v. H. der Gesamtzahl der für Senatsräte ausgebrach- 
ten Planstellen nicht überschreiten. 

Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefügt werden, der auf die Dienststelle oder 
sonstige Einrichtung hinweist, der der Amtsinhaber angehört. Der Zusatz „und Pro- 
fessor" darf beigefügt werden, wenn der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Ein- 
richtung diesen Zusatz in der Amtsbezeichnung führt. 

Höchstens 75 v. H. der Gesamtzahl der bei einer obersten Bundesbehörde für diese 
Ämter ausgebrachten Planstellen. 

a) Im Ministerium höchstens 75 v. H. der Gesamtzahl der für diese Ämter ausgebrach- 
ten Planstellen, 

b) außerhalb des Ministeriums höchstens 21 v. H. der Gesamtzahl der für diese 
Dienstgrade ausgebrachten Planstellen. 
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Besoldungsgruppe B4 


Direktor bei der Bundeszentrale für politische Bildung 

— als Mitglied des Direktoriums — 

Direktor bei einer Landesversicherungsanstalt 

— als Mitglied der Geschäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsgruppe B 5 eingestuft ist — 

Direktor der Zentralstelle für Betriebswirtschaft und Datenverarbeitung der 
Deutschen Bundesbahn 

Direktor des Bundesinstituts für Sportwissenschaft 

— als Geschäftsführender Direktor — 

Direktor des Bundesverbandes für den Selbstschutz 

— als Geschäftsführendes Vorstandsmitglied — 

Direktor einer Erprobungsstelle 

Direktor und Professor des Deutschen Historischen Instituts in Rom 
Erster Direktor beim Bimdesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
Erster Direktor einer Landes Versicherungsanstalt 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung der Landesversicherungsanstalt 
Berlin, Hamburg, Oberbayern, Oberfranken-Mittelfranken, Rheinland- 
Pfalz, Schleswig-Holstein — 

Leitender Direktor des Marinearsenals 
Leitender Ministerialrat 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten) 

als Leiter einer Abteilung, 

als Leiter einer Unterabteilung oder als Leiter einer auf Dauer ein- 
gerichteten Gruppe von Referaten unter einem in Besoldungsgruppe 
B 6 oder höher eingestuften Beamten, 

als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 6 oder B 7 
eingestuften Beamten, soweit kein Unterabteilungsleiter oder Grup- 
penleiter vorhanden ist — 

Leitender Senats rat 

— in Berlin bei einer obersten Landesbehörde 

als Leiter einer Abteilung, 

als Leiter einer Unterabteilung unter einem in Besoldungsgruppe B 6 
oder höher eingestuften Beamten, 

als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 6 oder B 7 
eingestuften Beamten, soweit kein Unterabteilungsleiter vorhanden 
ist — 

Ministerialrat als Mitglied des Bundesrechnungshofes 

Präsident der Bundesbaudirektion 

Präsident der Bundesstelle für Entwicklungshilfe 

Präsident des Bundesarchivs 

Präsident des Bundessortenamtes 

Präsident des Bundessprachenamtes 

Präsident des Kraftfahrt-Bundesamtes 

Präsident des Sozialamtes der Deutschen Bundespost 

Präsident eines Landesversorgungsamtes 

— als Leiter eines Landes Versorgungsamtes mit mehr als 250 000 bis 
500 000 Versorgungsberechtigten — 

Präsident und Professor der Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere 
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Besoldungsgruppe B 4 

Direktor bei der Bundeszentrale für politische Bildung 

— als Mitglied des Direktoriums — 

Direktor bei einer Landesversicherungsanstalt 

— als Mitglied der Geschäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsgruppe B 5 eingestuft ist — 

Direktor der Zentralstelle für Betriebswirtschaft und Datenverarbeitung der 
Deutschen Bundesbahn 

Direktor des Bundesinstituts für Sportwissenschaft 

— als Geschäftsführender Direktor — 

Direktor des Bundesverbandes für den Selbstschutz 

— als Geschäftsführendes Vorstandsmitglied — 

Direktor einer Erprobungsstelle 

Direktor und Professor des Deutschen Historischen Instituts in Rom 
Erster Direktor beim Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
Erster Direktor einer Landesversicherungsanstält 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung der Landesversicherungsanstalt 
Berlin, Hamburg, Oberbayem, Oberfranken-Mittelfranken, Rheinland- 
Pfalz, Schleswig-Holstein — 

Leitender Direktor des Marinearsenals 
Leitender Ministerialrat 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten) 

als Leiter einer Abteilung, 2) 

als Leiter einer Unterabteilung oder als Leiter einer auf Dauer ein- 
gerichteten Gruppe von Referaten unter einem in Besoldungsgruppe 
B 6 oder höher eingestuften Beamten, 

als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 6 oder B 7 
eingestuften Beamten, soweit kein Unterabteilungsleiter oder Grup- 
penleiter vorhanden ist — 

Leitender Senatsrat 

— in Berlin bei einer obersten Landesbehörde 

als Leiter einer Abteilung, 

als Leiter einer Unterabteilung unter einem in Besoldungsgruppe B 6 
oder höher eingestuften Beamten, ®) 

als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 6 oder B 7 
eingestuften Beamten, soweit kein Unterabteilungsleiter vorhanden 
ist — 3) 


Präsident der Bundesbaudirektion 

Präsident der Bundesstelle für Entwicklungshilfe 

Präsident des Bundesarchivs 

Präsident des Bundessortenamtes 

Präsident des Bundessprachenamtes 

Präsident des Kraftfahrt-Bundesamtes 

Präsident des Sozialamtes der Deutschen Bundespost 

Präsident einer Hochschule der Bundeswehr 

Präsident eines Landesversorgungsamtes 

— als Leiter eines Landes Versorgungsamtes mit mehr als 250 000 bis 
500 000 Versorgungsberechtigten — 

Präsident und Professor der Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere 
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Präsident und Professor des Paul-Ehrlidi-Instituts 
Regierungsvizepräsident 

— als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 8 eingestuften 
Regierungspräsidenten — 

Senatsdirektor 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fadibehörde 

als Leiter einer bedeutenden Abteilung, die einem in Besoldungs- 
gruppe B 6 oder B 7 eingestuften Leiter eines Amtes unmittelbar 
unterstellt ist, 

als Leiter eines bedeutenden Amtes — 

Vizepräsident 

— als der ständige Vertreter eines durch Bundesrecht in Besoldungsgruppe 
B 8 eingestuften Leiters einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung — 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3. 

*) Soweit die Funktion nicht einem in eine höhere oder niedrigere Besoldungsgruppe 
eingestuften Amt zugeordnet ist. 

®) Soweit die Funktion nicht einem in eine niedrigere Besoldungsgruppe eingestuften 
Amt zugeordnet ist. 

*) Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefügt werden, der auf die Dienststelle oder 
sonstige Einrichtung hinweist, der der Amtsinhaber angehört. Der Zusatz „und Pro- 
fessor" darf beigefügt werden, wenn der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Ein- 
richtung diesen Zusatz in der Amtsbezeichnung führt. 


Besoldungsgruppe B5 


Bundesbankdirektor 

Direktor bei der Bundesknappschaft 

— als Mitglied der Geschäftsführung — 

Direktor bei einer Landesversicherungsanstalt 

— als Mitglied der Geschäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsgruppe B 6 eingestuft ist — 

Direktor beim Bundesverfassungsgericht 

Erster Direktor beim Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung 
Erster Direktor einer Landesversicherungsanstalt 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung der Landesversicherungsanstalt 
Baden, Hannover, Hessen, Württemberg — 

Generaldirektor der Deutschen Bibliothek 

Generaldirektor der Staatsbibliothek der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

Generaldirektor imd Professor der Staatlichen Museen der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz 

Inspekteur der Bereitschaftspolizeien der Länder 
Ministerialdirigent 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten) 

als Leiter einer Abteilung — 

Oberdirektor bei der Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit 
Präsident der Akademie für Führungskräfte der Deutschen Bundespost 
Präsident der Akademie für zivile Verteidigung 

Präsident der Bundesakademie für Wehrverwaltung und Wehrtechnik 
Präsident der Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben 
Präsident des Amtes für Wehrgeophysik 
Präsident des Bundesbahn-Sozialamtes 
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Präsident und Professor des Paul-Ehrlidi-Instituts 
Regierungsvizepräsident 

— als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 8 eingestuften 
Regierungspräsidenten — 

Senatsdirektor 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fadibehörde 

als Leiter einer bedeutenden Abteilung, die einem in Besoldungs- 
gruppe B 6 oder B 7 eingestuften Leiter eines Amtes unmittelbar 
unterstellt ist, 

als Leiter eines bedeutenden Amtes — 

Vizepräsident 

— als der ständige Vertreter eines durch Bundesredit in Besoldungsgruppe 
B 8 eingestuften Leiters einer Dienststelle oder sonstigen Einrichtung — 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3. 

Soweit die Funktion nicht einem in eine höhere oder niedrigere Besoldungsgruppe 
eingestuften Amt zugeordnet ist. 

Soweit die Funktion nicht einem in eine niedrigere Besoldungsgruppe eingestuften 
Amt zugeordnet ist. 

Der Amtsbezeichnung kann ein Zusatz beigefügt werden, der auf die Dienststelle oder 
sonstige Einrichtung hinweist, der der Amtsinhaber angehört. Der Zusatz „und Pro- 
fessor" darf beigefügt werden, wenn der Leiter der Dienststelle oder sonstigen Ein- 
richtung diesen Zusatz in der Amtsbezeichnung führt. 


Besoldungsgruppe B 5 

unverändert 
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Präsident des Oberprüfungsamtes für die höheren tedinisdien Verwaltungs- 
beamten 

Präsident einer Bundesbahndirektion 

Präsident einer Oberpostdirektion 

Präsident einer Wasser-und Schiff ahrtsdirektion ®) 

Präsident eines Landesversorgungsamtes 

— als Leiter eines Landesversorgungsamtes mit mehr als 500 000 Ver- 
sorgungsberechtigten — 

Präsident und Professor der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 
Präsident und Professor der Bundesanstalt für Straßenwesen 
Präsident und Professor des Deutschen Hydrographischen Instituts 
Senatsdirektor 

— in Bremen bei einer obersten Landesbehörde 

als Leiter einer bedeutenden Hauptabteilung — 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fachbehörde 

als Leiter eines dem Behördenleiter unmittelbar unterstellten 
Amtes — 

Senatsdirigent 

— in Berlin bei einer obersten Landesbehörde 

als Leiter einer Abteilung — 


Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3, B 6, B 9. 

*) Nur für den Leiter des Projektsbereichs. 

®) Soweit die Funktion nicht einem in eine niedrigere Besoldungsgruppe eingestuften 
Amt zugeordnet ist. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 6, B 7. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 6, B 7. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 2, B 3. 


Besoldungsgruppe B6 


Botschafter 

Bundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 

Bundesbankdirektor 

Bundesbeauftragter für den Zivildienst 

Bxmdesdisziplinaranwalt 

Bundeswehrdisziplinaranwalt 

Direktor beim Btmdesrechnungshof 

Direktor und Professor des wissenschaftlichen Instituts für Erziehung und Bildung 
in den Streitkräften 

Erster Direktor beim Bundesnachrichtendienst 
Erster Direktor der Bundesknappschaft 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung — 

Erster Direktor einer Landesversicherungsanstalt 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung der Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz, Westfalen — 

Generalkonsul 
Gesandter ®) 

Militärgeneral dekan 
Militärgeneral Vikar 
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Besoldungsgruppe B 6 


Botschafter 

Bundesan-walt beim Bundesverwaltungsgericht 

Bundesbankdirektor 

Bunidesbeauftragter für den Zivildienst 

Bundesdiiisziplinaranwalt 

Bundeswehrdisziplinaranwalt 

Direktor beim Bundesrechnungshof 

\ 

Direktor und Professor des wissenschaftlichen Instituts für Erziehung und Bildung 
in den Streitkräften 

Erster Direktor beim Bundesnachrichtendienst 
Erster Direktor der Bundesknappschaft 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung — 

Erster Direktor einer Landesversicherungsanstalt 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung der Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz, Westfalen — 

Generalkonsul 

Gesandter 

Militärgeneraldekan 

Militärgeneralvikar 
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Ministerialdirigent 

— bei einer obersten Bundesbehörde 

als Leiter einer Abteilung, 
als Leiter einer Unterabteilung, 

als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 9 eingestuften 
Abteilungsleiters, soweit kein Unterabteilungsleiter vorhanden 
ist — 

— beim Bundespräsidialamt und beim Bundeskanzleramt 

als Leiter einer auf Dauer eingerichteten Gruppe — 

— bei der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 

als Leiter eines Fachbereichs — 

— bei der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei der 
Deutschen Demokratischen Republik 

als der ständige Vertreter des Leiters — 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten) 

als Leiter einer großen oder bedeutenden Abteilung, 
als Leiter einer Hauptabteilung — 

Präsident der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
Präsident der Bundesanstalt für Flugsicherung 
Präsident der Bundesdruckerei 

Präsident der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

Präsident der Zentralen Verkaufsleitung der Deutschen Bundesbahn 

Präsident des Bundesamtes für Ernährung imd Forstwirtschaft 

Präsident des Bundesamtes für Finanzen 

Präsident des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft 

Präsident des Bundesamtes für Zivilschutz 

Präsident des Bundesverwaltungsamtes 

Präsident des Deutschen Wetterdienstes 

Präsident des Posttechnischen Zentralamtes 

Präsident einer Bundesbahndirektion 

Präsident einer Oberpostdirektion 

Präsident eines Lande sarbeitsamtes 

Präsident und Professor der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirt- 
schaft 

Präsident und Professor des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung 
Präsident und Professor des Deutschen Archäologischen Instituts 
Senatsdirektor 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fachbehörde 

als Leiter eines bedeutenden, dem Behördenleiter unmittelbar unter- 
stellten Amtes — 

Senatsdirigent 

— in Berlin bei einer obersten Landesbehörde 

als Leiter einer bedeutenden Abteilung — ^®) 

Vizepräsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
Vizepräsident des Bundesausgleichsamtes 
Vizepräsident des Bundeskriminalamtes 
Vizepräsident des Bundesnachrichtendienstes ^5) 

Vizepräsident des Hauptprüfungsamtes für die Deutsche Bundesbahn 

Brigadegeneral im Bundesgrenzschutz 
Brigadegeneral 
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Ministerialdirigent 

— bei einer obersten Bundesbehörde 

als Leiter einer Abteilung, ’) 
als Leiter einer Unterabteilung, ®) 

als der ständige Vertreter eines in Besoldungsgruppe B 9 eingestuften 
Abteilungsleiters, soweit kein Unterabteilungsleiter vorhanden 
ist — ®) 

— beim Bundespräsidialamt und beim Bundeskanzleramt 

als Leiter einer auf Dauer eingerichteten Gruppe — 

— bei der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 

als Leiter eines Fachbereichs — 

— bei der Ständiigen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei der 
Deutschen Demokratischen Republik 

als der ständige Vertreter des Leiters — 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten) 

als Leiter einer großen oder bedeutenden Abteilung, ®) 
als Leiter einer Hauptabteilung — 

Präsident der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
Präsident der Bundesanstalt für Flugsicherung 
Präsident der Bundesdruckerei 

Präsident der Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 

Präsident der Zentralen Verkaufsleitung der Deutschen Bundesbahn 

Präsident des Bundesamtes für Ernährung und Forstwirtschaft 

Präsident des Bundesamtes für Finanzen 

Präsident des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft 

Präsident des Bundesamtes für Zivilschutz 

Präsident des Bundesverwaltungsamtes 

Präsident des Deutschen Wetterdienstes 

Präsident des Posttechnischen Zentral amtes 

Präsident einer Bundesbahndirektion “) 

Präsident einer Oberpostdirektion ^2) 

Präsident eines Landesarbeitsamtes 

Präsident und Professor der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwkt- 
schaft 

Präsident und Professor des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung 
Präsident und Professor des Deutschen Archäologischen Instituts 
Senatsdirektor 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fachbehörde 

als Leiter eines bedeutenden, dem Behördenleiter unmittelbar unter- 
stellten Amtes — 

Senatsdirigent 

— in Berlin bei einer obersten Landesbehörde 

als Leiter einer bedeutenden Abteilung — 

Vizepräsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz 

Vizepräsident des Bundeskriminalamtes 
Vizepräsident des Bundesnachrichtendienstes i®) 

Vizepräsident des Hauptprüfungsamtes für die Deutsche Bundesbahn 

Brigadegeneral im Bundesgrenzschutz 
Brigadegeneral 
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Flottillenadmiral 
General apotheker 
Generalarzt 
Admiralarzt 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 9. 

*) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3, B 5, B 9. 

*) Der erste in die Stelle eingewiesene Beamte erhält das Grundgehalt der Besoldungs- 
gruppe B 7. 

Die Amtsinhaber sind berechtigt, die Amtsbezeichnung „Erster Direktor" zu führen. 

*) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3. 

Soweit die Funktion nicht dem Amt des Ministerialdirektors in Besoldungsgruppe B 9 
zugeordnet ist. 

®) Soweit die Funktion nicht dem Amt des Ministerialrats in Besoldungsgruppe B 3 zuge- 
ordnet ist. 

®) Soweit nicht einem Hauptabteilungsleiter unterstellt, auch in Besoldungsgruppe B 7. 
Soweit die Funktion nicht einem in Besoldungsgruppe B 7 eingestuften Amt zugeordnet 
ist. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 7. 

12) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 5, B 7. 

12) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 7. 

1^) Der erste Stelleninhaber erhält das Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 7. 

15) Erhält eine Stellenzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Grund- 
gehalt der Besoldungsgruppe B 6 und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 8. 


Besoldungsgruppe B7 

Direktor bei der Bundesversidierungsanstalt für Angestellte 

— als Mitglied der Geschäftsführung — 

Ministeri aldir i gent 

— bei einer obersten Bundesbehörde 

als der ständige Vertreter des Leiters der Personalabteilung im Bun- 
desministerium der Verteidigung — 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten) 

als Leiter einer großen oder bedeutenden Abteilung, soweit nicht 
einem Hauptabteilungsleiter unterstellt, 
als Leiter einer Hauptabteilung — ^) 

Oberfinanzpräsident 

Präsident der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 

Präsident der Zentralen Transportleitung der Deutschen Bundesbahn 

Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 

Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 

Präsident des Bimdeswehrverwaltungsamtes 

Präsident des Femmeldetechnischen Zentralamtes 

Präsident des Verwaltungsbezirks Braunschweig 

Präsident des Verwaltungsbezirks Oldenburg 

Präsident einer Bundesbahndirektion 

Präsident einer Oberpostdirektion 

Präsident einer Wehrbereichs Verwaltung 

Präsident eines Bundesbahn-Zentral amtes 

Präsident eines Landes arbeits amtes ^) 

Präsident und Professor der Bundesanstalt für Bodenforschung 
Präsident und Professor der Bundesanstalt für Materialprüfimg 
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Flottillenadmiral 

Generalapotheker 

Generalarzt 

Admiralarzt 


Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 9. 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3, B 5, B 9. 

•'*) Der erste in die Stelle eingewiesene Beamte erhält das Grundgehalt der Besoldungs- 
gruppe B 7. 

Die Amtsinhaber sind berechtigt, die Amtsbezeichnung „Erster Direktor" zu führen. 
Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3. 

®) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3. 

Soweit die Funktion nicht dem Amt des Ministerialdirektors in Besoldungsgruppe B 9 
zugeordnet ist. 

®) Soweit die Funktion nicht dem Amt des Ministerialrats in Besoldungsgruppe B 3 zuge- 
ordnet ist. 

®) Soweit nicht einem Hauptabteilungsleiter unterstellt, auch in Besoldungsgruppe B 7. 
Soweit die Funktion nicht einem in Besoldungsgruppe B 7 eingestuften Amt zugeordnet 
ist. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 7. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 5, B 7. 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 7. 

Der erste Stelleninhaber erhält das Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 7. 

Der beim Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amt befindliche Stelleninhaber erhält eine 
Stellenzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt der Be- 
soldungsgruppe B 6 und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 8. 


Besoldungsgruppe B 7 


Direktor bei der Bundesversicheningsanstalt für Angestellte 
— als Mitglied der Geschäftsführung — 


Ministeriialdirigent 

— bei einer obersten Bundesbehörde 

als der ständige Vertreter des Leiters der Personalabteilung im Bun- 
desministerium der Verteidigung — 

— bei einer obersten Landesbehörde (ausgenommen Stadtstaaten) 

als Leiter einer großen oder bedeutenden Abteilung, soweit nicht 
einem Hauptabteilungsleiter unterstellt, 
als Leiter einer Hauptabteilung — 

Oberfinanzpräsident 

Präsident der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 
Präsident der Zentralen Transportlöitung der Deutschen Bundesbahn 
Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 
Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 
Präsident des Bundesausgleidisamtes 
Präsident des Bundeswehrverwaltungsamtes 
Präsident des Fernmeldetechnischen Zentralamtes 
Präsident einer Bundesbahndirektion 2) 

Präsident einer Oberpostdirektion 

Präsident einer Wehrbereichs Verwaltung 

Präsident eines Bundesbahn-Zentralamtes 

Präsident eines Landesarbeitsamtes 

Präsident eines Niedersädhsisdien Verwaltungsbezirks 

Präsident und Professor der Bundesanstalt für Bodenforschung 

Präsident und Professor der Bundesanstalt für Materialprüfung 
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Regierungspräsident 

Senatsdirektor 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fadibehörde 

als Leiter eines bedeutenden, dem Behördenleiter unmittelbar unter- 
stellten Amtes — 

Senatsdirigent 

— in Berlin bei einer obersten Landesbehörde 

als Leiter einer bedeutenden Abteilung — 

Vizepräsident beim Bundesamt für Wehrtedinik und Besdiaffung 

Generalmajor im Bundesgrenzsdiutz 

— als Inspekteur des Bundesgrenzsdiutzes — 

Generalmajor 

Konteradmiral 

Generalstabsarzt 

Admiralstabsarzt 

Soweit die Funktion nicht einem in Besoldungsgruppe B 6 eingestuften Amt zuge- 
ordnet ist. 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 6, 

3) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 5, B 6. 

*) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 6. 


Besoldungsgruppe B8 

Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 

Präsident der Bundesschuldenverwaltung 

Präsident der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung — 

Präsident der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

— als Kurator — 

Präsident des Bundeskartellamtes 
Präsident des Bundesversicherungsamtes 
Präsident des Deutschen Patentamtes 
Präsident des Statistischen Bundesamtes 
Präsident des Umweltbundesamtes 

Präsident und Professor der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
Präsident und Professor des Bundesgesundheitsamtes 
Regierungspräsident 

— in einem Regierungsbezirk mit mehr als zwei Millionen Einwohnern — 
Vizepräsident der Bundesanstalt für Arbeit 


Besoldungsgruppe B9 


Botschafter 

Bundesbankdirektor 
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Regierungspräsident 

Senatsdirektor 

— in Hamburg bei einem Senatsamt oder einer Fachbehörde 

als Leiter eines bedeutenden, dem Behördenleiter unmittelbar unter- 
stellten Amtes — 

Senatsdirigent 

— in Berlin bei einer obersten Landesbehörde 

als Leiter einer bedeutenden Abteilung — 

Vizepräsident beim Bundesamt für Wehi^technik und Besdiaffung 

Generalmajor im Bundesgrenzschutz 

— als Inspekteur des Bundesgrenzsdiutzes — 

Generalmajor 

Konteradmiral 

Generalstabsarzt 

Admiralstabsarzt 

Soweit die Funktion nicht einem in Besoldungsgruppe B 6 eingestuften Amt zuge- 
ordnet ist. 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 5, B 6. 

Soweit nicht in den Besoldungsgruppen B 3, B 5, B 6. 

*) Soweit nicht in der Besoldungsgruppe B 6. 


Besoldungsgruppe B 8 

Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungsgericht 

Präsident der Bundes Schuldenverwaltung 

Präsident der Bundes Versicherungsanstalt für Angestellte 

— als Vorsitzender der Geschäftsführung — 

Präsident der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

— als Kurator — 

Präsident des Bundeskartellamtes 
Präsident des Bundesversicherungsamtes 
Präsident des Deutschen Patentamtes 
Präsident des Statistischen Bundesamtes 
Präsident des Umweltbundesamtes 

Präsident eines Niedersächsischen Verwaltungsbezirks 

— in einem Bezirk mit mehr als zwei Millionen Einwohnern — 

Präsident und Professor der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
Präsident und Professor des Bundesgesundheitsamtes 
Regierungspräsident 

— in einem Regierungsbezirk mit mehr als zwei Millionen Einwohnern — 
Vizepräsident der Bundesanstalt für Arbeit 


Besoldungsgruppe B 9 


Botschafter 

Bundesbankdirektor 
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Ministerialdirektor 

— bei einer obersten Bundesbehörde und bei der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn 

als Leiter einer Abteilung — 

Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz ®) 

Präsident des Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaffung 
Präsident des Bundesausgleichsamtes 
Präsident des Bundeskriminalamtes 
Präsident des Bimdesnachrichtendienstes *) 

Präsident des Hauptprüfungsamtes für die Deutsche Bundesbahn 
Vizepräsident des Bundesrechnungshofes 

Generalleutnant 

Vizeadmiral 

Generaloberstabsarzt 

Admiraloberstabsarzt 


Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 6. 

*) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3, B 5, B 6. 

Der erste Generalsekretär der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung erhält 
eine Stellenzulage von monatlich 450 DM. 

Soweit die Funktion nicht dem Amt des Ministerialdirigenten in Besoldungsgruppe B 6 
zugeordnet ist. 

Erhält eine Stellenzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt 
der Besoldungsgruppe B 9 und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 10. 

Der am 30. Juni 1968 im Amt befindliche Beamte erhält für seine Person eine Amts- 
Zulage von monatlich 485,36 DM. 


Besoldungsgruppe B 10 

Direktor beim Deutschen Bimdestag 
Direktor des Bundesrates 
Ministerialdirektor 

— als Leiter der beiden Hauptabteilungen im Bundesministerium der Ver- 
teidigung — 

— als Stellvertretender Chef des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung — 

— als Stellvertretender Sprecher der Bimdesregierung — 

Präsident der Bxmdesanstalt für Arbeit 

General 

Admiral 

Erhält eine Amtszulage von monatlich 346,68 DM. 

*) Erhält als Generalinspekteur der Bundeswehr eine Amtszulage von monatlich 
346,68 DM. 


Besoldungsgruppe Bll 

Erster Präsident der Deutschen Bundesbahn 

— als Vorsitzender des Vorstandes — 
Präsident der Deutschen Bundesbcihn 

— als Mitglied des Vorstandes — 

Präsident des Bundesrechnungshofes 
Staatssekretär 

') Im Bundesbereich. 
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Ministerialdirektor 

— bei einer obersten Bundesbehörde und bei der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn 

als Leiter einer Abteilung — 

Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
Präsident des Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaffung 


Präsident des Bundeskrimimalamtes 
Präsident des Bundesnachrichtendienstes 

Präsident des Hauptprüfungsamtes für die Deutsche Bundesbahn 
Vizepräsident des Bundesrechnungshofes 

Generalleutnant 

Vizeadmiral 

Generaloberstabsarzt 

Admiraloberstabsarzt 


Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 16, B 3, B 6. 

2) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 3, B 5, B 6. 

Der erste Generalsekretär der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung erhält 
eine Stellenzulage von monatlich 450 DM. 

Soweit die Funktion nicht dem Amt des Ministerialdirigenten in Besoldungsgruppe B 6 
zugeordnet ist. 

®) Erhält eine Stellenzulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt 
der Besoldungsgruppe B 9 und dem Grundgehalt der Besoldungsgruppe B 10. 


Besoldungsgruppe B 10 

Direktor beim Deutschen Bundestag 
Direktor des Bundesrates 
Ministerialdirektor 


— als Stellvertretender Chef des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung — 

— als Stellvertretender Sprecher der Bundesregierung — 

Präsident der Bundesanstalt für Arbeit 

General 

Admiral 

') Erhält eine Amtszulage von monatlich 346,68 DM. 

*) Erhält als Generalinspekteur der Bundeswehr eine Amtszulage von monatlich 
346,68 DM. 


Besoldungsgruppe Bll 

unverändert 
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Anlage II 

Bundesbesoldungsordnung C 

V orbemerkungen 

1. Zuschüsse zum Grundgehalt bei Berufungen oder 
Bleibeverhandlungen 

(Monatsbeträge) 

(1) Professoren der Besoldungsgruppe C 4 kön- 
nen folgende niditruhegehaltfähige Zuschüsse zum 
Grundgehalt bis zum Gesamtbetrag von 1104 Deut- 
sche Mark erhalten: 

1. bei der ersten Berufung in ein Amt der Besol- 
dungsgruppe C 4, soweit die Dienstbezüge aus 
dem Amt als Professor hinter den Einkünften aus 
der bisherigen hauptberuflichen Tätigkeit Zurück- 
bleiben würden, 

2. bei der zweiten Berufung und den weiteren Be- 
rufungen in ein Amt der Besoldungsgruppe C 4, 

3. bei B leibe verhandlimgen, die zur Abwendung 
einer zweiten oder weiteren Berufung in ein Amt 
der Besoldungsgruppe C 4 geführt haben. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 darf 
der Zuschuß bei jeder einzelnen Berufung oder 
Bleibeverhandlung nicht mehr als 552 Deutsche 
Mark betragen. Nicht als zweite oder weitere Beru- 
fung gilt die Berufung in ein anderes Amt der Be- 
soldimgsgruppe C 4 an derselben Hochschule oder 
eine weitere Berufung an eine andere Hochschule 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes vor Ablauf von 
drei Jahren seit Gewährung eines Zuschusses. 

2. Zuschüsse zum Grundgehalt in besonderen Fällen 
(Monatsbeträge) 

(1) Professoren der Besoldungsgruppe C 4 kön- 
nen unbeschadet der Nummer 1 in besonderen Fäl- 
len, insbesondere 

a) wenn sie aus dem Ausland oder aus dem Bereich 
außerhalb der Hochschulen gewonnen werden 
sollen, oder 

b) wenn ihre Abwanderung in den Bereich außer- 
halb der Hochschulen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes abgewendet werden soll, 

Zuschüsse zum Grundgehalt bis zum Betrage von 
1875 Deutsche Mark erhalten (Sonderzuschüsse). Die 
Sonderzuschüsse können bis zu einem Betrag von 
1544 Deutsche Mark für ruhegehaltfähig erklärt 
werden. Nicht als ruhegehaltfähig erklärte Sonder- 
zuschüsse können auch befristet gewährt werden. 

(2) Die Gesamtzahl der Professoren eines Dienst- 
herrn, die Sonderzuschüsse erhalten (Sonderzuschuß- 
planstellen), darf zwanzig vom Hundert der Gesamt- 
zahl der im Bereich des Dienstherrn ausgebrachten 
Planstellen für Professoren der Besoldungsgruppe 
C 4 nicht übersteigen. Der Gesamtbetrag der Sonder- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Anlage II 

Bundesbesoldungsordnung C 

V orbemerkungen 

1. Zuschüsse zum Grundgehalt bei Berufungen oder 
Bleibeverhandlungen 

(Monatsbetfäge) 

(1) Professoren der Besoldungsgruppe C 4 kön- 
nen folgende nichtruhegehaltfähige Zuschüsse zum 
Grundgehalt bis zum Gesamtbetrag von 1226 Deut- 
sche Mark erhalten: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 darf 
der Zuschuß bei jeder einzelnen Berufung oder 
Bleibeverhandlung nicht mehr als 613 Deutsche 
Mark betragen. Nicht als zweite oder weitere Beru- 
fung gilt die Berufung in ein anderes Amt der Be- 
soldungsgruppe C 4 an derselben Hochschule oder 
eine weitere Berufung an eine andere Hochschule 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes vor Ablauf von 
drei Jahren seit Gewährung eines Zuschusses. 

2. Zuschüsse zum Grundgehalt in besonderen Fällen 
(Monatsbeträge) 

(1) Professoren der Besoldungsgruppe C 4 kön- 
nen unbeschadet der Nummer 1 in besonderen Fäl- 
len, insbesondere 

a) unverändert 


b) unverändert 


Zuschüsse zum Grundgehalt bis zum Betrage von 
2082 Deutsche Mark erhalten (Sonderzuschüsse). Die 
Sonderzuschüsse können bis zu einem Betrag von 
1714 Deutsche Mark für ruhegehaltfähig erklärt 
werden. Nicht als ruhegehaltfähig erklärte Sonder- 
zuschüsse können auch befristet gewährt werden. 

(2) Die Gesamtzahl der Professoren eines Dienst- 
herrn, die Sonderzuschüsse erhalten (Sonderzuschuß- 
planstellen), darf zwanzig vom Hundert der Gesamt- 
zahl der im Bereich des Dienstherrn ausgebrachten 
Planstellen für Professoren der Besoldungsgruppe 
C 4 nicht übersteigen. Der Gesamtbetrag der Sonder- 
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Zuschüsse darf den Betrag nicht übersteigen, der sich 
aus der Vervielfältigung der Zahl der Sonder- 
zuschußplanstellen mit dem Betrag von 938 Deutsche 
Mark ergibt. 

(3) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften er- 
läßt der für das Hochschulwesen zuständige Minister 
im Einvernehmen mit dem für das Besoldungs recht 
zuständigen Minister. 


3. Zulage für Professoren und Assistenzprofessoren 
bei obersten Behörden sowie bei obersten Ge- 
richtshöfen des Bundes 

(Monatsbeträge) 

(1) Professoren und Assistenzprofessoren erhal- 
ten, wenn sie bei obersten Bundesbehörden, der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn oder 
bei obersten Gerichtshöfen des Bundes verwendet 
werden, eine Stellenzulage. 

(2) Die Stellenzulage beträgt zwölfeinhalb vom 
Hundert des Endgrundgehaltes oder, bei festen Ge- 
hältern, des Grundgehaltes der für die Professoren 
und Assistenzprofessoren maßgebenden Besoldungs- 
gruppen. Maßgebend ist 

für Professoren der Besoldungsgruppe C 2 und für 

Assistenzprofessoren die Besoldungsgruppe A 15 

für Professoren der Besoldungsgruppen C 3 und 

C 4 die Besoldungsgruppe B 3. 

(3) Bei Professoren, denen bei ihrer Verwendung 
bei obersten Bundesbehörden, der Hauptverwaltung 
der Deutschen Bundesbahn oder bei obersten Ge- 
richtshöfen des Bundes ein zweites Hauptamt als Be- 
amter oder Richter übertragen worden ist, richtet 
sich die Stellenzulage nach dem zweiten Hauptamt. 
Die für das zweite Hauptamt maßgebende Besol- 
dungsgruppe bestimmt sich nach Nummer 8 Abs. 2 
Satz 2 der Vorbemerkungen zu den Bundesbesol- 
dungsordnungen A und B und Nummer 2 Abs. 2 
Satz 2 der Vorbemerkungen zur Bundesbesoldungs- 
ordnung R. 

(4) Die Stellenzulage wird nicht neben der bei der 
Deutschen Bundesbank gewährten Bankzulage ge- 
währt. 

(5) Die Länder können bestimmen, daß Professo- 
ren und Assistenzprofessoren, wenn sie bei obersten 
Landesbehörden verwendet werden, eine Stellen- 
zulage erhalten. Die Absätze 2 bis 4 gelten entspre- 
chend? der in Absatz 2 Satz 1 festgelegte Vomhun- 
dertsatz darf nicht überschritten werden. 

(6) Professoren und Assistenzprofessoren erhal- 
ten während der Verwendung bei obersten Behör- 
den eines Landes, das für die Professoren und 
Assistenzprofessoren bei seinen obersten Behörden 
eine Regelung nach Absatz 5 getroffen hat, die 
Stellenzulage in der nach dem Besoldungsrecht die- 
ses Landes bestimmten Höhe. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Zuschüsse darf den Betrag nicht übersteigen, der sich 
aus der Vervielfältigung der Zahl der Sonder- 
zuschußplanstellen mit dem Betrag von 1041 Deut- 
sche Mark ergibt. 

(3) unverändert 


3. Zulage für Professoren und Hochschuldozen- 
ten bei obersten Behörden sowie bei obersten 
Gerichtshöfen des Bundes 

(Monatsbeträge) 

(1) Professoren und Hochschuldozenten erhal- 
ten, wenn sie bei obersten Bundesbehörden, der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn oder 
bei obersten Gerichtshöfen des Bundes verwendet 
werden, eine Stellenzulage. 

(2) Die Stellenzulage beträgt zwölfeinhalb vom 
Hundert des Endgrundgehaltes oder, bei festen Ge- 
hältern, des Grundgehaltes der für die Professoren 
und Hochschuldozenten maßgebenden Besoldungs- 
gruppen. Maßgebend ist 

für Professoren der Besoldungsgruppe C 2 und für 

Hochschuldozenten die Besoldungsgruppe A 15 

für Professoren der Besoldungsgruppen C 3 und 

C 4 die Besoldungsgruppe B 3. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Die Länder können bestimmen, daß Professo- 
ren und Hochschuldozenten, wenn sie bei obersten 
Landesbehörden verwendet werden, eine Stellen- 
zulage erhalten. Die Absätze 2 bis 4 gelten entspre- 
chend; der in Absatz 2 Satz 1 festgelegte Vomhun- 
dertsatz darf nicht überschritten werden. 

(6) Professoren und Hochschuldozenten erhal- 
ten während der Verwendung bei obersten Behör- 
den eines Landes, das für die Professoren und 
Hochschuldozenten bei seinen obersten Behörden 
eine Regelung nach Absatz 5 getroffen hat, die 
Stellenzulage in der nach dem Besoldungsrecht die- 
ses Landes bestimmten Höhe. 
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4. Prüfervergütung für Professoren und Assistenz- 
professoren 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Gewährung einer Vergütung für Professoren 
und Assistenzprofessoren an Hochschulen zur Ab- 
geltung zusätzlicher Belastungen, die durch die 
Prüfertätigkeit bei Hochschulprüfungen entstehen, 
zu regeln. Die Höhe der Vergütung ist nach der 
Schwierigkeit der Prüfertätigkeit und dem Ausmaß 
der zusätzlichen Belastung festzulegen. 

(2) Hochschulprüfungen sind Prüfungen, mit de- 
nen ein Studiengang ganz oder teilweise abgeschlos- 
sen wird. Den Abschlußprüfungen gleichgestellt sind 
Promotionsprüfungen. Vor- und Zwischenprüfungen 
können gleichgestellt werden, wenn sie in ihrer ver- 
fahrensmäßigen Ausgestaltung Abschlußprüfungen 
entsprechen. 


5. Dienstbezüge für Professoren als Richter 

Professoren an einer wissenschaftlichen Hoch- 
schule, die zugleich das Amt eines Richters der Be- 
soldungsgruppen R 1 oder R 2 ausüben, erhalten, 
solange sie beide Ämter bekleiden, die Dienstbezüge 
aus ihrem Amt als Professor und eine nichtruhe- 
gehaltfähige Zulage, Die Zulage beträgt, wenn der 
Professor ein Amt der Besoldungsgruppe R 1 aus- 
übt, monatlich 402 Deutsche Mark, wenn er ein Amt 
der Besoldungsgruppe R 2 ausübt, monatlich 
450 Deutsche Mark. 

6. Zulage für Professoren als Mitglieder von Ver- 
fassungsgerichtshöfen 

Die Länder können bestimmen, daß Professoren, 
die Mitglieder von Verfassungsgerichtshöfen 
(Staatsgerichtshöfen) der Länder sind, eine Zulage 
erhalten. § 45 Abs. 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 


Besoldungsgruppe C 1 

Assistenzprofessor 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4. Prüfervergütung für Professoren und Hochschul- 
dozenten 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Gewährung einer Vergütung für Professoren 
an Hochschulen und Hochsdiuldozenten zur Ab- 
geltung zusätzlicher Belastungen, die durch die 
Prüfertätigkeit bei Hochschulprüfungen entstehen, 
zu regeln. Die Höhe der Vergütung ist nach der 
Schwierigkeit der Prüfertätigkeit und dem Ausmaß 
der zusätzlichen Belastung festzulegen. 

(2) unverändert 


(3) Auf Staatsprüfungen finden die Absätze i 
und 2 keine Anwendung. Die Gewährung einer 
Vergütung für Professoren und Hochschuldozenten, 
die an solchen Prüfungen mitwirken, bleibt landes- 
rechtlicher Regelung Vorbehalten. 


5. Dienstbezüge für Professoren als Richter 

Professoren an einer Hochschule, die zugleich das 
Amt eines Richters der Besoldungsgruppen R 1 oder 
R 2 ausüben, erhalten, solange sie beide Ämter be- 
kleiden, die Dienstbezüge aus ihrem Amt als Pro- 
fessor und eine nichtruhegehaltfähige Zulage. Die 
Zulage beträgt, wenn der Professor ein Amt der Be- 
soldungsgruppe R 1 ausübt, monatlich 402 Deutsche 
Mark, wenn er ein Amt der Besoldungsgruppe R 2 
ausübt, monatlich 450 Deutsche Mark. 


6. unverändert 


Besoldungsgruppe C 1 
Hochschuldozent 


Hodisdiuldozenten erhalten 

Stufe 1 in den Fällen des § 52 Abs. 1 Satz 1 des 
Hodisdiulrahmengesetzes, 

Stufe 2 in den Fällen des § 52 Abs. 1 Satz 2 des 
Hochschulrahmengesetzes, 

Stufe 3 in den Fällen des § 52 Abs. 1 Satz 3 des 
Hochschulrahmengesetzes 
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Besoldungsgruppe C 2 

Professor 

*) Soweit nidit in den Besoldungsgruppen C 3, C 4. 

Besoldungsgruppe C 3 

Professor 

Soweit nidit in den Besoldungsgruppen C 2, C 4. 

Besoldungsgruppe C 4 

Professor 

*) Soweit nidit in den Besoldungsgruppen C 2, C 3. 


Beschlüsse des 4, Ausschusses 

Besoldungsgruppe C 2 

unverändert 

Besoldungsgruppe C 3 

unverändert 


Besoldungsgruppe C 4 

unverändert 
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Anlage III 

Bundesbesoldungsordnung R 

Vorbemerkungen 

L Amtsbezeichnungen 

Weiblidie Riditer und Staatsanwälte führen 
Amtsbezeichnungen in der weiblichen Form. 


Beschlüsse des 4. Ausschu: 

Anlage III 

Bundesbesoldungsordnung R 

Vorbemerkungen 

1. unverändert 


2. Zulage für Richter und Staatsanwälte bei ober- 2. unverändert 
sten Gerichtshöfen des Bundes sowie bei obersten 
Behörden 

(Monatsbeträge) 

(1) Richter und Staatsanwälte erhalten, wenn sie 
bei obersten Gerichtshöfen des Bundes, obersten 
Bundesbehörden oder der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn verwendet werden, eine 
Stellenzulage. 

(2) Die Stellenzulage beträgt zwölfeinhalb vom 
Himdert des Endgrundgehaltes oder, bei festen Ge- 
hältern, des Grundgehaltes der für die Richter oder 
Staatsanwälte maßgebenden Besoldungsgruppen. 

Maßgebend ist 

a) bei Verwendung bei obersten Gerichtshöfen des 
Bundes für die Richter und Staatsanwälte 

der Besoldungsgruppe (n) 

R 1 die Besoldungsgruppe R 1 

R 2 bis R 4 die Besoldungsgruppe R 3 
R 5 bis R 7 die Besoldungsgruppe R 6 
R 8 bis R 10 die Besoldungsgruppe R 9, 

b) bei Verwendung bei obersten Bundesbehörden, 
der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
oder bei obersten Gerichtshöfen des Bundes, 
wenn ihnen kein Richteramt übertragen ist, für 
die Richter und Staatsanwälte 


der Besoldungsgruppe(n) 


RI 

R2bisR 4 
RSbisR 7 
R 8 bis RIO 


die Besoldungsgruppe A 15 
die Besoldungsgruppe B 3 
die Besoldungsgruppe B 6 
die Besoldungsgruppe B 9. 


(3) Die Stellenzulage wird nicht neben der bei der 
Deutschen Bundesbank gewährten Bankzulage ge- 
währt. 


(4) Die Länder können bestimmen, daß Richter und 
Staatsanwälte, wenn sie bei obersten Landesbehör- 
den verwendet werden, eine Stellenzulage erhal- 
ten. Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend; der 
in Absatz 2 Satz 1 festgelegte Vomhundertsatz darf 
nicht überschritten werden. 


(5) Richter und Staatsanwälte erhalten während 
der Verwendung bei obersten Behörden eines Lan- 
des, das für die Richter und Staatsanwälte bei sei- 
nen obersten Behörden eine Regelung nach Absatz 4 


s e s 
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getroffen hat, die Stellenzulage in der nach dem Be- 
soldungsrecht dieses Landes bestimmten Höhe. 

3. Zulage für Richter als Mitglieder von Verfas- 
sungsgerichtshöfen 

(1) Die Länder können bestimmen, daß Richter, 
die Mitglieder von Verfassungsgerichtshöfen 
(Staatsgerichtshöfen) der Länder sind, eine Zulage 
erhalten. § 45 Abs. 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Richter als Ge- 
neralsekretär des Bayerischen Verfassungsgerichts- 
hofes. 

4. Zulage für Richter als Referenten für die frei- 
willige Gerichtsbarkeit in Baden-Württemberg 

In Baden-Württemberg erhalten Richter am Land- 
gericht als Referenten für die freiwillige Gerichts- 
barkeit eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von 
75 Deutsche Mark. 

Besoldungsgruppe R 1 

Richter am Amtsgericht 

Richter am Arbeitsgericht 

Richter am Bundesdiszjiplinargericht 

Richter am Landgericht 

Richter am Sozialgericht 

Richter am Verwaltungsgericht 

Staatsanwalt 2) 


Erhält als aufsichtführender Riditer an einem Gericht 
mit bis zu 3 Richterplanstellen eine Amtszulage von 
monatlich 150 DM. 

2) Erhält als Gruppenleiter bei der Staatsanwaltschaft bei 
einem Landgericht mit 10 Planstellen und mehr für 
Staatsanwälte eine Amtszulage von monatlich 150 DM; 
anstatt einer Planstelle für einen Oberstaatsanwalt 
als Abteilungsleiter können 2 Planstellen für Staatsan- 
wälte als Gruppenleiter ausgebracht werden. 

Besoldungsgruppe R 2 

Richter am Amtsgericht 

— als aufsichtführender Richter — 

— als weiterer aufsichtführender Richter — 

— als der ständige Vertreter eines aufsichtfüh- 
renden Richters — 

— • als der ständige Vertreter eines Präsiden- 

ten — **) 

Richter am Arbeitsgericht 

— als aufsichtführender Richter — 

— als weiterer aufsichtführender Richter — 

— als der ständige Vertreter eines aufskhtfüh- 
renden Richters — 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 

ten — '*) 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. unverändert 


4. Zulage für Richter als Referenten für die frei- 
willige Gerichtsbarkeit in Baden-Württemberg 

In Baden- Württemberg erhalten Richter am Land- 
gericht und am Amtsgericht als Referenten für die 
freiwillige Gerichtsbarkeit eine ruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 75 Deutsche Mark. 

Besoldungsgruppe R 1 

unverändert 


Besoldungsgruppe R 2 

unverändert 


99 



Drucksache 7/3213 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Entwurf Drucksache 7/1906 Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Richter am Bundespatentgericht 

Richter am Finanzgericht 

Richter am Landes sozial ge rieht 

Richter am Oberlandesgericht (Kammergericht) 

Richter am Oberverwaltungsgericht (Verwaltungs- 
gerichtshof) 

Richter am Sozialgericht 

— als aufsichtführender Richter — ^) 

— als weiterer aufsichtführender Richter — ^) 

— als der ständige Vertreter eines aufsichtfüh- 
renden Richters — ®) 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 
ten — '*) 

Vorsitzender Richter am Bundesdisziplinargericht®) 

Vorsitzender Richter am Landgericht ®) 

Vorsitzender Richter am Truppendienstgericht ®) 

Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht ®) 

Oberstaatsanwalt 

— als Abteilungsleiter bei einer Staatsanwalt- 
schaft bei einem Landgericht — ®) 

— als Hauptabteilungsleiter bei einer Staatsan- 
waltschaft bei einem Landgericht — '^) 

— als Dezernent bei einer Staatsanwaltschaft bei 
einem Oberlandesgericht (Kammergericht) — 

— als Leiter einer Amtsanwaltschaft — ®) 

— als der ständige Vertreter des Leiters einer 
Amtsanwaltschaft — ®) 

Leitender Oberstaatsanwalt 

— als Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem 
Landgericht — ^®) 

^) An einem Gericht mit 4 und mehr Richterplanstellen j 
erhält an einem Gericht mit 11 und mehr Richterplan- 
stellen eine Amtszulage von monatlich 150 DM. 

*) An einem Gericht mit 21 und mehr Richterplanstellen. 

Bei 31 Richterplanstellen und auf je 10 weitere Richter- 
planstellen kann für weitere aufsichtführ ende Richter 
je eine Richterplanstelle der Besoldungsgruppe R 2 
ausgebracht werden. 

®) An einem Gericht mit 11 und mehr Richterplanstellen, 

^) Der Besoldungsgruppe R 3 oder R 4; erhält an einem 
Gericht mit 16 und mehr Richterplanstellen eine Amts- 
zulage von monatlich 150 DM. 

®) Erhält als der ständige Vertreter eines Präsidenten der 
Besoldungsgruppe R 3 oder R 4 eine Amtszulage von 
monatlich 150 DM. 

•) Auf je 5 Planstellen für Staatsanwälte kann eine Plan- 
stelle für einen Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiter 
ausgebracht werden; erhält als der ständige Vertreter 
eines Leitenden Oberstaatsanwalts der Besoldungs- 
gruppe R 3 oder R 4 eine Amtszulage von monatlich 
150 DM. 

^ Mit 101 und mehr Planstellen für Staatsanwälte erhält 
eine Amtszulage von monatlich 150 DM. 

®) Mit 11 und mehr Planstellen für Amtsanwälte; erhält 
bei einer Amtsanwaltschaft mit 26 und mehr Planstel- 
len für Amtsanwälte eine Amtszulage von monatlich 
150 DM. 

*) Mit 26 und mehr Planstellen für Amtsanwälte. 

^®) Mit bis zu 10 Planstellen für Staatsanwälte; erhält eine 
Amtszulage von monatlich 150 DM. 
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Besoldungsgruppe B 3 

Richter am Amtsgeridit 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 
ten — 

Vorsitzender Riditer am Bundespatentgeridit 
Vorsitzender Richter am Finanzgeridit 
Vorsitzender Richter am Landesarbeitsgeridit 
Vorsitzender Richter am Landessozialgeridit 
Vorsitzender Richter am Landgeridit 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 
ten — 

Vorsitzender Riditer am Oberlandesgeridit (Kam- 
mergeridit) 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgeridit 
(Verwaltungsgeriditshof) 

Präsident des Amtsgeridits ®) 

Präsident des Arbeitsgeridits ®) 

Präsident des Bunde sdiziplinargeridits 
Präsident des Landgerichts ’) 

Präsident des Sozialgeridits 
Präsident des Trupp endienstgeridits 
Präsident des Verwaltungsgeridits *) 

Oberstaatsanwalt beim Bundesgerichtshof 
Leitender Oberstaatsanwalt 

— als Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem 
Landgericht — 

— als Abteilungsleiter bei einer Staatsanwalt- 
schaft bei einem Oberlandesgericht (Kammer- 
gericht) — ■ 

Der Besoldungsgruppe R 5 oder R 6. 

*) Erhält als der ständige Vertreter eines Präsidenten der 
Besoldungsgruppe R 6 eine Amtszulage von monatlich 
150 DM. 

An einem Gericht mit bis zu 40 Richterplanstellen ein- 
schließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über 
die der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

Mit 1 1 bis 80 Planstellen für Staatsanwälte. 

Besoldungsgruppe R 4 

Vorsitzender Richter am Bundespatentgericht 

— als der ständige Vertreter des Präsidenten — 
Vorsitzender Richter am Landessozialgericht 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 

ten — 

Vorsitzender Richter am Oberlandesgerkht (Kam- 
mergericht) 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 

ten — ^) 

Vorsitzender Riditer am Oberverwaltungsgericht 

(Verwaltungsgerichtshof) 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 

ten — i) 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Besoldungsgruppe R 3 

Richter am Amtsgericht 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 
ten — ^) 

Vorsitzender Richter am Bundespatentgericht 
Vorsitzender Richter am Finanzgericht ^) 

Vorsitzender Richter am Landesarbeitsgericht ^) 
Vorsitzender Richter am Landessozialgericht ^) 
Vorsitzender Richter am Landgericht 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 
ten — ^) 

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht (Kam- 
mergericht) 2) 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht 
(Verwaltungsgerichtshof) 

Präsident des Amtsgerichts ^) 

Präsident des Arbeitsgerichts ®) 

Präsident des Bundesdisziplinargerichts 
Präsident des Landgerichts 
Präsident des Sozialgerichts ®) 

Präsident des Truppendienstgerichts 
Präsident des Verwaltungsgerichts ^) 

Oberstaatsanwalt beim Bundesgerichtshof 
Leitender Oberstaatsanwalt 

— als Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem 
Landgericht — ^) 

— als Abteilungsleiter bei einer Staatsanwalt- 
schaft bei einem Oberlandesgericht (Kammer- 
gericht) — 

Der Besoldungsgruppe R 5 oder R 6. 

2) Erhält als der ständige Vertreter eines Präsidenten der 
Besoldungsgruppe R6 eine Amtszulage von monatlich 
150 DM. 

3) An einem Gericht mit bis zu 40 Richterplanstellen ein- 
schließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über 
die der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

*) Mit 1 1 bis 40 Planstellen für Staatsanwälte. 

Besoldungsgruppe R 4 

Vorsitzender Richter am Bundespatentgericht 

— als der ständige Vertreter des Präsidenten — 
Vorsitzender Richter am Landessozialgericht 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 

ten — ^) 

Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht (Kam- 
mergericht) 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 

ten — ^) 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht 

(Verwaltungsgerichtshof) 

— als der ständige Vertreter eines Präsiden- 

ten — ^) 
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Präsident des Amtsgeridits 
Präsident des Arbeitsgerichts 
Präsident des Landgerichts 
Präsident des SozLalgerichts 
Präsident des Verwaltungsgerichts 

Leitender Oberstaatsanwalt 

— als Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem 
Landgericht — 

Der Besoldungsgruppe R 8. 

*) An einem Gericht mit 41 bis 80 Richterplanstellen ein- 
schließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über 
die der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

®) An einem Gericht mit 41 und mehr Richterplanstellen 
einschließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über 
die der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

Mit 8i und mehr Planstellen für Staatsanwälte. Der 
Leiter der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 
Berlin führt die Amtsbezeichnung „Generalstaatsan- 
walt". 

Besoldungsgruppe R 5 

Präsident des Amtsgerichts 
Präsident des Finanzgerichts 
Präsident des Landesarbeitsgerichts 
Präsident des Landessozialgerichts 
Präsident des Landgerichts 
Präsident des Oberlandesgerichts 
Präsident des Oberverwaltungsgerichts 
Generalstaatsanwalt 

— als Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem 
Oberlandesgericht — ®) 

An einem Gericht mit 81 bis 150 Richterplanstellen 
einschließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über 
die der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

*) An einem Gericht mit bis zu 25 Richterplanstellen im 
Bezirk. 

®) Mit bis zu 100 Planstellen für Staatsanwälte im Bezirk. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Präsident des Amtsgerichts 
Präsident des Arbeitsgerichts 
Präsident des Landgerichts 
Präsident des Sozialgerichts 
Präsident des Verwaltungsgerichts 

Leitender Oberstaatsanwalt 
— als Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem 
Landgericht — 

Der Besoldungsgruppe R 8. 

2) An einem Gericht mit 41 bis 80 Richterplanstellen ein- 
schließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über 
die der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

An einem Gericht mit 41 Und mehr Richterplansteilen 
einschließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über 
die der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

Mit 41 und mehr Planstellen für Staatsanwälte. Der 
Leiter der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 
Berlin führt die Amtsbezeichnung „Generalstaatsan- 
walt". 

Besoldungsgruppe R 5 

unverändert 


Besoldungsgruppe R 6 Besoldimgsgruppe R 6 

Richter am Bundesarbeitsgericht unverändert 

Richter am Bundesfinanzhof 

Richter am Bundesgerichtshof 

Richter am Bundessozialgericht 

Richter am Bundesverwaltungsgericht 

Präsident des Amtsgerichts 

Präsident des Finanzgerichts 

Präsident des Landesarbeitsgerichts 

Präsident des Landessozialgerichts 

Präsident des Landgerichts 
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Entwurf Drucksache 7/1906 Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Präsident des Oberlandesgerichts 

Präsident des Oberverwaltungsgeridits 
(Verwaltungsgeriditshof) 

Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof 

Generalstaatsanwalt ^ 

— als Leiter einer Staatsanwaltschaft bei einem 
Oberlandesgericht (Kammergericht) — 


An einem Gericht mit 151 und mehr Richterplanstellen 
einschließlich der Richterplanstellen der Gerichte, über 
die der Präsident die Dienstaufsicht führt. 

2) An einem Gericht mit 26 und mehr Richterplanstellen 
im Bezirk. 

®) An einem Gericht mit 26 bis 100 Richterplanstellen im 
Bezirk. 

*) Mit 101 und mehr Planstellen für Staatsanwälte im 
Bezirk, 


Besoldungsgruppe R 7 

Bundesanwalt 

— als Abteilungsleiter bei der Bundesanwaltschaft 
beim Bundesgerichtshof — 


Besoldungsgruppe R 7 

unverändert 


Besoldungsgruppe R 8 Besoldungsgruppe R 8 

Vorsitzender Richter am Bundes arbeitsgericht unverändert 

Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof 

Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof 

Vorsitzender Richter am Bundessozialgericht 

Vorsitzender Richter am Bundesverwaltungsgericht^) 

Präsident des Bundespatentgerichts 

Präsident des Landes Sozialgerichts ^) 

Präsident des Oberlandesgerichts 
(Kammergerichts) 

Präsident des Oberverwaltungsgerichts 
(Verwaltungsgerichtshofs) *) 


^) Erhält als der ständige Vertreter des Präsidenten eine 
Amtszulage von monatlich 300 DM. 

*) An einem Gericht mit 101 und mehr Richterplanstellen 
im Bezirk. 


Besoldungsgruppe R 9 

Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 


Besoldungsgruppe R 9 

unverändert 


Besoldungsgruppe R 10 Besoldungsgruppe R 10 

Präsident des Bundesarbeitsgerichts unverändert 

Präsident des Bundesfinanzhofs 

Präsident des Bundesgerichtshofs 

Präsident des Bundessozialgerichts 

Präsident des Bundesverwaltungsgerichts 
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Anlage IV 

Grundgehaltssätze 

(Monatsbeträge in DM) 


1. Bundesbesoldungsordnung A 


Besoldungs- 

Ortszusdilag 

Dienstaltersstufe 

gruppe 

Tarifklasse 

1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 1 

6 1 

7 

1 


632,08 

654,95 

677,82 

700,69 

723,56 

746,43 

769,30 

2 


672,91 

695,78 

718,65 

741,52 

764,39 

787,26 

810,13 

3 


724,99 

749,15 

773,31 

797,47 

821,63 

845,79 

869,95 

4 

II 

754,67 

782,61 

810,55 

838,49 

866,43 

894,37 

922,31 

5 

783,26 

815,10 

846,94 

878,78 

910,62 

942,46 

974,30 

6 


832,68 

865,69 

898,70 

931,71 

964,72 

997,73 

1 030,74 

7 


904,32 

937,33 

970,34 

1 003,35 

1 036,36 

1 069,37 

1 102,38 

8 


949,81 

990,49 

1 031,17 

1 071,85 

1 112,53 

1 153,21 

1 193,89 

9 


1 069,34 

1 111,32 

1 153,30 

1 195,28 

1 238,03 

1 284,62 

1 331,21 

10 

Ic 

1 173,70 

1 231,56 

1 289,42 

1 347,28 

1 405,14 

1 463,00 

1 520,86 

11 


1 367,37 

1 426,66 

1 485,95 

1 545,24 

1 604,53 

1 663,82 

1 723,11 

12 


1 489,29 

1 559,98 

1 630,67 

1 701,36 

1 772,05 

1 842,74 

1 913,43 

13 


1 687,52 

1 763,84 

1 840,16 

1 916,48 

1 992,80 

2 069,12 

2 145,44 

14 

Ib 

1 736,89 

1 835,85 

1 934,81 

2 033,77 

2 132,73 

2 231,69 

2 330,65 

15 

1 958,58 

2 067,36 

2 176,14 

2 284,92 

2 393,70 

2 502,48 

2 611,26 

16 


2 177,00 

2 302,80 

2 428,60 

2 554,40 

2 680,20 

2 806,00 

2 931,80 
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Dienstaltersstufe 

Dienstalters- 

8 1 

9 1 

10 1 

11 1 

12 1 

13 1 

14 1 

15 

Zulage 

792,17 

815,04 







22,87 

833,00 

855,87 

878,74 






22,87 

894,11 

918,27 

942,43 






24,16 

950,25 

978,19 

1 006,13 






27,94 

1 006,14 

1 037,98 

1 069,82 






31,84 

1 063,75 

1 096,76 

1 129,77 

1 162,78 





33,01 

1 135,39 

1 168,40 

1 201,41 

1 234,42 

1 268,65 

1 305,29 



33,01/34,23/ 

36,64 

1 234,57 

1 277,35 

1 322,50 

1 367,65 

1 412,80 

1 457,95 



40,68/42,78/ 

45,15 

1 377,80 

1 424,39 

1 470,98 

1 517,57 

1 564,16 

1 610,75 



41,98/42,75/ 

46,59 

1 578,72 

1 636,58 

1 694,44 

1 752,30 

1 810,16 

1 868,02 



57,86 

1 782,40 

1 841,69 

1 900,98 

1 960,27 

2 019,56 

2 078,85 

2 138,14 


59,29 

1 984,12 

2 054,81 

2 125,50 

2 196,19 

2 266,88 

2 337,57 

2 408,26 


70,69 

2 221,76 

2 298,08 

2 374,40 

2 450,72 

2 527,04 

2 603,36 

2 679,68 


76,32 

2 429,61 

2 528,57 

2 627,53 

2 726,49 

2 825,45 

2 924,41 

3 023,37 


98,96 

2 720,04 

2 828,82 

2 937,60 

3 046,38 

3 155,16 

3 263,94 

3 372,72 

3 481,50 

108,78 

3 057,60 

3 183,40 

3 309,20 

3 435,00 

3 560,80 

3 686,60 

3 812,40 

3 938,20 

125,80 


2. Bundesbesoldungsordnung B 


Besoldungs- 

gruppe 

Ortszusdüag 

Tarifklasse 


1 

Ib 

3 481,50 

2 


4 129,11 

3 


4 319,99 

4 

la 

4 607,13 

5 


4 936,55 

6 


5 247,63 

7 


5 550,22 

8 


5 865,64 

9 


6 257,26 

10 


7 473,36 

11 


8 159,19 
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4. Bimdesbesoldungsordnung R 
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stufe 3 2 429,61 


Dienstalters- 


8 i 

9 1 

10 t 

11 I 

12 1 

13 1 

14 1 

15 

Zulage 

2 608,53 

2 949,87 

2 733,24 

3 091,06 

2 857,95 

3 232,25 

2 982,66 

3 373,44 

3 107,37 

3 514,63 

3 232,08 

3 655,82 

3 356,79 

3 797,01 

3 481,50 

3 938,20 

124,71 

141,19 

3 534,05 

3 675,98 

3 817,91 

3 959,84 

4 101,77 

4 243,70 

4 385,63 

4 527,56 

141,93 


7 

8 

9 

10 

Lebensalters- 

zulage 

43 

45 

47 

49 

3 119,10 

3 274,50 

3 429,90 

3 585,30 

155,40 

3 490,95 

3 646,35 

3 801,75 

3 957,15 

155,40 
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Anlage V 


Ortszusdilag 

(Monatsbeträge in DM) 


Tarif- 

klasse 

Zu der Tarifklasse 
gehörende Besoldungs- 
gruppen 

Stufe 1 

Stufe 2 

Stufe 3 

1 Kind 

Stufe 4 

2 Kin- 
der 

Stufe 5 

3 Kin- 
der 

Stufe 6 

4 Kin- 
der 

Stufe 7 

5 Kin- 
der 

Stufe 8 

6 Kin- 
der 

la 

B 3 bis Bll 

C 4 

R 3 bis R 10 

532,25 

632,70 

706,57 

776,50 

806,97 

868,02 

929,07 

1005,11 

Ib 

B 1 und B 2 

A13 bis A16 

C 1 bis C 3 

R 1 und R 2 

449,00 

548,34 

622,21 

692,14 

722,61 

783,66 

844,71 

920,75 

Ic 

A 9 bis A 12 

399,05 

484,52 

558,39 

628,32 

658,79 

719,84 

780,89 

856,93 

II 

A 1 bis A 8 

371,85 

458,99 

532,86 

602,79 

633,26 

694,31 

755,36 

831,40 


Bei mehr als sechs Kindern erhöht sich der Ortszuschlag für jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 76,04 DM. 
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Anlage VI a 


Auslandszusdilag (§ 58 Abs. 2) 

(Monatsbeträge in DM) 


Besoldungs- 

gruppe 

Stufe 

1 i 

2 1 

3 1 

4 1 

5 1 

6 1 

7 1 

8 1 

9 1 

10 1 

11 i 

12 

A 1 

bis 

A4 

608 

733 

858 

983 

1 108 

1 233 

1 358 

1 483 

1 608 

1 733 

1 858 

1 983 

A 5 

bis 

A6 

697 

829 

961 

1 093 

1 225 

1 357 

1 489 

1 621 

1 753 

1 885 

2 017 

2 149 

A 7 

bis 

A8 

789 

934 

1 079 

1 224 

1 369 

1 514 

1 659 

1 804 

1 949 

2 094 

2 239 

2 384 

A 9 



931 

1 087 

1 243 

1 399 

1 555 

1 711 

1 867 

2 023 

2 179 

2 335 

2 491 

2 647 

A 10 



1 056 

1 218 

1 380 

1 542 

1 704 

1 866 

2 028 

2 190 

2 352 

2 514 

2 676 

2 838 

All 



1 162 

1 333 

1 504 

1 675 

1 846 

2 017 

2 188 

2 359 

2 530 

2 701 

2 872 

3 043 

A 12 



1 292 

1 472 

1 652 

1 832 

2 012 

2 192 

2 372 

2 552 

2 732 

2912 

3 092 

3 272 

A 13 



1 423 

1 611 

1 799 

1 987 

2 175 

2 363 

2 551 

2 739 

2 927 

3 115 

3 303 

3 491 

A 14 



1 543 

1 735 

1 927 

2 119 

2 311 

2 503 

2 695 

2 887 

3 079 

3 271 

3 463 

3 655 

A 15 



1 722 

1 928 

2 134 

2 340 

2 546 

2 752 

2 958 

3 164 

3 370 

3 576 

3 782 

3 988 

A 16 

bis 

B 2 

1 855 

2 075 

2 295 

2 515 

2 735 

2 955 

3 175 

3 395 

3 615 

3 835 

4 055 

4 275 

B 3 

bis 

B 4 

1 883 

2 118 

2 353 

2 588 

2 823 

3 058 

3 293 

3 528 

3 763 

3 998 

4 233 

4 468 

B 5 

bis 

B 7 

2 091 

2 349 

2 607 

2 865 

3 123 

3 381 

3 639 

3 897 

4 155 

4 413 

4 671 

4 929 

B 8 und höher 

2 286 

2 581 

2 876 

3 171 

3 466 

3 761 

4 056 

4 351 

4 646 

4 941 

5 236 

5 531 


Anlage VI b 


Auslandszusdilag (§ 58 Abs. 3) 

(Monatsbeträge in DM) 


Besoldungs- 

gruppe 

Stufe 

1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 1 

6 1 

7 1 

8 1 

9 1 

10 1 

11 1 

12 

A 1 

bis 

A4 

516 

622 

728 

834 

940 

1 046 

1 152 

1 258 

1 364 

1 470 

1 576 

1 682 

A 5 

bis 

A6 

592 

704 

816 

928 

1 040 

1 152 

1 264 

1 376 

1 488 

1 600 

1 712 

1 824 

A 7 

bis 

A8 

671 

794 

917 

1 040 

1 163 

1 286 

1 409 

1 532 

1 655 

1 778 

1 901 

2 024 

A 9 



791 

924 

1 057 

1 190 

1 323 

1 456 

1 589 

1 722 

1 855 

1 988 

2 121 

2 254 

AlO 



898 

1 036 

1 174 

1 312 

1 450 

1 588 

1 726 

1 864 

2 002 

2 140 

2 278 

2 416 

All 



988 

1 133 

1 278 

1 423 

1 568 

1 713 

1 858 

2 003 

2 148 

2 293 

2 438 

2 583 

A 12 



1 098 

1 251 

1 404 

1 557 

1 710 

1 863 

2 016 

2 169 

2 322 

2 475 

2 628 

2 781 

A13 



1 210 

1 370 

1 530 

1 690 

1 850 

2 010 

2 170 

2 330 

2 490 

2 650 

2 810 

2 970 

A 14 



1 312 

1 475 

1 638 

1 801 

1 964 

2 127 

2 290 

2 453 

2 616 

2 779 

2 942 

3 105 

A 15 



1 464 

1 639 

1 814 

1 989 

2 164 

2 339 

2 514 

2 689 

2 864 

3 039 

3 214 

3 389 

A 16 

bis 

B 2 

1 577 

1 764 

1 951 

2 138 

2 325 

2 512 

2 699 

2 886 

3 073 

3 260 

3 447 

3 634 

B 3 

bis 

B 4 

1 601 

1 801 

2 001 

2 201 

2 401 

2 601 

2 801 

3 001 

3 201 

3 401 

3 601 

3 801 

B 5 

bis 

B 7 

1 777 

1 996 

2 215 

2 434 

2 653 

2 872 

3 091 

3 310 

3 529 

3 748 

3 967 

4 186 

B 8 

und höher 

1 943 

2 194 

2 445 

2 696 

2 947 

3 198 

3 449 

3 700 

3 951 

4 202 

4 453 

4 704 
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Anlage VI c 


Auslandszusdüag (§ 58 Abs. 4) 

(Monatsbeträge in DM) 


Besoldungs- 

gruppe 

Stufe 

1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 1 

6 i 

7 1 

8 1 

9 1 

10 1 

n 1 

12 

A 1 

bis 

A4 

426 

513 

600 

687 

774 

861 

948 

1 035 

1 122 

1 209 

1 296 

1 383 

A 5 

bis 

A6 

488 

580 

672 

764 

856 

948 

1 040 

1 132 

1 224 

1 316 

1 408 

1 500 

A 7 

bis 

A8 

552 

654 

756 

858 

960 

1 062 

1 164 

1 266 

1 368 

1 470 

1 572 

1 674 

A 9 



652 

761 

870 

979 

1 088 

1 197 

1 306 

1 415 

1 524 

1 633 

1 742 

1 851 

A 10 



739 

852 

965 

1 078 

1 191 

1 304 

1 417 

1 530 

1 643 

1 756 

1 869 

1 982 

All 



813 

933 

1 053 

1 173 

1 293 

1 413 

1 533 

1 653 

1 773 

1 893 

2 013 

2 133 

A12 



904 

1 030 

1 156 

1 282 

1 408 

1 534 

1 660 

1 786 

1 912 

2 038 

2 164 

2 290 

A 13 



996 

1 128 

1 260 

1 392 

1 524 

1 656 

1 788 

1 920 

2 052 

2 184 

2 316 

2 448 

A 14 



1 080 

1 214 

1 348 

1 482 

1 616 

1 750 

1 884 

2 018 

2 152 

2 286 

2 420 

2 554 

A15 



1 205 

1 349 

1 493 

1 637 

1 781 

1 925 

2 069 

2 213 

2 357 

2 501 

2 645 

2 789 

A16 

bis 

B 2 

1 299 

1 453 

1 607 

1 761 

1 915 

2 069 

2 223 

2 377 

2 531 

2 685 

2 839 

2 993 

B 3 

bis 

B 4 

1 318 

1 483 

1 648 

1 813 

1 978 

2 143 

2 308 

2 473 

2 638 

2 803 

2 968 

3 133 

B 5 

bis 

B 7 

1 464 

1 645 

1 826 

2 007 

2 188 

2 369 

2 550 

2 731 

2 912 

3 093 

3 274 

3 455 

B 8 

und höher 

1 600 

1 807 

2 014 

2 221 

2 428 

2 635 

2 842 

3 049 

3 256 

3 463 

3 670 

3 877 


Anlage VI d 


Auslandszusdilag (§ 58 Abs. 4) 

— Gemeinschaftsunterkunft und Gemeinschaftsverpflegung — 
(Monatsbeträge in DM) 


Besoldungs- 

Stufe 

gruppe 

1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 I 

6 1 

7 1 

8 1 

9 1 

10 1 

11 1 

12 

A 1 bis A 4 

298 

359 

420 

481 

542 

603 

664 

725 

786 

847 

908 

969 

A 5 bis A 6 

342 

406 

470 

534 

598 

662 

726 

790 

854 

918 

982 

1 046 

A 7 bis A 8 

386 

457 

528 

599 

670 

741 

812 

883 

954 

1 025 

1 096 

1 167 

A 9 

456 

532 

608 

684 

760 

836 

912 

988 

1 064 

1 140 

1 216 

1 292 

AlO 

517 

596 

675 

754 

833 

912 

991 

1 070 

1 149 

1 228 

1 307 

1 386 

All 

569 

653 

737 

821 

905 

989 

1 073 

1 157 

1 241 

1 325 

1 409 

1 493 

A 12 

633 

721 

809 

897 

985 

1 073 

1 161 

1 249 

1 337 

1 425 

1 513 

1 601 

A 13 

697 

789 

881 

973 

1 065 

1 157 

1 249 

1 341 

1 433 

1 525 

1 617 

1 709 

A14 

756 

850 

944 

1 038 

1 132 

1 226 

1 320 

1 414 

1 508 

1 602 

1 696 

1 790 

A15 

844 

945 

1 046 

1 147 

1 248 

1 349 

1 450 

1 551 

1 652 

1 753 

1 854 

1 955 

A16 bis B 2 

909 

1 017 

1 125 

1 233 

1 341 

1 249 

1 557 

1 665 

1 773 

1 881 

1 989 

2 097 

B 3 bis B 4 

923 

1 038 

1 153 

1 268 

1 383 

1 498 

1 613 

1 728 

1 843 

1 958 

2 073 

2 188 

B 5 bis B 7 

1 025 

1 152 

1 279 

1 406 

1 533 

1 660 

1 787 

1 914 

2 041 

2 168 

2 295 

2 422 

B 8 und höher 

1 120 

1 265 

1 410 

1 555 

1 700 

1 845 

1 990 

2 135 

2 280 

2 425 

2 570 

2 715 
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Auslandszuschlag (§ 58 Abs. 4) 

— Gemeinschaftsunterkunft oder Gemeinschaftsverpflegung — 
(Monatsbeträge in DM) 


Besoldungs- 

Stufe 

gruppe 

1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 1 

6 1 

7 1 

8 1 

9 1 

10 1 

11 1 

12 

A 1 bis A 4 

362 

436 

510 

584 

658 

732 

806 

880 

954 

1 028 

1 102 

1 176 

A 5 bis A 6 

415 

493 

571 

649 

727 

805 

883 

961 

1 039 

1 117 

1 195 

1 273 

A 7 bis A 8 

469 

556 

643 

730 

817 

904 

991 

1 078 

1 165 

1 252 

1 339 

1 426 

A 9 

554 

647 

740 

833 

926 

1 019 

1 112 

1 205 

1 298 

1 391 

1 484 

1 577 

A 10 

628 

724 

820 

916 

1 012 

1 108 

1 204 

1 300 

1 396 

1 492 

1 588 

1 684 

All 

691 

793 

895 

997 

1 099 

1 201 

1 303 

1 405 

1 507 

1 609 

1 711 

1 813 

A12 

768 

875 

982 

1 089 

1 196 

1 303 

1 410 

1 517 

1 624 

1 731 

1 838 

1 945 

A 13 

847 

959 

1 071 

1 183 

1 295 

1 407 

1 519 

1 631 

1 743 

1 855 

1 967 

2 079 

A 14 

918 

1 032 

1 146 

1 260 

1 374 

1 488 

1 602 

1 716 

1 830 

1 944 

2 058 

2 172 

A 15 

1 024 

1 146 

1 268 

1 390 

1 512 

1 634 

1 756 

1 878 

2 000 

2 122 

2 244 

2 366 

A 16 bis B 2 

1 104 

1 235 

1 366 

1 497 

1 628 

1 759 

1 890 

2 021 

2 152 

2 283 

2414 

2 545 

B 3 bis B 4 

1 120 

1 260 

1 400 

1 540 

1 680 

1 820 

1 960 

2 100 

2 240 

2 380 

2 520 

2 660 

B 5 bis B 7 

1 244 

1 398 

1 552 

1 706 

1 860 

2014 

2 168 

2 322 

2 476 

2 630 

2 784 

2 938 

B 8 und höher 

1 360 

1 536 

1 712 

1 888 

2 064 

2 240 

2 416 

2 592 

2 768 

2 944 

3 120 

3 296 


Anlage VI f 


Auslandskinderzuschlag (§ 59) 

(Monatsbeträge in DM je Kind) 


Besoldungs- 

Stufe des Auslandszusdilags 

gruppe 

1 1 

2 

3 

4 1 

5 

6 i 

7 1 

8 i 

9 1 

10 1 

11 1 

12 

A 1 bis A 16 

116 

133 

150 

167 

184 

201 

218 

235 

252 

269 

286 

303 

B 1 bis B 11 
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Zulage 

für die Beamten in der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei der Deutschen Demokratischen Republik 


Besoldungsgruppe 

Stufe 1 

(verheiratete Beamte 
mit gemeinsamem Wohn- 
sitz im Amtsbereich der 
Ständigen Vertretung) 

Stufe 2 
(sonstige 

Beamte) 


Monatsbeträge in 


DM 

DM 

A 1 

650 

585 

A 2 

660 

585 

A 3 

670 

595 

A 4 

695 

605 

A 5 

790 

680 

A 6 

805 

695 

A 7 

890 

770 

A 8 

915 

780 

A 9 

1 035 

870 

A 10 

1 165 

980 

A 11 

1 310 

1 090 

A 12 

1 495 

1 230 

A 13 

1 570 

1 295 

A 14 

1 700 

1 405 

A 15 

1 910 

1 560 

A 16 

2 095 

1 685 

B 3 

2 160 

1 685 

B 6 

2 440 

1 870 

B 9 und höher 

2 745 

2 050 


Zur Stufe 2 gehören auch verheiratete Beamte, die mit ihrem Ehegatten keinen 
gemeinsamen Wohnsitz im Amtsbereich der Ständigen Vertretung haben oder 
deren Ehegatte ebenfalls einen Anspruch nach § 48 oder entsprechenden für 
Arbeitnehmer geltenden Regelungen hat. 
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Anlage VIII 


Anwärtergrundbetrag 

Anwärterverheiratetenzuschlag 

(Monatsbeträge) 


Eingangsamt, in das 
der Anwärter nach 
Abschluß des Vor- 
bereitungsdienstes 
unmittelbar eintritt 

Grundbetrag vor 
Vollendung des 
26. Lebensjahres 

DM 

Grundbetrag nach 
Vollendung des 

26. Lebensjahres 

DM 

Verheirateten- 

zuschlag 

DM 

A 1 bis A 4 

564 

634 

172 

A 5 bis A 8 

677 

771 

199 

A 9 bis A 1 1 

799 

909 

231 

A 12 

1 021 

1 150 

255 

A 13 

1 058 

1 190 

259 

A 13 + Zulage 

(Artikel II § 6 
Abs. 4 
l.BesVNG) 

oder R 1 

1 095 

. 

1 229 

263 
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Artikel II 

Änderung des Ersten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern 

Das Erste Gesetz zur Vereinheitlidiung und Neu- 
regelung des Besoldungsredits in Bund und Ländern 
vom 18. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 208), zuletzt 
geändert durch das Zweite Bundesbesoldungserhö- 
hungsgesetz vom 5. November 1973 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1569)f wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
Artikel II 

Änderung des Ersten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern 

Das Erste Gesetz zur Vereinheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
vom 18. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 208), zu- 
letzt geändert durch das Dritte Bundesbesoldungs- 
erhöhungsgesetz vom 26. Juli 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1557), wird wie folgt geändert: 


1. In Artikel II § 1 werden die Absätze 2 bis 4 ge- 
strichen. 

2. Artikel II § 2 wird wie folgt geändert: 

2.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beamte des mittleren technischen 
Dienstes erhalten, sofern ihr Eingangsamt 
den Besoldungsgruppen A 5 oder A 6 der 
Bundesbesoldungsordnung angehört, in den 
Laufbahnen 

des Baudienstes, 
des Eichdienstes, 

des Feuerwehrdienstes (ausgenommen 
Beamte im Einsatzdienst), 
des Fischereidienstes, 
der Gewerbeaufsicht, 
des Kartographendienstes, 
des Landesplanungsdienstes, 
des landwirtschaftlichen Dienstes, 
der Lokomotivführer, 
des Maschinendienstes, 
des nautischen Dienstes, 
des Schleusen- und Stromdienstes, 
des Vermessungs- und Bergvermessungs- 
dienstes, 
der Werkführer, 

und in den Laufbahnen, in denen die Amts- 
bezeichnungen den Zusatz , Technischer' 
haben, eine ruhegehaltfähige Stellenzulage 
von 87 DM. " 

2.2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

In Satz 2 werden 

1. die Worte „oder vor Einführung der In- 
genieurausbildung die vorgeschriebene 
Anstellungsprüfung für den gehobenen 
technischen Dienst“ sowie die Worte 
„die Prüfung für eine Einheitslaufbahn 
des technischen Dienstes gilt als Anstel- 
lungsprüfung in diesem Sinne“ gestri- 
chen, 

2. hinter dem Wort „haben“ ein Komma 
und folgende Worte „sowie Beamte des 
gehobenen technischen Dienstes, die 
ohne Abschluß einer Ingenieurschule an- 
gestellt worden sind, wenn sie ein Amt 


1. unverändert 


2. Artikel II § 2 wird wie folgt geändert: 

2.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beamte des mittleren technischen 
Dienstes erhalten, sofern ihr Eingangsamt 
den Besoldungsgruppen A 5 oder A 6 der 
Bundesbesoldungsordnung angehört, in den 
Laufbahnen 

des Baudienstes, 
des Eichdienstes, 
des Feuerwehrdienstes, 

des Fischereidienstes, 
der Gewerbeaufsicht, 
des Kartographendienstes, 
des Landesplanungsdienstes, 
des landwirtschaftlichen Dienstes, 
der Lokomotivführer, 
des Maschinendienstes, 
des nautischen Dienstes, 
des Schleusen- und Stromdienstes, 
des Vermessungs- und Bergvermessungs- 
dienstes, 
der Werkführer, 

und in den Laufbahnen, in denen die Amts- 
bezeichnungen den Zusatz ,Technischer‘ 
haben, eine ruhegehaltfähige Stellenzulage 
von 87 DM." 

2.2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Beamte des gehobenen technischen 
ijienstes, deren Eingangsamt der Besol- 
dungsgruppe 9 oder 10 der Bundesbesol- 
dungsordnung A zugeordnet ist oder war, 
erhalten eine ruhegehaltfähige Stellenzu- 
lage von 145 Deutsche Mark, wenn als An- 
stellungsvoraussetzung die Abschlußprü- 
fung einer Fachhochschule oder einer In- 
genieurschule gefordert wird oder wurde 
und sie die Prüfung bestanden haben; Vor- 
aussetzung ist ferner, daß während des Be- 
suches der Fachhochschule oder der In- 
genieurschule keine Dienstbezüge gezahlt 
wurden. Die Zulage erhalten auch Beamte 
des gehobenen technischen Dienstes, die 
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bekleiden, für das nach geltenden Lauf- 
bahnvorschriften die Abschlußprüfung 
einer Ingenieurschule vorgeschrieben 
ist" eingefügt. 

Ais neuer Satz 4 wird angefügt: 

„Beamte, deren Eingangsamt nach § 23 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes ein 
Ami der Besoldungsgruppe A 10 ist, erhal- 
ten die Stellenzulage unbeschadet des höhe- 
ren Eingangsamtes." 


2.3 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Stellenzulage wird nicht neben 
einer Stellenzulage nach den Vorbemerkun- 
gen Nr. 8, 9 und 10 zu den Bundesbesol- 
dungsordnungen A und B des Bundeshesol- 
dungsgesetzes oder der bei der Deutschen 
Bundesbank gewährten Bankzulage gewährt. 
Jedoch wird bei den ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen bei Beamten des mittleren 
Dienstes ein Betrag von 20 DM, bei Beam- 
ten des gehobenen Dienstes ein Betrag von 
45 DM berücksichtigt." 

3. Artikel II § 3 wird wie folgt geändert: 

3.1 In Absatz 2 wird der Satz 2 gestrichen. 

3.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Die Stellenzulage ist ruhegehalt- 
fähig 

a) in Höhe von 67 DM, wenn sie 87 DM 
beträgt, 

b) in Höhe von 100 DM, wenn sie 145 DM 
beträgt." 

3.3 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Stellenzulage wird nicht neben 
einer Stellenzulage nach § 2 oder nach den 
Vorbemerkungen Nr. 8, 9, 10, 11 oder 12 zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B 
des Bundesbesoldungsgesetzes oder der bei 
der Deutschen Bundesbank gewährten 
Bankzulage gewährt." 


4. Artikel II § 4 wird wie folgt geändert: 

4.1 Der bisherige Text wird Absatz 1; nach den 
Worten „des gehobenen Dienstes" werden 
die Worte „in den Besoldungsgruppen A 9 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

die Aufstiegsprüfung für den gehobenen 
technischen Dienst bestanden haben, sowie 
Beamte des gehobenen technischen Dien- 
stes, die ohne Abschlußprüfung einer Fach- 
hochschule oder einer Ingenieurschule an- 
gestellt worden sind, wenn sie ein Amt be- 
kleiden, für das nach geltenden Laufbahn- 
vorschriften die Abschlußprüfung einer 
Fachhochschule oder einer Ingenieurschule 
vorgeschrieben ist. Beamte, die wegen 
Kriegswehrdienstes ohne die für die plan- 
mäßige Anstellung vorgeschriebene Prü- 
fung zu außerplanmäßigen Beamten (K) er- 
nannt worden waren und die nach der Ent- 
lassung aus dem Kriegswehrdienst während 
des Besuches der Ingenieurschule Dienst- 
bezüge erhalten haben, erhalten unbescha- 
det von Satz 1 zweiter Halbsatz die ruhe- 
gehaltfähige Stellenzulage von 145 Deut- 
sche Mark. Satz 1 gilt für Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit entsprechend." 

2.3 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Stellenzulage wird nicht neben 
einer Stellenzulage nach den Vorbemerkun- 
gen Nr. 8, 9, 10 und 11 zu den Besoldungs- 
ordnungen A und B des Bundesbesoldungs- 
gesetzes oder der bei der Deutschen Bun- 
desbank gewährten Bankzulage gewährt. 
Jedoch wird bei den ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen bei Beamten des mittleren 
Dienstes ein Betrag von 20 DM, bei Beamten 
des gehobenen Dienstes ein Betrag von 
45 DM berücksichtigt." 

3. unverändert 


4. Artikel II § 4 wird wie folgt geändert: 

4.1 Der bisherige Text wird Absatz 1; nach 
den Worten „des gehobenen Dienstes" 
werden die Worte „in den Besoldungsgrup- 
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bis A 13" eingefügt; es wird folgender Satz 
angefügt: 

„§ 2 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend.*' 


4.2 Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Stellenzulage wird nicht neben 
einer Stellenzulage nach § 3 oder den Vor- 
bemerkungen Nr. 8 zu den Bundesbesol- 
dungsordnungen A und B des Bundesbesol- 
dungsgesetzes gewährt." 


5. Artikel II § 5 wird wie folgt geändert: 

5.1 In Absatz 1 werden nach den Worten „im 
gehobenen Dienst" die Worte „in den Be- 
soldungsgruppen A 9 bis A 13" eingefügt. 

5.2 In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zulage erhalten auch die Prüfungsbe- 
amten der Finanzgerichte, die überwiegend 
im Außendienst tätig sind." 

5.3 Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Stellenzulage wird nicht neben 
einer Stellenzulage nach den §§ 2 oder 3 
oder nach den Vorbemerkungen Nr. 6 zu 
den Bundesbesoldungsordnungen A und B 
des Bundesbesoldungsgesetzes gewährt." 


6. Artikel II § 6 wird wie folgt geändert: 

6.1 Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

6.2 In Absatz 3 werden nach dem Wort „Dien- 
stes" die Worte „in den Besoldungsgrup- 
pen A 9 bis A 13" eingefügt; es wird folgen- 
der Satz angefügt: 

„§ 2 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend.“ 


6.3 In Absatz 4 werden hinter dem Wort „Stu- 
dienräte" das Komma sowie das Wort 
„Richter" gestrichen. 

6.4 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Stellenzulage wird nicht neben 
einer Stellenzulage nach den §§ 2 bis 5 ge- 
währt." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

pen A 9 bis A 13" eingefügt; es wird fol- 
gender Satz angefügt: 

; „Beamte, deren Eingangsamt nadi § 23 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 10 ist sowie 
ihnen gleidigestellte Beamte erhalten die 
Stellenzulage unbeschadet des höheren 
Eingangsamtes.“ 

4.2 unverändert 


5. Artikel II § 5 wird wie folgt geändert: 

5.1 unverändert 


5.2 In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt auch für die Prüfungsbeamten 
der Finanzgerichte, die überwiegend im 
Außendienst tätig sind." 

5.3 unverändert 


6. Artikel II § 6 wird wie folgt geändert: 

6.1 unverändert 

6.2 In Absatz 3 werden nach dem Wort „Dien- 
stes" die Worte „in den Besoldungsgrup- 
pen A 9 bis A 13" eingefügt; es wird fol- 
gender Satz angefügt: 

„Beamte, deren Eingangsamt nach § 23 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 10 ist sowie 
ihnen gleichgestellte Beamte erhalten die 
Stellenzulage unbeschadet des höheren 
Eingangsamtes.“ 

6.3 unverändert 


6.4 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Stellenzulage wird nicht neben 
einer Stellenzulage nach den §§ 2 bis 5 
oder 0 gewährt." 
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7. Artikel II § 7 wird wie folgt geändert: 

7.1 Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Absatz 2 gilt für Beamte als Unterfüh- 
rer in den Besoldungsgruppen A 5 bis 
A 10." 

7.2 Absatz 2 wird gestrichen. Der bisherige 
Absatz 3 wird Absatz 2 und erhält folgende 
Fassung: 

„(2) § 6 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend 
für Beamte des gehobenen und des höheren 
kriminalpolizeilichen Volizugsdienstes bis 
zur Besoldungsgruppe A 13." 

7.3 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

7. Artikel II § 7 wird wie folgt geändert: 

7.1 Absatz 1 wird gestrichen. 


7.2 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1 und 
erhält folgende Fassung: 

»(1) § 6 entsprediend für Polizei- 
vollzugsbeamte des Bundesgrenzsdiutzes 
mit Dienstbezügen mit folgenden Maßga- 
ben: 

1. Absatz 1 gilt für Beamte der Besol- 
dungsgruppen A 1 bis A 4. 

2. Absatz 2 gilt für Beamte als Unterfüh- 
rer in den Besoldungsgruppen A 5 bis 
A 10. 

3. Absatz 3 gilt für Offiziere in den Be- 
soldungsgruppen A 9 bis A 13." 

7.3 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und 

erhält folgende Fassung: 

„(2) § 6 Abs. 3 und 4 gilt entsprediend 
für Beamte des gehobenen und des höhe- 
ren kriminalpolizeilichen Vollzugsdienstes 
bis zur Besoldungsgruppe A 13.“ 

7.4 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) § 6 Abs. 2 und 3 gilt entsprediend 
für die Beamten des mittleren und des ge- 
hobenen Vollzugsdienstes der Hausinspek- 
tion der Verwaltung des Deutschen Bundes- 
tages.“ 


8. Artikel II § 8 wird wie folgt geändert: 8. unverändert 

8.1 Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Absatz 2 gilt für Unteroffiziere in den 
Besoldungsgruppen A 5 bis A 10." 

8.2 Absatz 2 wird gestrichen. 


9. Artikel 11 § 9 wird gestrichen. 9. entfällt 

10. Artikel II § 16 erhält folgende Fassung: 10. unverändert 

„§ 16 

§ 6 gilt entsprediend für Polizeivollzugsbe- 
amte in den Ländern mit folgenden Maßgaben: 

1. Absatz 2 gilt für Polizeivollzugsbeamte in 
Besoldungsgrupen des mittleren Dienstes. 

2. Absatz 3 gilt für Polizeivollzugsbeamte in 
Besoldungsgruppen des gehobenen Dienstes. 

3. Absatz 4 gilt für Polizeivollzugsbeamte in 
der Besoldungsgruppe A 13." 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel III 

Artikel III 

Anwendung der Übergangsvorschriften 
des Artikels II des 1. BesVNG 
auf Versorgungsempfänger 

Anwendung der Übergangsvorschriften 
des Artikels II des 1. BesVNG 
auf Versorgungsempfänger 

§ 1 

§ 1 

Geltendes Recht für vorhandene 

V ersorgungsempf änger 

unverändert 

Für die bei Inkrafttreten dieser Vorschrift vor- 
handenen Versorgungsempfänger gilt Artikel II 
des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
in der Fassung des Zweiten Bundesbesoldungserhö- 
hungsgesetzes weiter. 


§ 2 

§ 2 

Mindestversorgung 

unverändert 

Für die Bemessung der Mindestversorgungsbezüge 
und der Mindestunfallversorgungsbezüge tritt zu 
den jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezügen aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe A 3 die ruhe- 
gehaltfähige Stellenzulage nach Artikel II § 6 Abs. 1 
des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern. 


§ 3 

§ 3 

Erhöhte Unfallfürsorge 

unverändert 

(1) Sind der Bemessung des Unfallruhegehaltes 
nach § 141 a Abs. 1 Satz 1 des Bundesbeamtenge- 
setzes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der nächsthöheren Besoldungsgruppe zu- 
grunde zu legen, treten zu den ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen die ruhegehaltfähigen Zulagen aus 
der Besoldungsgruppe des zuletzt bekleideten Am- 
tes, wenn dem Beamten in der nächsthöheren Be- 
soldungsgruppe eine entsprechende Zulage in min- 
destens derselben Höhe zugestanden hätte. 


(2) Bei Anwendung des § 141 a Abs. 1 Satz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes tritt zu den ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezügen 


nach der Besoldungsgruppe A 5 die ruhegehalt- 
fähige Stellenzulage nach Artikel II § 6 Abs. 1, 


nach der Besoldungsgruppe A 9 die ruhegehalt- 
fähige Stellenzulage nach Artikel II § 6 Abs. 2, 


nach der Besoldungsgruppe A 12 die ruhegehalt- 
fähige Stellenzulage nach Artikel II § 6 Abs. 3 


des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern. 


(3) Absatz 2 gilt in den Fällen des § 24 a des 
Bundespolizeibeamtengesetzes, des § 27 Abs. 1 
Satz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes und des 
Artikels 3 Abs, 1 Satz 2 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesbeamtengesetzes vom 28. Juli 
1972 (Bundesgesetzbl. I S. 1288) entsprechend. 
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(4) In den Fällen des § 20 Abs. 1 Satz 2 des Bun- 
despolizeibeamtengesetzes tritt zu den jeweils ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezügen aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 5, A 6, A 7 oder A 9 die 
ruhegehaltfähige Stellenzulage nach Artikel II § 6 
Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern, 

Artikel IV 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 
und des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

§ 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1181), zuletzt geändert durch ... vom ... (Bun- 
desgesetzbl. IS....), wird wie folgt geändert: 

1. § 26 Abs. 2 letzter Satz wird gestrichen. 

2. § 36 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. den Chef des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung und dessen 
Stellvertreter,". 


3. § 38 wird gestrichen. 

4. § 47 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Ruhestandsbeamte erhält lebens- 
länglich Ruhegehalt nach den Vorschriften des 
Abschnittes V, in den Fällen der Versetzung in 
den einstweiligen Ruhestand nach Ablauf der 
Zeit, für die Dienstbezüge gewährt werden." 

5. § 73 Abs. 2 erhält folgende Fassimg: 

„(2) Verliert der Beamte wegen unentschul- 
digten Fernbleibens vom Dienst nach dem Bun- 
desbesoldungsgesetz seinen Anspruch auf Be- 
züge, so wird dadurch eine disziplinarrechtliche 
Verfolgung nicht ausgeschlossen." 

6. § 79 b wird gestrichen. 

7. § 82 wird gestrichen. 

8. § 83 erhält folgende Fassung: 

.§ 83 

Die Besoldung der Beamten wird durch das 
iBundesbesoldungsgesetz geregelt. " 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Artikel IV 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 
und des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

§ 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1181), zuletzt geändert durch ... vom ... (Bun- 
desgesetzbl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 36 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. den Chef des Presse- und Informationsam- 
tes der Bundesregierung, dessen Stellver- 
treter und den Stellvertretenden Sprecher 
der Bundesregierung,". 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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9. § 83 a wird gestrichen. 

10. § 86 Abs. 2 wird gestrichen. 

11. Dem § 1 14 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zeit, während der ein Beamter nach Voll- 
endung des siebzehnten Lebensjahres vor der 
Berufung in das Beamtenverhältnis nichtberufs- 
mäßigen Reichsarbeitsdienst oder nichtberufs- 
mäßigen Polizeivoilzugsdienst geleistet hat, 
wird für die Berechnung des Ruhegehaltes als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt." 


12. Dem §118 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ist der Beamte wegen Dienstunfähigkeit 
in den Ruhestand getreten, erhöht sich der 
Hundertsatz nach Absatz 1 Satz 1 und 2 bei 
Eintritt in den Ruhestand vor Vollendung 
des dreißigsten Lebensjahres um neun, 
des fünfundreißigsten Lebensjahres um acht, 
des vierzigsten Lebensjahres um sieben, 
des fünfundvierzigsten Lebensjahres um sechs, 
des fünfzigsten Lebensjahres um fünf, 
des einundfünfzigsten Lebensjahres um vier, 
des zweiundfünfzigsten Lebensjahres um drei, 
des dreiundfünfzigsten Lebensjahres um zwei, 
des vierundfünfzigsten Lebensjahres um eins 

vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge. Ein sich hiernach jeweils ergebender hö- 
herer Hundertsatz des Ruhegehaltes bleibt bei 
späterem Eintritt in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit gewahrt. Das Ruhegehalt darf 
fünfundsiebzig vom Hundert der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge nicht übersteigen." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. § 1 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 114 

(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während 
der ein Beamter nach Vollendung des siebzehn- 
ten Lebensjahres vor der Berufung in das Be- 
amtenverhältnis 

1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst oder Dienst 
im Zivilschutzkorps geleistet hat oder 

2. sich in Kriegsgefangenschaft oder, wenn er 
nach § 9 a des Heimkehrergesetzes oder § 9 
Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes berechtigt 
ist, in einer Internierung oder einem Ge- 
wahrsam befunden hat. 

(2) Für die Berechnung des Ruhegehaltes 
wird auch die Zeit als ruhegehaltfähige Dienst- 
zeit berücksichtigt, während der ein Beamter 
nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
vor der Berufung in das Beamtenverhältnis 

1. nichtberufsmäßigen Reichsarbeitsdienst oder 
Polizeivollzugsdienst geleistet hat oder 

2. sich auf Grund einer Krankheit oder Ver- 
wundung als Folge eines Dienstes im Sinne 
des § 113 Abs. 1 Nr. 1 oder des Absatzes 1 
Nr. 1, der vorstehenden Nummer 1 oder 
einer Kriegsgefangenschaft, einer Internie- 
rung oder eines Gewahrsams (Absatz 1 
Nr. 2) im Anschluß an die Entlassung ar- 
beitsunfähig in einer Heilbehandlung befun- 
den hat." 

12. § 117 erhält folgende Fassung: 

117 

(1) Ist der Beamte vor Vollendung des fünf- 
undfünfzigsten Lebensjahres wegen Dienst- 
unfähigkeit in den Ruhestand getreten, wird 
die Zeit vom Eintritt in den Ruhestand bis zum 
Ablauf des Monats der Vollendung des fünf- 
undfünfzigsten Lebensjahres, soweit diese 
nicht nach anderen Vorschriften als ruhegehalt- 
fähig berücksichtigt wird, für die Berechnung 
des Ruhegehaltes der ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit zu einem Drittel hinzugerechnet (Zurech- 
nungszeit). 

(2) Die Zeit der Verwendung eines Beamten 
in Ländern, in denen er gesundheitsschädigen- 
den klimatischen Einflüssen ausgesetzt ist, 
kann, soweit sie nach Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahres liegt, bis zum Doppelten 
als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden, wenn sie ununterbrochen mindestens 
ein Jahr gedauert hat. 
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13. Dem § 135 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle der Nummer 2 gilt der Zusammenhang 
mit dem Dienst als nicht unterbrochen, wenn 
der Beamte von dem unmittelbaren Weg zwi- 
schen der Wohnung und der Dienststelle ab- 
weicht, weil sein Kind (§ 42 Abs. 1 des Bundes- 
besoldungsgesetzes), das mit ihm in einem 
Haushalt lebt, wegen seiner oder seines Ehe- 
gatten beruflichen Tätigkeit fremder Obhut an- 
vertraut wird." 


14. § 140 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Berechnung des Unfallruhe- 
gehaltes erhöht sich der Hundertsatz nach 
§118 Abs. 1 Satz 1 und 2 

bei Eintritt in den Ruhestand vor Vollendung 

des dreißigsten Lebensjahres um fünfund- 
zwanzig, 

des vierzigsten Lebensjahres um vierund- 
zwanzig, 

des fünfzigsten Lebensjahres um dreiund- 
zwanzig, 

des zweiundfünfzigsten Lebensjahres um 
zweiundzwanzig, 

des vierundfünfzigsten Lebensjahres um 
einundzwanzig und 

bei späteren Eintritt in den Ruhestand um 
zwanzig vom Hundert der ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezüge} §118 Abs. 3 Satz 2 gilt 
entsprechend. Das Unfallruhegehalt beträgt 
mindestens sechsimdsechzigzweidrittel vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
und darf fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen 'Dienstbezüge nicht über- 
steigen. Es -darf nicht hinter fünfundsiebzig 
vom Hundert der jeweils ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol- 
dungsgruppe A 3 Zurückbleiben; § 118 Abs. 1 
Satz 4 gilt entsprechend." 

15. In § 145 Satz 1 werden die Worte „Abs, 1 Satz 2 
zweiter Halbsatz" durch die Worte „Abs. 2 
Satz 3" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(3) Sind sowohl die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 als auch die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 erfüllt, findet nur die für den Beam- 
ten günstigere Vorschrift Anwendung." 

13. Dem § 135 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle der Nummer 2 gilt der Zusammenhang 
mit dem Dienst als nicht unterbrochen, wenn 
der Beamte von dem unmittelbaren Weg zwi- 
schen der Wohnung und der Dienststelle ab- 
weicht, weil sein Kind (§ 2 des Bundeskinder- 
geldgesetzes), das mit ihm in einem Haushalt 
lebt, wegen seiner oder seines Ehegatten be- 
ruflichen Tätigkeit fremder Obhut anvertraut 
wird oder weil er mit anderen berufstätigen 
oder in der gesetzlichen Unfallversicherung ver- 
sicherten Personen gemeinsam ein Fahrzeug 
für den Weg nach und von der Dienststelle be- 
nutzt." 


14. § 140 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Berechnung des Unfallruhe- 
gehaltes eines vor Vollendung des fünfund- 
fünfzigsten Lebensjahres in den Ruhestand 
getretenen Beamten wird der ruhegehalt- 
fähigen Dienstzeit nur die Hälfte der Zu- 
rechnungszeit nach § 117 Abs. 1 hinzuge- 
rechnet; § 117 Abs. 3 gilt entsprechend." 

c) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Der Ruhegehaltssatz nach § 118 

Abs. 1 erhöht sich um zwanzig vom Hun- 
dert. Das Unfallruhegehalt beträgt minde- 
stens sechsundsechzigzweidrittel vom Hun- 
dert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und 
darf fünfundsiebzig vom Hundert der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge nicht überstei- 
gen. Es darf nicht hinter fünfundsiebzig vom 
Hundert der jeweils ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol- 
dungsgruppe A 3 Zurückbleiben; § 118 

Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend." 


15. In § 145 Satz 1 werden die Worte „§ 140 Abs, 1 
Satz 2 zweiter Halbsatz" durch die Worte „§ 140 
Abs. 3 Satz 3" ersetzt 
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16. § 180 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„§ 118 Abs. 3, § 140 Abs. 2 Satz 1 und 2 
gelten entsprechend." 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Satz 2 wird der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgen^ 
der Halbsatz angefügt: 

„§ 118 Abs. 3, § 140 Abs. 2 Satz 1 und 2 
gelten entsprechend." 


17. In § 181 a Abs. 1 erster Halbsatz werden die 
Worte „daß sich der Hundertsatz des Ruhege- 
haltes um zwanzig vom Hundert" durch die 
Worte „daß § 118 Abs. 3 keine Anwendung 
findet und sich der Hundertsatz des Ruhege- 
haltes nach § 140 Abs. 2 Satz 1" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

16. § 180 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nadi dem Kom- 
ma hinter der Zahl „112" die Worte „117 
Abs. Ir §§" und nach dem Komma hinter 
den Worten „127 Abs. 2" die Worte „§ 140 
Abs. 2 und 3 Satz 1 und 2“ eingefügt und 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; 
es wird folgender Halbsatz angefügt: „liegt 
der Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit eine dem § 117 Abs. 2 oder dem 
bisherigen § 181 Abs. 5 entsprechende Vor- 
schrift zugrunde, gilt § 117 Abs. 3 entspre- 
chend." 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Satz 2 werden nach dem 
Komma hinter der Zahl „108" die Worte 
„117 Abs. 1, § 140 Abs. 2 und 3 Satz 1 und 2, 
§" eingefügt und der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt; es wird folgender Halb- 
satz angefügt: „Absatz 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz gilt entsprechend." 


16a. § 181 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 3 Satz 1 wird der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„für die Berechnung des Ruhegehaltes wird 
auch die Zeit einer Heilbehandlung im Sinne 
des § 114 als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden hinter dem Wort 
„Gewahrsam" die Worte „oder eine Heilbe- 
handlung" eingefügt. 

c) Absatz 5 wird gestrichen. 


17. § 181 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist der Beamte wegen Dienstunfähig- 
keit infolge eines Unfalles (§ 135), den er 
während des ersten oder zweiten Weltkrie- 
ges in Ausübung militärischen oder militär- 
ähnlichen Dienstes (§§ 2, 3 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes) oder in Ausübung oder 
infolge des Dienstes als Beamter erlitten 
hat, in den Ruhestand getreten, so wird 
Versorgung nach den allgemeinen Vor- 
schriften des für ihn geltenden Rechts mit 
folgenden Maßgaben gewährt: 

1. Für die Berechnung des Ruhegehaltes 
eines vor Vollendung des fünfundfünf- 
zigsten Lebensjahres in den Ruhestand 
getretenen Beamten wird der ruhege- 
haltfähigen Dienstzeit nur die Hälfte 
der Zurechnungszeit nach § 117 Abs. 1 
hinzugerechnet; § 117 Abs. 3 gilt ent- 
sprechend. 
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§ 2 

Änderung des Beamtenreditsrahmengesetzes 

Das Beamtenreditsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch ... 
vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt 
geändert: 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. Der Ruhegehaltssatz (§ 118 Abs. 1) er- 
höht sich um zwanzig vom Hundert bis 
zum Höchstsatz von fünfundsiebzig vom 
Hundert. 

3. Der Hundertsatz des Mindestruhegehal- 
tes beträgt fünfundsiebzig vom Hundert." 

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „Satz 1 
zweiter Halbsatz“ durch die Worte „Nr. 3" 
ersetzt. 

§ 2 

unverändert 


1. § 19 letzter Satz wird gestrichen. 

2. § 49 wird gestrichen. 


3. § 49 a wird gestrichen. 


4. § 50 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 wird gestrichen. 


5. § 54 wird gestrichen. 

6. § 70 Abs. 1 wird gestrichen. 

7. In § 80 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „als 
erhöhtes Ruhegehalt bis zu fünfundsiebzig vom 
Hundert der Endstufe der erreichten Besol- 
dungsgruppe" gestrichen. 


8. § 92 a Satz 3 wird gestrichen. 

9. In § 124 werden in Satz 1 

a) hinter „§§ 39" ein Komma eingefügt, 

b) die Worte „und 49 Satz 2, der §§" gestri- 
chen, 

c) das Wort „und" hinter „81" durch ein Kom- 
ma ersetzt. 

Satz 2 wird gestrichen. 


10. In § 125 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „gel- 
ten § 49 Satz 2 und § 124" durch die Worte 
„gilt § 124" ersetzt. 


11. § 130 Abs. 1 Satz 3 wird gestrichen. 
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§ 3 

Versorgungsreditlidie Vorsdiriften für den Bereidi 
der Länder 

(1) Die Vorsdiriften des Bundesbeamtengesetzes 
über die Höhe des Ruhegehaltes (§ 118 Abs. 1 und 
3), über die erweiterte Unfall für sorge nach § 135 
Abs. 2 Satz 3 und über das Unfallruhegehalt (§ 140) 
gelten unmittelbar für den Bereich der Länder. In 
den Fällen der §§ 92 a, 92 b des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes gilt hinsichtlich der Höhe des Ruhe- 
gehaltes auch § 181 a Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes unmittelbar. Die Erhöhungen des Ruhe- 
gehaltssatzes nach §118 Abs. 3, § 140 Abs. 2 Satz 1 
und 2, § 181 a Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
gelten auch für die Versorgungsempfänger, deren 
Versorgungsfall vor der landesrechtlichen Regelung 
nach §120 des Beamtenrechtsrahmengesetzes einge- 
treten ist. Soweit in den genannten Vorschriften des 
Bundesbeamtengesetzes auf nicht unmittelbar gel- 
tende Vorschriften verwiesen wird, tritt an deren 
Stelle das entsprechende Landesrecht. 


(2) Landesredl tlidae Vorsdiriften über die Höhe 
des Ruhegehaltes bei einem in den einstweiligen 
Ruhestand versetzten Beamten und über Mindest- 
ruhegehaltssätze für Beamte auf Zeit bleiben un- 
berührt. 

(3) Für die bei Inkrafttreten dieser Vorsdirift vor- 
handenen Versorgungsempfänger bleibt ein sidi 
nadi bisherigem Landesrecht ergebender höherer 
Ruhegehaltssatz gewahrt. Entsprechendes gilt für 
die bei Inkrafttreten dieser Vorschrift vorhandenen 
Beamten, deren Versorgungsfall bis zum Inkraft- 
treten eines Gesetzes zur einheitlichen Regelung des 
Beamtenversorgungsrechts in Bund und Ländern 
eintritt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§3 

Versorgungsreditlidie Vorschriften für den Bereich 
der Länder 

(1) Unmittelbar für den Bereich der Länder gel- 
ten die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes 
über 

1. die Berücksichtigung der Zeit einer Heilbehand- 
lung (§ 114 Abs. 2 Nr. 2, § 181 Abs. 3 Satz 1 
zweiter Halbsatz), 

2. die Zurechnungszeit (§ 117 Abs. 1 und 3), 

3. die Höhe des Ruhegehaltes (§118 Abs. 1), 

4. die erweiterte Unfallfürsorge nach § 135 Abs. 2 
Satz 3r 

5. die Höhe des Unfallruhegehaltes (§ 140 Abs. 2 
und 3), 

6. die Höhe des Kriegsunfallruhegehaltes (§ 181 a 
Abs. 1). 

Diese Vorschriften gelten, mit Ausnahme der Vor- 
schriften über die Höhe des Ruhegehaltes (§ 118 
Abs. 1) und die erweiterte Unfallfürsorge (§ 135 
Abs. 2 Satz 3), auch für Versorgungsempfänger, de- 
ren Versorgungsfall vor der landesrechtlichen Rege- 
lung nach § 120 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
eingetreten ist; liegt der Berechnung der ruhege- 
haltfähigen Dienstzeit eine dem bisherigen § 181 
Abs. 5 des Bundesbeamtengesetzes entsprechende 
Vorschrift zugrunde, gilt § 117 Abs. 3 des Bundes- 
beamtengesetzes entsprechend. Soweit in den ge- 
nannten Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes 
auf nicht unmittelbar geltende Vorschriften verwie- 
sen wird, tritt an deren Stelle das entsprechende 
Landesrecht. Landesrechtliche Vorschriften, die dem 
bisherigen § 117 Abs. 2 oder dem bisherigen § 181 
Abs. 5 des Bundesbeamtengesetzes entsprechen, tre- 
ten mit dem Inkrafttreten dieser Vorschrift außer 
Kraft. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Artikel V 

Änderung anderer Gesetze 
§ 1 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

§19 Abs. 1 Nt. 1 des Bundespolizeibeamtengeset- 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Fe- 
bruar 1972 (Bundesgesetzbl. I S. 165), zuletzt geän- 
dert durch . . . vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....), er- 
hält folgende Fassung: 

„1. bei völliger Erwerbsunfähigkeit in Höhe des 
sich nach §§ 107, 108 Abs. 1, §§ 109 bis 117, 118 
Abs. 1, § 119 des Bundesbeamtengesetzes erge- 
benden Ruhegehaltes,". 


§ 2 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. September 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1481), zuletzt geändert durch 
. . . vom . . . (Bundesgesetzbl. IS. . . .), wird wie folgt 
geändert: 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
Artikel V 

Änderung anderer Gesetze 
§ 1 

Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes 

Das Bundespolizeibeamtengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Februar 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 165), zuletzt geändert durch das . . . 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS...., wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 19 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. bei völliger Erwerbsunfähigkeit in Höhe des 
sich nach §§ 107, 108 Abs. 1, §§ 109 bis 116 a, 
§ 117 Abs. 2, §§ 118 und 119 des Bundesbe- 
amtengesetzes ergebenden Ruhegehaltes,". 

2. § 26 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Satz 1 gilt entsprechend für einen Polizeivoll- 
zugsbeamten auf Lebenszeit oder auf Widerruf, 
der als Helm- oder Schwimmtaucher während des 
besonders gefährlichen Tauchdienstes, im Berg- 
rettungsdienst während des Einsatzes und der 
Ausbildung, als Angehöriger des besonders ge- 
fährdeten Munitionsuntersuchungspersonals wäh- 
rend des dienstlichen Umganges mit Munition 
oder als Angehöriger eines Verbandes des Bun- 
desgrenzschutzes für besondere polizeiliche Ein- 
sätze bei einer besonders gefährlichen Dienst- 
handlung im Einsatz oder in der Ausbildung da- 
zu einen Unfall erleidet." 

3. § 27 c Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird der Punkt durch einen Strich- 
punkt ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„für die Berechnung des Ruhegehaltes wird 
auch die Zeit einer Heilbehandlung im Sinne 
des § 114 des Bundesbeamtengesetzes als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berüchsichtigt." 

b) In Satz 2 wird hinter dem Wort „Internie- 
rung" das Wort „ , Heilbehandlung" einge- 
fügt. 

§2 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) Das Soldaten Versorgungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. September 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1481), zuletzt geändert durch 
das . . . vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 22 Abs. 1 letzter Satz werden die Worte 
„Nr. 3" gestrichen. 
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1. Dem § 26 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ist der Berufssoldat wegen Dienstunfä- 
higkeit in den Ruhestand getreten, erhöht sich 
das Ruhegehalt nach Absatz 1 Satz 1 und 2 bei 
Eintritt in den Ruhestand vor Vollendung 

des dreißigsten Lebensjahres um neun, 
des fünfunddreißigsten Lebensjahres um acht, 
des vierzigsten Lebensjahres um sieben, 
des fünfundvierzigsten Lebensjahres um sechs, 
des fünfzigsten Lebensjahres um fünf, 
des einundfünfzigsten Lebensjahres um vier, 
des zweiundfünfzigsten Lebensjahres um drei, 
des dreiundfünfzigsten Lebensjahres um zwei, 
des vierundfünfzigsten Lebensjahres um eins 

vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge. Ein sich hiernach jeweils ergebender höhe- 
rer Hundertsatz des Ruhegehaltes bleibt bei spä- 
terem Eintritt in den Ruhestand wegen Dienst- 
unfähigkeit gewahrt. Das Ruhegehalt darf fünf- 
undsiebzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge nicht übersteigen.*' 


2. Dem § 27 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt in den 
Fällen der Nummer 2 als nicht unterbrochen, 
wenn der Berufssoldat von dem immittelbaren 
Weg zwischen der Wohnung und der Dienst- 
stelle abweicht, weil sein Kind (§ 42 Abs. 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes), das mit ihm in einem 
Haushalt lebt, wegen seiner oder seines Ehegat- 
ten beruflichen Tätigkeit fremder Obhut anver- 
traut wird." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. In § 24 Satz 2 werden die Worte „Nr, 3" ge- 
strichen. 

3. § 25 erhält folgende Fassung: 

„§25 

(1) Ist der Berufssoldat vor Vollendung des 
fünfundfünfzigsten Lebensjahres wegen Dienst- 
unfähigkeit in den Ruhestand getreten, wird die 

Zeit vom Eintritt in den Ruhestand bis zum Ab- 
lauf des Monats der Vollendung des fünfund- 
fünfzigsten Lebensjahres für die Berechnung 
des Ruhegehaltes der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit zu einem Drittel hinzugerechnet (Zu- 
rechnungszeit), soweit diese Zeit nicht nach an- 
deren Vorschriften als ruhegehaltfähig berüch- 
sichtigt wird. 

(2) Die Zeit der Verwendung eines Soldaten 
in Ländern, in denen er gesundheitsschädigen- 
den klimatischen Einflüssen ausgesetzt ist, kann, 
soweit sie nach Vollendung des siebzehnten Le- 
bensjahres liegt, bis zum Doppelten als ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, 
wenn sie ununterbrochen mindestens ein Jahr 
gedauert hat. 

(3) Sind sowohl die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 als auch die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 2 erfüllt, findet nur die für den Soldaten 
günstigere Vorschrift Anwendung." 

4. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„wobei an die Stelle der in § 140 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes genannten V Ur- 
schriften des § 117 Abs. 1 und 3 des Bundes- 
beamtengesetzes die Vorschriften des § 25 
Abs. 1 und 3 dieses Gesetzes treten." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt in 
den Fällen der Nummer 2 als nicht unter- 
brochen, wenn der Berufssoldat von dem un- 
mittelbaren Weg zwischen der Wohnung 
und der Dienststelle abweicht, weil sein Kind 
(§ 2 des «Bundeskindergeldgesetzes), das mit 
ihm lin einem Haushalt lebt, wegen seiner 
oder seines Ehegatten beruflichen Tätigkeit 
fremder Obhut anvertraut wird oder weil er 
mit anderen Soldaten oder mit berufstäti- 
gen oder in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung versicherten Personen gemeinsam ein 
Fahrzeug für den Weg nach und von der 
Dienststelle benutzt." 

5. In § 64 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „Nr. 3" 
gestrichen urtd die Worte „25 Abs. 1" durch 
die Worte „25 Abs. 2" ersetzt. 
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3. Dem § 65 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zeit, in der ein Berufssoldat vor seinem 
Eintritt in die Bundeswehr niditberufsmäßig im 
Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat, wird 
für die Berechnimg des Ruhegehaltes als ruhe- 
gehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, soweit 
nicht § 64 Abs. 1 Nr. 5 anzuwenden ist." 


4. In § 70 Abs. 1 und 2 werden jeweils die Worte 
„31. März 1970" durch die Worte „31. Dezember 
1975" ersetzt. 


5. ln § 77 Abs. 1 werden die Worte „31. März 1970" 
durch die Worte „31. Dezember 1975" ersetzt. 


6. In § 77 a Abs. 1 erster Halbsatz werden die 
Worte „daß sich der Hundertsatz des Ruhegehal- 
tes (§ 26) um zwanzig vom Hundert" durch die 
Worte „daß § 26 Abs. 4 keine Anwendung fin- 
det und sich der Hundertsatz des Ruhegehaltes in 
entsprechender Anwendung des § 140 Abs. 2 
Satz 1 des Bundesbeamtengesetzes" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

6. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ang'efügi:: 
„Die Zeit, in der ein Berufssoldat vor seiinem 
Eintritt m die Bundeswehr nichtberufsmäßig 
im Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat, 
wird für die Berechnung des Ruhegehaltes 
als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksich- 
tigt, soweit nicht § 64 Abs. 1 Nr. 5 anzu- 
wenden ist." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Nr. 3" 
gestrichen. 


7. In § 66 Abs. 2 werden die Worte „Nr. 3" ge- 
strichen. 


8. Es wird folgender § 67 a eingefügt: 

„§67a 

(1) Die Zeit, während der ein Berufssoldat 
sich nach Vollendung des siebzehnten Lebens- 
jahres vor seinem Eintritt in die Bundeswehr 
auf Grund einer Krankheit oder Verwundung 
als Folge eines Dienstes im Sinne der §§ 20, 64, 
65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 4, Satz 2 und § 67 im 
Anschluß an die Entlassung arbeitsunfähig in 
einer Heilbehandlung befunden hat, wird für 
die Berechnung des Ruhegehaltes als ruhege- 
haltfähige Dienstzeit berücksichtigt. 

(2) § 69 gilt entsprechend." 


9. In § 69 werden die Nummern 1 und 2 gestri- 
chen. 


10. ln § 70 Abs. 1 und 2 werden jeweils d^ie Worte 
„31. März 1970" durch die Worte „31. Dezem- 
ber 1975" ersetzt. 


11. In § 77 Abs. 1 werden die Worte „31. März 
1970" durch die Worte „31. Dezember 1975" er- 
setzt. 


12. § 77 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist ein Berufssoldat wegen Dienst- 
unfähigkeit infolge eines Unfalles (§ 27 
Abs. 2 bis 5), den er während des ersten oder 
zweiten Weltkrieges in Ausübung militä- 
rischen oder militärähnlichen Dienstes 
(§§ 2, 3 des Bundesversorgungsgesetzes) als 
Berufssoldat der ehemaligen Wehrmacht 
oder als Beamter der ehemaligen Wehrmacht 
erlitten hat, in den Ruhestand getreten, so 
wird Versorgung anch den allgemeinen Vor- 
schriften mit folgenden Maßgaben gewährt: 
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7. § 81 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zum Wehrdienst im Sinne dieser Vor- 
schrift gehören auch 

1. das Erscheinen zur Feststellung der Wehr- 
tauglichkeit, zu einer Eignungsprüfung oder 
zur Wehrüberwachung auf Anordnung einer 
zuständigen Dienststelle, 

2. die Teilnahme an einer dienstlich angeordne- 
ten Veranstaltung zur militärischen Fortbil- 
dung, 

3. die mit dem Wehrdienst zusammenhängenden 
Dienstreisen, Dienstgänge und die dienstliche 
Tätigkeit am Bestimmimgsort, 

4. das Zurücklegen des mit dem Wehrdienst zu- 
sammenhängenden Weges nach und von der 
Dienststelle, 

5. die Teilnahme eines Soldaten an dienstlichen 
V erans taltungen. 

Der Umstand, daß der Soldat wegen der Entfer- 
nung seiner ständigen Familienwohnung vom 
Dienstort an diesem oder in dessen Nähe eine 
Unterkunft hat, schließt die Anwendung der 
Nummer 4 auf den Weg von und nach der Fami- 
lienwohnung nicht aus. Der Zusammenhang mit 
dem Dienst gilt in den Fällen der Nummer 4 als 
nicht imterbrochen, wenn der Soldat von dem un- 
mittelbaren Weg zwischen der Wohnung und 
der Dienststelle abweicht, weil sein Kind (§42 
Abs, 1 des Bundesbesoldungsgesetzes), das mit 
ihm in einem Haushalt lebt, wegen seiner oder 
seines Ehegatten beruflichen Tätigkeit fremder 
Obhut an vertraut wird. " 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. Für die Berechnung des Ruhegehaltes 
eines vor Vollendung des fünfundfünf- 
zigsten Lebensjahres in den Ruhestand 
getretenen Berufssoldaten wird der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstzeit nur die Hälfte 
der Zurechnungszeit nach § 25 Abs. 1 
hinzugerechnet; § 25 Abs. 3 gilt entspre- 
chend. 

2. Der Ruhegehaltssatz (§ 26 Abs. 1) erhöht 
sich um zwanzig vom Hundert bis zum 
Höchstsatz von fünfundsiebzig vom Hun- 
dert. 

3. Der Hundertsatz des Mindestruhegehal- 
tes (§ 26 Abs. 1 Satz 3) beträgt fünfund- 
siebzig vom Hundert." 

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „Satz 1 
zweiter Halbsatz" durch die Worte „Nr. 3" 
ersetzt. 


13. § 81 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zum Wehrdienst im Sinne dieser Vor- 
schrift gehören auch 

1. das Erscheinen zur Feststellung der Wehr- 
tauglichkeit, zu einer Eignungsprüfung oder 
zur Wehrüberwachung auf Anordnung einer 
zuständigen Dienststelle, 

2. die Teilnahme an einer dienstlich angeord- 
neten Veranstaltung zur militärischen Fort- 
bildung, 

3. die mit dem Wehrdienst zusammenhängen- 
den Dienstreisen, Dienstgänge und die 
dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

4. das Zurücklegen des mit dem Wehrdienst 
zusammenhängenden Weges nach und von 
der Dienststelle, 

5. die Teilnahme eines Soldaten an dienstlichen 
Veranstaltungen. 

Der Umstand, daß der Soldat wegen der Ent- 
fernung seiner ständigen Familienwohnung vom 
Dienstort an diesem oder in dessen Nähe eine 
Unterkunft hat, schließt die Anwendung der 
Nummer 4 auf den Weg von und nach der Fa- 
milienwohnung nicht aus. Der Zusammenhang 
mit dem Dienst gilt in den Fällen der Nummer 4 
als nicht unterbrochen, wenn der Soldat von 
dem unmittelbaren Weg zwischen der Wohnung 
und der Dienststelle abweicht, weil sein Kind 
(§ 2 des Bundeskindergeldgesetzes), das mit ihm 
in einem Haushalt lebt, wegen des Wehrdien- 
stes oder wegen der beruflichen Tätigkeit sei- 
nes Ehegatten fremder Obhut anvertraut wird 
oder weil er mit anderen Soldaten oder mit be- 
rufstätigen oder in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung versicherten Personen gemeinsam ein 
Fahrzeug für den Weg nach und von der Dienst- 
stelle benutzt." 
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8. § 89 a Abs. 2 wird gestrichen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 3 

Änderung des Gesetzes zu Artikel 131 
des Grundgesetzes 

In § 64 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz des Ge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1685), zuletzt 
geändert durch . . . vom . . . Bundesgesetzbl. IS... .), 
werden nach dem Klamme rzi tat „(ruhegehaltfähige 
Dienstbezüge, Ruhegehaltssätze)" ein Komma und 
folgende Worte eingefügt: 

„§ 118 Abs. 3, § 140 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Bun- 
desbeamtengesetzes gelten entsprechend." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

14. § 89 a Abs. 2 wird gestrichen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§3 

Änderung des Gesetzes zur Artikel 131 
des Grundgesetzes 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 

15. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1685), zu- 
letzt geändert durch das Siebente Gesetz zur Ände- 
rung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 
Vorschriften (Dienstrechtlicher Teil des Familienla- 
stenausgleichs) vom 20. Dezember 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 3716) wird wie folgt geändert: 

1. ln § 30 Satz 1 werden die Worte „oder Gewahr- 
sam" durch die Worte Gewahrsam oder Heil- 
behandlung" ersetzt. 

2. § 35 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird der Punkt durch einen Strich- 
punkt ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„für die Berechnung des Ruhegehaltes wird 
auch die Zeit einer Heilbehandlung im Sinne 
des § 114 des Bundesbeamtengesetzes als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt." 

b) In Satz 2 werden hinter dem Wort „Gewahr- 
sam" die Worte „oder eine Heilbehandlung" 
eingefügt. 

c) In Satz 3 werden die Worte „oder Gewahr- 
sam" durch die Worte Gewahrsam oder 
Heilbehandlung" ersetzt. 

3. § 64 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 erster Halbsatz werden hinter der 
Zahl „112," die Worte „117 Abs. 1, § 140 
Abs. 2 und 3 Satz 1 und 2, §" eingefügt. 

b) Satz 1 zweiter Halbsatz wird durch folgenden 
Halbsatz ersetzt: „liegt der Berechnung der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit eine dem § 117 
Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder dem 
§ 181 Abs. 5 des Bundesbeamtengesetzes in 
der am 30. Juni 1975 geltenden Fassung ent- 
sprechende Vorschrift zugrunde, gilt § 117 
Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes entspre- 
chend." 

c) Der bisherige zweite Halbsatz in Satz 1 wird 
Satz 2; die Worte „Halbsatz 1" werden durch 
die Worte „Satz 1" ersetzt. 

d) In dem neuen Satz 6 wird der Strichpunkt 
hinter den Worten „hervorgegangen ist" 
durch ein Komma ersetzt. 
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§ 4 

Änderung des Bundesbankgesetzes 

/n § 41 Abs. 3 des Gesezes über die Deutsche 
Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 745), zuletzt geändert durch . . . vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. I S. . . .), werden die Worte „§§ 112, 156 
Abs. 1“ durch die Worte „§§ 112, 118 Abs. 3, § 140 
Abs. 2 Satz 1 und 2, § 156 Abs. V ersetzt. 


§ 5 

Änderung des Bundesreisekostengesetzes 

Das Bundesreisekostengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. November 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1621) wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 werden 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4, Dem § 71 e Abs. 3 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Mit Wirkung vom 1. Januar 1971 wird der Zu- 
schuß in Höhe des Vomhundertsatzes der jewei- 
ligen Dienst- und Versorgungsbezüge aus der 
Wiederverwendung festgesetzt, der dem Ver- 
hältnis des am 31. Dezember 1970 maßgeben- 
den Zuschußbetrages zu den Dienst- oder Ver- 
sorgungsbezügen am selben Tage entspricht. Der 
Vomhundertsatz wird auf eine Stelle hinter dem 
Komma abgerundet." 

§4 

Änderung des Bundesbankgesetzes 

§ 41 Abs. 3 des Gesetzes über die Deutsche 

Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl, I 

5. 745), zuletzt geändert durch das . . . vom , . . 

(Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden hinter der Zahl „112," die 
Worte „117 Abs. 1, § 140 Abs. 2 und 3 Satz 1 
und 2, §" eingefügt und der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt; es wird folgender Halbsatz 
angefügt: 

„liegt der Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit eine dem § 117 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes oder dem § 181 Abs. 5 des Bun- 
desbeamtengesetzes in der am 30. Juni 1975 gel- 
tenden Fassung entsprechende Vorschriften zu- 
grunde, gilt § 117 Abs. 3 des Bundesbeamtenge- 
setzes entsprechend." 

b) ln Satz 4 wird die Zahl „5" durch die Zahl „6" 
ersetzt. 

§5 

unverändert 


a) die Worte „A 8 bis A 16 und Bl“ durch die 
Worte „A 8 bis A 16, B 1, R 1 und R 2“ und 

b) die Worte „B 2 bis B 11" durch die Worte 
„B2bisB 11, R 3 bis RIO" 

ersetzt. 


2. In § 8 Abs. 1 Satz 1 werden 

a) die Worte „A 11 bis A 15, B 1" durch die 
Worte „A 11 bis A 15, B 1, R 1" und 

b) die Worte „A 16, B 2 bis B 11" durch die 
Worte „ A 16, B 2 bis B 1 1, R 2 bis R 10" 

ersetzt. 
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Artikel VI 

Neufassung des Gesetzes über 
vermögenswirksame Leistungen für Beamte, 
Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
sowie des Gesetzes über die Gewährung 
einer jährlichen Sonderzuwendung 

1. Das Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
für Bundesbeamte, Richter, Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit vom 17. Juli 1970 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1097), geändert durch das Erste Gesetz 
zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Be- 
soldungsrechts in Bund und Ländern vom 
18. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 208) erhält 
folgende Fassung: 

„Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
für Beamte, Richter, Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit 

§1 

(1) Vermögenswirksame Leistungen nach dem 
Dritten Vermögensbildungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 930) erhalten 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§6 

Änderung des Finanzanpassungsgesetzes 

Artikel 13 Abs. 1 und 2 des Gesetzes zur Anpas- 
sung verschiedener Vorschriften über die Finanz- 
beziehungen zwischen dem Bund und den Ländern 
an die Neuregelung der Finanzverfassung (Finanz- 
anpassungsgesetz) vom 30. August 1971 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 1426) erhält mit Wirkung vom 3. Sep- 
tember 1971 die folgende Fassung: 

„(1) Bleibt das nach § 9 Abs. 2 Satz 3 des Ge- 
setzes über die Finanzverwaltung in der Fassung 
des Artikels 5 einem Oberfinanzpräsidenten zu- 
stehende Grundgehalt hinter dem Grundgehalt zu- 
rück, das ihm am Tage vor dem Inkrafttreten die- 
ser Vorschrift zustand, so erhält er eine Aus- 
gleichszulage entsprechend Artikel Vlll § 11 des 
Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neure- 
gelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) 

(2) § 9 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes über die Finanz- 
verwaltung in der Fassung des Artikels 5 ist auch 
auf Oberfinanzpräsidenten im Ruhestand und auf 
Hinterbliebene von Oberfinanzpräsidenten anzu- 
wenden. Bleiben die sich hiernach ergebenden Ver- 
sorgungsbezüge hinter den am Tage vor dem In- 
krafttreten dieser Vorschrift zustehenden Versor- 
gungsbezügen zurück, wird den Versorgungsemp- 
fängern eine Ausgleichszulage entsprechend Arti- 
kel VIII § 11 des Zweiten Gesetzes zur Vereinheit- 
lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) 
gewährt. 


Artikel VI 

Neufassung des Gesetzes über 
vermögenswirksame Leistungen für Beamte, 
Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
sowie des Gesetzes über die Gewährung 
einer jährlichen Sonderzuwendung 

1. unverändert 


„Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
für Beamte, Richter, Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit 

§ 1 

(1) Vermögenswirksame Leistungen nach dem 
Dritten Vermögensbildungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Januar 1975 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 257) erhalten 
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1. Beamte des Bundes, der Länder, der Gemein- 
den, der Gemeindeverbände sowie der sonsti- 
gen der Aufsicht des Bundes oder eines Lan- 
des unterstehenden Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts; 
ausgenommen sind die Ehrenbeamten, 

2. Richter des Bundes und der Länder; ausge- 
nommen sind die ehrenamtlichen Richter, 

3. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit. 

(2) Vermögens wirksame Leistungen werden 
für die Kalendermonate gewährt, in denen dem 
Berechtigten Dienstbezüge, Anwärterbezüge oder 
Ausbildungsgeld nach § 30 Abs. 2 des Soldaten- 
gesetzes zustehen und er diese Bezüge erhält. 

(3) Der Anspruch auf die vermögenswirk- 
samen Leistungen entsteht frühestens für den 
Kalendermonat, in dem der Berechtigte die nach 
§ 4 Abs. 1 erforderlichen Angaben mitteilt, und 
für die beiden vorangegangenen Monate dessel- 
ben Kalenderjahres. 

§ 2 

(1) Die vermögenswirksame Leistung beträgt 
13 Deutsche Mark, für teilzeitbeschäftigte Be- 
amte 6,50 Deutsche Mark. 

(2) Für die Höhe der vermögenswirksamen 
Leistung sind die Verhältnisse am Ersten des Ka- 
lendermonats maßgebend. 

(3) Die vermögenswirksame Leistung ist bis 
zum Ablauf der auf den Monat der Mitteilung 
nach § 4 Abs. 1 folgenden drei Kalendermonate, 
danach monatlich im voraus zu zahlen. 

§3 

(1) Die Vermögens wirksame Leistung wird 
dem Berechtigten im Kalendermonat nur einmal 
gewährt. 

(2) Bei mehreren Dienstverhältnissen ist das 
Dienstverhältnis maßgebend, aus dem der Berech- 
tigte einen Anspruch auf vermögenswirksame 
Leistungen hat. Sind solche Leistungen für beide 
Dienstverhältnisse vorgesehen, sind sie aus dem 
zuerst begründeten Verhältnis zu zahlen. 

(3) Erreicht die vermögenswirksame Leistimg 
nach Absatz 2 nicht den Betrag nach § 2 dieses 
Gesetzes, ist der Unterschiedsbetrag aus dem 
anderen Dienstverhältnis zu zahlen. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
vermögenswirksame Leistungen aus einem an- 
deren Rechtsverhältnis, auch wenn die Regelun- 
gen im einzelnen nicht übereinstimmen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. Bundesbeamte, Beamte der Länder, der Ge- 
meinden, der Gemeindeverbände sowie der 
sonstigen der Aufsicht eines Landes unter- 
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts; ausgenommen 
sind die Ehrenbeamten, 

2. unverändert 

3. unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 
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§ 4 

(1) Der Bereditigte teilt seiner Dienststelle 
oder der von der Landesregierung bestimmten 
Stelle schriftlich die Art der gewählten Anlage 
mit und gibt hierbei, soweit dies nach der Art der 
Anlage erforderlich ist, das Unternehmen oder 
Institut mit der Nummer des Kontos an, auf das 
die Leistung eingezahlt werden soll. 

(2) Für die vermögenswirksamen Leistungen 
nach diesem Gesetz und die vermögenswirk- 
same Anlage von Teilen der Bezüge nach § 4 
Abs. 1 des Vermögensbildungsgesetzes soll der 
Berechtigte möglichst dieselbe Anlageart und das- 
selbe Unternehmen oder Institut wählen. 


(3) § 2 Abs. 4 des Vermögensbildungsgesetzes 
gilt mit der Maßgabe, daß die zweckentsprechen- 
de Verwendung der Leistungen spätestens bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses nachzuwei- 
sen ist. 

(4) Der Wechsel der Anlage bedarf im Falle 
des § 4 Abs. 2 Satz 2 des Vermögensbildungsge- 
setzes nicht der Zustimmung der zuständigen 
Stelle, wenn der Berechtigte diesen Wechsel aus 
Anlaß der erstmaligen Gewährung der vermö- 
genswirksamen Leistung verlangt. 

§ 5 

Mitteilungen nach § 4 Abs. 1 innerhalb von 
drei Monaten nach Ablauf des Monats, in dem 
dieses Gesetz verkündet worden ist, gelten als 
in dem Monat zugegangen, in dem die Voraus- 
setzungen des § 1 erstmals Vorgelegen haben. 

§ 6 

(1) Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
zu diesem Gesetz erläßt der Bundesminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates. 

(2) Allgemeine Verwaltungsvorschriften, die 
sich nur auf den Bereich des Bundes erstrecken, 
erläßt der Bundesminister des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-recht- 
lichen Religionsgesellschaften und ihre Ver- 
bände." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 4 

(1) unverändert 


(2) Für die vermögenswirksamen Leistungen 
nach diesem Gesetz und die vermögenswirk- 
same Anlage von Teilen der Bezüge nach § 4 
Abs. 1 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes 
soll der Berechtigte möglichst dieselbe Anlage- 
art und dasselbe Unternehmen oder Institut wäh- 
len. 

(3) § 2 Abs. 4 des Dritten Vermögensbildungs- 
gesetzes gilt mit der Maßgabe, daß die zweck- 
entpsrechende Verwendung der Leistungen spä- 
testens bei Beendigung des Dienstverhältnisses 
nachzuweisen ist. 

(4) Der Wechsel der Anlage bedarf im Falle 
des § 4 Abs. 2 Satz 2 des Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetzes nicht der Zustimmung der zustän- 
digen Steile, wenn der Berechtigte diesen Wech- 
sel aus Anlaß der erstmaligen Gewährung der 
vermögenswirksamen Leistung verlangt. 

§ 5 

entfällt 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

unverändert 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
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2. Das Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung vom 15. Juli 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 609), zuletzt geändert durch das 
Gesetz über die Erhöhung der jährlichen Sonder- 
zuwendung vom , . . (Bundesgesetzbl. I S, , . 
erhält folgende Fassung: 


„Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung 

§ 1 

Geltungsbereidi 

(1) Eine jährliche Sonderzuwendung erhalten 
nach diesem Gesetz 

1. Beamte des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden, der Gemeindeverbände sowie der 
sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines 
Landes unterstehenden Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts; 
ausgenommen sind die Ehrenbeamten, 

2. Richter des Bundes und der Länder; ausge- 
nommen sind die ehrenamtlichen Richter, 

3. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit, 

4. Versorgungsempfänger, denen laufende Ver- 
sorgimgsbezüge zustehen, die der Bund, ein 
Land, eine Gemeinde, ein Gemeindeverband 
oder eine der sonstigen der Aufsicht des 
Bundes oder eines Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 
öffentlichen Rechts oder eine Einrichtung 
nach § 61 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen zu tragen 
hat. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich- 
restlichen Religionsgesellschaften und ihre Ver- 
bände. 

§ 2 

Zusammensetzung der Zuwendung 

(1) Die Zuwendung besteht aus einem Grund- 
betrag für jeden Berechtigten und einem Sonder- 
betrag für Kinder. 

(2) Gehört der dienstliche Wohnsitz eines Be- 
reStigten zu einem anderen Währungsgebiet 
als dem der Deutschen Mark, so findet § 7 des 
Bundesbesoldungsgesetzes entsprechende An- 
wendung. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

2. Das Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung vom 15. Juli 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 609), zuletzt geändert durch das 

Siebente Gesetz zur Änderung beamtenredit- 
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften 
(Dienstrechtlicher Teil des Familienlastenaus- 
gleichs) vom 20. Dezember 1974 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 3716), erhält folgende Fassung: 

„Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Eine jährliche Sonderzuwendung erhalten 
nach diesem Gesetz 

1. Bundesbeamte, Beamte der Länder, der Ge- 
meinden, der Gemeindeverbände sowie der 
sonstigen der Aufsicht eines Landes unter- 
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts; ausgenommen 
sind die Ehrenbeamten, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


(2) unverändert 

§ 2 

unverändert 


134 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3213 


Entwurf Drucksache 7/1906 
§ 3 

Anspnidisvoraussetzungen für Beamte, 
Richter und Soldaten 

(1) Voraussetzung für den Anspruch ist, daß 
die Berechtigten 

1. am 1. Dezember in einem der in § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 bezeichneten Rechtsverhältnisse 
stehen und nicht für den gesamten Monat 
Dezember ohne Bezüge beurlaubt sind, 

2. seit dem ersten nicht allgemein freien Tag 
des Monats Oktober ununterbrochen oder im 
laufenden Kalenderjahr insgesamt sechs Mo- 
nate bei einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn (§ 29 Abs. 1 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes) in einem hauptberuflichen Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis stehen oder gestanden 
haben und 


3. mindestens bis einschließlich 31. März des 
folgenden Jahres im Dienst dieses Dienst- 
herrn verbleiben, es sei denn, daß sie ein frü- 
heres Ausscheiden nicht selbst zu vertreten 
haben. 

(2) Als Dienstverhältnis nach Abs. 1 Nr. 2 gilt 
auch das Dienstverhältnis eines teilzeitbesdiäf- 
tigten Beamten oder Richters (§ 6 des Bundes- 
besoldungsgesetzes) . 

(3) Die Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß ein Berechtig- 
ter für den Monat Dezember deshalb keinen An- 
spruch auf Bezüge hat, weil er zur Ableistung des 
Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes einbe- 
rufen oder als Sanitätsoffizieranwärter ohne 
Geld- und Sachbezüge beurlaubt worden ist. Fällt 
der erste nicht allgemein freie Tag des Monats 
Oktober in die Schulferien, so gilt die Voraus- 
setzung des Absatzes 1 Nr. 2 bei Lehrkräften 
als erfüllt, wenn sie am ersten Schultag nach den 
Ferien eingestellt worden sind. 

(4) Auf die nach Absatz 1 Nr. 2 im Monat 
Oktober beginnende Wartezeit wird angerechnet. 

1. die Zeit, für die dem Berechtigten Versor- 
gungsbezüge im Sinne des § 4 Abs. 2 zuge- 
standen haben. 

2. die Zeit, während der der Berechtigte den 
Grundwehrdienst oder Zivildienst abgeleistet 
hat. 

(5) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 3 
gelten auch als erfüllt, wenn 

1. ein Berechtigter vor dem 31. März des folgen- 
den Jahres in den Dienst eines anderen öffent- 
lich-rechtlichen Dienstherm Übertritt, 

2. eine Berechtigte vor dem 31. März des fol- 
genden Jahres wegen Schwangerschaft oder 
Niederkunft ausscheidet. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 3 

Anspruchsvoraussetzungen für Beamte, 
Richter und Soldaten 

(1) Voraussetzung für den Anspruch ist, daß 
die Berechtigten 

1. unverändert 


2. seit dem ersten nicht allgemein freien Tag 
des Monats Oktober ununterbrochen oder im 
laufenden Kalenderjahr insgesamt sechs Mo- 
nate bei einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn (§ 29 Abs. 1 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes) in einem hauptberuflichen Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis oder einem Ausbil- 
dungsverhältnis stehen oder gestanden haben 
und 

3. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß ein Berechtig- 
ter für den Monat Dezember deshalb keinen An- 
spruch auf Bezüge hat, weil er zur Ableistung des 
Wehrdienstes oder des Zivildienstes einberufen 
oder als Sanitätsoffizieranwärter ohne Geld- und 
Sachbezüge beurlaubt worden ist. Fällt der erste 
nicht allgemein freie Tag des Monats Oktober 
in die Schulferien, so gilt die Voraussetzung des 
Absatzes 1 Nr. 2 bei Lehrkräften als erfüllt, wenn 
sie am ersten Schultag nach den Ferien einge- 
stellt worden sind. 

(4) Auf die nach Absatz 1 Nr. 2 im Monat 
Oktober beginnende Wartezeit wird angerechnet: 

1. die Zeit, für die dem Berechtigten Versor- 
gungsbezüge im Sinne des § 4 Abs. 2 zuge- 
standen haben, 

2. die Zeit, während der der Berechtigte den 
Wehrdienst oder Zivildienst abgeleistet hat. 


(5) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 3 
gelten auch als erfüllt, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 
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(6) Ist die Zuwendung gezahlt worden, ob- 
wohl sie nach Absatz 1 Nr. 3 nicht zustand, so 
ist sie in voller Höhe zurückzuzahlen. 

§ 4 

Anspnichsvoraussetzungen 
für Versorgungsempfänger 

(1) Voraussetzung für den Anspruch auf die 
Zuwendung der in § 1 Nr. 4 genannten Berechtig- 
ten ist, daß 

1. ihnen für den ganzen Monat Dezember lau- 
fende Versorgungsbezüge zustehen oder nur 
deshalb nicht zustehen, weil sie zur Ablei- 
stung des Grundwehrdienstes oder des Zivil- 
dienstes einberufen sind. 

2. die Ansprüche auf Versorgungsbezüge min- 
destens bis 31. März des folgenden Jahres be- 
stehen bleiben, es sei denn, daß die Berech- 
tigten diese Ansprüche nicht aus eigenem Ver- 
schulden verlieren. 

Die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 gelten 
auch dann als erfüllt, wenn der Anspruch eines 
Berechtigten auf Übergangsgebührnisse wegen 
Ablaufs des Bezugszeitraumes im Monat Dezem- 
ber erlischt. 

(2) Versorgungsbezüge im Sinne des Absat- 
zes 1 sind 

1. Ruhegehalt, Witwengeld, Witwergeld, Wai- 
sengeld, Unterhaltsbeitrag, 

2. übergangsgebühmisse nach § 17 des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes und § 11 des Solda- 
tenversorgungsgesetzes sowie Ausgleichsbe- 
züge nach § 1 1 a des Soldatenversorgungsge- 
setzes, 

3. Ruhe Vergütung und Ruhelohn nach dem Ge- 
setz zu Artikel 131 des Grundgesetzes, 

4. Übergangsgehalt und Übergangsbezüge 
(Übergangsvergütung, übergangslohn) nach 
Artikel II § 11 Abs. 2 des Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zu Artikel 131 
des Grimdgesetzes und Übergangsbezüge 
(Übergangs Vergütung, übergangslohn) nach 
§§ 52 a, 52 b des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes, 

5. Bezüge nach den §§ 37 b, 37 c, 37 d und 51 
Abs. 1 des Gesetzes zu Artikel 131 des Grund- 
gesetzes sowie Bezüge, die nach dem in § 64 
Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes zu Artikel 131 
des Grundgesetzes bezeichneten Gesetz be- 
messen werden, 

6. Bezüge nach den §§ 11a, 21 a und 31 d des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutma- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. ein Berechtigter vor dem 31. März des folgen- 
den Jahres mit Versorgungsbezügen ausschei- 
det. 

(6) unverändert 


§ 4 

Anspruchsvoraussetzungen 
für Versorgungsempfänger 

(1) Voraussetzung für den Anspruch auf die 
Zuwendung der in § 1 Nr. 4 genannten Berechtig- 
ten ist, daß 

1. ihnen für den ganzen Monat Dezember lau- 
fende Versorgungsbezüge zustehen oder nur 
deshalb nicht zustehen, weil sie zur Ablei- 
stung des Wehrdienstes oder des Zivildien- 
stes einberufen sind. 

2. unverändert 


(2) unverändert 
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diung nationalsozialistischen Unrechts für An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes, 

7. Unterhaltsgeld nach §§ 71 h und 71 k des 
Gesetzes zu Artikel 131 des Grundgesetzes. 

(3) Ist die Zuwendung gezahlt worden, obwohl 
sie nach Absatz 1 Nr. 2 nicht zustand, so ist sie in 
voller Höhe zurückzuzahlen. 

§5 

Ausschluß tatbestände 

(1) Die Zuwendung erhalten nicht 

1. Versorgungsempfänger, deren Bezüge für den 
Monat Dezember nach § 159 des Bundesbeam- 
tengesetzes oder entsprechenden Vorschriften 
ruhen, 

2. Versorgungsempfänger, die für den Monat 
Dezember einen Unterhaltsbeitrag durch Gna- 
denerweis oder Disziplinarentscheidung er- 
halten. 


(2) Personen, deren Bezüge für den Monat De- 
zember auf Grund einer Disziplinarmaßnahme 
teilweise einbehalten werden oder kraft Gesetzes 
in voller Höhe als einbehalten gelten, erhalten 
die Zuwendung nur, wenn die einbehaltenen Be- 
züge nachzuzahlen sind. 

(3) Personen, bei denen die Zahlung der Be- 
züge auf Grund eines Verwaltungsaktes einge- 
stellt worden ist, erhalten die Zuwendung 
nicht, solange ihnen Bezüge für den Monat De- 
zember nur infolge der Aussetzung einer soforti- 
gen Vollziehxing oder der völligen oder teilwei- 
sen Wiederherstellung der aufschiebenden Wir- 
kung eines Rechtsbehelfes auszuzahlen sind. 

§6 

Grundbetrag für Beamte, Richter und Soldaten 

(1) Der Grundbetrag wird in Höhe der nach 
dem Besoldungsrecht für den Monat Dezember 
maßgebenden Bezüge gewährt, und zwar auch 
dann, wenn dem Berechtigten die Bezüge für die- 
sen Monat nur teilweise zustehen oder in den 
Fällen des § 3 Abs. 3 nicht zustehen. Bezüge im 
Sinne des Satzes 1 sind imter Berücksichtigung 
des § 6 des Bundesbesoldungsgesetzes 

1. bei Empfängern von Dienstbezügen das 
Grundgehalt, der Ortszuschlag, der örtliche 
Sonderzuschlag, Amts-, Stellen- und Aus- 
gleichszulagen, Zuschüsse zum Grundgehalt 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


(3) unverändert 

§ 5 

Ausschlußtatbestände 

(1) Die Zuwendung erhalten nicht 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. im Land Nordrhein- Westfalen Personen, die 
im Monat Dezember Ruhegehalt auf Grund 
einer Entscheidung im Dienstordnungsverfah- 
ren (§ 5 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 8 
des Dienstordnungsgesetzes (DOG) vom 
20. März 1950 — GV.NW S. 52 — ) erhalten. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 6 

Grundbetrag für Beamte, Richter und Soldaten 

(1) Der Grundbetrag wird in Höhe der nach 
dem Besoldungsrecht für den Monat Dezember 
maßgebenden Bezüge gewährt, und zwar auch 
dann, wenn dem Berechtigten die Bezüge für die- 
sen Monat nur teilweise zustehen oder in den 
Fällen des § 3 Abs. 3 nicht zustehen. Bezüge im 
Sinne des Satzes 1 sind unter Berücksichtigung 
des § 6 des Bundesbesoldungsgesetzes 

1. bei Empfängern von Dienstbezügen das 
Grundgehalt, der Ortszuschlag, der örtliche 
Sonderzuschlag, Amts-, Stellen-, Ausgleichs- 
und Überleitungszulagen, Zuschüsse zum 
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für Professoren an Hodisdiulen in der Besol- 
dungsgruppe C4, Zulagen nach §§ 71 e bis g 
und § 71 k des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen, 

2. bei Empfängern von Anwärterbezügen der 
Anwärtergrundbetrag, der Anwärterverheira- 
tetenzuschlag, der Anwärtersonderzuschlag, 
der örtliche Sonderzuschlag und Ausgleichs- 
zulagen, 

3. bei Empfängern von Ausbildungsgeld für Sa- 
nitätsoffizier-Anwärter der Grundbetrag und 
der Familienzuschlag, 

4. Zulagen für Professoren an wissenschaftlichen 
Hochschulen als Richter gern. Vorbemerkung 
Nummer 5 zur Besoldungsordnung C, Zulagen 
für die Wahrnehmung eines höherwertigen 
Amtes nach § 49 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes, Zulagen für Richter als Mitglieder der 
Verfassungsgerichtshöfe, ruhegehaltfähige 
Zulagen für Beamte im Vollstreckungsdienst 
in Höhe des Monatsdurchschnitts der voran- 
gegangenen drei Moriate, 

(2) Hat der Berechtigte nicht während des ge- 
samten Kalenderjahres auf Grund einer haupt- 
beruflichen Tätigkeit im Dienst eines öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn (§ 29 Abs. 1 des Bundes- 
besoldungsgesetzes) Diensfbezüge oder aus 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
Versorgungsbezüge (§ 4 Abs. 2) erhalten, so ver- 
mindert sich der Grundbetrag für die Zeiten, für 
die ihm keine Bezüge zugestanden haben. Die 
Minderung beträgt für jeden vollen Monat ein 
Zwölftel. Dabei werden mehrere Zeiträume zu- 
sammengezählt und in diesem Falle der Monat 
zu dreißig Tagen gerechnet. Die Verminderung 
unterbleibt für die Monate des Entlassungsjahres, 
in denen Grundwehrdienst oder Zivildienst gelei- 
stet wird, wenn der Berechtigte vor dem 1. De- 
zember entlassen worden ist und unverzüglich in 
den öffentlichen Dienst zurückkehrt. Der Zahlung 
von Dienstbezügen steht die Zahlung von Mutter- 
schaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz wäh- 
rend eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses zu 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn gleich. 
Als hauptberufliche Tätigkeit gilt auch die Tätig- 
keit eines teilzeitbeschäftigten Beamten oder 
Richters (§ 6 des Bundesbesoldungsgesetzes). 


§ 7 

Gnindbetrag für Versorgungsempfänger 

Der Grundbetrag wird in Höhe der dem Berech- 
tigten für den Monat Dezember vor Anwendung 
von Rühens- und Anrechnungsvorschriften zu- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Grundgehalt für Professoren an Hochschulen, 
Zulagen nach §§ 71 e bis g und § 71 k des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 
lenden Personen, 

2. bei Empfängern von Anwärterbezügen der 
Anwärtergrundbetrag, der Anwärterverheira- 
tetenzuschlag, der Anwärtersonderzuschlag, 
der örtliche Sonderzuschlag, Stellenzulagen 
und Ausgleichszulagen, 

3. unverändert 


4. Zulagen für Professoren an wissenschaftlichen 
Hochschulen als Richter gern. Vorbemerkung 
Nr. 5 zur Besoldungsordnung C, Zulagen für 
die Wahrnehmung eines höherwertigen Am- 
tes nach § 49 des Bundesbesoldungsgesetzes, 
Zulagen für Richter als Mitglieder der Ver- 
fassungsgerichtshöfe, sowie der ruhegehalt- 
fähige Teil der Vergütung für Beamte im 
Vollstreckungsdienst. 

(2) Hat der Berechtigte nicht während des ge- 
samten Kalenderjahres auf Grund einer haupt- 
beruflichen Tätigkeit oder einer Ausbildung im 
Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
(§ 29 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes) Be-- 
Züge oder aus einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
verhältnis Versorgungsbezüge (§ 4 Abs. 2) erhal- 
ten, so vermindert sich der Grundbetrag für die 
Zeiten, für die ihm keine Bezüge zugestanden 
haben. Die Minderung beträgt für jeden vollen 
Monat ein Zwölftel. Dabei werden mehrere Zeit- 
räume zusammengezählt und in diesem Falle der 
Monat zu dreißig Tagen gerechnet. Die Vermin- 
derung unterbleibt für die Monate des Ent- 
lassungsjahres, in denen Grundwehrdienst oder 
Zivildienst geleistet wird, wenn der Berechtigte 
vor dem 1. Dezember entlassen worden ist und 
unverzüglich in den öffentlichen Dienst zurück- 
kehrt. Der Zahlung von Dienstbezügen steht die 
Zahlung von Mutterschaftsgeld nadi dem Mut- 
terschutzgesetz während eines Dienst- oder Ar- 
beitsverhältnisses zu einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn gleich. Zeiten, für die ein Berechtig- 
ter eine Zuwendung nach § 1 Abs. 2 des Tarif- 
vertrags über eine Zuwendung an Angestellte 
vom 12. Oktober 1973 oder entsprechender Vor- 
schriften erhalten hat, bleiben unberücksichtigt. 
Als hauptberufliche Tätigkeit gilt auch die Tä- 
tigkeit eines teilzeitbeschäftigten Beamten oder 
Richters (§ 6 des Bundesbesoldungsgesetzes). 

§ 7 

Grundbetrag für Versorgungsempfänger 

Der Grundbetrag wird in Höhe der dem Berech- 
tigten für den Monat Dezember vor Anwendung 
von Rühens- und Anrechnungsvorschriften zu- 
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stehenden laufenden Versorgungsbezüge (§ 4 
Abs. 2) gewährt. 


§ 8 

Sonderbetrag für Kinder 

Neben dem Grundbetrag wird für jedes kinder- 
zusdilagsbereditigende Kind, für das für den 
Monat Dezember Kinderzusdilag zusteht, ein Son- 
derbetrag von fünfzig Deutsche Mark gewährt. 
Den Sonderbetrag erhält der Kinderzuschlagsbe- 
rechtigte. Steht ihm der Kinderzuschlag nur an- 
teilig zu, so erhält er auch nur einen gleichen 
Anteil des Sonderbetrages für das Kind. 


§ 9 

Anwendung von Rühens- und Anrechnungs- 
vorschriften 

Die Zuwendungen nach diesem Gesetz und 
entsprechende Zuwendungen aus einer Verwen- 
dung im öffentlichen Dienst sind bei der Anwen- 
dung von Rühens- und Anrechnungsvorschriften 
im Monat Dezember zu berücksichtigen. Die bei 
der Anwendung von Ruhensvorschriften maßge- 
benden Höchstgrenzen sind für die Gewährung 
der Zuwendung für den Monat Dezember zu ver- 
doppeln und um den Sonderbetrag nach § 8 zu 
erhöhen. Der Sonderbetrag oder ein entsprechen- 
der Betrag wird für jeden Berechtigten nur ein- 
mal gewährt. 

§ 10 
Stichtag 

Für die Gewährung und Bemessung der Zu- 
wendung sind die rechtlichen und tatsächlichen 
Verhältnisse am 1. Dezember des jeweiligen Ka- 
lenderjahres maßgebend, soweit in diesem Ge- 
setz keine anderen Regelungen getroffen sind. 

§ 11 

Zahlungsweise 

Die Zuwendung ist mit den laufenden Bezü- 
gen für den Monat Dezember zu zahlen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

stehenden laufenden Versorgungsbezüge (§ 4 
Abs. 2 zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach 
§ 156 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder 
entsprechender Vorschriften) gewährt. 

§ 8 

Sonderbetrag für Kinder 

(1) Neben dem Grundbetrag wird dem Berech- 
tigten für jedes Kind, für das ihm im Monat De- 
zember Kindergeld nach dem Bundeskindergeld- 
gesetz oder eine der in § 8 Abs. 1 des Bundes- 
kindergeldgesetzes genannten Leistungen zu- 
steht, ein Sonderbetrag von fünfzig Deutsche 
Mark gewährt. Steht dem Berechtigten für den 
Monat Dezember Kindergeld nach dem Bundes- 
kindergeldgesetz oder eine entsprechende Lei- 
stung nur anteilig zu, so wird der Sonderbetrag 
auch nur anteilig gewährt. Satz 1 gilt entspre- 
chend, wenn ein Ausgleichsbetrag nach § 156 
Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder entspre- 
chenden Vorschriften gewährt wird. 

(2) Ist ein Sonderbetrag für ein Kind im lau- 
fenden Kalenderjahr bereits auf Grund eines 
Tarifvertrages oder entsprechender Vorschriften 
gezahlt worden, entfällt der Sonderbetrag für 
dasselbe Kind nach diesem Gesetz. 

§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 
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§ 12 

Zuwendungen an Empfänger 
von Amtsbezügen 

Dieses Gesetz gilt auch für die Empfänger von 
Amtsbezügen des Bundes und für die Empfän- 
ger laufender Versorgungsbezüge aus diesem 
Personenkreis. Bei den Empfängern von Amts- 
bezügen des Bundes richtet sich der Grund- 
betrag nach dem Amtsgehalt. Für die Empfänger 
laufender Versorgungsbezüge aus diesem Perso- 
nenkreis ist Versorgungsbezug auch das Über- 
gangsgeld. 

§ 13 

Ubergangsregelung 

(1) Für 1964 bleiben die Rechte, die durch das 
Gesetz über die Gewährung von Weihnachtszu- 
wendungen vom 16. April 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 278) und die Verordnung zu diesem Gesetz 
vom 16. April 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 281) 
oder durch entsprechendes Landesrecht begrün- 
det worden sind, in voller Höhe gewahrt. Zah- 
lungen, die für 1964 auf Grund der vorgenann- 
ten Rechtsvorschriften geleistet worden sind, 
werden in voller Höhe auf Zahlungen nach die- 
sem Gesetz angerechnet. 

(2) Vom Jahre 1965 an tritt bei Versorgungs- 
empfängern, für die Absatz 1 Satz 1 gilt, an die 
Stelle der Beträge nach den §§ 7 und 8 ein Betrag 
nach Maßgabe des § 2 des in Absatz 1 genann- 
ten Gesetzes oder des entsprechenden Landes- 
rechts, wenn er höher ist." 


Artikel VII 

Anpassung der Versorgungsbezüge 
in Bund und Ländern 

§ 1 

Allgemeine Anpassung 

(1) Werden die Dienstbezüge der Besoldungs- 
berechtigten allgemein erhöht oder vermindert, sind 
von demselben Zeitpunkt an die Versorgungsbezüge 
durch Bundesgesetz entsprechend zu regeln. 

(2) Als allgemeine Änderung der Dienstbezüge 
im Sinne des Absatzes 1 gelten auch die Neufassung 
der Grundgehaltstabelle mit unterschiedlicher Än- 
derung der Grundgehaltssätze und die allgemeine 
Erhöhung oder Verminderung der Dienstbezüge um 
feste Beträge. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

Artikel VII 

Anpassung der Versorgungsbezüge 
in Bund und Ländern 

§ 1 

unverändert 
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(3) Werden durch eine allgemeine Erhöhung der 
Dienstbezüge Grundgehälter, ruhegehaltfähige Zu- 
lagen und Ortszuschläge nicht in gleichem Umfang 
oder die Dienstbezüge durch feste Beträge erhöht, 
wird für die Anwendung der §§ 2 bis 7 dieses Arti- 
kels der sich für die Besoldungsberechtigten des 
Bundes und der Länder ergebende durchschnittliche 
Hundertsatz der allgemeinen Erhöhung der Dienst- 
bezüge im jeweiligen Besoldungserhöhungsgesetz 
auf eine Stelle hinter dem Komma besonders fest- 
gestellt; hierbei ist die Zahl der in den einzelnen 
Besoldungsgruppen befindlichen Besoldungsberech- 
tigten zu berücksichtigen. Entsprechendes gilt bei 
einer allgemeinen Verminderung der Dienstbezüge. 

§ 2 

Anpassungszuschlag 

(1) Erhöht sich der durchschnittliche Besoldungs- 
aufwand des Bundes und der Länder innerhalb des 
Feststellungszeitraumes durch Veränderungen, die 
nicht allgemeine Erhöhungen der Dienstbezüge im 
Sinne des § 1 sind, wird den Versorgungsempfän- 
gern ein Anpassungszuschlag gewährt. Dies gilt 
nicht für die Empfänger von übergangsgebühmissen 
und Ausgleichsbezügen. 

(2) Werden innerhalb des Feststellungszeitrau- 
mes die Dienstbezüge allgemein vermindert, ist 
durch Bundesgesetz zu regeln, ob den Versorgungs- 
empfängern wegen innerhalb dieses Zeitraumes ein- 
getretener Verbesseningen für Besoldungsberech- 
tigte ein Anpassungszuschlag zu gewähren ist. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Besoldungsaufwand ist die Summe der im 
Vergleichsmonat gezahlten Grundgehälter, Zu- 
schüsse zum Grundgehalt, Ortszuschläge, Zulagen, 
die monatlich im voraus gezahlt werden, und ver- 
mögenswirksamen Leistungen für die am Ersten des 
Vergleichsmonats vorhandenen Besoldungsberech- 
tigten mit Ausnahme der Beamten auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst und der Beamten auf Widerruf, 
die nebenbei verwendet werden. Im Vergleichs- 
monat für zurückliegende Zeiträume geleistete Zah- 
lungen bleiben bei der Ermittlung des Besoldungs- 
aufwands außer Betracht. 

(2) Durchschnittlicher Besoldungsaufwand ist die 
Summe nach Absatz 1, geteilt durch die Zahl der 
erfaßten Besoldungsberechtigten. 

(3) Vergleichsmonate sind der Monat Juli des 
Vorjahres und der Monat Juli des Jahres, in dem 
der Anpassungszuschlag festgestellt wird (Feststel- 
lungsjahr). 

(4) Feststellungszeitraum ist die Zeit vom 1. Juli 
des Vorjahres bis zum 1. Juli des Feststellungs- 
jahres. 


§3 

unverändert 


§2 

unverändert 
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§ 4 

Berechnung des Anpassungszuschlages 

(1) Sind im Feststellungszeitraum die Dienst- 
bezüge nicht allgemein erhöht oder vermindert wor- 
den, wird der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
durchschnittlichen Besoldungsaufwand der Ver- 
gleichsmonate in einem Hundertsatz des durch- 
schnittlichen Besoldungsaufwands des Vergleichs- 
monats des Vorjahres auf eine Stelle hinter dem 
Komma festgestellt. In Höhe dieses Hundertsatzes 
wird ein Anpassungszuschlag zu den ruhegehalts- 
fähigen Dienstbezügen gewährt. 

(2) Sind im Feststellungszeitraum die Dienstbe- 
züge allgemein erhöht worden, wird der durch- 
schnittliche Besoldungsaufwand des Vergleichs- 
monats des Vorjahres um den Betrag des durch- 
schnittlichen Hundertsatzes der allgemeinen Erhö- 
hung erhöht. Der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
nach Satz 1 erhöhten durchschnittlichen Besoldungs- 
aufwand des Vergleichsmonats des Vorjahres und 
dem durchschnittlichen Besoldungsaufwand des Ver- 
gleichsmonats des Feststellungsjahres wird in einem 
Hundertsatz des nach Satz 1 erhöhten durchschnitt- 
lichen Besoldungsaufwandes des Vergleichsmonats 
des Vorjahres auf eine Stelle hinter dem Komma 
festgestellt. In Höhe dieses Hundertsatzes wird ein 
Anpassungszuschlag zu den ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen gewährt. 

(3) Bei Versorgungsbezügen, die in festen Be- 
trägen festgesetzt sind, wird der Anpassungszu- 
schlag in Höhe des Hundertsatzes nach Absatz 1 
oder 2 zu dem Versorgungsbezug ohne Kinderzu- 
sdiläge gewährt. 

§ 5 

Feststellungsverfahren 

(1) Die obersten Bundesbehörden oder die von 
ihnen ermächtigten Stellen und die für das Besol- 
dungsrecht zuständigen Minister der Länder teilen 
dem Bundesminister des Innern bis zum 1. Oktober 
jeden Jahres die Zahl der Besoldungsberechtigten 
(§ 3 Abs. 1) am 1. Juli des Feststellungsjahres und 
den für diesen Personenkreis im Monat Juli des 
Feststellungsjahres entstandenen Besoldungsauf- 
wand (§ 3 Abs. 1) mit. Die sachliche und rechne- 
rische Richtigkeit der Angaben ist festzustellen. 

(2) Der Bundesminister des Innern stellt den 
Anpassungszuschlag fest und gibt diesen bis zum 
1. November jeden Jahres im Bundesanzeiger be- 
kannt. 

§ 6 

Zahlung des Anpassungszuschlages 

Der Anpassungszuschlag wird den am 30. Juni 
des Vorjahres vorhandenen Versorgungsempfängem 
vom 1. Januar des auf das Feststellungsjahr folgen- 
den Jahres an gewährt. Entsprechendes gilt für ihre 
Hinterbliebenen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§4 

Berechnung des Anpassungszuschlages 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Bei Versorgungsbezügen, die in festen Be- 
trägen festgesetzt sind, wird der Anpassungszu- 
schlag in Höhe des Hundertsatzes nach Absatz 1 
oder 2 zu diesem Versorgungsbezug gewährt. 

§5 

unverändert 


§6 

unverändert 
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§ 7 §7 

Zusammenfassung von Anpassungszuschlägen unverändert 

Bei der zweiten und jeder weiteren Gewährung 
eines Anpassungszuschlages werden die Anpas- 
sungszuschläge für Versorgungsempfänger mit glei- 
chem Stichtag (§ 6) jeweils zu einem gemeinsamen 
Hundertsatz zusammengezählt. 


„Artikel VII a 

Besondere Vorschriften für den Bereich 
der Sozialversicherung 

§1 

(1) Bundesunmittelbare Körperschaften des öf- 
fentlichen Rechts im Bereich der Sozialversicherung 
haben bei Aufstellung ihrer Dienstordnungen nach 
den §§ 351 bis 357, § 413 Abs. 2, § 414 b Abs. 3, 
§§ 690 bis 704, §§ 978 und 1147 Reichsversicherungs- 
ordnung, § 32 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte, §§ 82 und 106 des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte für die dienst- 
ordnungsmäßig Angestellten 

1. den Rahmen des Bundesbesoldungsgesetzes, ins- 
besondere das für die Bundesbeamten geltende 
Besoldungs- und Stellengefüge, einzuhalten, 

2. alle weiteren Geld- und geldwerten Leistungen 
sowie die Versorgung im Rahmen und nach den 
Grundsätzen der für die Bundesbeamten gelten- 
den Bestimmungen zu regeln. 

(2) Nach Maßgabe des Absatzes 1 sind die Dienst- 
posten der Geschäftsführer und stellvertretenden 
Geschäftsführer jeweils einer oder mehreren Be- 
soldungsgruppen der Bundesbesoldungsordnungen 
nach näherer Bestimmung der Absätze 3 bis 7 zuzu- 
ordnen. Dabei sind 

1. Aufgabenbereich, Größe und Bedeutung der Kör- 
perschaft, insbesondere Mitgliederzahl, Zugang 
und Bestand an Leistungsfällen, Haushaltsvolu- 
men, ferner 

2. die gesetzlich übertragenen weiteren Aufgaben 
und 

3. bundesgesetzliche Einstufungen von Geschäfts- 
führern anderer Sozialversicherungsträger 

zu beachten. Der stellvertretende Geschäftsführer ist 
jeweils mindestens eine Besoldungsgruppe niedri- 
ger einzustufen als der Geschäftsführer. 

(3) Für die Dienstposten der Geschäftsführer der 
Krankenkassen gilt folgender Zuordnungsrahmen: 

Versicherte | Besoldungsgruppen 




bis 

zu 15 

000 

A12, 

A 13, 

A14 

15 

001 

bis 

35 

000 

A13, 

A14, 

A15 

35 

001 

bis 

60 

000 

A14, 

A15, 

A16 

60 

001 

bis 

100 

000 

A15, 

A16, 

B2 

100 

001 

bis 

300 

000 

A16, 

B2, 

B3 

300 

001 

bis 

600 

000 

B2, 

B3, 

B4 

600 

001 




B3, 

B4, 

B5. 
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Maßgebend ist die durchschnittliciie Zahl der Ver- 
sidierten in den beiden letzten abgesdilossenen Ka- 
lenderjahren, bei Erriditung, Vereinigung oder Aus- 
scheidung der neue Bestand. 

(4) Für die Dienstposten der Geschäftsführer der 
Bundesverbände der Krankenkassen gilt folgender 
Zuordnungsrahmen: 

Besoldungs- 

gruppen 

1. Bundesverband der Orts- 

krankenkassen und Bundes- 
verband der Betriebskran- 
kenkassen B 4, B 5, B 6, 

2. Bundesverband der Innungs- 
krankenkassen B 2, B 3, B 4. 

(5) Für die Dienstposten der Geschäftsführer der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften gilt folgender 
Zuordnungsrahmen : 

Berufsgenossenschaft Besoldungs- 

gruppen 

Zucker-Berufsgenossenschaft A 14, A 15, A 16, 

Bau-Berufsgenossenschaft Ham- 
burg, Binnenschiffahrts-Berufs- 
genossenschaft, Benifsgenossen- 
schaft der Gas- und Wasser- 
werke, Lederindustrie-Berufsge- 
nossenschaft, Papiermacher-Be- 
rufsgenossenschaft, Berufsge- 
nossenschaft der Straßen-, 

U-Bahnen und Eisenbahnen, 

Süddeutsche Edel- und Unedel- 
metall-Beruf sgenossenschaft A 15, A 16, B 2, 

Bau-Berufsgenossenschaft 
Frankfurt am Main, Berufsge- 
nossenschaft Druck und Papier- 
verarbeitung, Fleischerei-Be- 
rufsgenossenschaft, Hütten- und 
Walzwerks-Berufsgenossen- 
schaft, Berufsgenossensdiaft der 
keramischen und Glas-Industrie, 
Steinbruchs-Berufsgenossen- 
sdiaft. Südwestliche Bau-Berufs- 
genossenschaft A 16, B 2, B 3, 

Bau-Berufsgenossenschaft Han- 
nover, Berufsgenossenschaft für 
Fahrzeughaltungen, Berufsge- 
nossenschaft für Gesundheits- 
dienst und Wohlfahrtspflege B 2, B 3, B 4, 

Bau-Berufsgenossenschaft Wup- 
pertal, Berufsgenossenschaft der 
chemischen Industrie, Holz-Be- 
ruf sgenossenschaft, Nordwest- 
liche Eisen- und Stahl-Berufs- 
genossenschaft, Textil- und Be- 
kleidungs-Berufsgenossenschaft, 
Tiefbau-Berufsgenossenschaft, 

Berufsgenossenschaft der Ban- 
ken, Versicherungen, Verwal- 
tungen, freien Berufe und beson- 
derer Unternehmen — Verwal- 
tungs-Berufsgenossenschaft B 3, B 4, B 5, 
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Berufsgenossenschaft 

Bergbau-Berufsgenossenschaft, 
Berufsgenossenschaft für den 
Einzelhandel, Berufsgenossen- 
schaft der Feinmechanik und 
Elektrotechnik, Großhandels- 
und Lagerei-Berufsgenossen- 
schaft, Maschinenbau- und 
Kleineisenindustrie-Berufsge- 
nossenschaft, Berufsgenossen- 
schaft Nahrungsmittel und Gast- 
stätten, Süddeutsche Eisen- und 
Stahl-Berufsgenossenschaft 


Besoldungs- 

gruppen 


B 4, B 5, B 6. 


Für die Zuordnung der Dienstposten der gemein- 
samen Geschäftsführung der See-Berufsgenossen- 
schaft und der Seekasse einschließlich der See- 
Krankenkasse und der Seemannskasse gelten als 
Rahmen für den Vorsitzenden die Besoldungsgrup- 
pen A16, B2, B3, für die übrigen Mitglieder die 
Besoldungsgruppen A 15, A 16, B 2. 


(6) Für die Dienstposten der Geschäftsführer der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften gilt 
unter Berücksichtigung der Tätigkeit für die land- 
wirtschaftlichen Alterskassen und landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen folgender Zuordnungsrahmen: 


Berufsgenossenschaft 

Landwirtschaftliche Berufsge- 
nossenschaft Oldenburg-Bremen 

Gartenbau-Berufsgenossen- 
schaft, Schleswig-Holsteinische 
landwirtsdiaftlidie Berufsgenos- 
senschaft 

Hessen-Nassauische landwirt- 
sdiaftlidie Beruf sgenossensdiaft 

Rheinische landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaft 


Besoldungs- 

gruppen 

A15, A16, B2, 

A16, B2, B3, 

B 2, B 3, B 4, 

B 3, B 4, B 5. 


(7) Sind auf Grund gesetzlicher Vorschriften für 
Dienstposten der Geschäftsführer von Bundesver- 
bänden im Bereich landwirtschaftlicher Sozialver- 
sicherungseinrichtungen einheitliche Dienstbezüge 
im Sinne von § 5 des Bundesbesoldungsgesetzes 
festzusetzen, so bilden die Besoldungsgruppen B 4, 
B 5 und B 6^en Zuordnungsrahmen. 


§ 2 

(1) Für landesunmittelbare Körperschaften des 
öffentlichen Rechts im Bereich der Sozialversiche- 
rung gelten 

1. § 1 Abs. 1 mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des für Bundesbeamte geltenden Rechts das für 
Landesbeamte geltende Recht tritt, sowie 

2. § 1 Abs. 2 mit der Maßgabe, daß die Regelung 
unter Beachtung der folgenden Absätze durch 
Landesrecht erfolgt. 
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(2) Für die Zuordnung der Dienstposten der Ge- 
schäftsführer der Landesverbände der Krankenkas- 
sen gilt folgender Rahmen: 


Landesverband 

Besoldungs- 

der Ortskrankenkassen 

gruppen 

Bremen 

A 13, A 14, A 15, 

Schleswig-Holstein 

A15, A16, B2, 

Hessen, Niedersachsen, West- 
falen-Lippe, Württemberg- 
Baden, Verband der Orts- 
krankenkassen Rheinland 
sowie der Landesverband 
Rheinland-Pfalz, Südbaden 
und Südwürttemberg-Hohen- 
zollern (Südwest) 

A 16, B 2, B 3, 

Bayern 

B 2, B 3, B 4. 

Landesverband 

Besoldungs- 

der Innungskrankenkassen 

gruppen 

Bayern, Berlin, Hessen, 
Schleswig-Holstein 

A 13, A 14, A 15, 

Niedersachsen 

A 14, A 15, A 16, 

Baden- Württemberg, Nord- 
rhein und Rheinland-Pfalz, 
Westfalen-Lippe 

A15, A16, B2. 

Landesverband 

Besoldungs- 

der Betriebskrankenkassen 

gruppen 

Bremen 

A 13, A 14, A 15, 

Berlin, Nordmark, 
Rheinland-Pfalz 

A 14, A 15, A 16, 

Hessen 

A 15, A 16, B 2, 

Baden-Württemberg, Bayern, 
Niedersachsen 

A 16, B 2, B 3, 

Nordrhein-Westfalen 

B 2, B 3, B 4. 


(3) Für die Zuordnung der Dienstposten der Ge- 
schäftsführer der gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften gilt folgender Rahmen: 

Besoldungs- 

gruppen 

Württembergische Bau-Berufs- 
genossenschaft A 16, B 2, B 3, 

Bayerische Bau-Berufsgenossen- 
schaft B 2, B 3, B 4. 

(4) Für die Zuordnung der Dienstposten der Ge- 
schäftsführer der landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften gilt unter Berücksichtigung der Tätig- 
keit für die landwirtschaftlichen Alterskassen und 
landwirtschaftlichen Krankenkassen folgender Rah- 
men: 

Berufsgenossenschaft Besoldungs- 

gruppen 

Braunschweigische landwirt- 
schaftliche Berufsgenossenschaft, 

Lippische landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaft, landwirt- 
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Berufsgenossenschaft Besoldungs- 

gruppen 

schaf fliehe Berufsgenossenschaft 

für das Saarland A 14, A 15, A 16, 

landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft Darmstadt A 15, A 16, B 2, 


landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft Rheinhessen-Pfalz, 
landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft Schwaben, landwirt- 
schaftliche Berufsgenossenschaft 
Unterfranken A 16, B 2, B 3, 

Badische landwirtschaftliche Be-^ 
rufsgenossenschaft, landwirt- 
sdiaftlidie Berufsgenossenschaft 
Oberbayern, landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaft Oberfran- 1 
ken und Mittelfranken ^ B 2, B 3, B 4, 

landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft Niederbayern-Ober- 
pfalz, Westfälische landwirt- 
schaftliche Beruf sgenossenschaft^ 

landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft Württemberg B 3, B 4, B 5, 

Hannoversche landwirtschaft- 
liche Berufsgenossenschaft B 4, B 5, B 6. 


(5) Für die Zuordnung der Dienstposten der Ge- 
schäftsführer der Gemeindeunfallversicherungsver- 
bände gilt unter Berücksichtigung der Tätigkeit für 
die staatlichen Ausführungsbehörden folgender Rah- 
men: 


Gemeindeunfallversicherungs- 

verband 

Bremischer Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband, Braun- 
schweigischer Gemeindeunfall- 
versicherungsverband, Gemein- 
de-Unfallversicherungsverband 
Oldenburg 

Gemeindeunfallversicherungs- 
verband für das Saarland, 
Gemeindeunfallversicherungs- 
verband Schleswig-Holstein 

Badischer Gemeindeunfallver- 
sicherungsverband, Hessischer 
Gemeindeunfallversicherungs- 
verband, Gemeindeunfallversi- 
cherungsverband Rheinland- 
Pfalz 

Gemeinde-Unfallversicherungs- 
verband Hannover, Gemeinde- 
unfallversicherungsverband 
Westfalen-Lippe, Württembergi- 
scher Gemeindeunfallversiche- 
rungsverband, Rheinischer Ge- 
meindeunfallversicherungsver- 
band 

Bayerischer Gemeindeunfall- 
versicherungsverband 


Besoldungs- 

gruppen 


A 12, A 13, A 14, 


A 13, A 14, A 15, 


A14, A15, A16, 


A 15, A 16, B 2, 


B 2, B 3, B 4. 
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Artikel VIII 

Übergangs- und SchiuBvorschriften 

§ 1 

Begriff Dienstbezüge, Verweisungen 

(1) Der Begriff der Dienstbezüge in anderen Vor- 
schriften als denen des Bundesbesoldungsgesetzes 
in der Fassung dieses Gesetzes gilt bis zu einer Än- 
derung dieser Vorschriften in der bisherigen Be- 
deutung weiter. 

(2) Wird in anderen Vorschriften als denen des 
Bundesbesoldungsgesetzes auf Vorschriften und Be- 
zeichnungen verwiesen, die durch dieses Gesetz ge- 
ändert oder gestrichen worden sind, treten an ihre 
Stelle die Vorschriften und Bezeichnungen nach 
den geänderten oder neuen Vorschriften. 

§ 2 

Ersetzung des Begriffs Mehrarbeitsentschädigung 
durch Mehrarbeitsvergütung 

Soweit in Gesetzen und Verordnungen der Be- 
griff „Mehrarbeitsentschädigung'' verwendet wird, 
tritt an seine Stelle der Begriff „Mehrarbeits Vergü- 
tung". 

§ 3 

Beamte mit Abschluß einer Ingenieurschule 

(1) In Laufbahnen, in denen für die Befähigung 
die Abschlußprüfung einer Ingenieurschule gefor- 
dert wird oder wurde, sind die Beamten, die den 
Abschluß einer Ingenieurschule nachweisen, den in 
§ 23 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes aufge- 
führten Beamten gleichgestellt. 
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§ 3 

(1) Die Körperschaften haben ihre Dienstordnun- 
gen innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anzupassen. Soweit die Anpassung den Er- 
laß einer landesrechtlichen Regelung voraussetzt, 
beginnt die Frist erst nach dem Tage der Verkün- 
dung dieser Regelung zu laufen. Bis zur Anpassung 
gelten die Dienstordnungen und Stellenpläne in der 
am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes maß- 
gebenden Fassung weiter. 

(2) Die nach § 2 erforderlichen landesrechtlichen 
Regelungen für die Einstufung der Geschäftsführer 
und deren Stellvertreter sind innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu erlassen. 

§ 4 

Auf die am Tage des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes vorhandenen dienstordnungsmäßig Angestellten 
findet Artikel VIII §§11 bis 13 dieses Gesetzes ent- 
sprechend Anwendung." 

Artikel VIII 

Übergangsvorschriften 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

Gleichstellung von Beamten 

(1) unverändert 
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(2) Fußnote zur Besoldungsgruppe A 10 in 
Anlage 1 des Bundesbesoldungsgesetzes sowie Arti- 
kel II § 2 Abs. 2 Satz 4 des Ersten Gesetzes zur Ver- 
einheitlichung und Neuregelung des Besoldungs- 
rechts in Bund und Ländern gelten für die in Ab- 
satz 1 aufgeführten Beamten entsprechend. 


§ 4 

Überleitung der Beamten 

(1) Für die Überleitung der am Tage vor Inkraft- 
treten und am Tage des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes im Amt befindlichen Beamten gelten, sofern ihre 
Einstufung durch dieses Gesetz geregelt wird, die 
nachfolgenden Vorschriften. 

(2) Soweit durch dieses Gesetz Einstufungen, 
Amtszulagen, Amtsbezeichnungen oder Funktions- 
bezeichnungen zu Ämtern geändert sowie Amtszu- 
lagen oder Funktionsbezeichnungen zu Ämtern ein- 
geführt oder geändert werden, sind die hiervon be- 
troffenen Ämter in einer Rechtsverordnung aufzu- 
führen, die die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates erläßt. Als bisherige Besoldungs- 
gruppe gilt die Besoldungsgruppe, der der Beamte 
am Tage vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an- 
gehörte. Die Beamten führen die neue Amtsbezeich- 
nung. Soweit die neue Amtsbezeichnung eine Grund- 
amtsbezeichnung im Sinne der Nummer 1 der Vor- 
bemerkungen zu den Besoldungsordnungen A und 
B ist, können ihr nach Maßgabe dieser Vorbemer- 
kungen Zusätze beigefügt werden. Ist die bisherige 
Amtsbezeichnung nicht in der Rechtsverordnung 
aufgeführt, bestimmt der für das Besoldungsrecht 
zuständige Minister, für die Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die 
oberste Rechts auf Sichtsbehörde im Einvernehmen 
mit dem für das Be soldungs recht zuständigen Mini- 
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(2) In Laufbahnen, in denen für die Befähigung 
die Abschlußprüfung einer anderen, in den Fach- 
hochschulbereich einbezogenen Schule gefordert 
wird oder wurde, sind die Beamten, die den Ab- 
schluß einer solchen Schule nachweisen, den Beam- 
ten mit Abschluß einer Fachhochschule gleichgestellt, 
wenn die Ausbildung hinsichtlich der Qualität und 
der Dauer der Ausbildung an einer Fachhochschule 
vergleichbar war. Das Nähere bestimmt die Bundes- 
regierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates; die Gleichstellung darf jeweils für 
eine Laufbahn beim Bund oder in einem Land frühe- 
stens von dem Zeitpunkt an vorgesehen werden, in 
dem Beamte mit einem Befähigungsnachweis nach 
§ 23 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes nach Abschluß der Lauf- 
bahnausbildung erstmals übernommen werden. 

(3) Absatz 1 gilt auch für die Beamten in Lauf- 
bahnen des gehobenen technischen Dienstes, die die 
Aufstiegsprüfung für den gehobenen technischen 
Dienst bestanden haben sowie für Beamte des ge- 
hobenen technischen Dienstes, die ohne Abschluß 
einer Ingenieurschule angestellt worden sind, wenn 
sie ein Amt bekleiden, für das nach den geltenden 
Laufbahnvorschriften die Abschlußprüfung einer 
Fachhochschule oder einer Ingenieurschule gefordert 
wird. 

(4) Fußnote zur Besoldungsgruppe A 10 in An- 
lage I des Bundesbesoldungsgesetzes gilt für die in 
den Absätzen 1 und 2 aufgeführten Beamten ent- 
sprechend. 

§ 4 

Überleitung der Beamten 

(1) unverändert 


(2) Soweit durch dieses Gesetz Einstufungen, 
Amtszulagen, Amtsbezeichnungen oder Funktions- 
bezeichnungen zu Ämtern geändert sowie Amtszu- 
lagen oder Funktionsbezeichnungen zu Ämtern ein- 
geführt werden, sind die hiervon betroffenen Ämter 
in einer Rechts Verordnung aufzuführen, die die Bun- 
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates er- 
läßt; hierbei können unter Beachtung des § 18 und 
des § 45 des Bundesbesoldungsgesetzes Sonderamts- 
bezeichnungen in Grundamtsbezeichnungen überge- 
leitet werden. Als bisherige Besoldungsgruppe gilt 
die Besoldungsgruppe, der der Beamte am Tage vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes angehörte. Die 
Beamten führen die neue Amtsbezeichnung. Aus- 
nahmsweise kann zugelassen werden, daß Beamte 
für ihre Person ihre bisherige Amtsbezeichnung wei- 
terhin führen können, sofern diese auf eine deutlich 
erkennbare Heraushebung hinweist, die mit der 
neuen Amtsbezeichnung nicht verbunden ist. Soweit 
die neue Amtsbezeichnung eine Grundamtsbezeich- 
nung im Sinne der Nummer 1 der Vorbemerkungen 
zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B ist, 
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ster, welche neue Amtsbezeichnung der Beamte 
führt; die Befugnis kann auf einen anderen Minister 
übertragen werden. 


(3) Ein Beamter, dem auf Grund des § 19 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes, des § 26 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes oder entsprechender lan- 
desrechtlicher Vorschriften oder auf Grund des § 130 
Abs. 1 Satz 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes ein 
Amt mit geringerem Endgrundgehalt oder Grundge- 
halt übertragen worden ist, wird bei Anwendung 
des Absatzes 2 Sätze 1 und 2 so behandelt, wie wenn 
er am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes das 
frühere Amt noch innegehabt hätte und ihm am fol- 
genden Tage das Amt mit geringerem Endgrundge- 
halt oder Grundgehalt übertragen worden wäre. Ist 
von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht wor- 
den, ist der Beamte so zu behandeln, wie wenn er 
am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes die sei- 
nem Amt entsprechende frühere Tätigkeit noch aus- 
üben würde. 

(4) Die künftig wegfallenden Ämter, in denen 
die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen 
Amtsinhaber verbleiben können, sind in einer 
Rechtsverordnung aufzuführen, die die Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates erläßt. Künf- 
tig wegfallende Ämter dürfen den Beamten nicht 
mehr verliehen werden. Einem Beamten, der ein 
künftig wegfallendes Amt innehat, kann jedoch im 
Wege der Beförderung ein ebenfalls als künftig 
wegfallend bezeichnetes Amt verliehen werden, so- 
fern nicht eine Beförderung in ein in den Besol- 
dungsordnungen A oder B ausgebrachtes Amt mög- 
lich ist. 
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können ihr nach Maßgabe dieser Vorbemerkimgen 
Zusätze beigefügt werden. Ist die bisherige Amts- 
bezeichnung nicht in der Rechtsverordnung aufge- 
führt, bestimmt der für das Besoldungsrecht zustän- 
dige Minister, für die Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts die oberste Rechts- 
aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem für das 
Besoldungsrecht zuständigen Minister, welche neue 
Amtsbezeichnung der Beamte führt; die Befugnis 
kann auf einen anderen Minister übertragen werden. 

(2 a) Absatz 2 gilt für die in § 7 aufgeführten 
Ämter der Konrektoren als Vertreter von Schul- 
leitern, wenn die in der Bundeshesoldungsord- 
nung A angegebenen Einstufungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt sind, mit der Maßgabe, daß sie in das 
der Verwendung entsprechende Amt eines Zweiten 
Konrektors oder Zweiten Realsdiulkonrektors über- 
zuleiten sind. Abweichend von Absatz 2 Satz 3 und 4 
kann für Beamte, die bisher die Amtsbezeidinung 
Direktorstellvertreter führten, für ihre Person die 
Führung der Amtsbezeichnung Realsdiulkonrektor 
zugelassen werden, wenn die für dieses Amt in der 
Bundeshesoldungsordnung A angegebenen Einstu- 
fungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind. 

(3) unverändert 


(4) Die künftig wegfallenden Ämter, in denen 
die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen 
Amtsinhaber verbleiben können, sind in einer 
Rechtsverordnung aufzuführen, die die Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates erläßt. In die 
Redits Verordnung können aufgenommen werden: 

1. Ämter, die hei Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
der Anlage I zum Bundeshesoldungsgesetz als 
künftig wegfallend aufgeführt waren, 

2. Ämter in Laufbahnen, in die keine Beamten mehr 
aufgenommen werden, 

3. Einzelämter sowie 

4. Ämter mit einer von der Regelamtsbezeidinung 
abweichenden Amtsbezeichnung in Laufbahnen, 
deren Spitzenämter oberhalb des Eingangsamtes 
der nächsthöheren Laufbahngruppe eingestuft 
sind. 
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Künftig wegfallende Ämter dürfen den Beamten 
nicht mehr verliehen werden. Einem Beamten, der 
ein künftig wegfallendes Amt innehat, kann jedoch 
im Wege der Beförderung ein ebenfalls als künftig 
wegfallend bezeidinetes Amt verliehen werden, so- 
fern nicht eine Beförderung in ein in den Besol- 
dungsordnungen A oder B ausgebrachtes Amt mög- 
lich ist. 

(5) Beamte mit einer Amtsbezeichnung, die sich (5) unverändert 
aus einer Grundamtsbezeichnung im Sinne der Num- 
mer 1 der Vorbemerkungen zu den Besoldungsord- 
nungen A und B und einem Zusatz zusammensetzt, 

führen ihre bisherige Amtsbezeichnung bis zu einer 
Neuregelung über die Beifügung von Zusätzen zu 
den Amtsbezeichnungen weiter. Bis zu diesem Zeit- 
punkt können den vorhandenen und den neu einge- 
stellten Beamten die bisherigen Amtsbezeichnungen 
im Sinne des Satzes 1 neu verliehen werden. 

(6) Beamten, die am Tage vor Inkrafttreten die- (6) unverändert 

ses Gesetzes auf Grund besoldungsgesetzlicher 

Vorschriften abweichend von der allgemeinen Ein- 
stufung für ihre Person Dienstbezüge nach einer 
höheren Besoldungsgruppe erhielten, als nach die- 
sem Gesetz für das entsprechende Amt künftig all- 
gemein vorgesehen ist, werden weiterhin Dienstbe- 
züge nach der höheren Besoldungsgruppe gewährt. 

(7) Ämter in Zwischenbesoldungsgruppen sind in (7) unverändert 

eine Regelbesoldungsgruppe überzuleiten. 

§ 5 § 5 

Überleitung von Beamten bei Körperschaften, unverändert 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
in den Ländern 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung unter Berücksichtigung der 
Grundsätze des § 4 die Ämter folgender Beamter 
überzuleiten und die künftig wegfallenden Ämter in 
diesem Bereich zu bestimmen: 

1. der Beamten der Gemeinden, Gemeindeverbände 
und der sonstigen der Aufsicht eines Landes un- 
terstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts, die am Tage vor 
Inkrafttreten und am Tage des Inkrafttretens die- 
ses Gesetzes im Amt waren, deren Ämter nicht 
in den Landesbesoldungsordnungen aufgeführt 
sind und bei denen 

a) auf Grund dieses Gesetzes die Einstufung, 

Amtszulagen oder Amtsbezeichnungen geän- 
dert oder Amtszulagen eingeführt oder ge- 
strichen werden, 

b) der künftige Wegfall auf Grund dieses Geset- 
zes erforderlich wird, 

2. der Beamten, deren Ämter in den Rechtsverord- 
nungen nach § 21 Abs. 1 und 2 und § 22 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes in der Fassung dieses Ge- 
setzes geregelt sind und die am Tage vor Inkraft- 
treten und am Tage des Inkrafttretens der Rechts- 
verordnung im Amt waren. 
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(2) Die Ermächtigung kann auf den oder die zu- 
ständigen Minister übertragen werden. 

§ 6 

Besoldungsdienstalter der vorhandenen Beamten 

Die Festsetzung des Besoldungsdienstalters der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amt befindlichen 
Beamten bleibt unberührt. Das Besoldungsdienst- 
alter wird auf Antrag des Beamten neu festgesetzt, 
wenn sich auf Grund des Bundesbesoldungsgesetzes 
in der Fassung dieses Gesetzes eine Verbesserung 
ergibt. 

§ 7 

Überschreitung der zulässigen Zahl von Planstellen 
für Konrektoren an Grundschulen, Hauptschulen, 
Grund- und Hauptschulen, Realschulen sowie für 
Studiendirektoren 

Wird bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die nach 
den Funktionsbeschreibungen in den maßgebenden 
Besoldungsgruppen zulässige Zahl von Planstellen 
für Konrektoren an einer Grundschule, Hauptschule, 
Grund- und Hauptschule oder Realschule oder die 
zulässige Zahl von Planstellen für Studiendirekto- 
ren an Gymnasien, berufsbildenden Schulen oder 
Studienseminaren überschritten, so sind nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes freiwerdende Stellen ent- 
sprechend umzuwandeln. 


§ 8 

Überleitung der Richter und Staatsanwälte 

(1) Für die Überleitung der am Tage vor Inkraft- 
treten und am Tage des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes im Amt befindlichen Richter und Staatsan- 
wälte gelten, sofern ihre Einstufung durch dieses 
Gesetz geregelt wird, die nachfolgenden Vorschrif- 
ten. 

(2) Soweit durch dieses Gesetz Einstufungen, 
Amtszulagen, Amtsbezeichnungen oder Funktions- 
bezeichnungen zu Ämtern geändert werden sowie 
Amtszulagen oder Funktionsbezeichnungen zu Äm- 
tern eingeführt oder geändert werden, sind die hier- 
von betroffenen Ämter in einer Rechtsverordnung 
aufzuführen, die die Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates erläßt. Als bisherige Besol- 
dungsgruppe gilt die Besoldungsgruppe, der der 
Richter oder Staatsanwalt am Tage vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes angehörte. Die Staatsanwälte 
führen die neue Amtsbezeichnung. 
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§ 6 

unverändert 


§ 7 

Überschreitung der zulässigen Zahl von Planstellen 
für Konrektoren an Grundschulen, Hauptschulen, 
Grund- und Hauptschulen, Realschulen sowie für 
Studiendirektoren 

Wird bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die nach 
den Funktionsbeschreibungen in den maßgebenden 
Besoldungsgruppen zulässige Zahl von Planstellen 
für Konrektoren, von denen keiner zu dem ständi- 
gen Vertreter des Leiters bestellt ist, an einer 
Grundschule, Hauptschule, Grund- und Hauptschule, 
Realschule oder selbständigen schulformunabhängi- 
gen Orientierungsstufe, jeweils mit mehr als 540 
Schülern, oder die zulässige Zahl von Planstellen für 
Studiendirektoren an Gymnasien, beruflichen Schu- 
len oder Studienseminaren überschritten, so sind 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes freiwerdende 
Stellen entsprechend umzuwandeln. 

§ 8 

Überleitung der Richter und Staatsanwälte 

(1) unverändert 


(2) Soweit durch dieses Gesetz Einstufungen, 
Amtszulagen, Amtsbezeichnungen oder Funktions- 
bezeichnungen zu Ämtern geändert werden sowie 
Amtszulagen oder Funktionsbezeichnungen zu Äm- 
tern eingeführt werden, sind die hiervon betroffenen 
Ämter in einer Rechtsverordnung aufzuführen, die 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rates erläßt. Als bisherige Besoldungsgruppe gilt die 
Besoldungsgruppe, der der Richter oder Staatsanwalt 
am Tage vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an- 
gehörte. Die Staatsanwälte führen die neue Amtsbe- 
zeichnung. § 4 Abs. 2 Satz 4 gilt entsprechend. 

(2 a) Absatz 2 gilt für die in § 10 auf geführten 
Ämter und Funktionen, wenn die in der Bundesbe- 
soldungsordnung R angegebenen Einstufungsvoraus- 
setzungen nicht erfüllt sind, mit der Maßgabe, daß 
Staatsanwälte als Gruppenleiter bei der Staatsan- 
waltschaft bei einem Landgericht sowie Erste 
Staatsanwälte in die Besoldungsgruppe R 1 zuzüg- 
lich einer Amts Zulage von 150 Deutsche Mark, 
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(3) § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. An die Stelle des 
§19 des Beamtenrechtsrahmengesetzes tritt § 32 des 
Deutschen Richtergesetzes. 


§ 9 

Anwendung des § 38 Abs. 2 BBesG 
auf vorhandene Richter und Staatsanwälte 

§ 38 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes findet 
auf die am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
im Amt befindlichen Richter und Staatsanwälte 
des Landes Hessen keine Anwendung. Bleibt im 
übrigen bei der Anwendung der Vorschrift auf die 
am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes im Amt 
befindlichen Richter und Staatsanwälte das der 
Berechnung des Grundgehalts zugrunde zu legende 
Lebensalter hinter dem tatsächlichen Lebensalter 
des Richters oder Staatsanwalts zurück, so ist das 
Grundgehalt nach der Lebensaltersstufe zu gewäh- 
ren, die der Dienstaltersstufe entspricht, die der 
Richter oder Staatsanwalt nach seinem bisherigen 
Besoldungsdienstalter erreicht hat. Dabei entspricht 
die Stufe 1 der Anlage IV Nr. 4 der Dienstalters- 
stufe 6 der Anlage IV Nr. 1 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes in der Fassung dieses Gesetzes. 

§ 10 

Überschreitung der zulässigen Zahl von Planstellen 
für weitere aufsichtführende Richter an Amtsgerich- 
ten, Staatsanwälte als Gruppenleiter und für Ober- 
staatsanwälte als Abteilungsleiter oder Hauptabtei- 
lungsleiter 

Wird bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bei einem 
Amtsgericht die nach der Fußnote 2 zur Besol- 
dungsgruppe R2 zulässige Zahl der Planstellen für 
weitere aufsichtführende Richter überschritten, so 
sind nach Inkrafttreten dieses Gesetzes freiwer- 
dende Stellen entsprechend umzuwandeln. Dies gilt 
auch für die bei einem Landgericht nach der Fuß- 
note 2 zur Besoldungsgruppe R 1 zulässige Zahl der 
Planstellen für Staatsanwälte als Gruppenleiter und 
nach den Fußnoten 6 und 7 zur Besoldungsgruppe 
R2 zulässige Zahl der Planstellen für Oberstaats- 
anwälte als Abteilungsleiter oder Hauptabteilungs- 
leiter. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Richter am Amtsgericht, am Arbeitsgericht oder 
am Sozialgericht als weitere aufsichtführende 
Richter in die Besoldungsgruppe R 2, 

Oberstaatsanwälte als Abteilungsleiter bei der 
Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht in die 
Besoldungsgruppe R 2 und 

Oberstaatsanwälte als Hauptabteilungsleiter bei 
der Staatsanwaltschaft bei einem Landgericht in 
die Besoldungsgruppe R 2 zuzüglich einer Amtszu- 
lage von 150 Deutsche Mark 

überzuleiten sind. 

(3) unverändert 


(4) § 4 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 9 

unverändert 


§ 10 

Überschreitung der zulässigen Zahl von Planstellen 
für weitere aufsichtführende Richter an Amtsgerich- 
ten, Staatsanwälte als Gruppenleiter und für Ober- 
staatsanwälte als Abteilungsleiter oder Hauptabtei- 
lungsleiter 

Wird bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die nach 
der Fußnote 2 zur Besoldungsgruppe R 2 zulässige 
Zahl der Planstellen für weitere aufsichtführende 
Richter an einem Gericht mit 21 und mehr Richter- 
planstellen überschritten, so ist nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes jede zweite freiwerdende Stelle ent- 
sprechend umzuwandeln. Dies gilt auch für die nach 
der Fußnote 2 zur Besoldungsgruppe R 1 zulässige 
Zahl der Planstellen für Staatsanwälte als Gruppen- 
leiter bei einer Staatsanwaltschaft mit 10 und mehr 
Planstellen für Staatsanwälte und für die nach den 
Fußnoten 6 und 7 zur Besoldungsgruppe R 2 zuläs- 
sige Zahl der Planstellen für Oberstaatsanwälte als 
Abteilungsleiter oder Hauptabteilungsleiter. 
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§ 11 § 11 


Überleitungszulage für Beamte und Richter bei Än- 
derung der Einstufung eines Amtes und bei Wegfall 
oder Änderung von ruhegehaltfähigen Zulagen 

(1) Verringern sich durch dieses Gesetz die 
Dienstbezüge oder Amtsbezüge eines Beamten oder 
Richters, weil 

1. das Amt anders eingestuft wird, 

2. eine ruhegehaltfähige Zulage wegfällt oder ge- 
ändert wird, 

so erhält er eine ruhegehaltfähige Überleitungs- 
zulage. 


(2) Die Überleitungszulage wird in Höhe des 
Unterschiedsbetrags zwischen den bisherigen Dienst- 
bezügen oder Amtsbezügen (Grundgehalt, Ortszu- 
schlag, ruhegehaltfähige Zulagen, örtlicher Sonder- 
zuschlag) und den nach diesem Gesetz zustehen- 
den Dienstbezügen (Grundgehalt, Ortszuschlag, 
ruhegehaltfähige Zulagen, örtlicher Sonderzuschlag) 
gewährt. Sie wird hinsichtlich ruhegehaltfähiger 
Stellenzulagen nur solange gewährt, wie die bis- 
herigen Anspnichsvoraussetzungen vorliegen. 

(3) Die Überleitungszulage nimmt an allgemeinen 
Besoldungsverbesserungen mit dem Vomhundert- 
satz teil, um den die Grundgehälter angehoben wer- 
den. Sie verringert sich um jede sonstige Erhöhung 
der Dienstbezüge (Grundgehalt, Ortszuschlag, ruhe- 
gehaltfähige Zulagen, örtlicher Sonderzuschlag) mit 
Ausnahme einer Erhöhung durch eine Änderung 
der Stufe des Ortszuschlages. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß den 
hauptamtlichen Wahlbeamten auf Zeit der Gemein- 
den, Samtgemeinden, Verbandsgemeinden, Ämter 
und Kreise, die eine Überleitungszulage nach den 
Äbsätzen 1 bis 3 erhalten haben, die Überleitungs- 
zulage weitergewährt wird, wenn ihr Beamtenver- 
hältnis wegen Ende der Ämtszeit beendigt war und 
es durch eine unmittelbar darauf erfolgte Wieder- 
wahl neu begründet worden ist. Die Ermächtigung 
zum Erlaß der Rechtsverordnung kann auf den zu- 
ständigen Minister übertragen werden. 

§ 12 

Ausgleichszulage in anderen Fällen 
für Beamte, Richter und Soldaten 

(1) Verringern sich durch dieses Gesetz die Be- 
züge eines Beamten, Richters oder Soldaten, weil 

1. eine nichtruhegehaltfähige Zulage wegfällt oder 
geändert wird, 

2. Äuslandsdienstbezüge geändert werden. 


Überleitungszulage für Beamte und Richter bei Än- 
derung der Einstufung eines Amtes und bei Wegfall 
oder Änderung von ruhegehaltfähigen Zulagen 

(1) Verringern sich durch dieses Gesetz die 
Dienstbezüge oder Amtsbezüge eines Beamten oder 
Richters, weil 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. der neue Grundgehaltssatz von dem bisherigen 
abweicht, 

so erhält er eine ruhegehaltfähige Überleitungs- 
zulage. Bei der Ruhegehaltfähigkeit werden die Min- 
d^stbeträge des Artikel 11 Nr. 2.3 angerechnet. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 12 

Ausgleichszulage in anderen Fällen 
für Beamte, Richter und Soldaten 

(1) unverändert 
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3. Unterhaltszuschüsse einsqhließlich von Zulagen 
oder Bezüge anstelle von Unterhaltszuschüssen 
nach den bisherigen bundes- oder landesrecht- 
lichen Vorschriften durch Anwärterbezüge er- 



so erhält der Beamte, Richter oder Soldat eine 
nichtruhegehaltfähige Ausgleichszulage. 

(2) Die Ausgleichszulage wird 

1. im Falle des Absatzes 1 Nr, 1 in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen der bisherigen und der 
neuen Zulage, bei Wegfall der Zulage in Höhe 
der bisherigen Zulage, 

2. im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen den bisherigen Aus- 
landsdienstbezügen und den Auslandsdienstbe- 
zügen nach diesem Gesetz, 

3. im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen den bisherigen Unter- 
haltszuschüssen einschließlich von Zulagen oder 
zwischen den Bezügen anstelle von Unterhalts- 
zuschüssen und den Anwärterbezügen nach die- 
sem Gesetz 

gewährt. Die Ausgleichszulage wird nur solange ge- 
währt, wie die bisherigen Anspruchsvoraussetzun- 
gen für die Gewährung der Zulage oder der sonsti- 
gen Bezüge weiterhin erfüllt wären. Im Falle des 
Absatzes 1 Nr. 2 wird die Ausgleichszulage läng- 
stens für die Dauer von drei Jahren gewährt; ergibt 
sich durch die Neufestsetzung eines Kaufkraftaus- 
gleichs ein verringerter Kaufkraftzuschlag, so wer- 
den dem Kaufkraftausgleich abweichend von § 57 
die bisherigen Dienstbezüge zugrunde gelegt. 

(3) Die Ausgleichszulage verringert sich vom 
1, Januar 1975 an um jeweils ein Drittel des Be- 
trages, um den sich die Dienstbezüge (ohne Kinder- 
zusdilag, Erschwerniszulagen und Vergütungen), 
im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 die Anwärterbezüge 
auf Grund einer allgemeinen Besoldungs Verbesse- 
rung erhöhen. Sie verringert sich ferner um jede 
sonstige Erhöhung der Dienstbezüge (Grundgehalt, 
Ortszuschlag, Stellenzulagen, örtlicher Sonderzu- 
schlag), im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 der Änwärter- 
bezüge, mit Ausnahme einer Erhöhung durch eine 
Änderung der Stufe des Ortszuschlags, 

(4) Beim Zusammentreffen einer Aüsgleichszu- 
lage nach Absätzen 1 bis 3 mit einer anderen Aus- 
gleichszulage nach dem Ersten Gesetz zur Verein- 
heitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern und dem Zweiten Bundesbesol- 
dungserhöhungsgesetz werden die Ausgleichszu- 
lagen anteilig verringert, höchstens insgesamt um 
den in Absatz 3 genannten Betrag. 

(5) Die Regelungen über andere als unter Ab- 
satz 4 fallende frühere Ausgleichszulagen bleiben 
unberührt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Die Ausgleichszulage verringert sich vom 
1. Januar 1976 an um jeweils ein Drittel des Be- 
trages, um den sich die Dienstbezüge (ohne Er- 
schwerniszulagen und Vergütungen), im Falle des 
Absatzes 1 Nr. 3 die Anwärterbezüge auf Grund 
einer allgemeinen Besoldungsverbesserung erhöhen. 
Sie verringert sich ferner um jede sonstige Erhö- 
hung der Dienstbezüge (Grundgehalt, Ortszuschlag, 
Stellenzulagen, örtlicher Sonderzuschlag), im Falle 
des Absatzes 1 Nr. 3 der Anwärterbezüge, mit Aus- 
nahme einer Erhöhung durch eine Änderung der 
Stufe des Ortszuschlags. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 
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§ 13 

Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit bei Zulagen 

Soweit durch dieses Gesetz eine ruhegehaltfähige 
Zulage durch eine nichtnihegehaltfähige Zulage 
ersetzt und keine ruhegebaltfähige Ausgleichszu* 
läge nach § 1 1 gewährt wird« gilt für die bisherige 
Empfänger von ruhegehaltfähigen Zulagen die neue 
Zulage bis zur Höhe der bisherigen Zulage als 
ruhegehaltfähig. Galt die bisherige Zulage als Be- 
standteil des Grundgehalts, gilt dies für die bisheri- 
gen Empfänger auch für die neue Zulage. 

§ 14 

Aufhebung von besoldungsreditlidien 
Vorsdiriften der Länder 

(1) Die Rechtsvorschriften der Länder, soweit sie 
besoldungsrechtliche Vorschriften im Sinne des § 1 
Abs. 1 bis 3 des Bündesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes enthalten, einsdüießlich 
des Gesetzes über die Amtsbezüge der Richter und 
Staatsanwälte vom 4. März 1970 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I S. 201), 
treten mit Ausnahme folgender Vorschriften außer 
Kraft: 

1. Vorschriften, die nach dem Bundesbesoldungsge- 
setz in der Fassung dieses Gesetzes weiterhin 
von den Ländern getroffen werden können, ein- 
schließlich der Vorschriften über Sachbezüge und 
Aufwandsentschädigungen sowie der Ermächti- 
gungen zum Erlaß von Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften. 

2. Vorschriften über die Wahrung des Rechts- und 

Besitzstandes einschließlich der Vc>rschriften über 
Ausgleichszulagen und Ausgleichsabfindungen; 
diese Vorschriften dürfen nicht mehr zugunsten 
der Beamten und Richter geändert werden. Dies 
gilt nicht für Ämter in Zwischenbesoldungsgrup- 
pen. , 


3. Vorschriften über die Anrechnung anderen Ar- 
beitseinkommens oder eines beamtenrechtlichen 
Unterhaltsbeitrags auf die Bezüge in den Fällen, 
in denen kein Dienst geleistet worden ist. 

4. § 33 Abs. 2 des Landesbesoldungsgesetzes für das 
Land Baden-Württemberg, 

5. § 4 Abs. 1 des Hamburgischen Besoldungsgeset- 
zes, 

6. § 25 a und § 30 des Besoldungsgesetzes für das 
Land Niedersachsen. 

(2) Soweit nach dem Bundesbesoldüngsgesetz in 
der Fassung dieses Gesetzes die Bundesregierung 
ermächtigt ist, durch Rechtsverordmmg bestimmte 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 13 

unverändert 


§ 14 

Aufhebung von besoldungsrechtlichen 
Vorschriften der Länder 

(1) Die Rechtsvorschriften der Länder, soweit sie 
besolc^imgsrechtliche Vorschriften im Sinne des § 1 
Abs. 1 bis 3 des Bundesbesoldimgsgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes enthalten, einschließlich 
des Gesetzes über die Amtsbezüge der Richter und 
Staatsanwälte vom 4. März 1970 (Gesetz- imd Ver- 
ordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I S. 201), 
treten mit Ausnahme folgender Vorschriften außer 
Kraft: 

1. unverändert 


2. unverändert 


2a. Vorschriften über die Rechtsstellung der in den 
Landtag oder den Bundestag gewählten Beamten 
und Richter; solche Vorschriften können auch 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes noch erlassen 
werden. 

3. unverändert 


4. unverändert v 

5. § 4 Abs. 1 und Vorbemerkung Nr. 7 zur Besol- 
dungsordnung A des Hamburgischen Besoldungs- 
gesetzes, 

6. unverändert 
(2) unverändert 
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Bereiche zu regeln, bleiben die Vorschriften der Län- 
der für diese Bereiche bis zum Inkrafttreten der je- 
weiligen Rechtsverordnung der Bundesregierung, 
oder, soweit diese Rechtsverordnung durch Rechts- 
verordnungen der Landesregierungen aus gefüllt 
werden muß, bis zum Inkrafttreten dieser Rechtsver- 
ordnungen in Kraft. 


§ 15 

Aufhebung von bundes- und landesreditlichen 
Vorschriften über Unterhaltszuschüsse 

Die bundes- imd landesrechtlichen Vorschriften 
über Unterhaltszuschüsse und entsprechende Zu- 
wendungen an Beamte auf Widerruf im Vorberei- 
tungsdienst treten außer Kraft. § 14 Abs. 2 gilt ent- 
sprechend. 

§ 16 

Aufhebung von landesrechtlichen Vorschriften über 
Sonderzuwendungen und vermögenswirksamen 
Leistungen 

Die landesrechtlichen Vorschriften über Sonderzu- 
wendungen und vermögenswirksame Leistungen 
treten außer Kraft, soweit sie den in Artikel VI 
Nr, 1 oder 2 dieses Gesetzes erfaßten Personenkreis 
betreffen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


(3) Soweit dieses Gesetz die Länder zur Anpas- 
sung des Landesrechts an Bundesrecht verpflichtet, 
ist die Anpassung innerhalb von zwei Jahren nach 
Verkündung dieses Gesetzes unter Beachtung der in 
diesem Gesetz enthaltenen Vorschriften vorzuneh- 
men. Dies gilt auch für die Ämter in Zwischenbesol- 
dungsgruppen, soweit sie von den Ländern über- 
geleitet werden. § 83 des Bundesbesoldungsgesetzes 
in der Fassung dieses Gesetzes bleibt unberührt." 

§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


§ 16 a 

Aufhebung 

von bundesrechtlichen Vorschriften 
über Abgelegenheitszulagen 
und anderen Zulagen 

(1) Die bundesrechtlichen Vorschriften über Zu- 
lagen, die wegen der Abgelegenheit einer Dienst- 
stelle gewährt werden, treten außer Kraft; dies gilt 
auch für die Zulagen oder Zuwendungen zur Ab- 
geltung besonderer bei der Bewertung des Amtes 
nicht berücksichtigter Erschwernisse, die für diesen 
Bereich gewährt werden. Zuwendungen zur Abgel- 
tung von Aufwand auf Grund von in Satz 1 bezeich- 
ne ten Tatbeständen dürfen nicht gewährt werden. 

(2) § 2 Abs. 4 des Ersten Besoldungsneurege- 
lungsgesetzes vom 6. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 629) wird gestrichen. Sieht ein völkerrechtlicher 
Vertrag für einen Dienst ort im Ausland die Gewäh- 
rung einer Zulage vor, so bleibt die Zulage für 
Beamte mit dienstlichem Wohnsitz an diesem Ort 
aufrechterhalten. 
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§ 17 

Aufhebung von Vorschriften 
über Erschwerniszulagen 

Die bundesreditlidien Vorschriften über die Ge- 
währung von Erschwerniszulagen treten außer Kraft, 
soweit sie die Gewährung der Zulagen für den 
Dienst bei Justizvollzugsanstalten und den Voll- 
zugsdienst der Berufsfeuerwehr betreffen. 

§ 18 

Ortszuschlag für Kasernierte 

(1) In § 39 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
werden ab 1. Januar 1975 die Beträge „270" und 
„251" durch „288" und „268" ersetzt. 

(2) Regelungen der Länder für in Gemeinschafts- 
unterkünften wohnende Beamte, die zu einem gün- 
stigeren Ergebnis als nach § 39 Abs. 2 des Bundes- 
besoldungsgesetzes führen, bleiben unverändert. 

§ 19 

Fortgeltung der Regelungen über künftig 
wegfallende Ämter des Bundes 

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen 
Regelungen über künftig wegfallende Ämter des 
Bundes bleiben bis zum Inkrafttreten der Rechtsver- 
ordnung der Bundesregierung nach § 4 Abs. 4 wei- 
ter in Kraft. 

§ 20 

Zulage für Beamte an Theatern 

Landesrechtliche Vorschriften über die Gewährung 
einer Zulage an Beamte an Theatern können auf- 
rechterhalten bleiben oder durch Rechts Verordnung 
der Landesregierung neu erlassen werden. Es darf 
höchstens eine Stellenzulage von 150 DM gewährt 
werden. Durch die Stellenzulage werden die Beson- 
derheiten des Dienstes an Theatern, insbesondere 
die mit dem Dienst zu ungünstigen Zeiten und mit 
dem Nachtdienst verbundenen Erschwernisse sowie 
ein etwaiger Aufwand abgegolten. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 17 

unverändert 


§ 18 

Ortszuschlag für Kasernierte 


Soweit in Gemeinschaftsunterkünften wohnenden 
Beamten der Länder ein höherer Ortszuschlag ge- 
währt wird als nach § 39 Abs. 2 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes, verbleibt es dabei. 

§ 19 

unverändert 


§ 20 

unverändert 


§ 20 a 

Fortgeltung 

von landes rechtlichen Vor sehr Ilten 
über Zulagen an Beamte von öffentlich- 
rechtlichen V ersicherungsans talt en 

(i) Landesrechtliche Vorschriften, nach denen 
bisher an Beamte von öffentlich-rechtlichen Ver- 
sicherungsanstalten oder Kreditinstituten eine Zu- 
lage in entsprechender Anwendung der für Beamte 
öffentlich-rechtlicher Sparkassen getroffenen Rege- 
lung gewährt worden ist und die bisherige Regelung 
für Beamte der Bayerischen Versicherungskammer 
bleiben unverändert in Kraft. 
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§ 21 

Fortgeltung von Regelungen außerhalb 
der Landesbesoldungsgesetze 

Soweit dieses Gesetz nicht etwas anderes bestimmt, 
bleiben nicht in Landesbesoldungsgesetzen enthal- 
tene Regelungen über die Einstufung und Amtsbe- 
zeichnung der in § 5 aufgeführten Beamten der Ge- 
meinden, Gemeindeverbände und der sonstigen der 
Aufsicht eines Landes unterstehenden Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
bis zur Neuregelung der Ämter in den Landesbesol- 
dungsordnungen weiterhin in Kraft. Sie treten spä- 
testens nach Ablauf von zwei Jahren seit Inkrafttre- 
ten dieser Vorschrift außer Kraft und dürfen nicht 
zugunsten der Beamten geändert werden. 

§ 22 

Aufrechterhaltung von Vorschriften 
für Versorgungsempfänger 

(1) § 77 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fas- 
sung dieses Gesetzes gilt für Versorgungsempfänger 
mit Wohnsitz in Berlin entsprechend. 

(2) Vorschriften des Bundes und der Länder zur 
Überleitung und Anpassung der Versorgungsbezüge, 
die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen 
sind, gelten weiter, jedoch nicht für besoldungsrecht- 
liche Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes; das 
gilt auch für die §§ 48 bis 48 d des Bundesbesol- 
dungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1281) und 
das entsprechende Landesrecht. 

(3) Die Festsetzung des Besoldungsdienstalters 
und des Besoldungslebensalters der bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes vorhandenen Versorgungsempfän- 
ger bleibt unberührt. 


§ 23 

Änderung der Ausgangslage für Artikel VII 

Artikel V des Zweiten Bundesbesoldungserhö- 
hungsgesetzes ist mit Wirkung vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben anzuwen- 
den: 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Durch diese Zulagen werden die mit dem 
Dienst bei öffentlich-rechtlichen Versicherungs- 
anstalten oder Kreditinstituten allgemein verbunde- 
nen Erschwernisse und die mit dem Dienst verbun- 
dene Mehrarbeit mit abgegolten. 

§ 21 

unverändert 


§ 22 

Aufrechterhaltung von Vorschriften 
für Versorgungsempfänger 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Für Versorgungsempfänger, deren Versor- 
gungsfall bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Vorschrift eingetreten ist oder 
eintritt, bleibt ein sich nach bisherigem Recht erge- 
bender höherer Ruhegehaltssatz gewahrt. 

§ 23 

Änderung der Ausgangslage für Artikel VII 

Artikel V des Zweiten Bundesbesoldungserhö- 
hungsgesetzes ist mit Wirkung vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

in § 1 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 und Abs. 4 an die Stelle 
des 31. März 1973 jeweils der 30. November 1973 
tritt. 
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1. An die Stelle des Erhöhungszusdilages von sechs 
vom Hundert nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 tritt ein Er- 
höhung szuschlag von sieben vom Hundert. 

2. Die nach § 1 Abs. 3 Satz 1 erhöhten Versorgungs- 
bezüge und die nach § 1 Abs. 3 Satz 2 erhöhte 
Grundvergütung werden um eins vom Hundert 
erhöht. 

§ 24 

Ubergangsvorschriften für Artikel VII 

Artikel VII dieses Gesetzes ist erstmalig mit fol- 
genden Maßgaben anzuwenden: 


1. Feststellungszeitraum im Sinne des Artikels VII 
§ 3 Abs. 4 dieses Gesetzes ist die Zeit vom 
1. Dezember 1973 bis zum 1. Juli 1974. 

2. Vergleichsmonat des Vorjahres im Sinne des 
Artikels VII § 3 Abs. 3 dieses Gesetzes ist der 
Monat Dezember 1973. Die obersten Bundesbe- 
hörden oder die von diesen ermächtigten Stellen 
und die für das Besoldungsrecht zuständigen Mi- 
nister der Länder teilen dem Bundesminister des 
Innern bis zum 1. Oktober 1974 die Zahl der Be- 
soldungsberechtigten (Artikel VII § 3 Abs. 1 die- 
ses Gesetzes) am 1. Dezember 1973 und am 
1. Juli 1974 und den für diesen Personenkreis 
im Monat Dezember 1973 und im Monat Juli 
1974 entstandenen Besoldungsaufwand (Artikel 
VII § 3 Abs. 1 dieses Gesetzes) mit; die sach- 
liche und rechnerische Richtigkeit der Angaben 
ist festzustellen. 


3. Der für den Feststellungszeitraum nach Num- 
mer 1 festgestellte Anpassungszuschlag wird den 
am 30. November 1973 vorhandenen Versor- 
gungsempfängern vom 1. Januar 1975 an ge- 
währt; Entsprechendes gilt für ihre Hinterbliebe- 
nen. 
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§ 24 

Ubergangsvorschriften für Artikel VII 

Artikel VII dieses Gesetzes ist erstmalig mit fol- 
genden Maßgaben anzuwenden: 

1. Der durchschnittliche Hundertsatz der allgemei- 
nen Erhöhung der Dienstbezüge im Sinne des 
Artikels VII § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes wird für 
das Dritte Bundesbesoldungserhöhungsgesetz 
vom 26. Juli 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 1557) auf 
llr4 vom Hundert festgestellt. 

2. Feststellungszeitraum im Sinne des Artikels VII 
§ 3 Abs. 4 dieses Gesetzes ist die Zeit vom 1. De- 
zember 1973 bis zum 1. Juli 1974. 

3. Vergleichsmonat des Vorjahres im Sinne des 
Artikels VII § 3 Abs. 3 dieses Gesetzes ist der 
Monat Dezember 1973. Die obersten Bundesbe- 
hörden oder die von diesen ermächtigten Stellen 
und die für das Besoldungsrecht zuständigen Mi- 
nister der Länder teilen dem Bundesminister des 
Innern bis zum Ersten des auf das Inkrafttreten 
dieses Gesetzes folgenden Monats die Zahl der 
Besoldungsberechtigten (Artikel VII § 3 Abs. 1 
dieses Gesetzes) am 1. Dezember 1973 und am 
1. Juli 1974 und den für diesen Personenkreis im 
Monat Dezember 1973 und im Monat Juli 1974 
entstandenen Besoldungsaufwand (Artikel VII 
§ 3 Abs. 1 dieses Gesetzes) mit; die sachliche und 
rechnerische Richtigkeit der Angaben ist festzu- 
stellen. 

4. Den für den Feststellungszeitraum nach Num- 
mer 2 festgestellten Anpassungszuschlag gibt der 
Bundesminister des Innern bis zum Ersten des 
auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden 
zweiten Monats im Bundesanzeiger bekannt. Der 
Anpassungszuschlag wird den am 30. November 
1973 vorhandenen Versorgungsempfängern mit 
Wirkung vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an 
gewährt; Entsprechendes gilt für ihre Hinterblie- 
benen. 

§ 24 a 

Ubergangsregelung für Stufenlehrer 

Regelungen über die Besoldung von Lehrern in 
einem Amt mit stufenbezogenem Schwerpunkt dür- 
fen bis zum 31. Dezember 1976 nicht getroffen wer- 
den. 
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Artikel VI 

Übertührung in die neuen Ämter 


§ 1 

Überführung in die Besoldungsordnung C 

(1) Die in die Rechtsstellung von Professoren an 
Hochschulen überzuleitenden oder zu übernehmen- 
den Beamten sind durch Gesetz nach den folgenden 
Grundsätzen einzuordnen: 


a) als Professor in die Besoldungsgruppe C 4 

Professoren an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen) oder entsprechenden Einrichtungen in 
Besoldungsgruppen, deren Grundgehälter min- 
destens denen der Besoldungsgruppe A 16 ent- 
sprechen, 
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§ 24 b 

Übergangsregelung für Sicherheitsdienste 

Regelungen über die Gewährung von Zulagen zur 
pausdialierten Abgeltung der Erschwernisse und 
Aufwendungen bei den Sicherheitsdiensten des Bun- 
des oder der Länder sind bis zum Inkrafttreten der 
Vorbemerkung Nr. 9 zu den Bundesbesoldungsord- 
nungen A und B ln der Fassung dieses Gesetzes un- 
verändert weiter anzuwenden; das Land Hessen darf 
eine gestaffelte Aufwandsentschädigung bis zu 150 
Deutsche Mark gewähren. 


Artikel IX 

Überleitung von Beamten an den Hochschulen 

§ 1 

Übergangsregelung für Hochschullehrer 

(1) Bis zum Inkrafttreten der nach § 76 Abs. 1 
des Hochschulrahmengesetzes zu erlassenden Lan- 
desgesetze gelten die für Beamte an Hochschulen in 
besonderen Besoldungsordnungen der Landesbesol- 
dungsgesetze getroffenen Regelungen oder entspre- 
chende Regelungen innerhalb der Besoldungsord- 
nungen A übergangsweise weiter. Sie dürfen nicht 
zugunsten der Beamten geändert werden. 

(2) Für Beamte, die von den in Absatz 1 bezeich- 
neten Regelungen erfaßt werden und nicht in ein 
Amt der Bundesbesoldungsordnung C oder in ein 
Amt der Bundesbesoldungsordnung A übergeleitet 
oder übernommen werden, gelten die in Absatz 1 
bezeichneten Regelungen ohne die zeitliche Begren- 
zung des Absatzes 1 weiter (künftig wegfallende 
Ämter). 

§ 2 

Überführung in die Bundesbesoldungsordnung C 

(1) Für die besoldungsrechtliche Einordnung der 

in die Rechtsstellung von Professoren überzuleiten- 
den oder zu übernehmenden Beamten gelten die 
nachfolgenden besonderen Vorschriften. 

(2) Die gemäß § 79 Abs. 2 und 3 des Hochschul- 
rahmengesetzes in die Rechtsstellung von Professo- 
ren überzuleitenden oder zu übernehmenden Beam- 
ten sind durch die gemäß § 76 Abs. 1 des genannten 
Gesetzes zu erlassenden Landesgesetze nach folgen- 
den Grundsätzen einzuordnen: 

a) als Professor in die Besoldungsgruppe C 4 

Professoren an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen) oder entsprechenden Einrichtungen 

in Besoldungsgruppen, deren Grundgehälter 
mindestens denen der Besoldungsgruppe A 16 
entsprechen. 
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Professoren an Hochschulen (außer Fadihodi- 
sdiulen) oder entsprechenden Einrichtungen, 
die nach geltendem Recht ein Sondergrundge- 
halt oder einen ruhegehaltfähigen Zuschuß zum 
Grundgehalt beziehen und dadurch das End- 
grundgehalt der Besoldungsgruppe A 15 über- 
schreiten, 

Professoren, die emeritierungsberechtigt sind und 
einer Besoldungsgruppe angehören, deren 
Grundgehälter mindestens denen der Besol- 
dungsgruppe A 15 entsprechen, 

Direktoren von Kunsthochschulen in Besoldungs- 
gruppen, deren Grundgehälter mindestens de- 
nen der Besoldungsgruppe A 16 entsprechen; 

b) als Professor in die Beoldungsgruppe C 3 
die folgenden Beamten auf Lebenszeit: 
Abteilungsdirektoren (und Professoren), 
Abteilungsvorsteher (und Professoren), 


Wissenschaftliche Räte (und Professoren), die 
bis zum 31. Dezember 1973 zum Wissenschaft- 
lichen Rat (und Professor) der Besoldungs- 
gruppe H 2 ernannt worden sind, 

Professoren an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen), soweit sie sich in Besoldungsgruppen 
befinden, deren Grundgehälter mindestens de- 
nen der Besoldungsgruppe A 15 entsprechen, 
und nicht unter Buchstabe a fallen; 

c) als Professor in die Besoldungsgruppe C 2 

die folgenden Beamten auf Lebenszeit, soweit sie 
nicht unter Buchstaben a oder b fallen: 

Wissenschaftliche Räte (und Professoren), 

Professoren an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen), 

Dozenten an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen) oder entsprechenden Einrichtungen. 

( 2 ) Werden nachstehend genannte Beamte in das 
Amt des Professors übernommen, sind sie wie folgt 
einzuordnen: 

in die Besoldungsgruppe C 3 
Leitende Oberärzte, 

Oberärzte, 

Dozenten an Hochschulen in der Stellung eines 
außerplanmäßigen Professors; 

b) höchstens in die Besoldungsgruppe C 3 

andere Beamte in Besoldungsgruppen, deren 
Grundgehälter mindestens denen der Besol- 
dungsgruppe A 15 entsprechen; 


Professoren an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen) oder entsprechenden Einrichtungen, 
die nach geltendem Recht ein Sondergrundge- 
halt oder einen ruhc?gehaltfähigen Zuschuß zum 
Grundgehalt beziehen und dadurch das End- 
grundgehalt der Besoldungsgruppe A 15 über- 
schreiten, 

Professoren, die emeritierungsberechtigt sind und 
einer Besoldungsgruppe angehören, deren 
Grundgehälter mindestens denen der Besol- 
dungsgruppe A 15 entsprechen, 

Direktoren von Kunsthochschulen in Besoldungs- 
gruppen, deren Grundgehälter mindestens de- 
nen der Besoldungsgruppe A 16 entsprechen; 

b) als Professor in die Besoldungsgruppe C 3 
die folgenden Beamten auf Lebenszeit: 

Abteilungsdirektoren (und Professoren), 
Abteilungs Vorsteher (und Professoren), 

Wissenschaftliche Räte (und Professoren), so- 
weit sie sidi in Besoldungsgruppen befinden, 
deren Grundgehälter mindestens denen der 
Besoldungsgruppe A 15 entsprechen, 

Wissenschaftliche Räte (und Professoren), die 
bis zum 31. Dezember 1973 zum Wissenschaft- 
lichen Rat (und Professor) der Besoldungs- 
gruppe H 2 ernannt worden sind, 

Professoren an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen), soweit sie sich in Besoldungsgruppen 
befinden, deren Grundgehälter mindestens 
denen der Besoldungsgruppe A 15 entsprechen, 
und nicht unter Buchstabe a fallen; 

c) als Professor in die Besoldungsgruppe C 2 

die folgenden Beamten auf Lebenszeit, soweit sie 
nicht unter Buchstaben a oder b fallen: 

Wissenschaftliche Räte (und Professoren), 

Professoren an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen), 

Dozenten an Hochschulen (außer Fachhoch- 
schulen) oder entsprechenden Einrichtungen. 

( 3 ) Werden nachstehend genannte Beamte in das 
Amt des Professors übernommen, sind sie wie folgt 
einzuordnen: 

a) in die Besoldungsgruppe C 3 

Leitende Oberärzte, 

Oberärzte, 

Dozenten an Hochschulen in der Stellung eines 
außerplanmäßigen Professors; 

b) höchstens in die Besoldungsgruppe C 3 

andere Beamte in Besoldungsgruppen, deren 
Grundgehälter mindestens denen der Besol- 
dungsgruppe A 15 entsprechen; 
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c) nach Maßgabe sachgerechter Bewertung in die 
Besoldungsgruppe C 2 oder C 3 

die nicht unter Buchstaben a und b bezeichneten 
Beamten; die Einordnung in die Besoldungs- 
gruppe C 3 darf nur vorgenommen werden, so- 
weit dadurch die in Nummern 1 und 2 der Allge- 
meinen Vorschriften zu der Besoldungsordnung C 
bezeichneten Obergrenzen nicht überschritten 
werden. 

§ 2 

Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 

Beamte auf Lebenszeit oder auf Probe, die über- 
wiegend Aufgaben als wissenschaftlicher oder künst- 
lerischer Mitarbeiter wahrnehmen sollen, sind unter 
Wahrung des Besitzstandes in die Ämter des Arti- 
kels V Nr, 10 oder entsprechende Ämter der Länder 
zu übernehmen. 


Artikel VII 

Übergangsvorschriften 

(1) An landesrechtlich staatlich anerkannten oder 
genehmigten Hochschulen, deren Personal im Dienst 
des Bundes steht, darf nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, an den Hochschulen der Länder darf nach 
dem Inkrafttreten des nach Artikel VIII erlassenen 
Landesgesetzes Beamten, die Aufgaben im Sinne 
des § 106 des Beamtenrechtsrahmengesetzes oder 
als wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbeiter 
wahrnehmen sollen, ein anderes als eines der in der 
Besoldungsordnung C in der Fassung der Anlage 
dieses Gesetzes oder als eines der in Artikel V 
Nr. 10 bezeichneten Ämter nicht mehr übertragen 
werden. Satz 1 gilt nicht für Lehrkräfte für beson- 
dere Aufgaben und nicht für Beförderungen in 
Ämter der Bes. -Gr. A 14, für die Planstellen im Sinne 
des § 5 Abs. 5 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
eingerichtet worden sind. 

(2) Dienstherren, bei denen die Vomhundertsätze 
der Nummer 1 der Allgemeinen Vorschriften zu der 
Besoldungsordnung C in der Fassung der Anlage 
dieses Gesetzes infolge der Überführung der Beam- 
ten entscheidend den Grundsätzen des Artikels VI 
§ 1 überschritten werden, dürfen bis zur Erreichung 
der Vomhundertsätze neue Planstellen für Professo- 
ren nur in der Weise ausbringen, daß von diesen 
Planstellen insgesamt höchstens 50 vom Hundert 
den Besoldungsgruppen C 4 und C 3, der Besol- 
dungsgruppe C4 höchstens 30 vom Hundert, zuge- 
wiesen werden. 

(3) Dienstherren, bei denen der Vomhundertsatz 
der Nummer 2 der in Absatz 2 bezeichneten Allge- 
meinen Vorschriften infolge der Überführung der 
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c) nach Maßgabe sachgerechter Bewertung in die 
Besoldungsgruppe C 2 oder C 3 

die nicht unter Buchstaben a und b bezeichneten 
Beamten; die Einordnung in die Besoldungs- 
gruppe C 3 darf nur vorgenommen werden, so- 
weit dadurch die in § 35 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes bezeichneten Obergrenzen nicht über- 
schritten werden. 


§ 3 

Überführung der wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiter 

Werden Beamte auf Grund des § 79 Abs. 7 des 
Hochschulrahmengesetzes in Ämter als wissenschaft- 
liche oder künstlerische Mitarbeiter übergeführt, 
so sind sie der Besoldungsgruppe ihres bisherigen 
Amtes entsprechend und unter Wahrung ihres Be- 
sitzstandes in das Amt eines Akademischen Rates, 
Akademischen Oberrates, Akademischen Direktors 
oder Leitenden Akademischen Direktors zu über- 
nehmen. 

§ 4 

Ubergangsvorschriften für die Überführung in 
die Bundesbesoldungsordnung C 

(1) An landesrechtlich staatlich anerkannten oder 
genehmigten Hochschulen, deren Personal im Dienst 
des Bundes steht, darf nach dem 1. Januar 1977, an 
den Hochschulen der Länder darf nach dem Inkraft- 
treten der nach § 2 Abs. 2 getroffenen landesgesetz- 
lichen Regelung Beamten, die Aufgaben als Pro- 
fessoren, als Hochschuldozenten oder als wissen- 
schaftliche oder künstlerische Mitarbeiter wahrneh- 
men sollen, ein anderes als eines der in der Bundes- 
besoldungsordnung C oder als eines der in § 3 be- 
zeichneten Ämter nicht mehr übertragen werden. 
Satz 1 gilt nicht für Lehrkräfte für besondere Auf- 
gaben und nicht für Beförderungen in Ämter der 
Besoldungsgruppe A 14, für die Planstellen im Sinne 
des § 25 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes ein- 
gerichtet worden sind. 

(2) Dienstherren, bei denen die Vomhundertsätze 
des § 35 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in- 
folge der Überführung der Beamten entsprechend 
den Grundsätzen des § 2 überschritten werden, dür- 
fen bis zur Erreichung der Vomhundertsätze neue 
Planstellen für Professoren nur in der Weise ausbrin- 
gen, daß von diesen Planstellen insgesamt höchstens 
50 vom Hundert den Besoldungsgruppen C 4 und 
C 3, der Besoldungsgruppe C 4 höchstens 30 vom 
Hundert, zugewiesen werden. 


(3) Dienstherren, bei denen der Vomhundertsatz 
des § 35 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in- 
folge der Überführung der Beamten entsprechend 
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Beamten entsprechend den Grundsätzen des Ar- 
tikels VI § 1 überschritten wird, dürfen bis zur Er- 
reichung des Vomhundertsatzes neue Planstellen für 
Professoren nur in der Weise ausbringen, daß von 
diesen Planstellen der Besoldungsgruppe C 3 höch- 
stens 30 vom Hundert zugewiesen werden. 

(4) Professoren der Besoldungsgruppe C 4, die 
entsprechend Artikel VI § 3 Abs. 4 einen Zuschuß 
erhalten, der als Zuschuß im Sinne von Nummer 3 
Buchstabe b (Sonderzuschuß) der in Absatz 2 be- 
zeichneten Allgemeinen Vorschriften gilt, werden 
auf den in Nummer 3 Buchstabe c der Allgemeinen 
Vorschriften genannten Vomhundertsatz und ihr 
Sonderzuschuß auf den dort bezeichneten Gesamt- 
betrag der Zuschüsse angerechnet. Soweit dadurch 
bei einem Dienstherrn mehr als 13 vom Hundert 
der Gesamtzahl der Planstellen der Besoldungs- 
gruppe C4 als Zuschußplanstellen in Anspruch ge- 
nommen werden, kann der Dienstherr für die Neu- 
gewährung von Sonderzuschüssen Planstellen im 
Umfang von bis zu 7 vom Hundert der Gesamtzahl 
der in die Besoldungsgruppe C4 entsprechend Ar- 
tikel VI § 1 Abs. 1 eingeordneten Beamten zur Ver- 
fügung stellen; der Gesamtbetrag im Sinne der 
Nummer 3 Buchstabe c Satz 2 der Allgemeinen 
Vorschriften erhöht sich entsprechend. 

(5) Landesrechtliche Vorschriften, nach denen 
Abfindungen gewährt werden, die zur Abgeltung 
der den Höchstbetrag oder den Festbetrag der Kol- 
leggeldpauschalen übersteigenden früheren Anteile 
an den Unterrichtsgebühren bestimmt sind, bleiben 
unberührt. 

(6) Für Studienprofessoren der Besoldungsgruppe 
H 3 des Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein- 
Westfalen gilt Artikel VI § 1 Abs. 1 Buchstabe b. 
Abweichend von Artikel VI ^ 1 Abs. 1 dürfen 
Wissenschaftliche Räte und Professoren, die vor 
dem 1. Juli 1970 bereits als Wissenschaftliche Ab- 
teilungsvorsteher und Professoren der Besoldungs- 
gruppe H3 des Besoldungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen angehörten, in die Besol- 
dungsgruppe C4 eingeordnet werden, soweit da- 
durch die in Nummer 1 der in Absatz 2 bezeichneten 
Allgemeinen Vorschriften genannten Vomhundert- 
sätze nicht überschritten werden. 

(7) Hauptberuflichen Leitern von Hochschulen, 
die am Tage vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
einer höheren als der nach § 5 Abs. 1 des Bundes- 
besoldungsgesetzes in der Fassung des Artikels V 
Nr. 2 Budistabe b dieses Gesetzes für sie maßge- 
benden Besoldungsgruppe angehörten, kann eine 
ruhegehaltfähige Ausgleichszulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages der Grundgehälter gewährt 
werden. 

(8) Die Bayerische Staatsregierung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß Professoren der 
Besoldungsgruppen C3 und C4 als Leiter eines 
Materialprüfungsamts 50 vom Hundert der von dem 
Materialprüfungsamt erzielten Reineinnahmen, 
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den Grundsätzen des § 2 überschritten wird, dürfen 
bis zur Erreichung des Vomhundertsatzes neue Plan- 
stellen für Professoren nur in der Weise ausbringen, 
daß von diesen Planstellen der Besoldungsgruppe 
C 3 höchstens 30 vom Hundert zugewiesen werden. 


(4) Professoren der Besoldungsgruppe C 4, die 
entsprechend § 5 Abs. 4 einen Zuschuß erhalten, der 
als Zuschuß im Sinne von Nummer 2 (Sonderzu- 
schuß) der Vorbemerkungen zur Bundesbesoldungs- 
ordnung C gilt, werden auf den in Nummer 2 Abs. 2 
der Vorbemerkungen genannten Vomhundertsatz 
und ihr Sonderzuschuß auf den dort bezeichneten 
Gesamtbetrag der Zuschüsse angerechnet. Soweit 
dadurch bei einem Dienstherrn mehr als 13 vom 
Hundert der Gesamtzahl der Planstellen der Besol- 
dungsgruppe C 4 als Zuschußplanstellen in Anspruch 
genommen werden, kann der Dienstherr für die Neu- 
gewährung von Sonderzuschüssen Planstellen im 
Umfang von bis zu 7 vom Hundert der Gesamtzahl 
der in die Besoldungsgruppe C 4 entsprechend § 2 
Abs. 1 eingeordneten Beamten zur Verfügung stel- 
len; der Gesamtbetrag im Sinne der Nummer 2 
Abs. 2 Satz 2 der Vorbemerkungen erhöht sich ent- 
sprechend. 


(5) Für Studienprofessoren der Besoldungsgruppe 
H 3 des Besoldungsgesetzes für das Land Nordrhein- 
Westfalen gilt § 2 Abs. 2 Buchstabe b. Abweichend 
von § 2 Abs. 2 dürfen Wissenschaftliche Räte und 
Professoren, die vor dem 1. Juli 1970 bereits als 
Wissenschaftliche Abteilungsvorsteher und Profes- 
soren der Besoldungsgruppe H 3 des Besoldungsge- 
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen angehör- 
ten, in die Besoldungsgruppe C 4 eingeordnet wer- 
den, soweit dadurch die in § 35 Abs. 1 des Bundes- 
besoldungsgesetzes genannten Vomhundertsätze 
nicht überschritten werden. 
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höchstens jedoch 24 000 DM jährlich erhalten; die 
Bayerische Staatsregierung kann eine entsprechende 
Regelung für den Leiter einer gerichtsmedizinisdien 
Einrichtung einer wissenschaftlichen Hochschule 
treffen, der die Untersuchung über die Alkoholkon- 
zentration im Blut sowie die Erstattung und Ver- 
tretung hierauf bezüglicher Gutaditen vor Gerichten 
und Behörden als Dienstaufgabe übertragen sind. Bei 
der Ermittlung der Reineinnahmen sind von den Roh- 
einnahmen die mit den Prüfungen und Untersuchun- 
gen im Zusammenhang stehenden Aufwendungen 
und ein Pauschbetrag von 10 vom Hundert der Roh- 
einnahmen für die Benutzung der für Lehre und 
Forschung vorhandenen Gebäude und Einrichtungen 
abzusetzen. 

§ 3 

Wahrung des Besitzstandes 

(1) Für die Wahrung des Besitzstandes der ent- 
sprechend den Vorschriften des § J in die Besol- 
dungsgruppen C 4, C 3 und C 2 übergeführten Be- 
amten sowie für die als Assistenzprofessoren über- 
nommenen Beamten gelten die Absätze 2 bis 4. 

(2) Die Professoren der Besoldungsgruppen C 4, 
C 3 und C 2 sind entsprechend ihrem Besoldungs- 
dienstalter in die Dienstaltersstufen einzureihen. 
Professoren der Besoldungsgruppe C 4, denen nach 
bisherigen landesrechtlichen Vorschriften Dienst- 
alterszulagen vorweg gewährt worden sind, werden 
in die Dienstaltersstufe eingereiht, die — gemessen 
an der Zahl der Dienstalterszulagen — den gleichen 
Abstand vom Endgrundgehalt hat wie ihr bisheriges 
Grundgehalt; die Zeitpunkte des Aufsteigens in den 
Dienstaltersstufen bis zum Endgrundgehalt bleiben 
unverändert. 

(3) Professoren der Besoldungsgruppen C 3 und 
C 2, deren neues Grundgehalt niedriger ist als der 
Gesamtbetrag von Grundgehalt, Stellenzulage und 
Monatsbetrag des Kolleggeldpauschales, der ihnen 
beim Verbleiben in ihrem bisherigen Amt jeweils 
zugestanden hätte, erhalten eine nichtruhegehalt- 
fähige Ausgleichszulage in Höhe des jeweiligen Un- 
tersÄiedsbetrages; die Ausgleichszulage ist ruhe- 
gehaltfähig, soweit sie zum Ausgleich des Grund- 
gehalts oder einer ruhegehaltfähigen Stellenzulage 
dient. Satz 1 gilt sinngemäß für Assistenzprofesso- 
ren. Als Kolleggeldpauschale gelten auch entspre- 
chende unter anderer Bezeichnung gewährte pau- 
schalierte Abfindungen für die Unterrichtstätigkeit. 
Soweit Professoren bisher anstelle des Kolleggeld- 
pauschales ein Unterrichtsgeld erhalten haben, tritt 
der in den letzten zwölf Monaten vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes auf einen Monat durchschnittlich 
entfallende Anteil an die Stelle des Monatsbetrages 
des Kolleggeldpauschales. 

(4) Professoren der Besoldungsgruppe C4, deren 
neues Grundgehalt unter Berücksichtigung des Ab- 
satzes 2 niedriger ist als der Gesamtbetrag von 
Grundgehalt (oder Sondergrundgehalt), Zuschuß zur 
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§ 5 

Wahrung des Besitzstandes 

(1) Für die Wahrung des Besitzstandes der ent- 
sprechend den Vorschriften des § 2 in die Besol- 
dungsgruppen C 4, C 3 und C 2 übergeführten Be- 
amten sowie für die als Hodischuldozenten über- 
nommenen Beamten gelten die nachfolgenden be- 
sonderen Vorschriften. 

(2) Die Professoren der Besoldungsgruppen C 4, 
C 3 und C 2 sind entsprechend ihrem Besoldungs- 
dienstalter in die Dienstaltersstufen einzureihen. 
Professoren der Besoldungsgruppe C 4, denen nach 
bisherigen landesrechtlichen Vorschriften Dienst- 
alterszulagen vorweg gewährt worden sind, werden 
in die Dienstaltersstufe eingereiht, die — gemessen 
an der Zahl der Dienstalterszulagen — den gleichen 
Abstand vom Endgrundgehalt hat wie ihr bisheriges 
Grundgehalt; die Zeitpunkte des Aufsteigens in den 
Dienstaltersstufen bis zum Endgrundgehalt bleiben 
unverändert. 

(3) Professoren der Besoldungsgruppen C 3 und 
C 2, deren neues Grundgehalt niedriger ist als der 
Gesamtbetrag von Grundgehalt, Stellenzulage und 
Monatsbetrag des Kolleggeldpauschales, der ihnen 
beim Verbleiben in ihrem bisherigen Amt jeweils 
zugestanden hätte, erhalten eine nichtruhegehalt- 
fähige Ausgleichszulage in Höhe des jeweiligen Un- 
terschiedsbetrages; die Ausgleichszulage ist ruhe- 
gehaltfähig, soweit sie zum Ausgleich des Grund- 
gehalts oder einer ruhegehaltfähigen Stellenzulage 
dient. Satz 1 gilt sinngemäß für Hochschuldozenten. 
Als Kolleggeldpauschale gelten auch entsprechende 
unter anderer Bezeichnung gewährte pauschalierte 
Abfindungen für die Unterrichtstätigkeit. Soweit 
Professoren bisher anstelle des Kolleggeldpauschales 
ein Unterrichtsgeld erhalten haben, tritt der in den 
letzten zwölf Monaten vor dem 1. Januar 1977 auf 
einen Monat durchschnittlich entfallende Anteil an 
die Stelle des Monatsbetrages des Kolleggeldpau- 
schales. 

(4) Professoren der Besoldungsgruppe C 4, deren 
neues Grundgehalt unter Berü^sichtigung des Ab- 
satzes 2 niedriger ist als der Gesamtbetrag von 
Grundgehalt (oder Sondergrundgehalt), Zuschuß zur 
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Ergänzung des Grundgehalts und Monatsbetrag des 
Kolleggeldpausdiales, der ihnen in ihrem bisherigen 
Amt zuletzt zugestaiiden hat, erhalten den Unter- 
sdiiedsbetrag als Zuschuß nach Nummer 3 der All- 
gemeinen Vorschriften zu der Besoldungsordnung C 
in der Fassung der Anlage dieses Gesetzes. Der 
Unterschiedsbetrag gilt 

a) als ruhegehaltfähiger Zuschuß im Sinne von 
Nummer 3 Buchstabe b (Sonderzuschuß) der in 
Satz 1 bezeichneten Allgemeinen Vorschriften, 
soweit das neue Grundgehalt niedriger ist als der 
ruhegehaltfähige Anteil des in Satz 1 bezeich- 
neten Gesamtbetrages; dabei gilt der Monatsbe- 
trag des Kolleggeldpauschales in Höhe von 
250 DM als ruhegehaltfähig; 

b) als Zuschuß im Sinne von Nummer 3 Buchstabe a 
der in Satz 1 bezeichneten Allgemeinen Vor- 
schriften 

aa) bis zum Betrage von 520 DM, wenn die Be- 
züge auf Grund einer Berufung von einer 
Planstelle für ordentliche Professoren in eine 
Planstelle für ordentliche Professoren oder 
auf Grund einer Bleibeverhandlung zur Ab- 
wendung einer solchen Berufung erhöht wor- 
den sind, 
oder 

bb) bis zum Betrage von 1 040 DM, wenn die 
Bezüge auf Grund einer und mindestens 
einer weiteren Berufung oder Bleibever- 
handlung im Sinne des Buchstaben aa) er- 
höht worden sind; 

c) im übrigen als nichtruhegehaltfähiger Zuschuß 
im Sinne von Nummer 3 Buchstabe b (Sonder- 
zuschuß) der in Satz 1 bezeichneten Allgemeinen 
Vorschriften. 

Satz 2 ist auf Beamte im Sinne des § 1 Abs. 1 
Buchstabe a, die nicht die Rechtsstellung eines 
ordentlichen Professors hatten, entsprechend anzu- 
wenden. 
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Ergänzung des Grundgehalts und Monatsbetrag des 
Kolleggeldpauschales, der ihnen in ihrem bisherigen 
Amt zuletzt zugestanden hat, erhalten den Unter- 
schiedsbetrag als Zuschuß nach Nummern 1 und 2 
der Vorbemerkungen zur Bundesbesoldungsord- 
nung C. Der Unterschiedsbetrag gilt 

a) als ruhegehaltfähiger Zuschuß im Sinne von 
Nummer 2 (Sonderzuschuß) der in Satz 1 bezeich- 
neten Vorbemerkungen, soweit das neue Grund- 
gehalt niedriger ist als der ruhegehaltfähige An- 
teil des in Satz 1 bezeichneten Gesamtbetrages; 
dabei gilt der Monatsbetrag des Kolleggeldpau- 
schales in Höhe von 250 DM als ruhegehaltfähig; 

b) als Zuschuß im Sinne von Nummer 1 der in Satz 1 
bezeichneten Vorbemerkungen 

aa) bis zum Betrage von 613 DM, wenn die Be- 
züge auf Grund einer Berufung von einer 
Planstelle für ordentliche Professoren in 
eine Planstelle für ordentliche Professoren 
oder auf Grund einer Bleibeverhandlung zur 
Abwendung einer solchen Berufung erhöht 
worden sind, 
oder 

bb) bis zum Betrage von 1 226 DM, wenn die 
Bezüge auf Grund einer und mindestens 
einer weiteren Berufung oder Bleibever- 
handlung im Sinne des Buchstaben aa er- 
höht worden sind; 

c) im übrigen als nichtruhegehaltfähiger Zuschuß 
im Sinne von Nummer 2 (Sonderzuschuß) der in 
Satz 1 bezeichneten Vorbemerkungen. 

Satz 2 ist auf Beamte im Sinne des § 2 Abs. 2 
Buchstabe a, die nicht die Rechtsstellung eines 
ordentlichen Professors hatten, entsprechend anzu- 
wenden. 

(5) Für die aus einem privatrechtlichen Arbeits- 
verhältnis in ein Beamtenverhältnis übernommenen 
Professoren und Hochschuldozenten an Hochschulen 
der Bundeswehr gelten die Absätze 2, 3 und 4 ent- 
sprechend. 

Artikel X 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Neubekanntmachung des 1. BesVNG 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Erste Gesetz zur Vereinheitlichung und Neu- 
regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
in der vom 1. Juli 1975 an geltenden Fassung mit 
neuem Datum bekanntzumachen und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlautes zu beseitigen. 
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§ 25 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 26 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft, soweit Ab- 
satz 2 nichts anderes bestimmt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. Artikel I § 23 Abs. 2, Anlage I Vorbemerkung 
Nr. 7, 10, Artikel II Nr. 9, Artikel III und Arti- 
kel VIII § 3 mit Wirkung vom 1. Januar 1974; 

2. Artikel I, §§ 7, 55 bis 61, Artikel IV § 1 Nr. 12 
bis 17, § 2 Nr. 6 bis 8, § 3, Artikel V §§ 1, 2 
Abs. 1 Nr. 1, 2, 6, 7, §§ 3, 4 am 1. Januar 1975. 
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§ 2 

Berlin-Klausel 

unverändert 


§ 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1975 in Kraft, 
soweit die Absätze 2 und 3 nichts anderes bestim- 
men. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten in Kraft: 

1. Artikel I § 76, Artikel III § 1, Artikel VIII § 3 
Abs. 2 mit Wirkung vom 1. Januar 1974; 

2. Artikel I §§ 79, 80, mit Wirkung vom 1. Januar 
1975; 

3. Artikel I Anlage I Vorbemerkung Nr. 9 zu den 

Bundesbesoldungsordnungen A und B am 1. Ja- 
nuar 1977. 

(3) Das Inkrafttreten des Artikels I § 23 Abs. 2 
und der Fußnote 1 zu der Besoldungsgruppe A 10 
der Bundesbesoldungsordnung A wird für den Be- 
reich der Länder durch Landesgesetz bestimmt, so- 
weit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes (Absatz 1) 
eine dem § 5 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes in der am Tage vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes (Absatz 1) geltenden Fassung entspre- 
chende Regelung für Landesbeamte nicht gilt; hier- 
bei können für einzelne Laufbahnen unterschied- 
liche Zeitpunkte des Inkrafttretens vorgesehen wer- 
den. 
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